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14. Sitzung 

Bonn, den 10. Februar 1977 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröff-
net. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die Tagesordnung um die Wahl der Mitglieder des 
Gemeinsamen Ausschusses — Drucksache 8/103 — 
ergänzt werden. — Das Haus ist damit einverstan-
den. 

Ich schlage vor, diese Wahl heute als ersten Ta-
gesordnungspunkt zu behandeln. — Ich stelle Ihr 
Einverständnis fest. 

Ich rufe den Zusatzpunkt zur Tagesordnung auf: 

Wahl der Mitglieder des Gemeinsamen Aus-
schusses 

— Drucksache 8/103 — 

Zur Wahl der Mitglieder des Gemeinsamen Aus-
schusses liegt Ihnen auf Drucksache 8/103 ein inter-
fraktioneller Antrag vor. Wer diesem Antrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Antrag ist einstimmig angenommen. Damit sind die 
Mitglieder des Gemeinsamen Ausschusses gewählt. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Empfehlungen und Entschlie-
ßungen der Nordatlantischen Versammlung 
bei ihrer 22. Jahrestagung in Williamsburg 
(Virginia, USA) vom 14. bis 19. November 
1976 

— Drucksache 8/27 — 

Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Mattick. 

Mattick (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen! 
Meine Herren! Es sei mir gestattet, angesichts der 
bevorstehenden Debatte über die Empfehlungen und 
Entschließungen der Nordatlantischen Versammlung 
auf ihrer Jahrestagung in Williamsburg meinen Be-
richt zur Sache mit einigen persönlichen Bemerkun-
gen. einzuleiten. 

Die Presseberichte im Zusammenhang mit der 
Jahrestagung der Nordatlantischen Versammlung in 

Williamsburg und die polemischen Andeutungen in 
der Debatte zur Regierungserklärung veranlassen 
mich, hier auch zur Aufhellung der Umstände bei-
zutragen, die zu der Auseinandersetzung zwischen 
Koalition und Opposition in Williamsburg geführt 
haben. 

Die deutsche Delegation in der Nordatlantischen 
Versammlung hat vor der Jahrestagung in Williams-
burg — wie bisher üblich — eine Vorbereitungssit-
zung in Bonn abgehalten. Dort hat der Botschafter 
der Bundesrepublik bei der NATO, Herr Pauls, 
einen Lagebericht gegeben. Dabei hätte die Möglich-
keit bestanden, wie es früher üblich war, eventuelle 
Resolutionsentwürfe, die von deutscher Seite ein-
gebracht werden sollten, vorzulegen. Die Delega-
tion der CDU-Vertreter hat es auch dort nicht für 
nötig befunden, uns über ihre Absichten zu infor-
mieren. Die Delegation ist dann ein weiteres Mal 
vor Beginn der Tagung in Williamsburg zu einer 
gemeinsamen Sitzung in Anwesenheit des deut-
schen Botschafters in den Vereinigten Staaten, 
Herrn von Staden, zusammengetreten. Die CDU/ 
CSU-Vertreter haben es auch dort nicht für nötig 
befunden, die Delegation über ihr Vorhaben, eine 
Deutschlandentschließung einzureichen, zu unter-
richten. Im übrigen haben sich die Vertreter der 
CDU/CSU an den Vorbesprechungen, die sonst sehr 
eingehend waren, nur gering beteiligt. An der zwei-
ten vereinbarten Zusammenkunft haben nur zwei 
Vertreter der Bundestagsfraktion der CDU/CSU teil-
genommen. Diese beiden gehören dem 8. Deutschen 
Bundestag nicht mehr an. Die Bundesratsseite der 
CDU/CSU war bei der Vorbesprechung in Williams-
burg überhaupt nicht vertreten, obwohl wir wußten, 
daß viele Kollegen schon in Williamsburg waren. 

Ich erwähne das, um deutlich zu machen, daß 
hier durch das Verhalten der Kollegen von der 
CDU/CSU eine veränderte Situation eingetreten ist. 
Es war üblich, die Vorbesprechungen zu benutzen, 
um festzustellen, mit welchem Gewicht die Gesamt-
delegation auf der NATO-Parlamentarierkonferenz 
auftritt und ob es unterschiedliche Einschätzungen 
gibt. Wir haben uns früher auch über Personalfra-
gen verständigt. Insofern ist eine neue Situation 
eingetreten. Sie können sich selbst erläutern, wo-
her das gekommen ist, und können sich auch die 
Frage vorlegen, ob es unter diesen Umständen noch 
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Mattick 
möglich ist, daß auf solchen Veranstaltungen und 
Konferenzen eine nationale Gemeinschaft zum Aus-
druck kommt, wie das früher der Fall war. 

Ohne Vorankündigung wurde uns zu Beginn der 
Sitzung des Politischen Ausschusses ein Resolu-
tionsentwurf vorgelegt, der schon über den Aus-
schuß zu uns kam, der in der vorgelegten Form in 
keinem Zusammenhang mit den im Politischen Aus-
schuß zu debattierenden Themen stand. Dieser Ent-
wurf, vorgelegt von Herrn Titzck und Herrn Blu-
menfeld, trug den Titel: Entwurf einer Entschlie-
ßung zu den Menschenrechtsverletzungen der Deut-
schen Demokratischen Republik und an der inner-
deutschen Grenze. Auf der Tagesordnung des Poli-
tischen Ausschusses stand aber nicht das Verhal-
ten der DDR gegenüber der eigenen Bevölkerung, 
sondern im Zusammenhang mit dem Bericht des Be-
richterstatters des Politischen Ausschusses, Herrn 
Dankert, die Ost-West-Beziehungen insgesamt, die 
Entwicklung in Spanien, die Rolle der kommuni-
stischen Parteien in Westeuropa, die NV-Politik 
und andere weltpolitische Fragen. Der Berichterstat-
ter selbst hatte dem Politischen Ausschuß Entschlie-
ßungsentwürfe über Spanien und Südafrika vorge-
legt. 

Ich habe es dann für notwendig befunden, mit 
meinen Kollegen gemeinsam den Politischen Aus-
schuß in Abstimmung unter uns angesichts der 
neuen Entwicklung im Ost-West-Verhältnis eine 
diesbezügliche Entschließung vorzulegen. Noch wäh-
rend der Sitzung des Politischen Ausschusses habe 
ich versucht, eine Verständigung über eine gemein-
same Entschließung in der deutschen Delegation zu 
erreichen. Die CDU/CSU-Vertreter waren dazu nicht 
bereit. Auch in diesem meinem Entschließungsent-
wurf habe ich darauf hingewiesen, daß die Entspan-
nungspolitik insgesamt in Mitleidenschaft gezogen 
wird, wenn die osteuropäischen Länder und die DDR 
bei der Durchführung der Schlußakte von Helsinki, 
insbesondere bei den menschlichen Kontakten, bei 
der Familienzusammenführung und anderen, wie im 
Korb III behandelt, Schwierigkeiten machen. Man 
hätte meines Erachtens durchaus einen Teil der 
CDU-Resolution hier einbauen können. Meine dahin 
gehenden Vorschläge haben die CDU/CSU-Vertreter 
im Politischen Ausschuß jedoch abgelehnt. Sie haben 
nicht nur ihren eigenen Resolutionstext aufrecht-
erhalten, sondern darüber hinaus Änderungsanträge 
zu meinem Entschließungsantrag vorgelegt. 

Hier wurde erkennbar, daß die CDU-Vertreter 
nicht gewillt waren, den Mehrheitswillen in einer 
interfraktionell zusammengesetzten Delegation zu 
respektieren. Meines Erachtens muß die politische 
Mehrheit in einer interfraktionellen Delegation an-
gemessen zum Ausdruck kommen können. Wir ha-
ben das auch früher respektiert. Unsere Bereit-
schaft, die Minderheitsmeinung innerhalb einer De-
legation gelten zu lassen, habe ich erklärt. Diese 
Bereitschaft wurde mit einseitigen, nicht abgestimm-
ten Änderungsanträgen beantwortet. Das Ergebnis 
der Debatte im Politischen Ausschuß war, daß sich 
die CDU-Vertreter mit ihrem Resolutionsentwurf so-
wie mit den meisten Änderungsanträgen gegenüber 
dem von uns eingebrachten Resolutionsentwurf nicht 
durchsetzen konnten. Die Austragung innerdeut-

scher Querelen fand in diesem Ausschuß bei den 
übrigen Mitgliedern des Politischen Ausschusses 
wenig Verständnis. Senator Javits, der amerikani-
sche Senator, ein Freund von Herrn Blumenfeld, 
nannte den Vorschlag Titzck/Blumenfeld, wie er sich 
ausdrückte: unpolitisch, um nicht zu sagen apolitisch. 
Nach der Entscheidung des Politischen Ausschusses, 
meinen Resolutionsentwurf anzunehmen und den 
Antrag der CDU/CSU abzulehnen, konnte man da-
von ausgehen, daß die Entschließung des Politischen 
Ausschusses im Plenum angenommen werden würde. 

Die vom Politischen Ausschuß angenommene Ent-
schließung wurde in dieser Form dem Plenum vor-
gelegt, das den endgültigen Beschluß zu fassen 
hatte. Der im Plenum vorliegende Entschließungs-
entwurf über die künftigen Ost-West-Beziehungen 
und die Entspannung ging in der Präambel sowohl 
auf die Schwierigkeiten der Entspannung als auch 
auf die Notwendigkeit der Fortsetzung des Entspan-
nungsprozesses ein. 

Im operativen Teil wurden zwei Punkte angespro-
chen, nämlich das Thema Rüstungskontrolle und die 
Belgrader KSZE-Konferenz im Juni 1977 mit dem 
Ziel, bei gründlicher Erörterung dort über die Zu-
kunft der Entspannungspolitik zu entscheiden. Die 
CDU/CSU-Vertreter haben dann sowohl in der Prä-
ambel als auch im operativen Teil der Resolution 
Änderungen vorgeschlagen und damit den im Poli-
tischen Ausschuß gescheiterten Vorstoß wiederholt. 
In die Präambel sollte nach Meinung von Herrn Blu-
menfeld und der übrigen CDU/CSU-Vertreter der 
Delegation der folgende Absatz eingefügt werden: 

Bezugnehmend auf die Verpflichtungen, die von 
den Teilnehmern der KSZE betreffend die Ach-
tung der Menschenrechte als notwendiger Vor-
aussetzung für freundschaftliche Beziehungen 
zwischen Staaten eingegangen wurden, und ins-
besondere auf das flagrante Beispiel der Ver-
letzung der Menschenrechte an der innerdeut-
schen Grenze, die auch die Trennungslinie zwi-
schen NATO und dem Warschauer Pakt bildet; 

Im operativen Teil sollte nach dem Hinweis auf die 
Abrüstungs- und Rüstungskontrollverhandlungen 
und die Belgrader KSZE-Konferenz folgender Punkt 3 
aufgenommen werden: 

... politischen und moralischen Einfluß auf die 
Regierung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik auszuüben, um sie zu veranlassen, inner-
halb ihres Territoriums alle Verpflichtungen 
hinsichtlich der Menschenrechte und grundlegen-
den Freiheiten gemäß der Schlußakte der KSZE 
und der entsprechenden Dokumente der Verein-
ten Nationen zu achten. 

Auch in dieser Situation haben wir den Versuch ge-
macht, einen Kompromiß herbeizuführen, der von 
der gesamten Delegation hätte getragen werden 
können. Wiederum lehnten die CDU/CSU-Vertreter 
ab. 

Wir haben uns dann bereit erklärt, den ersten 
Teil des Änderungsantrages der CDU anzunehmen. 
Der zweite Teil war jedoch aus unserer Sicht nicht 
zu akzeptieren. Ich habe deshalb meinerseits einen 
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Änderungsantrag eingebracht mit dem Ziel, den er-
sten Teil des Änderungsantrages der CDU anzu-
nehmen und den zweiten Teil abzulehnen. Der 
Grund dafür, meine Damen und Herren, daß ich mich 
gegen diesen Teil des Änderungsantrages von Herrn 
Blumenfeld gewandt habe, liegt nicht darin, daß ich 
mich bzw. wir uns an Menschenrechtsverletzungen 
in der DDR vorbeimogeln wollten, nein, der Grund 
liegt darin, daß meine Freunde und ich keine Hoff-
nung sehen, Menschenrechten durch angeblich poli-
tischen Druck zum Durchbruch zu verhelfen, weil wir 
erstens nicht erwarten können, daß unsere Bündnis-
partner einer solchen Aufforderung nachkommen 
werden und können — ich will das an dem Beispiel 
der Türkei sagen: man überlege einmal, daß man an 
die Türkei appelliere, bei der DDR hinsichtlich der 
Durchsetzung der Menschenrechte Einfluß auszu-
üben; das Fernschreiben sollte dann möglichst noch 
von Zypern abgeschickt werden —, und weil wir 
zweitens der Auffassung sind, daß die praktische 
Durchsetzung der Menschenrechte nicht nur ein deut-
sches Problem ist. Menschenrechte werden in dieser 
Welt, wie sie ist, in vielen Ländern verletzt. Ein 
exzessiver Prozeß schlägt ins Gegenteil um, wenn er 
keine Wirkung hat, und er kann in dem Sinne keine 
Wirkung haben! Mit solchen Herausforderungen 
stärken wir die Position derer, die auf der anderen 
Seite den kalten Krieg als die leichtere Position an-
sehen. Für uns Deutsche sind dies innerdeutsche An-
gelegenheiten, für unsere Partner ist das Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten eines fremden Staa-
tes. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang daran, daß 
der türkische Vertreter in der Plenarsitzung davor 
gewarnt hat, uns innerhalb der NATO um eine Lö-
sung des Zypernproblems zu bemühen. Er meinte, 
die beiden Mächte Türkei und Griechenland würden 
das ohne unsere Einmischung besser tun. Ich erin-
nere daran, daß der neugewählte Präsident, der 
Engländer de Freitas davor gewarnt hat, eine solche 
Entschließung anzunehmen. Dies zu diesem Thema. 
Und wenn wir heute Überlegungen anstellen, kön-
nen wir uns einmal die Frage vorlegen, wie der vom 
Plenum gegebene Auftrag verwirklicht werden soll. 
Vielleicht ist Herr Kollege Blumenfeld in der Lage, 
in einem Jahr Vollzugserklärungen darüber abzu-
geben, wie diesem Auftrag Rechnung getragen wer-
den konnte. Ich denke, das ist nicht der richtige 
Weg. 

Lassen Sie mich nun zu den übrigen Themen 
kommen, die wir im Politischen Ausschuß behandelt 
haben. Ein sehr wichtiges Thema war die Frage, wie 
wir uns hinsichtlich des Exports von Kernenergie-
anlagen zu verhalten haben. Die Initiative zu der 
zu diesem Thema vorliegenden Resolution ging von 
der amerikanischen Delegation aus. Die wichtigste 
Forderung, die in der entsprechenden Entschließung 
aufgestellt wurde, besteht darin, einem vorläufigen 
Aufschub des Transfers nuklearer Aufbereitungsan-
lagen in Länder, die keine Nuklearwaffen besitzen, 
zuzustimmen, bis ausreichende internationale Sicher-
heitsvorkehrungen und Normen zur Verhinderung 
der Proliferation vereinbart sind. Diese Frage wird 
uns in diesem Hause noch in einem anderen Zusam-
menhang beschäftigen. 

Ein weiteres Thema, das von großer aktueller 
Bedeutung ist, war die Frage einer Übernahme von 
Regierungsgewalt durch kommunistische Parteien. 
Hier hat die Nordatlantische Versammlung deutlich 
ihre Besorgnis und ihre Skepsis gegenüber Erklä-
rungen einiger Vertreter dieser Parteien zum Aus-
druck gebracht. Dem Politischen Ausschuß lag ein 
Bericht des Generalberichterstatters des Politischen 
Ausschusses vor, der — das möchte ich hier sagen 
— sehr umstritten war, und zwar nicht nur unter 
uns, sondern in der gesamten Versammlung. Der 
Bericht hat nicht die Zustimmung der Mehrheit der 
Mitglieder der Versammlung gefunden. Er wurde 
jedoch als ein „anregender persönlicher Beitrag des 
Berichterstatters" gewürdigt. Ich empfehle allen Kol-
legen, diesen Bericht zu lesen, da wir mit diesen 
Thesen in Europa in Zukunft ganz sicher weiter kon-
frontiert werden. 

Weitere Themen, die aus der Diskussion des Poli-
tischen Ausschusses hervorgegangen sind und die 
ihren Niederschlag in Resolutionen gefunden haben, 
waren Spanien und das südliche Afrika. 

Zu Spanien war die mehrheitliche, beinahe die 
einheitliche Auffassung, daß die Voraussetzung ei-
ner Annäherung Spaniens an das Atlantische Bünd-
nis und die Europäische Gemeinschaft der erfolg-
reiche Abschluß der Demokratisierung ist. 

Im südlichen Afrika hat die Versammlung die 
Initiative des damaligen Außenministers Kissinger 
einmütig unterstützt. Es ist zu hoffen, daß die darin 
zum Ausdruck kommende Afrikapolitik der Ver-
einigten Staaten von der neuen amerikanischen Re-
gierung fortgeführt wird. 

Auf die Themen, die im Militärausschuß der 
Nordatlantischen Versammlung behandelt wurden, 
möchte ich hier nicht im einzelnen eingehen. Diese 
Themen werden meine Kollegen in der Debatte auf-
greifen. Ich möchte mich hier an dieser Stelle dar-
auf beschränken zu sagen, daß es die SPD-Bundes-
tagsfraktion für erforderlich hält, angesichts der 
Auseinandersetzung, die zur Zeit über diese Frage 
im westlichen Bündnis geführt wird, eine Große 
Anfrage einzubringen und in diesem Hause im Zu-
sammenhang mit der Beantwortung dieser Großen 
Anfrage erneut über dieses wichtige Thema zu dis-
kutieren. 

Besonderes Gewicht wurde auch auf dieser Jah-
restagung der Nordatlantischen Versammlung auf 
Wirtschaftsfragen gelegt. Im Mittelpunkt der Dis-
kussion standen auch diesmal die Probleme, die sich 
hinsichtlich einer Neuordnung der Weltwirtschaft 
und einer weltweiten Arbeitsteilung zwischen In-
dustrie- und Entwicklungsländern stellen. Die Sta-
bilisierung der Exporterlöse, die die Europäische 
Gemeinschaft im Lomé-Abkommen im Verhältnis 
zu den ihr verbundenen Entwicklungsländern ge-
funden hat, wurde allgemein als ein nachahmens-
wertes Beispiel empfunden. Einhellige Auffassung 
der Vertreter des Wirtschaftsausschusses war, die 
Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem Gebiet im 
Rahmen des Atlantischen Bündnisses durch regel-
mäßige Gipfelkonferenzen zu verbessern. 

Aus der Arbeit der übrigen Ausschüsse möchte 
ich nur noch hervorheben, daß der Ausschuß für 
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Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) 
(Drucksache 8/86 Frage B 2) : 

Ist die Bundesregierung bereit, in konkreten Fällen, in denen 
vom Arbeitsamt einem Betrieb binnen eines Jahrs keine deut-
schen Fachkräfte vermittelt werden können, ausländischen Ar-
beitnehmern trotz Anwerbestopp eine Arbeitserlaubnis erteilen 
zu lassen? 

In seiner Regierungserklärung vom 16. Dezember 
1976 hat der Herr Bundeskanzler bekräftigt, daß 
der Anwerbestopp beibehalten wird. Dabei verkennt 
die Bundesregierung nicht, daß der Anwerbestopp 
für bestimmte Betriebe und Wirtschaftsbereiche Pro-
bleme aufwirft. Diese an sich unerwünschte Auswir-
kung muß jedoch in Kauf genommen werden, um 
zu verhindern, daß die Probleme des Arbeitsmarktes 
und die bereits aufgetretenen Engpässe in der sozia-
len Infrastruktur durch die Neueinreise ausländi-
scher Arbeitnehmer verstärkt werden. 

Im übrigen zeigen die an das Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung gerichteten Eingaben, 
daß es Betrieben, die sich um Ausländer bemühen, 
nicht so sehr an Fachkräften mangelt. Vielmehr 
haben sie in der Regel Schwierigkeiten, Arbeitneh-
mer für weniger angenehme und vielfach auch ge-
ring bezahlte Hilfstätigkeiten zu finden. 

Die Vermittlungsbemühungen müssen sich dem-
nach auf die am inländischen Arbeitsmarkt verfüg-
baren Arbeitnehmer konzentrieren. In diesem Zu-
sammenhang kommt dem arbeitsmarktpolitischen 
Programm der Bundesregierung vom 10. November 
1976 eine besondere Bedeutung zu. Die Bundesre-
gierung erwartet, daß die dort vorgesehenen Ver-
mittlungshilfen (Mobilitäts- und Eingliederungshil-
fen) einen verbesserten Ausgleich von Angebot 
und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt bewirken 
werden. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretär von Schoeler auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Schäfer (Offenburg) 
(SPD) (Drucksache 8/86 Frage B 7): 

Treffen Informationen zu, wonach in der DDR beabsichtigt ist, 
gegenüber Helmstedt radioaktiven Müll zu lagern, und wenn 
ja, welches Gefährdungspotential ergibt sich daraus auch für die 
Bundesrepublik Deutschland? 

Die DDR hat ihre Pläne zur Herrichtung eines End-
lagers für radioaktive Abfälle im März 1976 anläß-
lich eines Symposiums der Internationalen Atom-
energie-Kommission (IAEA) bekannt gemacht. 

Danach ist beabsichtigt, das ehemalige Salzberg-
werk Bartensleben, etwa 5-10 km östlich der DDR-
Grenze bei Helmstedt, nach dem Modell „Asse" zu 
einem Endlager für schwach- bis mittelaktive Abfälle 
umzurüsten; bisher wurden, soweit bekannt, noch 
keine radioaktiven Abfälle eingelagert. 

Die DDR ist vertraglich verpflichtet, abgebrannte 
Brennelemente aus ihren Kernkraftwerken in der 
UdSSR aufarbeiten zu lassen, so daß in der DDR kein 
hochaktiver Aufarbeitungsabfall anfällt. 

Es kann davon ausgegangen werden, daß Bartens-
leben zur Endlagerung radioaktiver Abfälle aus der 
Isotopenanwendung und dem Kernkraftwerksbe-
trieb verwendet werden wird. 

Damit wäre diese grenznahe DDR-Anlage ver-
gleichbar mit unserer Versuchsanlage Asse bei Wol-
fenbüttel, die ebenfalls nur wenige Kilometer von 
der DDR-Grenze entfernt liegt. 

Von der DDR-Anlage ist ebensowenig wie von 
der Versuchsanlage Asse zu befürchten, daß dadurch 
die unmittelbare oder weitere Entfernung gefährdet 
wird. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage B 8) : 

Warum sind im neuen Statistischen Jahrbuch 1976 die Ostge-
biete des deutschen Reichs nicht mehr ausgewiesen, und warum 
werden diese Gebiete als Ausland gerechnet? 

Statistische Angaben über die Ostgebiete des 
Deutschen Reichs sind letztmals im Statistischen 
Jahrbuch 1970 enthalten. Neuere Zahlen ließen sich 
aus methodischen und technischen Gründen nicht 
mehr darstellen, insbesondere wegen der fehlenden 
Vergleichbarkeit zu den früheren deutschen Kreisen, 
Regierungsbezirken und Provinzen. Von der bis 1970 
üblichen Veröffentlichung einiger weniger, in der 
Gebietsabgrenzung und im Aussagewert unsicherer 
Zahlen aus der polnischen Bevölkerungsstatistik so-
wie der Darstellung einer Tabelle über den Güter-
umschlag mit den ehemals deutschen Ostseehäfen 
wurde daher Abstand genommen. In den Erläute-
rungen zum Statistischen Jahrbuch (vgl. beispiels-
weise Ausgabe 1972, S. XV) ist ein entsprechender 
Hinweis gegeben. 

Das Fehlen deckungsgleicher Angaben in den Ta-
bellen des Statistischen Jahrbuches hat die Bundes-
regierung auch veranlaßt, im Zusammenhang mit der 
Neugestaltung des Statistischen Jahrbuches ab 1975 
auf die noch verbliebenen geografischen Angaben 
zu verzichten. 

Bezüglich des zweiten Teils Ihrer Frage bemerke 
ich, daß in den Allgemeinen Vorbemerkungen zu 
den Internationalen Übersichten des Statistischen 
Jahrbuches darauf hingewiesen ist, daß die dort 
enthaltenen Angaben sich auf die Gebietseinheiten 
beziehen, die sich aufgrund der gegenwärtigen tat-
sächlichen (de facto) Grenzen ergeben. Diese Form 
der Darstellung schließt in keiner Weise eine Be-
stätigung oder Anerkennung des politischen Status 
eines Landes oder der Grenzen seines Gebietes ein 
(vgl. hierzu Statistisches Jahrbuch 1976, S. 581). 
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Erziehung und Wissenschaft außerordentlich gute 
Arbeit im Zusammenhang mit der Durchführung 
der KSZE-Schlußakte geleistet hat und dazu um-
fangreiches Dokumentationsmaterial über den 
Stand der Verwirklichung der Beschlüsse von Hel-
sinki insbesondere im Hinblick auf Korb III vorge-
legt hat. Auch diese Thematik wird uns hier noch 
in einem anderen Zusammenhang weiter beschäf-
tigen. 

Auf die Ergebnisse, die die Nordatlantische Ver-
sammlung erzielt hat, möchte ich an dieser Stelle 
nur aufmerksam machen. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, so weit eine kurze Darstellung des 
Berichts von der Nordatlantischen Parlamentarier-
konferenz. Ich möchte wünschen, daß wir im Aus-
wärtigen Ausschuß, dem wir den Bericht überwei-
sen werden, nicht nur über den Inhalt, sondern 
auch einmal über die Formen und über Zusammen-
arbeit oder Nichtzusammenarbeit auf dieser Konfe-
renz ins Gespräch kommen, damit sich das, was 
wir in Williamsburg erlebt haben, nicht wiederholt, 
es sei denn, wir sind in einer neuen Phase, daß die 
Sammlung der Eurokonservativen — Herr von 
Hassel schaut mich gerade so groß an — einen Bruch 
bezüglich gemeinsamer nationaler Aufgaben in 
solchen Konferenzen mit sich bringt. Ich hoffe, daß 
das nicht so ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Damm. 

Damm (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Für denjenigen, der nicht mit den 
Gepflogenheiten des Parlaments vertraut ist, mußte 
diese Rede als ein Debattenbeitrag erscheinen. Sie 
war gemeint als die Darlegung eines Berichterstat-
ters. Ich muß sagen, Herr Kollege Mattick, Sie ha-
ben die Geduld der Mitglieder unserer Fraktion 
reichlich strapaziert, denn Sie haben als Bericht-
erstatter einen einseitigen Standpunkt vertreten. Sie 
haben im Grunde dargelegt, warum Sie sich nicht in 
der Lage sahen, die Menschenrechtsverletzungen 
der DDR mit uns gemeinsam anzuprangern. Wir 
werden diesen Punkt hier noch zu debattieren ha-
ben. Dies ist aber nicht die Aufgabe eines Bericht-
erstatters. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Mattick? 

Damm (CDU/CSU) : Selbstverständlich, Frau Prä-
sidentin. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte schön, Herr Mat-
tick. 

Mattick (SPD) : Herr Kollege Damm, würden Sie 
mir zustimmen, wenn ich feststelle, daß ich zwar als 
Berichterstatter den Wunsch geäußert, den Anspruch 
gestellt habe, die Debatte bezugnehmend auf den 

Bericht zu eröffnen, daß aber nach der Tagesord-
nung eine Berichterstattung in dem Sinne nicht vor-
gesehen war? Ich dachte auch, diese erfolgt erst, 
wenn wir mit dem Antrag aus dem Auswärtigen 
Ausschuß kommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Corterier? 

Damm (CDU/CSU) : Aber natürlich. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte. 

Dr. Corterier (SPD) : Herr Damm, ist es nicht an der 
Zeit, daß diese unwahre Darstellung, die leider auch 
von Mitgliedern der CDU aus der Delegation in der 
Nordatlantischen Versammlung verbreitet worden 
ist, endlich aus der Welt kommt, wir hätten den 
Teil der Resolution, in dem die Menschenrechtsver -
letzungen an der innerdeutschen Grenze angepran-
gert werden, abgelehnt? Herr Damm, wir haben 
diesem Teil ausdrücklich zugestimmt. 

Damm (CDU/CSU) : Meine Damen und Herren, ich 
will auf beide Fragen und auf das, was Herr Mattick 
im Zusammenhang gesagt hat, folgendes sagen, ohne 
die Debatte, die nachher Herr Blumenfeld mit Ihnen 
führen wird, im einzelnen vorwegzunehmen: Die 
deutschen Sozialdemokraten sahen sich nicht in der 
Lage, einem Antrag zuzustimmen, der die Mitglieds-
regierungen der NATO aufforderte, politischen und 
moralischen Einfluß auf die Regierung der DDR zu 
nehmen, um eben die DDR zu veranlassen, die Men-
schenrechtsverletzungen endlich einzustellen. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU] : Genau so war es!) 

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammen-
hang hat Herr Mattick z. B. gesagt, seit einem halben 
Jahr werde an der Zonengrenze nicht mehr ge-
schossen, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

und man müsse doch nun vorsichtig mit der DDR 
umgehen, sonst würde man die Entspannung gefähr-
den. Das war der Kern der Debatte in Williamsburg. 
Meine Damen und Herren, nicht nur wir auf der 
Seite der Opposition dieses Hauses hatten dafür 
kein Verständnis, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

sondern die Konservativen, die Christlichen Demo-
kraten und die Liberalen im NATO-Parlament hatten 
dafür kein Verständnis und haben deswegen unse-
rem Antrag zur Mehrheit verholfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Kunz 
[Weiden] [CDU/CSU]: Genauso war es!) 

Meine Damen und Herren, ich will noch eine letz-
te Bemerkung machen, weil Herr Mattick hier einen 
amerikanischen Senator zitiert hat. Er hat gesagt, 
daß Herr Senator Javits sich peinlich berührt über 
diese Debatte zwischen den Deutschen gezeigt habe. 
Tatsache ist, daß Javits in der Plenarabstimmung 
dem Antrag, der von uns gestellt worden ist, zuge-
stimmt hat. 

(Mattick [SPD]: Das ist gar nicht wahr!) 
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— Aber natürlich, die Amerikaner haben dieser Ent-
schließung zugestimmt. So ist es gewesen. 

(Mattick [SPD] : Der war beim Zahnarzt! Das 
ist sogar berichtet worden! — Heiterkeit 

bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Nordatlantische 
Versammlung beschäftigt sich logischerweise nicht 
nur mit den Fragen der Entspannung, sondern auch 
mit den Fragen der Lage der Allianz selbst. Ich 
meine, der Deutsche Bundestag handelt richtig, daß 
er sich heute in die Strategiedebatte einschaltet. 
Wir stehen ja seit Wochen in einer weltweiten 
Debatte über die Strategie der Allianz, und es ist 
höchste Zeit, daß auch wir unseren Beitrag dazu 
liefern. Dazu ist der Bericht der Nordatlantischen 
Versammlung eine gute Gelegenheit. Das, was die 
NATO-Konferenzen in Brüssel im vergangenen 
Dezember an Ergebnis gebracht haben, ist ein alar-
mierendes Signal, so daß wir zusätzlichen Grund 
haben, uns mit diesen Dingen zu beschäftigen. 

Es kommt hinzu — wer wollte das leugnen? —, 
daß der Präsidentenwechsel in Amerika natürlicher-
weise bereits Unruhe in der dortigen Administra-
tion verursacht und zusätzlichen Grund liefert, daß 
wir uns mit diesen Fragen beschäftigen. 

Ich füge hinzu, meine Damen und Herren: Wir 
sollten uns ehrlich zu Beginn eines jeden Jahres, 
wenn der Bericht der Nordatlantischen Versamm-
lung vorliegt und die Ergebnisse der Dezember-
konferenzen der NATO bekannt sind, hier in die-
sem Hause über den Zustand der Allianz und über 
die Entspannungspolitik unterhalten, damit die 
Stimme des Deutschen Bundestages dazu auch ge-
hört werden kann. Wir gäben auf diese Weise den 
Fragen der Sicherheit, der Sicherung des Friedens, 
der Freiheit und der Menschenrechte den Rang — 
auch im Stellenwert unserer Debatten —, der ihnen 
vor allen anderen gebührt; denn was schon im 
ersten Quartal dieses Jahrhunderts gegolten hat, 
gilt doch leider im letzten Quartal erst recht, näm-
lich das Wort von Friedrich Naumann „Was nützt 
die ganze Sozialpolitik, wenn die Kosaken kom-
men?". 

(von Hassel [CDU/CSU] : Völlig richtig! — 
Zuruf des Abg. Voigt [SPD] — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

Das natürliche Spannungsverhältnis, in dem diese 
Debatte wie jede sicherheitspolitische Debatte steht, 
ist die Spannung zwischen wahrheitsgemäßer Schil-
derung der tatsächlichen Lage einerseits und den 
Notwendigkeiten der Geheimhaltung andererseits, 
ist einerseits die Versuchung, zu dramatisieren, 
andererseits die Versuchung, zu verharmlosen; ist 
sicher auch die Versuchung, parteipolitisches Kapi-
tal aus einer solchen Debatte zu schlagen, anstatt 
das allgemeine Wohl in den Vordergrund zu stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Darum halte ich es für den richtigen Weg, über 
die Unbestechlichkeit bei der Sammlung der Tat-
sachen, über die Nüchternheit bei ihrer Bewertung 
und über die Klarheit und Klugheit bei den Schluß-
folgerungen zu den richtigen Ergebnissen zu kom-

men und diese dann leidenschaftlich zu verwirk-
lichen. 

Wie sehen die militärischen Tatsachen aus? Wir 
stehen vor der Tatsache einer anhaltenden, beunru-
higenden Verstärkung der militärischen Macht des 
Warschauer Pakts. Die Außenminister sagen eigens: 
zu Lande, zu Wasser und in der Luft. 

Zweitens. Wir müssen die Tatsachen zur Kennt-
nis nehmen, daß der Schwerpunkt der konven-
tionellen Rüstung des Warschauer Pakts auf der 
zunehmenden Fähigkeit zur offensiven Kampffüh-
rung liegt. 

Drittens. Wir haben der Tatsache ins Auge zu 
sehen, daß der Warschauer Pakt sich gerade in 
Mitteleuropa die Fähigkeit verschafft, ausgedehnte 
offensive Operationen mit nur geringen Vorberei-
tungen durchführen zu können. Um es aus unserer 
Sicht noch einmal anders zu formulieren: Die 
Sowjets haben ihre nichtnuklearen Streitkräfte, die 
Westdeutschland gegenüberstehen, mit der Fähig-
keit ausgestattet, eine Invasion Europas mit einer 
Vorwarnung von nur wenigen Tagen zu beginnen 
— eine Invasion, die möglicherweise verheerende 
Wirkungen hätte. Das letztere, meine Damen und 
Herren, ist ein Zitat aus dem Bericht der Senatoren 
Nunn und Bartlett, der vor 14 Tagen veröffentlicht 
worden ist. 

Dies also ist das Ergebnis einer unbestechlichen 
Tatsachenbeschreibung: erstens eine anhaltende 
Verstärkung der militärischen Macht des War-
schauer Pakts weltweit und insbesondere in Mittel-
europa; zweitens die wachsende Fähigkeit des War-
schauer Pakts zur offensiven Kampfführung; drit-
tens die rapide Abnahme der Vorwarnzeit für den 
Westen. 

Wie bewerten wir nun diese Bedrohung? Ich 
sage zuerst, was das meines Erachtens und unseres 
Erachtens nicht bedeutet. Wachsende Aufrüstung 
des Ostens läßt nicht den Schluß zu, daß die 
Sowjets morgen oder in absehbarer Zeit in Mittel-
europa einen Krieg vom Zaun brechen würden. Es 
gibt keinen Grund zur Panik. Aber die Lage, wie sie 
ist, und die fortschreitende Verschiebung des kon-
ventionellen Kräftegleichgewichts in Mitteleuropa 
müssen uns mit Sorge erfüllen und uns zur Vor-
sorge veranlassen, solange es noch Zeit ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es gibt einen doppelten Grund zur Sorge: Erstens. 
Während der Westen eine Politik der Entspannung 
gegenüber dem Osten betreibt und der Osten jeden 
Tag seine Entspannungsbereitschaft wortreich be-
tont, betreibt Moskau zur gleichen Zeit die massiv-
ste Aufrüstung, die die Welt je gesehen hat. Zwei-
tens. Diejenigen, die die Entspannungspolitik nicht 
nüchtern, sondern euphorisch — ich könnte auch 
sagen: ideologisch — betrieben haben, die das 
Ergebnis der Entspannungspolitik schon im voraus 
kannten, indem sie behaupteten, sie hätten den 
Frieden sicherer gemacht, diese blinden Anhänger 
der Entspannungspolitik leugnen die wachsende 
Bedrohung, versuchen sie zu verharmlosen oder 
wenigstens zu verschweigen. 
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Leider hat sich auch der deutsche Verteidigungs

-

minister seit gut einem Jahr in den Chor dieser Ver

-
harmloser eingefügt und wird auf diese Weise zum 
Kronzeugen für alle diejenigen, die sagen, so 
schlimm sei das gar nicht. 

(Zuruf des Abg. Pawelczyk [SPD]) 

Darum muß — auch wenn es Ihnen nicht paßt, Herr 
Kollege Pawelczyk — die Debatte um diesen Punkt 
hier kontrovers geführt werden. 

Ich gebe Ihnen einige Beispiele für die erstaun-
liche Wandlungsfähigkeit des deutschen Verteidi-
gungsministers Georg Leber. Am 11. Juni 1976 
unterschreibt er die folgenden Feststellungen: 

(Zuruf von der SPD) 

Die Minister stellten mit Besorgnis die substan-
tielle Erhöhung der Größe und Schlagkraft fest, 
die in den letzten Jahren in allen Bereichen 
der sowjetischen militärischen Stärke erzielt 
wurde und durch die ein offensichtliches Poten-
tial zum direkten oder indirekten weltweiten 
Einsatz militärischer Macht und zur Drohung 
mit militärischer Macht bestätigt wird. 

Darunter steht die Unterschrift des Verteidigungs-
ministers. Zwei Wochen später sagt derselbe Mini-
ster hier im Bundestag: 

In einigen Bereichen des Kräfteverhältnisses 
zwischen West und Ost gibt es, wenn man 
sie für sich betrachtet, Unausgewogenheiten. 
Ein oberflächlicher Blick z. B. auf die Panzer-
und Flugzeugzahlen könnte jemanden, der be-
ziehungslos nur diese Zahlen sieht und die 
übrigen Fähigkeiten des Bündnisses und sein 
militärisches Konzept übersieht und nicht 
kennt, zu falschen Schlußfolgerungen führen. 

Am 18. Juni 1973 sagt der Verteidigungsminister: 

Der Warschauer Pakt hält allein in Polen, in 
der DDR, in der Tschechoslowakei mehr als 
860 000 Soldaten und rund 20 000 Kampfpanzer 
bereit. 

Anschließend macht er Ausführungen über die 
Luftrüstung der anderen Seite und sagt u. a.: 

Qualitative Verbesserungen sind bei der Luft-
rüstung des Ostens mit quantitativen Verbesse-
rungen Hand in Hand gegangen. 

Am 25. Juni 1976 sagt derselbe Mann wieder hier 
in diesem Parlament: 

In Mitteleuropa — da, wo es im engeren Sinne 
besonders um unsere Sicherheit geht — ist der 
Westen nicht schwächer geworden, sondern er 
hat Schritt gehalten; seine Kraft ist mit der 
des Ostens gewachsen. 

Und uns, der Opposition, hält er vor: 

Sie bleibt lieber bei der altgeübten, bewährten 
Methode der Panzerzählung. 

1973 hat derselbe Mann noch gesagt: 

Seit 1966 wurde den sowjetischen Verbänden 
in der DDR, in Polen und in der Tschechoslowa

-

kei und Ungarn folgendes Großgerät zuge-
führt:... 

Und dann wörtlich: 

Ich muß diese Zahlen einmal nennen, weil sonst 
gesagt wird: das stimmt nicht. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Auch wenn die Zahl allein natürlich nicht König 
in der Strategie ist, gehört doch sowohl zum mili-
tärischen Handwerk als auch zur verantwortlich 
betriebenen Militärpolitik der notwendige Respekt 
vor Zahl und Qualität des Gegners. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen frage ich, meine Damen und Herren: 
Stimmt es oder stimmt es nicht, daß die Sowjet-
union zirka 13 % ihres Bruttosozialprodukts für die 
Rüstung aufwendet? Stimmt es oder stimmt es nicht, 
daß die Sowjetunion ihre in Mitteleuropa stationier-
ten Kampfverbände in einer hundertprozentigen Ein-
satzbereitschaft hält? Stimmt es oder stimmt es 
nicht, daß die sowjetischen Armeeverbände in Mit-
teleuropa ihre Panzer in den letzten Jahren um zirka 
40 % und ihre Artillerie um zirka 50 % vermehrt 
haben? Und stimmt es etwa nicht, daß die franzö-
sischen Verbände in der Bundesrepublik um 10 000 
Mann gekürzt werden sollen? Stimmt es etwa nicht, 
daß Holland Luftabwehrverbände aus dem Hawk-
Gürtel herausziehen will, daß Belgien sich gar nicht 
erst an der Verbesserung seiner Luftabwehrbatterien 
beteiligt und die Rückverlegung von Heereseinhei-
ten erwägt, daß Großbritannien seine Rheinarmee 
um viele tausend Mann wegen der schrecklichen 
Dinge in Nordirland ständig verringern muß und 
daß es in den nächsten zehn Jahren 34 Milliarden 
DM aus seinen Verteidigungsplanungen herausstrei-
chen will? Und stimmt es nicht, daß die amerikani-
schen Senatoren Nunn und Bartlett auch über be-
trächtliche Mängel bei der Kampfausstattung der 
amerikanischen Armee in Europa berichten mußten? 

Und zu all dem sagt der Minister Leber: Die 
Kraft des Westens ist mit der des Ostens gewachsen. 

(Pawelczyk [SPD] : Machen Sie mal Vor

-

schläge!) 

Jüngst veröffentlichte die NATO den Bericht der 
Verteidigungsminister. Darin steht allerdings: Un-
ablässiges Anwachsen der Stärke der Streitkräfte 
des Warschauer Pakts. Aber der deutsche Verteidi-
gungsminister sagte am Ende des vergangenen Jah-
res der „Bild"-Zeitung: „Die NATO hält die Balance 
zum Warschauer Pakt." 

Und nun nähern wir uns dem Kern der Bewer-
tungsfrage: Was bezweckt die Sowjetunion? Will die 
Sowjetunion die Balance, oder will sie die Über-
macht? 

Vor zwei Jahren hat dem deutschen Verteidi-
gungsminister einer den Schneid abgekauft, als er 
ihm im Zusammenhang mit seinem Vietnam-Artikel 
vorhielt: Du, Genosse Leber, bist der Versuchung 
nicht entgangen, „das dann zu einer verallgemei-
nernden Belehrung in Fragen also dessen, was man 
so gern verallgemeinernd ,Kommunismus' nennt, zu 
bringen. Da liegt die schwache Stelle. Aber, wir 
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brauchen nicht zu streiten über ,Kommunismus' ". 
Der, der diese vernichtenden Sätze zu Georg Leber 
vor der versammelten SPD-Fraktion gesagt hat, hat 
eben auch seine besondere Auffassung von den 
militärpolitischen Zielen der Sowjetunion. Herbert 
Wehner schreibt nämlich — ich darf mit Ihrer Ge-
nehmigung, Frau Präsidentin, zitieren —: 

Die Führung der Sowjetmacht legt Wert darauf, 
eindringlich zu demonstrieren, welche Bedeu-
tung sie der Stetigkeit ihrer Politik der Balance 
der Kräfte in der Welt beimißt. 

Herbert Wehner hat mit diesen Worten die Rede 
Breschnews vor dem 25. Parteitag der KPdSU kom-
mentiert. Er spricht von der „Politik der Balance der 
Kräfte" und nennt das Ganze das „Leitmotiv aus 
Moskau". 

Wenn man Breschnews jüngste Rede in Tula zu 
Rate zieht, findet man natürlich wieder Passagen, 
die die Friedensliebe der Sowjetunion breit unter-
streichen: 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Das wurde auch ge

-

genüber der Tschechoslowakei gesagt!) 

„Kein Land hat der Menschheit ein so breites, kon-
kretes und realistisches Programm mit dem Ziel 
einer Abschwächung und einer vollen Beseitigung 
der Gefahr eines neuen Krieges vorgelegt", sagt 
Breschnew. „Alle unsere Friedensinitiativen entspre-
chen der gemeinsamen Linie der brüderlichen sozia-
listischen Staaten auf der internationalen Arena", 
fährt er fort. Nun, wir haben gesehen, wie die brü-
derlichen sozialistischen Staaten dann in Angola 
wirklich verfahren sind. Breschnew nennt als einen 
Beweis für die Friedensliebe der Sowjetunion den 
Vorschlag zum Verzicht auf den Ersteinsatz von 
Atomwaffen.  

Wir wissen, wie die Außenminister in Brüssel dar-
auf reagiert haben. Sie haben nämlich gesagt: Das 
ist ein unmögliches Verlangen; denn das würde die 
Schwäche des Westens noch deutlicher werden las-
sen. 

Weiter sagte Breschnew in Tula: Reduzierungen 
von Truppen und Rüstungen in Zentraleuropa, bei 
denen die Sowjetunion unausgewogen, also mehr 
als die anderen, reduzieren müßte, kämen über-
haupt nicht in Frage. Das bedeutet eine klare Ab-
lehnung der Position der NATO zu MBFR. Er leug-
net die Aufrüstung der sowjetischen Streitkräfte, 
und trotzdem wird sowohl von Herrn Wehner als 
auch vom deutschen Verteidigungsminister davon 
gesprochen, daß die Sowjetunion lediglich die Ba-
lance wolle. 

Die Minister Schlesinger und Rumsfeld haben, als 
sie ausgeschieden waren — als sie ausgeschieden 
waren, Herr Minister Leber! —, davon gesprochen, 
daß die Sowjetunion die Übermacht anstrebe. Ich 
hoffe nicht, daß es bei Ihnen so sein wird und daß 
Sie, wenn Sie ausgeschieden sind, auch sagen: Ja-
wohl, so ist es in Wirklichkeit, sie wolle die Über-
macht — nachdem Sie uns bis dahin in amtlicher 
Eigenschaft immer nur gesagt haben, sie wolle die 
Balance. 

(Zuruf von der SPD: Auf das Ausscheiden 
müssen Sie noch ziemlich lange warten!) 

Vor kurzem hat zu diesem ganzen Komplex Gün-
ther Gillessen in der „Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung" einen sehr beachtenswerten Artikel mit der 
Überschrift „Kopf im Sand" geschrieben. Der Aus-
gangspunkt der Entspannungspolitik sei, so sagt er, 
die Überlegung gewesen, wenn die Sowjets erst 
einmal „satt an Macht" seien, werde sie — die 
Sowjetunion — für eine Mitarbeit an einer kon-
struktiven Weltordnung zu gewinnen sein. Gillessen 
stellt dann die Frage, ob kommunistische Führungs-
eliten sich jemals nicht bedroht fühlen würden, um 
dann — im Widerspruch zum Verteidigungsminister 
und zu seinem eigenen Kollegen Weinstein — deut-
lich zu sagen, ob sich die Sowjetunion mit Parität 
begnüge oder Übermacht anstrebe, lasse sich durch 
die praktische Erfahrung feststellen, nämlich, wie er 
wörtlich sagt, „durch Zählen, durch Messen und 
durch Rechnen". 

Gillessen sagt dann — und wir alle sollten das 
sehr ernst nehmen —, zwar sei die Sowjetunion zu 
Teilarrangements — über Atomversuche, über Ber-
lin, über Deutschland, über SALT, in Helsinki und 
im Nahen Osten — bereit gewesen, aber nie dazu, 
eine der behandelten Fragen restlos und wider-
spruchsfrei in einem endgültig gemeinten Kompro-
miß beizulegen; alles, so sagt Gillessen wörtlich, 
bleibt offen, jederzeit wieder aufgreifbar. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Auch Berlin zum 
Beispiel!) 

Und parallel dazu betreibt sie die Aufrüstung. 

Gillessen kommt in seinem Leitartikel wörtlich 
zu dem Schluß: 

Die Sowjetunion strebt nach Übermacht, aber 
sie will den Westen nicht zum Wettlauf auf-
stacheln. 

Meine Damen und Herren, das ist auch meine Mei-
nung. Die Sowjetunion strebt nach militärischer 
Übermacht, aber gewissermaßen auf leisen Sohlen, 
ohne den Westen aus seinem Entspannungsschlaf 
jäh aufzuschrecken und ihn etwa zu einer jähen 
Kraftanstrengung zu provozieren. 

(Zuruf von der SPD: Aber Sie wecken uns 
auf!) 

Ich nenne das, meine Damen und Herren, eine 
nüchterne Bewertung der einwandfrei erkannten mi-
litärischen Tatsachen. Nicht das Gleichgewicht, son-
dern die Übermacht streben die Sowjets an, aber so, 
daß wir uns in wenigen Jahren überrascht die Augen 
reiben, weil wir bis zum schrecklichen Beweis des 
Gegenteils geglaubt haben, wir mit unserer über-
legenen Technologie würden die Macht der sowjeti-
schen Zahl allemal ausgleichen. 

Ich will nicht glauben, daß der deutsche Verteidi-
gungsminister wirklich keine Berater hat, die ihm 
ein differenzierteres Bild geben, als er es Ende letz-
ten Jahres in der „Bild"-Zeitung gezeichnet hat. 
Minister Leber sagte in der „Bild"-Zeitung — ich 
bitte um die Genehmigung, zitieren zu dürfen, Frau 
Präsidentin —: 

Man darf nicht Mann gegen Mann und Panzer 
gegen Panzer aufrechnen, sondern man muß die 
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gute Qualität der westlichen Verteidigung ins-
gesamt sehen. Ausbildungsstand und Waffen-
technik gleichen die zahlenmäßige Überlegen-
heit aus. 

(Zuruf von der SPD: Ist das so falsch?) 

Meine Damen und Herren, ich will dazu nur einige 
Fragen stellen: Haben wir nicht feststellen müssen, 
daß die Sowjets lange vor uns qualifizierte Panzer 
— nämlich in die Truppen in der DDR — haben ein-
führen können? Gibt es den T 72 nicht schon in hun-
derten von Exemplaren in der Armee der Sowjets 
in der DDR, und kommt der Leo nicht erst Ende 
1979 in unsere Verbände? 

(Zuruf von der FDP: Welcher Leo?) 

— Ich meine den Leopard II, falls jemand mich sonst 
mißverstanden haben könnte, denn unser Verteidi-
gungsminister heißt ja Georg und nicht Leo. 

Ich frage also: Ist es falsch, daß sich die Boden-
Luft-Raketen sowjetischer Bauart schon im Jom-
Kippur-Krieg als hochmodern und sehr wirkungsvoll 
erwiesen haben? Trifft es etwa nicht zu, daß der so-
wjetische Flak-Panzer, der ZSU 23, dem deutschen 
Flak-Panzer gleichwertig ist? 

(Zuruf von der SDP: Nein!) 

Der Unterschied ist nur der: Wir fangen erst jetzt 
an, ihn einzuführen. 

Ist es etwa eine Erfindung mißgünstiger Opposi-
tionspolitiker, daß die Luftstreitkräfte des War-
schauer Pakts sich inzwischen eine hervorragende 
Fähigkeit zum Luftangriff zugelegt haben und daß sie 
bereits Flugzeuge besitzen, die quasi MRCA-Quali-
tät haben? Trifft es nicht zu, daß der sowjetische 
Schützenpanzer BMP zu den besten der Welt gehört, 
während es auf der Seite des Bündnisses Schützen-
panzer gibt, die schon 25 Jahre alt sind? 

Dem allem hält nun der Verteidigungsminister 
entgegen: 

Mit den Zehntausenden von Panzerabwehrrake-
ten, die die Bundeswehr schon hat oder in 
Kürze bekommen wird, mit den Fla- und Fla-
Rak-Panzern, deren Beschaffung wir angeordnet 
haben, mit den neuen Kampfflugzeugen und der 
völlig neuen Ausrüstung der Bundeswehr 
wächst unsere Abwehrfähigkeit in einem Maße, 
daß man nicht von Schwäche oder Schwächung 
reden kann. Und die Bundeswehr, 

— immer noch der Bundesverteidigungsminister — 
das sage ich dazu, ist nicht irgendwer im Bünd-
nis. Die läßt sich nicht einfach in ein paar Stun-
den überrollen. Wer das versuchen wollte, spielt 
mit seiner Existenz. 

Meine Damen und Herren, in dieser Aussage sind 
zwei schwerwiegende Fehler: einmal setzt der Ver-
teidigungsminister Bundeswehr und Bündnisstreit-
kräfte gleich. Das ist falsch, wie auch er weiß. Zwei-
tens verteidigen Sie sich und uns mit Waffen, die 
wir noch gar nicht oder erst in ganz geringem Um-
fang haben und in Masse erst Ende des nächsten 
Jahrzehnts haben werden. 

Daraus die Schlußfolgerungen! Sollte es nicht 
möglich sein, daß wir uns auf eine übereinstimmen-
de Lagebeurteilung verständigen, um zu einer ge-
meinsamen Schlußfolgerung zu kommen? Etwa zu 
der Schlußfolgerung, der Sie selber zugestimmt ha-
ben, Herr Minister, daß die jährlichen Verteidi-
gungsausgaben real steigen sollen, um größere Um-
rüstungs- und Modernisierungsprogramme durch-
führen zu können? 

Sie sagen — auch gestern wieder —, für uns 
Deutsche sei es schon fast peinlich, ständig würden 
wir als Musterknaben von der NATO gelobt. Meine 
Damen und Herren, das stimmt und ist trotzdem die 
ganze Wahrheit nicht. Wir sind unter unseren Part-
nern so etwas wie der Einäugige unter Blinden, 
könnten Sie sagen; dann würden Sie die Lage rich-
tig beschreiben. 

Aber selbst wenn es an uns nichts auszusetzen 
gäbe: sind denn alle unsere Verbände richtig statio-
niert? Ist nicht das chaotische Bild, daß die Senato-
ren Nunn und Bartlett von der Situation kurz vor 
Eintritt des Verteidigungsfalles zeichnen, traurige 
Wirklichkeit? Brigaden von sieben Nationen müssen 
Hunderte von Kilometern von West nach Ost, aber 
auch von Süd nach Nord und von Nord nach Süd 
mit allem schweren Gerät marschieren, um ihre 
Einsatzräume nahe der Zonengrenze zu erreichen. 
Dieser Alptraum jeden Kommandeurs könnte gemil-
dert werden, wenn alle Kampfverbände der Allianz 
in Mitteleuropa dort stationiert würden, wo sie auch 
kämpfen sollen. Das gilt doch auch für das deutsche 
Heer. 

Senator Nunn schreibt wörtlich in seinem Bericht 
— ich bitte um die Genehmigung, zitieren zu dür-
fen —: 

Diese Umstände können einen derart substan-
tiellen Gebietsverlust zur Folge haben, daß er 
die zivile und die militärische Autorität der 
Bundesrepublik Deutschland demoralisieren 
könnte. Dies wiederum könnte zu einem frühen 
Verlust des mächtigsten konventionellen NATO-
Mitgliedes führen. 

Wenn solche Gefahren wegen der verkürzten 
Vorwarnzeit drohen — die Senatoren Nunn und 
Bartlett waren doch unter anderem auch beim deut-
schen Verteidigungsminister, um sich genau unter-
richten zu lassen —, müßten wir dann nicht darin 
übereinstimmen, innerhalb eines Zeitraums von, 
sagen wir einmal, zehn Jahren die falsche Stationie-
rung auch der deutschen Verbände zu korrigieren? 
Natürlich ist das schwierig und teuer. Aber Vorne

-

Verteidigung heißt doch nicht Verteidigung an der 
Ruhr, sondern Verteidigung östlich von Lüneburg 
und östlich von Braunschweig. Dafür müssen die 
Truppen dort eben sein, wenn es nötig ist. Und 
könnten nicht Kasernenanlagen, die deutsche Ba-
taillone verlassen, um in richtiger gelegene zu zie-
hen, Bündnispartnern zur Verfügung gestellt wer- 
den, um ihre Brigaden aus dem Heimatland in die 
Bundesrepublik zu verlegen? Selbst wenn die Hol-
länder bereit wären, ihre fünf Brigaden, die in ihrem 
Heimatland liegen, in die Bundesrepublik zu brin- 
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I gen, — wir hätten gar nicht die Kasernen, um sie 

bei uns unterbringen zu können. 

Meine erste Forderung lautet also: bringen wir 
unsere Kampfverbände möglichst nahe an ihre 
Einsatzräume, um die Vorne-Verteidigung auch 
wirklich sicherzustellen. Dadurch würden Kasernen 
und Standortübungsplätze frei für verbündete Trup-
pen. Wir würden in der Tat für deren Stationierung 
die Kosten aufbringen. Aber wäre damit nicht un-
serem Sicherheitsinteresse am meisten gedient? Wir 
liegen doch am Eisernen Vorhang, wir sind zuerst 
betroffen, unser Interesse ist es, daß Vorne-Vertei-
digung auch wirklich vorne stattfindet. 

Neben dieser Forderung steht die zweite: daß die 
Truppen richtig und ausreichend ausgerüstet und 
bewaffnet sind. Ich will das noch einmal so aus-
drücken: Wir brauchen keine neue NATO-Strategie. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

Die Strategie dieses Bündnisses — auch wenn das 
Herrn Wehner überraschen sollte —, die flexible 
response, die im engen Zusammenwirken aus stra-
tegischer nuklearer Abschreckung, taktischer nuk-
learer Abschreckung und konventioneller nuklearer 
Abschreckung besteht, ist richtig und braucht nicht 
verändert zu werden. Was aber geschehen muß, ist 
doch, daß wir dem Bündnis auch die Mittel geben, 
um diese Strategie wirklich durchführen zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Könnten wir uns darum also nicht erstens darauf 
verständigen, gemeinsam den Forderungen, wie sie 
jüngst in dem Bericht der amerikanischen Senato-
ren erhoben wurden, die Kampfverbände weiter 
vorne zu dislozieren, nachzukommen, indem wir ver-
suchen, einen Plan aufzustellen, mit Hilfe dessen 
wir dieses Ziel über einen längeren Zeitraum er-
reichen? Und könnten wir uns nicht zweitens mit-
einander darauf verständigen, die neuen Präzisions-
waffen, die wir über einen sehr langen Zeitraum 
einführen wollen, den deutschen Verbänden inner-
halb eines kürzeren Zeitraums zur Verfügung zu 
stellen? 

Es müßte möglich sein — konkret gesprochen —, 
dem zu folgen, was die Regierung in Brüssel selbst 
unterschrieben hat, nämlich unsere Haushalte künf-
tig real steigen zu lassen, damit das, was die ge-
meinsame Einsicht in die Lage für notwendig hält, 
auch entsprechend finanziert werden kann. Diese 
Fraktion ermuntert in ihrem Entschließungsantrag 
die Bundesregierung, das zu tun, was sie sich in 
Brüssel ja selber vorgenommen hat, nämlich den 
Verteidigungshaushalt jährlich real, d. h., also der 
Inflation angemessen steigen zu lassen. 

(Zuruf von der SPD: Wieviel Prozent?) 

— Wieviel Prozent, fragen Sie. Das hängt davon ab, 
wieviel Inflation diese Regierung macht oder zu-
läßt. Entsprechend müßte der Haushalt steigen, weil 
nur das eine reale Steigerung wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Damm, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Blank? 

Damm (CDU/CSU) : Bitte. 

Blank (SPD) : Herr Kollege, sind Sie nicht der Mei-
nung, daß Sie, wenn Sie diese allgemeinen Forde-
rungen vor diesem Hintergrund und Schreckensge-
mälde erheben, sagen sollten, wieviel mehr in den 
kommenden Haushaltsjahren konkret ausgewiesen 
werden sollte? Das müßten Sie sich doch fragen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Wer ist denn der 
Herr des Haushaltes?) 

Damm (CDU/CSU) : Erstens. Was ich geschildert 
habe, ist kein Schreckensgemälde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn es ein Schreckensgemälde wäre, müßten ja die 
Außenminister und die Verteidigungsminister dieser 
Allianz ihre Unterschrift unter ein Schreckensge-
mälde gesetzt haben; denn ich habe gar nichts an-
deres gemacht, als aus deren Kommuniqués, aus 
deren Berichten zu zitieren und ihre Lagebeurteilung 
auch dem Deutschen Bundestag zur Kenntnis zu 
bringen, weil nämlich beispielsweise der deutsche 
Verteidigungsminister, wenn er hier redet und nicht 
in Brüssel ist, die Dinge beschönigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Wieviel?) 

Zweitens. Wenn es so ist, daß die NATO mit der 
Unterschrift des deutschen Verteidigungsministers 
— bzw. im konkreten Fall, wegen des Blinddarms, 
seines Vertreters, des Botschafters Pauls— die reale 
Steigerung der Verteidigungshaushalte für notwen-
dig erklärt, denke ich mir, daß sich diese Bundesre-
gierung dabei gedacht hat, was das wirklich bedeu-
tet, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und dann denke ich mir, daß diese Bundesregierung 
in der Lage ist, das in dem künftigen Haushaltsent-
wurf auch so einzubringen, so daß jeder Volks-
schüler ausrechnen kann, ob das nun 4 oder 5 % 
sind, nämlich die Inflationsrate, oder nur, wie in 
diesem Jahr, 1,2 % bzw., wenn Sie die Verstär-
kungsmittel für das Personal hinzurechnen, viel-
leicht 2,5 %, also die Hälfte dessen, was die In-
flation allein in diesem Jahr ausmachen wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Blank? 

Blank (SPD): Herr Kollege, diese Zahlen sind ja 
allgemein bekannt, so denke ich, jedenfalls unter 
denjenigen, die sich damit befassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Stellen Sie bitte eine 
Frage, Herr Abgeordneter! 

Blank (SPD) : Ich darf Sie fragen: Welche konkrete 
Steigerung — zumindest das müßten Sie sagen kön-
nen — wird die CDU in diesem Jahr für den Ver-
teidigungshaushalt in etwa beantragen? Darüber 
müßten Sie doch Vorstellungen haben. 
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Damm (CDU/CSU) : Meine Damen und Herren, wir 
haben nicht die Absicht, in diesem Jahr Anträge 
zu stellen. 

(Lachen bei der SPD) 

— Nein, wir haben nicht die Absicht, in diesem 
Jahr Anträge zu stellen. Wir sind mit dem Brüsse-
ler Kommuniqué der Meinung, daß das für künftige 
Haushalte geschehen sollte. Wir wollen nur das, 
was sich die eigene Regierung — warum leugnen 
Sie, daß Ihr Minister Leber zu dieser Regierung 
gehört, warum wollen Sie seine Unterschrift nicht 
anerkennen? — 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

vorgenommen hat, auch tatsächlich verwirklicht 
sehen. Darauf warten wir. Denn wir wollen nicht, 
daß die Regierung in Brüssel mit anderer Zunge 
redet, als sie es hier tut. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, nun will ich deutlich 
machen, daß es außer den entsprechenden Ansätzen 
im Haushalt natürlich noch einen zweiten Weg zur 
Entsprechung dieser Forderung gibt, nämlich den, 
daß man aus demselben Geld, das man zur Ver-
fügung stellt, künftig mehr macht, als man bisher 
daraus gemacht hat, d. h. also, daß man im Bündnis 
möglichst die gleichen Waffen und Geräte verwen-
det. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Blank? 

Damm (CDU/CSU) : Sofern der Kollege nicht wie-
der auf dieselbe Geschichte zurückkommt, will ich 
ihm gern antworten. 

(Lachen bei der SPD) 

Blank (SPD) : Herr Kollege, ich bitte vielmals um 
Entschuldigung. Würden Sie dann dem Hause ver-
künden, ob die CDU bereit ist, die entsprechenden 
Anträge im nächsten Jahr oder 1979 oder 1980 ein-
zubringen? 

Damm (CDU/CSU) : Warum wollen Sie von uns 
wissen, was wir in einem Jahr tun werden, wenn 
Sie doch Ihrer Regierung mehr Vertrauen als wir 
entgegenbringen und deswegen erwarten können, 
daß die Regierung ihren eigenen Forderungen und 
Versprechungen folgen wird? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Oder gehen Sie heute schon davon aus, daß diese 
Regierung, was ihre Versprechungen Brüssel und 
der NATO gegenüber angeht, genau so handeln 
wird, wie sie gegenüber den Rentnern in der Bun-
desrepublik gehandelt hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Verehrter Herr Kol-
lege, Herr Dr. Althammer würde gern noch eine 
Zwischenfrage stellen. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege Damm, 
würden Sie nicht der Meinung sein, daß es zweck-
mäßig wäre, daß die Vertretung dieser Bundesre-
gierung dem Parlament erst einmal die mittelfristige 
Finanzplanung vorlegt, bevor man die Opposition 
fragt, was sie für Vorstellungen hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damm (CDU/CSU) : Meine Damen und Herren, 
diese Regierung weiß eben nicht, wie sie mit den 
Problemen wirklich fertig werden will. Deswegen 
will sie ewig von der Opposition hören, was sie 
denn machen soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Blank 
[SPD] meldet sich erneut zu einer Zwi

-

schenfrage) 

— Ich habe nichts dagegen, daß Sie weiter fragen, 
solange — — 

Vizepräsident Frau Renger: Verehrter Herr Kol-
lege, ich glaube wirklich, daß wir nach vier Zwi-
schenfragen jetzt erst einmal dem Redner das Wort 
lassen sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Blank [SPD] : 
Eine letzte Frage, bitte!) 

Damm (CDU/CSU) Ich hätte nichts dagegen, 
aber — — 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte schön, Herr 
Blank, Sie können eine Zwischenfrage stellen. 

Blank (SPD) : Herr Kollege, sind Sie nicht der 
Meinung, daß die Bundesregierung in ihrer Presse-
konferenz, in der sie den Haushalt 1977 vorgelegt 
hat, die Zahlen bis 1980 genannt hat? 

(Zurufe von der SPD) 

Damm (CDU/CSU) : Sie wollten eine schlichte 
Frage stellen, und ich denke, ich kann eine ganz 
schlichte Antwort geben. Das ist richtig. Aber diese 
Regierung ist dem, was sie in Brüssel unterschrie-
ben hat, mit dieser Vorlage eben nicht gefolgt. 

(Blank [SPD] : Dann müssen Sie entspre

-

chende Konsequenzen ziehen!) 

— Mein Gott, wäre es nicht eher richtig, diese Re-
gierung würde in Brüssel nicht unterschreiben, sie 
sei für reale Steigerung der Haushalte, wenn sie 
nicht willens ist, das zu tun. Wer unehrlich ist, ist 
doch diese Regierung; sie redet in Brüssel so und 
handelt hier anders. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

— Daß Ihnen das wehtut und daß Ihnen das nicht 
recht ist, kann ich verstehen. Aber Sie selber wissen 
keinen Ausweg. Darum werden Sie von uns auch 
nicht verlangen können, daß wir die kritische Sonde 
an diesem Punkt nicht mehr ansetzen. 

Ich möchte des weiteren deutlich machen, daß es 
Möglichkeiten gibt, Geld indirekt einzusparen, in- 
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dem wir aus dem vorhandenen Geld mehr machen. 
Das bedeutet, daß wir Standardisierung endlich nicht 
nur in den Grundsätzen, sondern auch in der Pra-
xis betreiben müssen. Herr Minister, was dies an-
geht, so muß ich leider deutlich machen, daß die 
Ergebnisse der deutsch-amerikanischen Standardisie-
rungszusammenarbeit nicht die günstigsten sind. Ich 
habe den Eindruck, daß dies nicht zuletzt daran liegt, 
daß Sie in dieser Frage den deutschen Standpunkt 
nicht deutlich genug vertreten haben. Ich will das 
belegen. Wir haben zirka 100 Millionen aufgewen-
det, um den deutschen Panzer „Leopard" in den Test 
mit den Amerikanern zu bringen. Inzwischen sagen 
die Amerikaner, indem sie sich auf ein auch von 
deutscher Seite unterschriebenes Kommuniqué be-
ziehen, die Deutschen legten gar keinen Wert mehr 
darauf, daß die Testergebnisse der beiden Panzer 
auch tatsächlich miteinander verglichen würden. Das 
kann nicht der Sinn solcher Vereinbarungen sein. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Ebenso kann es nicht der Sinn solcher Vereinbarun-
gen sein, daß die eingegangenen Verpflichtungen 
nicht auch zeitgerecht erfüllt werden, wie dies bei 
dem Panzer in einer Spezialfrage der Fall ist. 

Meine Damen und Herren, es muß doch nun auch 
wirklich einmal begonnen werden, die Zweibahn-
straße zu begehen. Es kann doch in den 70er Jahren 
nicht wieder so laufen wie in den 60er Jahren, daß 
nämlich Waffenverkäufen der Amerikaner an Europa 
in einem Umfang von 8 Milliarden Verkäufe der 
Europäer an die Amerikaner in einem Umfang von 
nur 700 Millionen gegenüberstehen. Es war doch 
der amerikanische Minister Schlesinger, der von 
der Zweibahnstraße und ihrer Notwendigkeit ge-
sprochen hat. Ich bin der Meinung, daß man seine 
Positionen auch dem Freunde gegenüber ganz deut-
lich vertreten muß. Schließlich geht es auch um deut-
sche Arbeitsplätze und nicht nur um die in den 
anderen Ländern. 

1975 noch schrieb der deutsche Verteidigungsmini-
ster — ich zitiere, Frau Präsidentin —: 

Wenn es ohne Risiko möglich ist und für oppor-
tun gehalten wird, wird nicht gezögert und 
wird auch künftig nicht gezögert werden, der 
Ausbreitung der (kommunistischen) Ideologie 
auch mit Schwert und Feuer den Weg zu be-
reiten. 

Herbert Wehner hat Ihnen damals für das Ausspre-
chen dieser Wahrheit in aller Öffentlichkeit eine 
drastische Rüge erteilt. Ich könnte auch sagen: Er 
hat Ihnen mit seiner Rede gegen Sie in der Fraktion 
das Rückgrat gebrochen. Damals haben Sie noch das 
Richtige gesagt, seitdem aber nicht mehr. Dabei soll-
ten Sie — wie übrigens auch Herr Wehner — doch 
immer vor Augen haben, was Lenin vor 50 Jahren 
prophezeite. Er sagte, daß der Westen uns Kredite 
eröffnen würde, 

mit deren Hilfe wir die kommunistischen Staa-
ten finanzieren werden. Sie werden uns mit 
Waren und Technologie, die uns fehlt, versor-
gen, 

— so sagt Lenin  — 

um  unsere Rüstungsindustrie wieder aufzu-
bauen, die wir für unsere künftigen siegreichen 
Angriffe auf unsere Lieferanten dringend be-
nötigen. 

Meine Damen und Herren von der SPD, diese Pro-
phezeiung Lenins muß Ihnen, auch wenn Sie sie 
schon einmal gehört haben, immer wieder vor 
Augen gehalten werden, weil sie die Sicht der Kom-
munisten richtig wiedergibt. Die Kommunisten er-
warten, daß der Westen sich so verhält. Wir ver-
halten uns ja leider in breiten Teilen unserer 
Politik so, daß Lenin sich noch heute darüber 
freuen könnte, daß es richtig ist, was er schon vor 
50 Jahren vorausgesagt hat. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir fordern den deutschen Verteidigungsmini-
ster auf, zu seiner früheren Haltung zurückzukeh-
ren, der eigenen Regierung, der eigenen Partei, die-
sem Parlament und der deutschen Öffentlichkeit ein 
ungeschminktes Bild von der wahren Lage zu 
geben. Es müßte doch möglich sein, gemeinsam die 
notwendigen Schritte in aller Nüchternheit, aber 
mit der leidenschaftlichen Entschlossenheit derer 
zu tun, die aus der Geschichte wissen, daß es im 
Umgang mit Diktatoren und Imperialisten nicht all-
zu viele Zeitpunkte gibt, in freiem Entschluß das 
Richtige zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Neumann. 

Neumann (SPD) : Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Da die Opposition aus 
der letzten Debatte, in der es um Herrn Krupinski, 
Herrn Rudel und Herrn Franke ging, nicht so her-
ausgekommen ist, wie sie es gern gehabt hätte, ha-
ben wir heute eine Neuauflage einer unverbind-
lichen Sicherheitspolitik. Sie ist deshalb unverbind-
lich, weil die Opposition nicht imstande gewesen 
ist, zur Grundlage dieser Debatte eine Große An-
frage zu bringen, um darzustellen, wo denn etwa 
die Verteidigungspolitik dieser Regierung, dieser 
Koalition falsch wäre, sondern es gibt — das hat 
der Beitrag vom Kollegen Damm gezeigt — mehr 
oder weniger Kritik an den Bündnispartnern, nicht 
an der eigenen Politik. An einer Unterrichtung des 
Bundestages über die Jahreskonferenz der Nord-
atlantischen Versammlung, einer Einrichtung, die 
nach 22 Jahren immer noch nicht ein echtes Par-
lament des Bündnisses geworden ist, muß man sich 
aufhängen, um hier Sicherheitspolitik verkaufen zu 
wollen. Zu einer Großen Anfrage hat es nicht ge-
reicht. 

Damit die Opposition die Gelegenheit zu einer 
echten Verteidigungsdebatte bekommt, wird die 
sozialdemokratische Bundestagsfraktion wohl ge-
meinsam mit ihrem Koalitionspartner in Kürze eine 
Große Anfrage zur Verteidigungspolitik einbringen. 

(Beifall bei der SPD) 



620 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 14. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Februar 1977 

Neumann 
Ich glaube, dann werden wir uns über all die Dinge 
zu unterhalten haben, die in diesem Lande vertei-
digungspolitisch von Bedeutung sind. Da wir das 
in Kürze haben werden, lassen Sie mich einmal wie-
der auf die Tagesordnung der heutigen Bundestags-
sitzung zurückkommen, nämlich auf die Empfeh-
lungen der Jahreskonferenz in Williamsburg. Dort 
gibt es ein paar Empfehlungen, über die man tatsäch-
lich nachzudenken und über die man zu reden hat. 
Ich will einige davon hier in die Diskussion ein-
führen, weil ich meine, daß sie von Bedeutung sind. 

Da ist z. B. die Empfehlung 55, die die Überschrift 
trägt: Die sowjetische Bedrohung auf den Meeren. 
Die Nordatlantische Versammlung ging im Novem-
ber 1976 davon aus, daß die Stärke der Flotte der 
Sowjetunion in den nächsten drei bis fünf Jahren 
wahrscheinlich ihren Höhepunkt erreicht haben 
wird und daß vor allem der Anteil der sowjetischen 
Atom-U-Boote im Verhältnis zu den U-Boot-Ab-
wehrschiffen der NATO zugunsten der Sowjets an-
steigt. Dem NATO-Rat wurde daher empfohlen, bei 
den Regierungen des Bündnisses auf eine Erhöhung 
der Stärke der eigenen U-Boot-Abwehrschiffe und 
-flugzeuge zu drängen. Zweifellos zeigt der ziel-
strebige Aufbau der sowjetischen Marine, daß die 
Sowjetunion anstrebt, mit ihrer Flotte weltweit poli-
tische und militärische Präsenz zu demonstrieren. 
Das Bündnis hat dies zu beachten und jeweils ent-
sprechende Entscheidungen zu treffen. 

Wieweit betrifft diese Empfehlung uns? Die Bun-
desrepublik hat mit ihren Seestreitkräften die Auf-
gaben, a) die Ostseezugänge zu verteidigen, urn 
ein Ausbrechen der baltischen Rot-Banner-Flotte 
in die Nordsee und in den Nordatlantik zu verhin-
dern und b) die Nordseeverbindungen zu sichern. 
Wir müssen uns darüber im klaren sein, daß die 
Bundesrepublik Deutschland mit ihrer relativ klei-
nen Teilstreitkraft Marine keine zusätzlichen Auf-
gaben übernehmen kann. Würden wir der Marine 
mehr zumuten, würden wir ihre Kräfte überfordern. 
Wir können unsere Marine auch nicht auf Kosten 
des Heeres oder der Luftwaffe verstärken. Dies ver-
bietet sich, weil die Bundesrepublik Deutschland 
den Hauptteil der Warschauer Paktstreitkräfte jen-
seits unserer Grenzen, unserer Grenze zur DDR und 
zur CSSR, gegenüberstehen hat. Wir tragen jedoch 
mit unseren Bemühungen, meine ich, dazu bei, die 
effektive Stärke der Marine und die Abschreckungs-
funktion des Bündnisses in Ost- und Nordsee zu er-
halten. Das wäre eine Empfehlung, über die man in 
den Ausschüssen zu reden haben wird. 

Da gibt es weiter die Entschließung 52, die von 
der europäischen Zusammenarbeit auf dem Gebiete 
der Verteidigung spricht. Die Position der Bundes-
republik Deutschland und die Entschließung der 
Nordatlantischen Versammlung liegen auf gleicher 
Ebene. Die europäische Zusammenarbeit auf dem 
Rüstungssektor hat mit der Europäischen Programm-
gruppe einen neuen Anlauf genommen. Positiv kön-
nen wir dabei vermerken, daß Frankreich seine Zu-
stimmung gegeben hat, in dieser Gruppe aller euro-
päischen NATO-Partner mitzuarbeiten. 

Diese Mitarbeit bringt allerdings auch Probleme 
mit sich, die ihre Begründung in der innerfranzösi-
schen Politik finden. Kommunisten wie Gaullisten  

sehen in der Erhaltung der nationalen Unabhängig-
keit ein primäres Ziel der Außen- und Sicherheits-
politik Frankreichs. Der Bündnispartner USA hat 
oft bekundet, daß die europäische Einheit seine Un-
terstützung finde. Diese atlantische Partnerschaft 
kam bisher aber nicht zustande, weil Europa, soweit 
es im Bündnis ist, nicht mit einer Stimme sprechen 
wollte oder konnte. Durch die EPG ist die Chance 
für eine solche europäische Einstimmigkeit gewach-
sen — ich glaube, nicht ohne Zutun der deutschen 
Bundesregierung. 

Da gibt es ferner die Empfehlung 56, die die Ratio-
nalisierung der Verteidigungsmittel behandelt, die 
Herr Damm hier gefordert hat. Die Empfehlung 
deckt sich mit den nationalen deutschen Vorstel-
lungen. Allerdings: Rationalisierung und Standardi-
sierung sind Dauerbrenner auf NATO-Konferenzen. 
Es gab zwar Einzelerfolge, aber noch keinen großen 
Durchbruch. Von allen NATO-Partnern wird das 
Ziel akzeptiert, die begrenzten Haushaltsmittel opti-
mal zu nutzen. Aber wenn es dann um kurzfristige 
nationale Vorteile geht, kapituliert so mancher, der 
die Standardisierung lauthals gefordert hat, denn 
natürlich haben z. B. kooperative Rüstungsprojekte 
Auswirkungen auf die Auslastung der nationalen 
Wirtschaft, auf die Beschäftigungslage der entspre-
chenden Industrien. Mit einer gewissen Übertrei-
bung darf man also sagen, daß dieses Problem fast 
so alt ist wie die NATO. 

In der Diskussion der Frage der Standardisierung 
sind wir heute wohl wieder an einem Punkt ange-
langt, an dem wir erkennen müssen, daß noch zu 
viele Hemmnisse für den großen Wurf, für die um-
fassende Standardisierung vorhanden sind. Deshalb 
ist es, meine ich, folgerichtig, daß wir, wenn man 
das erkannt hat, die Forderung erheben, daß Waffen-
systeme des Bündnisses wenigstens hinsichtlich 
ihrer wichtigsten Komponenten so gestaltet sind, daß 
eine übergreifende Versorgung und Austauschbar-
keit möglich ist. Dies bezeichnet das übergreifende 
Schlagwort der Interoperabilität. Hier läßt sich mit 
wenig Aufwand sehr viel an Gemeinsamkeit errei-
chen. Ich halte diese Forderung für eine Minimalfor-
derung, die in diesem Bündnis realistisch ist. 

Es wird für die Parlamentarier und die verant-
wortlichen Verteidigungsminister aller NATO-Staa-
ten die Aufgabe der Zukunft sein, alle Kraft auf die 
Erreichung dieses Minimalziels zu verwenden. Diese 
Frage stellt sich aktuell bei dem wichtigsten Heeres-
waffensystem, dem Kampfpanzer der nächsten Jahr-
zehnte. Verteidigungsminister Leber erreichte in 
seinen Verhandlungen mit dem ehemaligen US-Ver-
teidigungsminister Rumsfeld ein Abkommen, das 
diesem Gedanken voll Rechnung trug. Soweit man 
jetzt lesen kann, ist er bei seinen Zugeständnissen 
gegenüber Amerika und England bis an die äußerste 
Grenze des Vertretbaren gegangen, um Gemeinsam-
keit zu erreichen. Nun aber zeichnet sich durch 
amerikanische und englische Entscheidungen ab, 
daß noch nicht einmal in der Frage der Panzerbe-
waffnung ein gemeinsamer Nenner erreicht werden 
kann. 

Dies bedeutet nach meiner Auffassung einen 
Rückschritt in die 50er Jahre. Die Konsequenzen 
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aus dieser Tatsache sind für den Panzer selbst, aber 
auch für andere gemeinsame Vorhaben noch nicht 
abzusehen. Ich möchte diese Gelegenheit benutzen, 
um die Verantwortlichen in den Vereinigten Staaten 
mit der Bitte zu konfrontieren, dies bei ihrer Ent-
scheidung über die Kanone ihres Kampfpanzers im 
Dezember dieses Jahres zu bedenken. 

Dann gibt es eine weitere Empfehlung, die von 
der Verstärkung des Bündnisses spricht. Die Empfeh-
lung hebt die Bedeutung der präsenten konventio-
nellen Streitkräfte, der ausreichenden und zeitge-
rechten Heranführung von Verstärkungskräften so-
wie die Nutzung aller verfügbaren Hilfsmittel her-
vor. Diese Empfehlung entspricht grundsätzlich den 
Auffassungen der Bundesregierung, dies nicht zu-
letzt deshalb, weil die präsenten konventionellen 
Streitkräfte von entscheidender Bedeutung gerade 
für die Bundesrepublik Deutschland auf Grund ihrer 
besonderen geographischen Lage sind, weil sie die 
Voraussetzung für eine effektive Vorne-Verteidi-
gung sind. 

Alle diese Empfehlungen stehen letztlich unter 
dem Thema Kräftevergleich. Herr Damm hat das 
Thema hier sehr breit behandelt. Die Frage des 
Kräftevergleichs wird diskutiert, seit Verteidigungs-
debatten in diesem Hause stattfinden. Es ist außer-
ordentlich schwierig, das Kräfteverhältnis zwischen 
NATO und Warschauer Pakt genau zu beschreiben. 
Der Beitrag von Herrn Damm hat das offenkundig 
gemacht. Dabei spielen Personalstärken, Waffen-
systeme, Reserven und vieles andere mehr eine 
wichtige Rolle. Da gibt es Bereiche mit einem zah-
lenmäßigen Übergewicht des Warschauer Paktes, da 
gibt es qualitative Vorteile bei den Streitkräften der 
NATO. Dies wird sicherlich ein Punkt sein müssen, 
Herr Damm, über den wir in der Debatte über un-
sere Große Anfrage zu sprechen haben werden. Je 
nach Interessenlage wird hierüber in Schwarzweiß-
malerei draußen und zum Teil auch hier in diesem 
Hause geredet. Will jemand in einem Land des Pak-
tes A mehr Haushaltsmittel für die Verteidigung, so 
wird er die andere Seite, den Pakt B, stärker dar-
stellen, als dieser in Wahrheit vielleicht ist, und um-
gekehrt. Herr Damm hat vorhin zwei Namen ge-
nannt. Diese beiden Namen sind für mich genau der 
Beweis für diese letzten Worte von mir. In den 
Vereinigten Staaten scheint mir das kürzlich durch-
aus so gewesen zu sein, um mehr Mittel für den 
Haushaltsplan zu bekommen. 

Ich würde es für gut halten, wenn sich dieses 
Haus nicht an solche Schwarzweißmalerei anhängt, 
wenn ich auch genau weiß, daß jede Bewertung 
stets subjektiv sein wird. Solange wir meinen, daß 
die Länder des Bündnisses bedroht sind, werden 
wir Sozialdemokraten dieses Bündnis zu erhalten 
haben, werden wir ihm die Mittel zur Verfügung 
stellen, damit es seine Aufgaben erfüllen kann. Daß 
wir dabei nicht die Rolle anderer Partner in diesem 
Bündnis mitzuspielen haben, müßten wir deutlich 
machen. Herr Damm tut so, als könnten wir die Rolle 
der Holländer, der Belgier und sonstiger Bündnis-
partner mitübernehmen. 

Wir Sozialdemokraten glauben, daß wir, seitdem 
wir Verantwortung auf der Hardthöhe tragen, diese 

Politik dort so und nicht anders gemacht haben, daß 
das Bündnis unseren Beitrag erhalten hat. Daß dies 
von anderen in diesem Bündnis auch so gesehen 
wird, hat in dieser Woche gerade ein wichtiger 
Mann des Bündnisses verdeutlicht. NATO-General-
sekretär Luns hat vorgestern in einem Fernseh-
interview dazu Stellung genommen, und in Zeitungs-
interviews konnte man darüber einiges lesen. Sie 
wissen, in der letzten Zeit spielte in der öffentlichen 
Diskussion wieder einmal die Studie des belgischen 
Generals Close eine Rolle. Luns wurde im Fernsehen 
gefragt, ob er auch wie Close glaube, daß die So-
wjets innerhalb von 48 Stunden am Rhein stehen 
könnten. Luns glaubt das auch, allerdings nur in 
einem Fall. Er sagte in diesem Interview: 

Wenn die Russen plötzlich ohne Vorwarnung 
mit 40 Divisionen zum Angriff übergehen, und 
das ist ein Kasus, der recht unglaubwürdig ist; 
denn die Russen und der Warschauer Pakt müs-
sen sich vorbereiten, militärisch. Wir sollen 
eine Vorwarnzeit haben. 

Und auf die Frage, ob er, Luns, es für wahrschein-
lich, für eine Denkmöglichkeit halte, daß die Sowjet-
union aggressive Absichten habe, antwortete der 
Generalsekretär der NATO: 

Nein, nein. Wenn Sie mich das so fragen, dann 
sage ich nein. Ich verneine, daß die Sowjet-
union die Intention hat, Westeuropa anzugrei-
fen, aber sie haben die Kapazität. 

Weiter gibt er den Deutschen das Lob: „Deutsch-
land ist besser verteidigt als vor fünf Jahren." Aber 
auch Frankreich wird positiv beurteilt und das wi-
derspricht ein bißchen den Äußerungen, die der Kol-
lege Damm hier von sich gegeben hat. Luns sagt: 
„Nehmen Sie Frankreich, 20 % über dem gewöhn-
lichen Haushalt." Für die Vereinigten Staaten findet 
Luns den Satz: „Amerika, nie hat es ein so hohes 
Budget für die Verteidigung gegeben als jetzt." 
Herr Damms pauschale Kritik am Bündnis ist, wie 
ich meine, falsch. 

Soweit einige Zitate aus dem Fernsehinterview 
mit Herrn Luns. Dem „Expreß" gab er auf die Frage: 
„Welche Note geben Sie der deutschen Armee, wenn 
Sie Ihre Kampfkraft mit anderen NATO-Partnern 
vergleichen?" die Antwort: „Eine sehr hohe Note. 
Ich wünschte mir, daß auch die anderen Länder ihre 
Pflichten gegenüber der NATO so erfüllen würden." 

Was die Beurteilung der Bundeswehr und was die 
Anstrengungen der Bundesrepublik anbelangt, will 
ich keine Ergänzung zu den Äußerungen des NATO-
Generalsekretärs machen. Es muß aber wohl einmal 
deutlich gemacht werden, daß diese Beurteilung nur 
deshalb zutreffend ist, weil die Bundesregierung und 
die sie tragenden Koalitionsfraktionen von SPD und 
FDP hinter dieser Politik gestanden haben und hin-
ter ihr stehen. Ich meine, dies sollte auch die Oppo-
sition zur Kenntnis nehmen. Sie, meine Damen und 
Herren von der Opposition, müssen nun endlich ein-
mal auf die Frage Antwort geben, was Sie in Sa-
chen Verteidigungspolitik wollen. Was den Zustand 
der Bundeswehr betrifft, gibt es wohl niemanden, 
der behaupten kann, daß hier nicht Optimales er-
reicht worden ist. Wenn Sie bemängeln, daß wir zu- 
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wenig Geld für die Verteidigung bereitstellen, wie 
es Herr Damm eben getan hat, dann darf ich Sie 
daran erinnern, daß Sie durch Ihr Nein z. B. zur 
Mehrwertsteuererhöhung in hohem Maße dazu bei-
getragen haben, daß für Verteidigungszwecke nicht 
mehr bereitgestellt werden kann. Sagen Sie uns also 
— die Zwischenfragen meines Kollegen Blank haben 
das sehr deutlich gemacht — bei Ihren nächsten For-
derungen nach mehr Finanzen für die Verteidigung 
auch, woher, sagen Sie unter Umständen auch ja 
zur Mehrwertsteuererhöhung, denn sonst sind Ihre 
Forderungen nichts anderes als scheinheilig. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Neumann, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Althammer? 

Neumann (SPD): Aber ja, sicherlich. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Althammer, bitte. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege, darf ich 
aus Ihrer Feststellung entnehmen, daß Sie im Falle 
einer Mehrwertsteuererhöhung eine Milliarde D-
Mark oder mehr aus dieser Erhöhung zur Erhöhung 
des Verteidigungsetats verwenden würden? 

Neumann (SPD) : Nein, aber es ist doch ganz selbst-
verständlich, Herr Althammer, wenn mehr Mittel 
zur Verfügung stehen, werden diese Regierung und 
dieses Parlament auch mehr Mittel haben, um — — 

(Zurufe von der CDU/CSU) : Für die Vertei

-

digung?) 

— Nicht nur, aber wir haben dann andere Mittel 
frei, Herr Dr. Zimmermann. Das wissen Sie doch 
genausogut wie ich. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege Neu-
mann, haben Sie die Möglichkeit, auch noch Herrn 
Blank zu antworten? 

Neumann (SPD): Aber ja, natürlich. 

Blank (SPD) : Herr Kollege, sind Sie bereit, Herrn 
Althammer mitzuteilen, daß die mittelfristige Fi-
nanzplanung bereits auf der Mehrwertsteuererhö-
hung beruht und daß insofern die entsprechenden 
Erhöhungen genau aus diesen Beträgen zu zahlen 
sind? 

Neumann (SPD) : Ich glaube, Herr Dr. Althammer 
hat das gehört und zur Kenntnis genommen. Schö-
nen Dank! 

Was den Rahmen der NATO betrifft, meine Da-
men und Herren, und die Leistungen ihrer einzel-
nen Bündnispartner, darf wohl festgestellt werden, 
daß wir in der Bundesrepublik nicht allein beschlie-
ßen können, was andere zu leisten haben. Der Bei-
trag von Herrn Damm hat so ausgesehen, als ob 
wir das könnten. 

Meine Damen und Herren, der Vorsitzende der 
sozialdemokratischen Bundestagsfraktion hat heute  

in „Expreß" eine Große Anfrage zur Verteidigungs-
politik angekündigt. Mein Kollege Mattick hat das 
eingangs auch getan. Ich will es noch einmal in Er-
innerung rufen. Wir Sozialdemokraten freuen uns 
heute schon darauf, hier über den heutigen Rahmen 
hinaus eine umfassende Sicherheits- und Verteidi-
gungsdebatte zu führen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Handlos. 

Handlos (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Beim Lesen des Berichts über die 
Nordatlantische Versammlung mußte ich an zwei 
Schlagworte der SPD denken, die noch vor einiger 
Zeit gebraucht wurden; Schlagwort Nr. 1 „Der 
Friede ist sicherer geworden", Schlagwort Nr. 2 
„Wandel durch Annäherung". 

Wir hatten einmal vor Ausbruch des 2. Weltkriegs 
einen englischen Politiker namens Chamberlain, der 
nach Unterzeichnung des Münchner Abkommens 
nach England zurückkehrte und verkündete: Wir 
haben den Frieden gerettet! — Wie das ausgegan-
gen ist, meine Damen und Herren, das wissen wir. 
Er sagte das damals aus voller Überzeugung, ob-
wohl unsere Vätergeneration das Buch von Hitler 
„Mein Kampf" lesen konnte. Jeder hat es gelesen, 
keiner hat es geglaubt. Damals sind Demokraten 
Diktatoren auf den Leim gegangen, und wir sollten 
aufpassen, meine Damen und Herren, daß uns das 
gleiche nicht wiederum passiert. 

(Zurufe von der SPD) 

Nach wie vor sprechen die Ostblockstaaten von 
der Koexistenz nach außen, betonen aber die Not-
wendigkeit gerechter Kriege. Wir haben das am 
Stellvertreterkrieg in Angola demonstriert bekom-
men, was das heißt. Was gerecht ist, bestimmen 
die UdSSR und die Ostblockstaaten. Wie sagte doch 
der DDR-Verteidigungsminister General Heinz Hoff-
mann im Juli 1976 bei einem Vortrag vor der SED-
Parteihochschule „Karl Marx" — ich darf wört-
lich zitieren, was er vor einem Jahr sagte —: 

Die in zähem Kräfteringen der Nachkriegsjahre 
hart erkämpfte militärische Überlegenheit der 
Sowjetunion und ihrer Verbündeten über die 
imperialistischen Hauptmächte war es, die den 
Frieden sicherer, die antiimperialistischen 
Kräfte selbstbewußter gemacht und den welt-
revolutionären Prozeß vorangebracht hat. 

Das sagte General Hoffmann, der an anderer 
Stelle ebenfalls wörtlich erklärte: 

Wir Kommunisten wissen, wie Rosa Luxemburg 
so treffend formulierte, daß hier auf Erden, auf 
der wir stehen, ein solcher Zustand des ewigen 
Friedens, wie ihn die größten deutschen Klas-
siker und Philosophen, wie z. B. Kant, voraus-
sagten, nicht möglich ist, bis der Kapitalismus 
mit Stumpf und Stiel ausgerottet ist. 

Das war letztes Jahr Doktrin, und das bleibt Doktrin 
der DDR und der UdSSR. 
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Auch heute scheinen manche Demokraten, wie 

ich vorhin schon sagte, wieder Diktatoren auf den 
Leim zu gehen, wenn sie meinen, der Friede sei 
sicherer geworden. Ich darf nur noch einmal ganz 
kurz zusammenfassen. Was steht denn in Mittel-
europa, meine Damen und Herren: 27 Divisionen 
des Westens gegenüber 68 Divisionen im Osten. 
Zugegeben: die Divisionen im Westen sind perso-
nell stärker als die im Osten. Aber wozu braucht 
denn die Sowjetunion in der ersten Linie 7 Luft-
landedivisionen? Sind die zur Verteidigung da oder 
zum Angriff? Diese Frage möchte ich hier stellen. 

6 000 Panzer stehen im Westen, 22 500 im Osten; 
1 700 Flugzeuge im Westen, 2 700 Flugzeuge im 
Osten. Das ist der Bereich des Mittelabschnitts. In 
weniger als 24 Stunden, Herr Minister, sind 33 Di-
visionen der ersten Linie des Warschauer Pakts 
einsatzbereit, innerhalb von 48 Stunden weitere 22, 
innerhalb von 72 Stunden weitere 13. Das sollte 
man nicht vergessen, wenn man andererseits be-
denkt, was wir im Rahmen einer Mobilisierungs-
phase auf die Beine stellen können: es sind ein 
paar Divisionen im Laufe von einigen Wochen. 

Von den Mittelstreckenraketen möchte ich gar 
nicht erst sprechen. 

(Zuruf des Abg. Wehner [SPD]) 

Die gestrige geheime Unterrichtung im Verteidi-
gungsausschuß, meine lieben Kollegen, hat, so 
glaube ich, eine mehr als deutliche Sprache ge-
sprochen. Es ist leider Gottes nicht möglich, dar-
über zu reden, weil das Ganze unter „geheim" 
läuft. 

(Erneuter Zuruf des Abgeordneten Wehner 
[SPD]) 

Die militärische Debatte der Nordatlantischen 
Versammlung hatte besonders die Probleme zum 
Gegenstand, die sich aus der sowjetischen Bedro-
hung auf den Meeren und der Schwäche der 
NATO-Institutionen ergeben. Ferner ging es um 
Probleme der Zusammenarbeit, der Standardisierung 
der Waffen, der Rationalisierung der Verteidigungs-
mittel, um Führungssysteme und um das Heranfüh-
ren von Verstärkungen nach Europa. 

Ich darf in diesem Zusammenhang ganz kurz 
etwas zu den vertrauensbildenden Maßnahmen im 
Rahmen der KSZE sagen. Damals wurde — aller-
dings auf freiwilliger Basis — erklärt, in Zukunft 
sollten Manöver angekündigt und gegenseitig Be-
obachter eingeladen werden. Wir im Westen haben 
neun Manöver angekündigt, zu den meisten haben 
wir Beobachter eingeladen; die Sowjetunion hat 
genau drei Manöver angekündigt, obwohl es we-
sentlich mehr waren, allerdings unter der Schwelle 
von 25 000, und dann hat man sie zusammengefaßt. 
Eingeladen wurden lediglich im Bereich das Trans-
kaukasus Griechenland und die Türkei. Im Bereich 
des Leningrader Militärbezirks wurde nur Norwe-
gen eingeladen und bei „Schild 76" nur Dänemark. 
Alle unsere Einladungen wurden nicht beantwortet, 
man hat niemanden geschickt. 

Ganz kurz einige Worte zu der Rüstungs- und 
Stützpunktausweitung der UdSSR in allen Teilen  

der Welt. Halten Sie sich nur die exorbitante 
sowjetische Rüstungs- und Stützpunktausweitung 
im Nordatlantik, in der Ostsee, im Mittelmeer und 
im Indischen Ozean vor Augen, alles Gebiete, von 
denen unsere Rohstoffversorgung teilweise existen-
tiell abhängt! Darüber wird bei uns nur nicht gere-
det. Die Fakten werden der Öffentlichkeit gegen-
über sogar verharmlost, verschleiert und unter-
drückt, um ja nicht die Entspannungsatmosphäre zu 
stören. Wenn wir es dann einmal wagen, in der 
Öffentlichkeit darüber zu sprechen, heißt es gleich: 
Schaut einmal diese kalten Krieger an! — Meine 
Damen und Herren, der kalte Krieg braucht nicht 
neu angeheizt zu werden, und zwar deshalb nicht, 
weil die Kommunisten nicht einen Tag aufgehört 
haben, den kalten Krieg zu führen. Das muß hier 
herausgestellt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nur wagt es die sozialliberale Koalition zum Teil 
nicht, im Detail auf diese Sachen einzugehen. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich komme ganz kurz auf unsere Nordflanke, zur 
Halbinsel Kola. Dort sind 70 % des maritimen 
Nuklearpotentials der Sowjetunion stationiert mit 
über 100 000 Mann der Nordmeerflotte, der weit-
aus stärksten aller vier sowjetischen Teilflotten, mit 
225 Aufklärungsflugzeugen, 300 Jagdbombern, 40 
Flugplätzen, 3 Heeresdivisionen. Und was steht dem 
bei uns gegenüber? Eine norwegische Brigade, 500 
km von der Grenze zurückgezogen, mit 5 000 Mann. 
Das hat man an der Nordflanke aufzubieten, mehr 
nicht. 

Als die Engländer im letzten Jahr 5 000 Mann zu 
Übungen nach Nordnorwegen schickten, hieß es in 
der „Krasnaja Swesta", das sei eine Verletzung 
des Verzichts auf fremde Truppenstationierung und 
würde damit gegen die KSZE-Erklärungen versto-
ßen. Weshalb werden bei uns eigentlich nicht die 
zahlreichen Drohgesten und militärischen Pressio-
nen der Sowjets im nördlichen Bereich einmal klipp 
und klar angesprochen? Der norwegische Verteidi-
gungsminister beschwerte sich im Januar letzten 
Jahres über eine bedeutende Anzahl von Verlet-
zungen norwegischer Hoheitsgewässer durch sowje-
tische U-Boote, die sich unter anderem darin wider-
spiegelten, daß die Norweger über 20 sowjetische 
Sender entdeckten, die in Fjorden versenkt worden 
waren, eine Tatsache, die man bei uns gar nicht zur 
Kenntnis genommen hat, genausowenig wie die Tat-
sache — — 

(Wehner [SPD]: Das sind Nordlichter!) 

— Das hat mit Nordlichtern gar nichts zu tun, 
Herr Kollege Wehner; das gehört in das gleiche 
Konzept der Erpressungs- und Einschüchterungs-
politik — vielleicht hören Sie es nicht sehr gern, 
aber ich sage es hier —, 

(Zuruf des Abg. Wehner [SPD]) 

wie sie der Warschauer Pakt in der Ostsee und der 
südlichen Nordsee praktiziert. Dänemark verzeich-
nete in den letzten Jahren 110 Beinahe-Verletzun-
gen seines Luftraums, mit denen die Sowjets den 
militärischen Anflug erprobten, um das Vorwarn-
system zu testen. Auch das ist hier nicht bekannt 
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und soll einmal gesagt werden, auch wenn es man-
chen hier nicht passen mag. 

Ganz kurz zur Südflanke. 
(Zurufe von der SPD) 

Die sowjetische Flotte im Mittelmeer wächst perma-
nent. Sie ist in der Zwischenzeit auf 78 Einheiten 
angestiegen, ohne die U-Boot-Waffe. Die 6. ameri-
kanische Flotte kann hier praktisch kaum noch 
standhalten, allein vom kräftemäßigen Vergleich 
her. 

(Wehner [SPD] : Haben sie nicht auch 
schon im Bodensee etwas versteckt? — 

Heiterkeit bei ,der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Geß-
ner? 

Handlos (CDU/CSU) : Ja. 

Dr. Geßner (SPD) : Herr Kollege Handlos, könnten 
Sie mir zustimmen, daß die Gefahr, daß die Sowjet-
union in Bayern einmarschiert, nicht so groß ist wie 
die Gefahr, die durch einen eventuellen Schritt der 
CDU entstehen wird? 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Handlos (CDU/CSU) : Ich kann das, lieber Herr 
Kollege, nur als humoristischen Beitrag werten, 
darf Ihnen dazu aber folgendes sagen: wenn, dann 
sind wir beide gleichmäßig gefährdet. 

Im übrigen dürfte folgendes der Fall sein, wenn 
Sie die militärstrategische Konzeption betrachten 
— ich komme jetzt wieder zum ernsthaften Teil —: 
Bei MBFR weigert sich die Sowjetunion nach wie 
vor, Ungarn in die Reduktionszone zu nehmen. 
Warum denn? — Doch vielleicht nur aus dem einen 
Grund, weil man im Hinblick auf Österreich, die 
Schweiz und den süddeutschen Raum manches vor-
hat, wovon man in der Öffentlichkeit nicht sprechen 
will. Das sind doch die Hintergründe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die gleiche Bedrohung besteht für die nahöstliche 
Region, ebenso für Afrika, wo nach wie vor 12 000 
kubanische Soldaten und 3 000 sowjetische Militär-
berater vorhanden sind und wo die DDR ebenfalls 
ihren sogenannten Beitrag leistet — alles womög-
lich einmal dafür, daß die Rohstoffversorgung ab-
geschnitten wird. 

Eine nüchterne Aufzählung der Fakten belegt die 
existentielle Bedrohung, der der europäische Westen 
hier durch die sowjetische Politik ausgesetzt ist. Ich 
darf an die Freundschafts-, Beistands- und Zusam-
menarbeitspakte der Sowjetunion mit Somalia, Mo-
çambique, Angola, Gabun, Guinea, Kongo und Kenia 
erinnern, Verträge, die — das soll einmal gesagt 
werden — meist mit dem Recht der Errichtung von 
Marine-, Luftwaffen- und Raketenbasen verbunden 
sind. Damit entsteht eine existentielle Bedrohung 
der Schiffsrouten, über die Europa zu 80 % mit Öl 
und zu 25 % mit Nahrungsmitteln versorgt wird. 

Das bestätigte der bisherige Vorsitzende des NATO-
Militärausschusses, Admiral Hill-Norton, mit der 
Feststellung, daß die Kap-Route durch die sowje-
tische Präsenz nunmehr gefährdet sei. 

Alle diese Fakten müssen in eine Debatte, die sich 
mit unserer Sicherheit befaßt, einbezogen werden. 
Sonst behält die Warschauer Zeitung Tribuna Ludu 
recht, die siegesgewiß am 16. Juli 1976 erklärte: Wir 
ändern jetzt die Natur des politischen Denkens in 
Europa. 

Für Moskau war die KSZE laut Radio Moskau nur 
das Vorspiel zu einem neuen Kapitel der europä-
ischen Geschichte mit dem Ziel, dem sogenannten 
aggressiven Imperialismus, also dem westlichen 
Bündnis, die Bewegungsfreiheit abzuschnüren. 
Schon jetzt, so hieß es in Radio Moskau, habe die 
Entspannungspolitik die NATO geschwächt, und um 
diesen Kurs beizubehalten, müsse alles getan wer-
den, um das Ergebnis der Entspannungspolitik un-
umkehrbar zu machen. 

Das war eine Skizze des Spektrums der Bedrohung 
durch die Sowjetunion und der Unzulänglichkeiten 
der NATO zur Abwehr der Bedrohung. Sie geht 
über die offiziellen Feststellungen in den entspre-
chenden Verlautbarungen der NATO hinaus, ist je-
doch weit davon entfernt, den gesamten Umfang 
der Lage anzudeuten, in der sich die NATO und da-
mit die Bundesrepublik Deutschland befinden. 

Ich möchte nun zu ein paar weiteren Punkten in 
diesem Zusammenhang kommen. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

— Sie müssen es sich anhören! 

Einmal geht es um das Kommuniqué der Minister-
tagung des Verteidigungsplanungsausschusses vom 
Dezember 1976. Dieses Kommuniqué bestätigt das 
unablässige Anwachsen — ich wiederhole es — der 
Stärke der Streitkräfte des Warschauer Paktes. Es 
stellt fest, daß der Schwerpunkt der WP-Streitkräfte 
auf die Fähigkeit zu offensiver Kampfführung gelegt 
wird und daß der Warschauer Pakt in der Lage ist, 
mit geringen Vorbereitungen ausgedehnte offensive 
Operationen durchzuführen. 

Auf den Bericht der US-Senatoren Nunn und Bart-
lett ist mein Kollege Damm in diesem Zusammen-
hang bereits eingegangen. Daher kann ich mir er-
sparen, mich damit zu befassen. 

Ich möchte nur folgendes betonen: Während der 
US-Generalstabschef Brown feststellt, daß die sowje-
tischen Langstreckenraketen den amerikanischen 
überlegen sind, kommt der ehemalige US-Verteidi-
gungsminister Rumsfeld zu der Beurteilung, daß die 
sowjetischen Land- und Luftstreitkräfte zum ersten 
Mal in der Lage sind, in Europa möglicherweise 
einen Blitzkrieg zu führen; der Warschauer Pakt sei 
in der Lage, ohne Vorwarnung mit rund 500 000 
Mann anzugreifen. 

Dazu darf ich Sie daran erinnern, daß vor kurzem 
Truppenverschiebungen größten Ausmaßes mit 
Aeroflot in die DDR stattgefunden haben, und zwar 
ohne daß die sowjetische Transportkapazität bei den 
Luftstreitkräften überhaupt in Anspruch genommen 
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werden mußte. Das gibt doch zu denken, ebenso die 
Tatsache, daß vor kurzem 800 sowjetische Kampf-
panzer des Typs T 72 erneut in die DDR verlegt 
worden sind, ohne daß auch nur ein anderer Panzer 
dafür abgezogen wurde. 

In diesem Zusammenhang möchte ich, weil wir 
von Gesamtverteidigung sprechen und weil Gesamt-
verteidigung zivile Verteidigung und militärische 
Verteidigung umfaßt, auf folgendes aufmerksam ma-
chen. NATO-Generalsekretär Luns stellt zum Ab-
schluß der Beratungen der nuklearen Planungs-
gruppe im November 1976 fest, daß die Sowjetunion 
durch den Stand ihrer zivilen Verteidigung in der 
Lage sei, den Auswirkungen eines Atomkriegs zu 
trotzen, und deswegen möglicherweise weniger Be-
denken habe, einen Atomkrieg auszulösen. 

Erinnern Sie sich auch an den Gouré-Bericht, der 
folgendes feststellt: Im Augenblick werden riesige 
Getreidelager in der Sowjetunion angelegt; seit Jah-
ren findet eine Dislozierung der Industrie statt; 
Schutzbauten werden errichtet; und das alles, meine 
Damen und Herren, doch nicht deshalb, weil die 
böse NATO hier vielleicht anzugreifen gedenkt! 

Und wenn ich einmal dagegenstellen darf: Was ist 
denn hier bei uns in der Bundesrepublik Deutsch-
land auf dem Sektor der zivilen Verteidigung los? 
Was ist denn los, meine Damen und Herren? Die 
Abschaffung der nationalen Nahrungsmittelreserve 
durch diese Bundesregierung, so daß praktisch nie-
mand weiß, wie gegebenenfalls die Bevölkerung 
verpflegt werden soll. Das ist Punkt 1. 

(Jung [FDP] : Märchenerzähler! — Weitere 
Zurufe von der SPD) 

Punkt 2: Auflösung der Selbstschutzzüge; Punkt 3: 
Einstellung des Schutzraumbaus. 

Vizepräsident Frau Renger: Sie gestatten eine 
Zwischenfrage? — Bitte schön, Herr Blank. 

Blank (SPD) : Herr Kollege Handlos, sind Sie, 
nachdem ihr Vorredner nicht bereit war, konstruk-
tive Vorschläge zur Ausweitung des Verteidigungs-
haushalts vorzutragen, bereit, entsprechende Vor-
schläge für die Zivilverteidigung vorzubringen, oder 
verhalten Sie sich da genauso bedeckt? 

Handlos (CDU/CSU) : Lieber Kollege, wenn Sie 
bitte noch sechs Sätze warten, bekommen Sie das, 
was ich meine. 

(Zuruf von der SPD: Genau abzählen!) 

Sie sollten etwas zurückhaltender sein; Sie erfahren 
noch alles. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich darf es wiederholen: Bei uns in der Bundes-
republik Deutschland ist effektiv nichts vorhanden, 
meine Damen und Herren. Wenn Sie das Gegenteil 
beweisen können, gehen Sie doch einmal hier her-
auf! Sie können es nicht; das ist eine Tatsache. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Mölle

-

mann [FDP]: Wir haben doch Sie!) 

57 Millionen DM, das hat bisher noch jede Bun-
desregierung für die nationale Nahrungsmittelre-
serve für unsere Bevölkerung zur Verfügung ge-
stellt, und es ist ein Skandal, daß niemand weiß, 
wie es im Zweifelsfall in den nächsten 14 Tagen 
weitergehen soll. Das möchte ich hier herausstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD und der FDP) 

Der U-Bahn-Bau hier in Bonn ist eines der letzten 
Projekte, die die Bundesregierung im Rahmen des 
Atomschutzbaus finanziert. Ich darf Sie, lieber Herr 
Kollege, an dieser Stelle gleich fragen: Warum trifft 
diese Bundesregierung, wenn sie ein Investitions-
programm auflegt, nicht gleich zwei Fliegen mit 
einem Schlag? Warum ergreift sie nicht einerseits 
Maßnahmen, um die Bauindustrie zu stärken — was 
sie ja vorhat —, und betreibt zugleich andererseits 
den Schutzraumbau, damit wir auf diesem Sektor 
endlich ein Stückchen vorankommen? Das wäre doch 
in diesem Bereich z. B. eine Möglichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Ich sage immer, meine Damen und Herren — und 
das muß hier einmal ganz neutral betrachtet werden 
— : Was nützt, sehr geehrter Herr Minister, die beste 
Bundeswehr, wenn sie zum Schluß nur Friedhöfe 
verteidigt, weil bei der Gesamtverteidigung, bei der 
zivilen Verteidigung einfach nichts da ist? Wir müs-
sen doch hier einmal alle miteinander feststellen: 
Das und sonst nichts ist der Tatbestand. 

(Wehner [SPD] : Investitionsplan Ostwall

-

bau! — Heiterkeit bei der SPD) 

— Lieber Herr Kollege Wehner, Sie haben manch-
mal schon durch bessere Bemerkungen geglänzt; 
heute sind Sie nicht besonders in Form. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich muß Ihnen sagen, Sie waren schon einmal besser. 

In dem Bericht des Streitkräfteausschusses des 
US-Senats heißt es, daß die Eile, mit der die Verla-
gerung von Waffen nach dem Westen betrieben 
wird, vermuten läßt, daß die Führung in Moskau 
einen Zeitpunkt bestimmt hat, zu dem eine ent-
scheidende konventionelle Überlegenheit der Streit-
kräfte des Warschauer Paktes gegenüber der NATO 
in Europa erreicht werden soll, und der US-General-
stabschef Brown meint, daß die Sowjets Anfang der 
80er Jahre versuchen könnten, die Stärke der UdSSR 
zu testen. 

Ich möchte nunmehr nicht erneut auf die Äuße-
rungen eingehen, die mein Kollege Damm schon im 
Hinblick auf Minister Leber und die Bundesregie-
rung von sich gegeben hat, daß nämlich z. B. Bun-
deskanzler Schmidt sagt, man dürfe die Sowjetunion 
nicht dauernd reizen, oder daß der Minister Leber 
sagt, die Stärke der Sowjetunion sei zwar bekannt, 
aber es sei alles in bester Ordnung, Vorsorge sei 
getroffen, die Vorwarnzeit sei in Ordnung usw. usf. 

Mit doppelten Karten wird offensichtlich auch 
gegenüber der NATO gespielt, Herr Minister. Oder 
wie ist es sonst zu verstehen, daß im Kommuniqué 
der Ministertagung des Verteidigungsplanungsaus- 
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schusses vom Dezember letzten Jahres im Zusam-
menhang mit stattfindenden oder geplanten Streit-
kräfteverbesserungen die Umstrukturierung der 
Streitkräfte der Bundesrepublik Deutschland ge-
nannt wird? Wir fragen Sie, Herr Minister, was 
unter dieser Globalformulierung zu verstehen ist. 
Sollte der Bericht in der „Bild am Sonntag" vom 
16. Januar 1977 von den Geheimplänen für den 
größten Umbruch in der Geschichte der Bundeswehr 
doch stimmen, wonach in Kürze mit dem Entstehen 
einer vierten Teilstreitkraft zu rechnen ist? Es wäre 
interessant, das hier einmal zu erfahren. 

Wir haben, Herr Minister — ich sage das, auch 
wenn Sie im Augenblick nicht in der Lage sind, zu-
zuhören —, selbstverständlich die Wehrstruktur

-

reform — soweit sie überhaupt durchgezogen ist — 
mit Ihnen durchgezogen. Wir haben uns allen Maß-
nahmen angeschlossen, die wir als vernünftig be-
trachtet haben: Neuordnung der Truppenstruktur, 
Einführung der Verfügungsbereitschaft usw. 

Wir haben, Herr Minister — auch das muß ich sa-
gen —, sämtlichen Beschaffungsvorhaben der letz-
ten Legislaturperiode für die drei Teilstreitkräfte 
zugestimmt. Das muß hier einmal klipp und klar 
herausgestellt werden. Wir möchten allerdings in 
einigen Wochen von Ihnen wissen — nicht heute, 
sondern in einigen Wochen —, ob Sie auch heute 
noch zu all diesen Beschaffungsvorhaben stehen 
und, wenn ja, wie Sie dann AWACS finanzieren 
wollen. Das möchten wir an dieser Stelle gerne 
wissen. 

Wir möchten von Ihnen auch wissen — damit 
komme ich zu konkreten Einsparungsmöglichkeiten 
bei der Bundeswehr, ohne die Schlagkraft der Teil-
streitkräfte zu gefährden —: Was ist mit den soge-
nannten bundeswehrgemeinsamen Aufgaben? Die 
wurden vor Jahren groß angekündigt. Ein Ergebnis 
haben wir bisher nicht. In diesem Zusammenhang, 
glaube ich, wäre es auch nicht schlecht, einmal 
die angewandte Wertanalytik im Rüstungsbereich 
grundsätzlich einzuführen. 

Ich habe gesagt, Herr Minister, wir unterstützen 
Sie bei allen Maßnahmen. Aber wir unterstützen 
Sie bei einer Sache nicht, und das ist die Partei-
politisierung der Streitkräfte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dagegen sind wir. Ich darf Ihnen hier das neueste 
Beispiel vom gestrigen Tage nennen. Ich weiß ge-
nau, wir diskutieren hier über die Nordatlantische 
Versammlung. Aber der „Münchner Merkur" 
schreibt gestern in einem Vierspalter: „Die erstaun-
liche Karriere des Oberst Edgar Münx — Umstrit-
tener Offizier an der Bundeswehr-Hochschule be-
fördert — Neuer Arger für den Verteidigungsmini-
ster". Ich möchte hierauf nicht im Detail eingehen, 
darf aber stichwortartig folgendes bemerken. Der 
Vorgänger von Herrn Oberst Münx, Oberstleutnant 
Eberhard Schmidt, ein kochqualifizierter Offizier, 
Herr Minister, mußte gehen, damit Münx zum Zuge 
kam. Schmidt zog seine Uniform aus wegen dieser 
ungerechten Behandlung im Bundesverteidigungs-
ministerium. Bei dem folgenden Verwaltungsge-
richtsprozeß — — 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie mir bitte folgendes. 

(Dr. Zimmermann [CDU/CSU] : Mitten im 
Satz?! Sprechen Sie doch zu Ende, Herr 

Kollege!) 

— Verzeihen Sie! — Bitte, maßregeln Sie nicht den 
Präsidenten, ja! 

(Beifall bei der SPD — Dr. Zimmermann 
[CDU/CSU] : Ich habe nicht den Präsidenten 

gemaßregelt!) 

Es war bei der Schnelligkeit der Sprache gar nicht 
so einfach, Ihnen zuzuhören; ich bitte um Entschul-
digung. Aber daß dies nicht mehr mit dem Tages-
ordnungspunkt zusammenhängt, glaube ich, werden 
Sie mir doch auch zugeben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Handlos (CDU/CSU) : Weiß ich, Frau Präsidentin! 
Ich wollte dazu auch nur drei oder vier Sätze sagen, 
nachdem sich ja damals der Minister auch das 
Recht herausgenommen hat, bei der Regierungs-
erklärung plötzlich eine Erklärung wegen der Ge-
neralsfrage abzugeben. Deswegen, dachte ich, 
könnte ich hier auch fünf Sätze damit anbringen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bitte um die Genehmigung, nur noch drei oder 
vier Sätze sagen zu dürfen. Dann bin ich sofort mit 
diesem Thema zu Ende. 

(Zuruf des Abg. Pawelczyk [SPD]) 

— Herr Kollege Pawelczyk, vielleicht melden Sie 
sich dann hinterher. Ich stehe gern zur Verfügung. 
— Jedenfalls hat das Ministerium diesen Prozeß 
gegen den Oberstleutnant Schmidt, der seine Uni-
form auszog, verloren und mußte auch noch sämt-
liche Kosten des Verfahrens tragen. Selbst der da-
malige General Schnell, der heutige Rüstungsstaats-
sekretär, mußte nach München kommen, um prak-
tisch hier Ordnung zu schaffen. Er hat Herrn Münx 
eine Mißbilligung ausgesprochen wegen seines Ver-
haltens. Trotzdem wird dieser Offizier nach der kür-
zestmöglichen Dienstzeit zum Oberst befördert, am 
1. Februar dieses Jahres. Das ist ein parteipoliti-
scher Skandal, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich nun wieder zur Nordatlantischen 
Versammlung zurückkehren. 

(Abg. Pawelczyk [SPD] meldet sich erneut 
zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege Pawel-
czyk, Sie haben nun das Wort. 

Pawelczyk (SPD) : Herr Kollege, vielleicht darf ich 
Ihnen zunächst ein Kompliment machen. Sie schreien 
schon eine halbe Stunde, ohne daß Sie offenbar 
Schaden an Ihrer Stimme nehmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, bitte, 
keine Bewertungen! 
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Pawelczyk (SPD) : Meine Frage ist folgende. Herr 
Kollege Damm hat vorhin angekündigt, daß die 
Opposition heute einen Beitrag zur Strategiediskus-
sion, zur international laufenden Strategiediskussion 
liefern will. Meine Frage ist, ob noch mehr Redner 
Ihrer Fraktion zur Verteidigungspolitik sprechen 
und ob wir dann noch auf die Strategiedebatte zu 
warten haben, oder ob Ihr Beitrag und der Ihres 
Kollegen Damm die Strategiedebatte ausmachen. 

Handlos (CDU/CSU) : Lieber Herr Kollege Pawel-
czyk, ich darf Ihnen dazu folgendes sagen. Natür-
lich ist ihnen die Angelegenheit Münx peinlich. Sie 
werden in der nächsten Zeit noch mit mehr Angele-
genheiten in der Hinsicht konfrontiert. Wenn Sie 
jetzt davon ablenken wollen, dann können Sie das 
versuchen. Das geht bei uns nicht. Ich darf mich wei-
ter dem Thema zuwenden, nämlich der Nordatlan-
tischen Versammlung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Welches ist die Therapie 

(Abg. Pawelczyk [SPD] meldet sich erneut 
zu einer Zwischenfrage) 

— anschließend bitte! — nach dieser düsteren, 
Diagnose? Lassen Sie mich dabei einiges voraus-
schicken. 

(Zuruf des Abg. Pawelzcyk [SPD]) 

— Das können Sie, wir bleiben in Deutschland. Sie 
können auswandern, Herr Pawelczyk, aber ich tue 
das nicht. Ich bleibe hier und bin dabei, diesen 
Staat mit anderen zu verteidigen. Wir wandern 
nicht aus. 

(Zurufe von der SPD) 

Welches ist die Therapie nach dieser düsteren 
Diagnose? Lassen Sie mich dabei folgendes voraus-
schicken. Freiheit ist auf Dauer nicht unterdrück

-

bar. Das dürfen wir nicht vergessen. Das hat die 
Geschichte bewiesen, und das ist eine große Hoff-
nung. Freiheit war, das zeigt die Geschichte der 
Völker, immer noch stärker als Unfreiheit. Das ist 
die Ausgangslage. Das müssen zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt auch die UdSSR und die übrigen Ostblock-
staaten mit ihren Dissidentenbewegungen erkennen. 
Freiheit — ich wiederhole es — hat immer noch 
über Unfreiheit gesiegt. Deshalb sind all unsere 
Verteidigungsanstrengungen nicht sinnlos. 

Was können wir national tun? Herr Minister, zu 
unserem Entschließungsantrag hat der Kollege 
Damm einiges gesagt. Ich darf folgendes ergänzen. 
Warum machen wir uns nicht an eine verbesserte 
Reservistenkonzeption? Die Reservisten draußen 
stehen zur Verfügung. Sie sind wehrwillig. Nur, es 
geht auf diesem Sektor nicht voran. Die Reservisten 
müssen gefordert werden. Dann sind sie da. 

Zweitens. Eine Entschlackung der Stäbe im Be-
reich der Bundeswehr auf allen Ebenen täte nur gut 
und würde niemandem schaden. Die Bürokratie 
würde sich dadurch vermindern. 

Drittens. Durchführung der längst versprochenen 
bundeswehrgemeinsamen Aufgaben, ohne 'daß die 
drei Teilstreitkräfte weiter abblocken, wie ich das 
Gefühl habe. 

Im investiven Bereich: zur Kostensenkung Beitrag 
der Wertanalyse in allen Bereichen. 

Im Bereich der zivilen Verteidigung: aus der Sicht 
der Gesamtverteidigung — ich sage es noch einmal 
— Aufnahme des Schutzraumbaues in das Investi-
tionsprogramm der Bundesregierung. Überlegen Sie 
sich das bitte ganz objektiv und neutral, meine 
Damen und Herren von den Regierungsparteien! 
Damit wird — ich sage es noch einmal — nicht nur 
der Bauindustrie geholfen, sondern auch der Bevöl-
kerung an sich. 

Hinzu kommt schließlich die unbedingt notwen-
dige Wiedereinführung der nationalen Nahrungs-
mittelreserve. 

Multinational kommt es nach unserer Auffassung 
vordringlich darauf an, erstens die konventionellen 
Verteidigungsanstrengungen in der NATO entschei-
dend zu verbessern — das ist klar —; zweitens Vor-
kehrungen zur schnelleren Mobilisierung der 
NATO-Truppen zu treffen, wozu wir ebenfalls unse-
ren Beitrag leisten können; drittens Verstärkung der 
Panzerabwehr, der Luftverteidigung und der U-Boot-
Bekämpfung; viertens Flexibilität bei den Führungs-
grundsätzen und fünftens beim Waffeneinsatz; sech-
stens die Planungsannahmen für Vorwarnzeiten der 
tatsächlichen Lage anzupassen — Herr Minister, es 
stimmt einfach nicht mehr, wie Sie immer wieder be-
haupten, Sie wüßten mindestens 48 Stunden vorher 
Bescheid; wir glauben das einfach nicht, wir kön-
nen es nicht glauben, und gute Worte allein nehmen 
wir Ihnen zwar gerne ab, aber wir sind der Mei-
nung, daß Sie hier ein bißchen zu optimistisch sind 
—; siebtens Mängel in der Truppendislozierung zu 
korrigieren; und achtens technologische Fortschritte 
bei den Munitions- und Waffensystemen, auch den 
Laser-gesteuerten Waffen, beschleunigt zu nutzen. 

Zum Schluß: Wir haben im Mai 1978 Wahlen zum 
Europäischen Parlament. Wir hoffen, daß dieses 
Europäische Parlament der europäischen Zusammen-
arbeit neue Impulse gibt. Wir in den nationalen 
Parlamenten sollten uns nicht dagegen stemmen; 

(Möllemann [FDP] : Wer tut denn das hier?) 
denn insgesamt gesehen bin ich der Auffassung, 
daß der Wahlspruch der NATO stärker denn je gilt, 
besonders für uns in der Bundesrepublik Deutsch-
land: Wachsamkeit ist der Preis der Freiheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Der Bundestag als Bedürfnisanstalt!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Möllemann. 

Möllemann (FDP) : Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Anlaß und äußerer Bezug der heutigen 
Debatte sind die Arbeitsergebnisse der Nordatlan-
tischen Versammlung, die im November vorigen 
Jahres in Williamsburg in den Vereinigten Staaten 
ihre 22. Jahrestagung hatte. Mindestens in gleichem, 
wenn nicht in höherem Maße als bei der Debatte 
über die Generalsaffäre in der vergangenen Woche 
im Plenum sind damit Grundsatzfragen unserer 
Sicherheits-, Bündnis- und Verteidigungspolitik auf 
die Tagesordnung gesetzt; weniger solche, die sich 
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auf die innere Struktur der Bundeswehr beziehen, 
als solche, die das gesamte NATO-Bündnis betref-
fen. Und mit Grundsatzfragen meine ich nicht die 
hier in einem Kasernenhofton vorgetragenen Pole-
miken des Abgeordneten Handlos, der glaubte, Be-
zug nehmend auf einen Oberst, wieder einmal die 
Debatte von den Sachfragen ablenken zu können, 
um erneut vermeintliche Skandalfragen aufrühren 
zu können. Einfach deswegen — ich habe es vorige 
Woche sagen können, es bleibt auch heute wahr —, 
weil er inhaltlich, konzeptionell nichts beizutragen 
hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Horn 
[SPD] : Einen anständigen Mann ins Gerede 
zu bringen, der sich hier nicht wehren 

kann!) 

— Also, mit Herrn Handlos über Stil zu debattieren, 
habe ich mir ohnehin schon abgewöhnt, weil das 
kaum zum Erfolg führen würde. 

Es hat auch keinen Sinn, Herr Kollege Handlos, 
daß Sie hier am Schluß, bedrängt durch Zurufe, wie 
denn wohl Ihre eigene Konzeption aussehe, nach der 
düsteren Analyse, die Sie vorgetragen haben, nach 
dem düsteren Gemälde sagen: All das, was die Bun-
desregierung ohnehin macht, möchten wir auch ma-
chen. Das war im Grunde Ihre Antwort. Wir haben 
nichts dagegen, daß Sie all das, was wir machen, 
für richtig halten. Aber dies als eigene Konzeption 
ausgeben zu wollen heißt doch, bei uns die Naivität 
zu verlangen, die Sie "bei sich getrost voraussetzen 
können. 

Meine ,sehr verehrten Damen und Herren, wir 
Freien Demokraten begrüßen sehr, daß wir hier 
Gelegenheit haben, an Hand der Vorlage der deut-
schen Delegation über Grundsatzfragen der Sicher-
heitspolitik zu diskutieren. Das verschafft uns die 
Gelegenheit, Positionen zu verdeutlichen, die etwa 
in der Debatte über die Erklärung der sozialliberalen 
Bundesregierung eher am Rande geblieben sind bzw. 
in der Fülle des Stoffs nur angedeutet werden konn-
ten. Dies um so mehr, als in den Entschließungen 
und Empfehlungen der Nordatlantischen Versamm-
lung eindrucksvoll unser komplexes Verständnis 
von Sicherheitspolitik als der Summe aller politi-
schen Aktivitäten in all den Bereichen, in denen 
Menschen Gewalteinflüssen ausgesetzt sein können, 
bestätigt und unterstrichen wird, nämlich daß die 
traditionelle Verteidigungspolitik zwar ein wesent-
liches, aber eben doch nur e i n Element der Sicher-
heitspolitik ist. Ein Blick auf die Themen der Ent-
schließungen und Empfehlungen belegt dies. Stich-
wortartig heißt es dort beispielsweise: Überprüfung 
der NATO-Institutionen; Übernahme von Regie-
rungsgewalt durch kommunistische Parteien; Spa-
nien; das südliche Afrika; Rationalisierung der Ver-
teidigungsmittel; Verbesserung der Weltwirtschafts-
ordnung; schließlich: technologische Entwicklung 
und Arbeitslosigkeit. Dies findet sich dort unter an-
derem. 

Ich möchte hier, da uns Herr Kollege Handlos sehr 
direkt angesprochen hat, einige grundsätzliche Be-
merkungen darüber vorausschicken, auf welche 
Weise wir Liberalen an die Fragen der Sicherheit 
und der Sicherheitspolitik herangehen. 

Sie haben hier so beiläufig als Grundlegung un-
serer Einstellung zur Sicherheitspolitik die Erinne-
rung an Herrn Chamberlain gebracht. Ich glaube, 
Sie haben allmählich das Gefühl dafür verloren, wie 
weit man hier im Parlament mit Vergleichen gehen 
kann. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Uns wird häufig ein gebrochenes Verhältnis zur 
Macht nachgesagt. Manchen, die im Umgang mit der 
Macht selber vielleicht nicht so pingelig sind, mag 
das hierzulande als Makel erscheinen. Ich darf hier-
zu den früheren Vorsitzenden meiner Partei und 
heutigen Bundespräsidenten zitieren. Er sagte: 

Die Liberalen machen sich in der Tat dieses Ma-
kels schuldig. Schlimmer noch: Sie empfinden 
diesen Makel gar nicht so als Makel. Wir hal-
ten vielmehr Machtpolitik für eine Politik, die 
zivilisatorisch unterentwickelt ist, und halten 
mehr auf aufgeklärte humane Toleranz, die der 
Vernunft auf Dauer größeres Durchsetzungsver-
mögen zubilligt als den aufgekrempelten Är-
meln. 

In diesem Zusammenhang sehen wir auch das Pro-
blem der Sicherheit und das Problem des Einsatzes 
der Instrumente der Sicherheitspolitik und damit 
eventueller Gewaltanwendung. Sicherheit ist für uns 
niemals Selbstzweck. Sie ist vielmehr Mittel zum 
Zweck der Erhaltung von Freiheit und zur Abwen-
dung freiheitsbedrohender Gewaltanwendung. Aus 
diesem freiheitlichen Ansatz leiten wir das Recht auf 
Notwehr ab. 

Karl-Hermann Flach sagte dazu — ich darf mit 
Ihrer Genehmigung, Frau Präsident, zitieren —: 

Da eine Politik der Freiheit auch um des lieben 
Friedens willen niemals Unterwerfung bedeuten 
kann, kennt gerade auch der Liberale das Recht 
auf Notwehr. Es besteht für Staatengemeinschaf-
ten und für Staaten ebenso wie für Gesellschafts-
gruppen und einzelne, bei letzteren als Recht 
auf Widerstand. Dieser für liberale Sicherheits-
politik fundamentale Satz besagt auch: Sicher-
heitspolitik und damit eventuelle Gewaltanwen-
dung zielen vor allem auf den Erhalt von Frei-
heit, beispielsweise durch Notwehr, und nicht 
in erster Linie auf die Verteidigung einzelner 
Privilegien ab. 

Flach sagte weiter: 

Die liberale Ablehnung der Gewalt und das li-
berale Recht auf Notwehr bilden einen Wider-
spruch. Klar ist für uns, daß Gewaltanwendung 
auf die Wahrnehmung des Notwehrrechts be-
schränkt bleiben muß. Doch auch Notwehr birgt 
die Gefahr der Überschreitung, der Verselb-
ständigung ihrer Mittel und des Wirksamwer-
dens des fatalen Gesetzes der Gewaltsteigerung. 
In diesem Widerspruch muß der Liberale leben. 
Er muß versuchen, mit ihm fertig zu werden. Das 
kann er nur, wenn er sich im Verhältnis der 
Staatengruppen und Staaten zueinander und 
beim Aufarbeiten der gesellschaftlichen Kon-
flikte um eine Entspannungspolitik bemüht und 
die machtpolitischen Gewichte so zu setzen be-
müht ist, daß sie sich wechselseitig ausgleichen. 
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Dies ist für uns die entscheidende Begründung da-
für, daß wir uns auch im internationalen Maßstab 
und im Ost-West-Verhältnis notwendigerweise um 
die Wahrung des Gleichgewichts bemühen. 

Dies vorausgeschickt, meine verehrten Kollegin-
nen und Kollegen, möchte ich mich einen Moment 
mit den Fragen des Kräfteverhältnisses befassen, 
einem Thema, das nicht nur in den Beiträgen mei-
ner Vorredner, sondern auch in der öffentlichen Dis-
kussion in letzter Zeit stark in den Vordergrund 
getreten ist. Aus militärischer Sicht wird — meist in 
sogenannten Bedrohungsstudien — gesagt, daß der 
Warschauer Pakt und insbesondere die Führungs-
macht Sowjetunion ihre Rüstung in erheblichem 
Maße verstärken. Uns wird nachgewiesen, daß das 
Kräftepotential, das sich der Warschauer Pakt be-
reitstellt, wesentlich über das zur Verteidigung be-
nötigte Maß hinausgeht. Uns wird weiterhin er-
klärt, daß das westliche Bündnis sich an diesen Ele-
menten der Bedrohung, d. h. an Art und Umfang 
des gegnerischen Militärpotentials, orientieren 
müsse. Diese Aussagen sind mit Sicherheit ernst zu 
nehmen. Die Militärexperten, die auftragsgemäß die 
vorhandenen Möglichkeiten des anderen Militär-
bündnisses analysieren, haben zweifellos die Pflicht, 
die Regierung und die Fraktionen des Deutschen 
Bundestages mit diesen Informationen zu versehen. 
Es versteht sich, daß politische Entscheidungen auf 
dem Boden gesicherter Fakten getroffen werden soll-
ten. Wir wären die letzten, die dies bezweifeln. An-
dererseits müssen diese Zahlenanalysen aber auch 
in den richtigen politischen Zusammenhang gestellt 
werden. Was dies angeht, so ist meines Erachtens 
festzustellen, daß wir in einigen Bereichen zu Ein-
seitigkeiten und Verzerrungen neigen. Die Rede 
des Kollegen Handlos war ein gutes Beispiel für eine 
solche eindeutige und einseitige Verzerrung. Wir 
sollten, wie ich meine, folgendes festhalten. 

Erstens. Es fällt auf, daß der Warschauer Pakt 
als ein monolithischer Block betrachtet wird. Bei die-
ser Betrachtung wird völlig vernachlässigt, daß es 
in den sozialistischen Ländern und zwischen diesen 
Ländern durchaus Konflikte, Spannungen und Mei-
nungsverschiedenheiten gibt, die nach Moskauer 
Dogma durch ein bestimmtes militärisches Potential 
in Schach gehalten werden müssen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Das 
ist doch allgemein bekannt!) 

Allein dieser Tatbestand, der sicherlich aus un-
serer Sicht schwer zu quantifizieren ist, relativiert 
aber das Bild vom monolithischen Warschauer Pakt. 
Herr Kollege Mertes, auf Ihren Zuruf, daß dies be-
kannt sei, antworte ich: Ich gestehe Ihnen gern zu, 
daß Sie dies wissen, ich möchte Sie nur bitten, dar-
auf hinzuwirken, daß dies dann auch in den Verlaut-
barungen Ihrer Kollegen, die hier sprechen, zum 
Ausdruck gebracht wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Das tun 

sie auch!) 

Zweitens. Wir sollten nicht vergessen, daß schließ-
lich auch die NATO insgesamt und die einzelnen 
Bündnispartner in spezifischer Abstufung ihre eige-

nen Potentiale verstärken und verbessern. Wir alle 
wissen, daß z. B. der Verteidigungsetat der Bundes-
republik Deutschland in den Jahren der soziallibera-
len Koalition sowohl insgesamt als auch auf den 
Jahresdurchschnitt bezogen eine sechsmal so hohe 
Steigerungsrate aufwies wie in den vorangegange-
nen Jahren der Ara nach Adenauer. Auch ist es in 
Umkehrung der vorausgegangenen Tendenz gelun-
gen, den investiven Anteil des Verteidigungshaus-
halts wieder zu steigern und oberhalb der 30 %-Mar-
ke zu stabilisieren. Die Bundeswehr wird mit einer 
Reihe hochmoderner, effektiver Großsysteme aus-
gerüstet. Ich erinnere nur an das MRCA und an die 
Fregattenprogramme. Natürlich sind aber auch — 
abgesehen von nationalen Vorhaben und reinen 
Waffensystemen — die Verstärkung der Logistik, 
der Ausbau eines NATO-weiten Informationssy-
stems und die allgemeine Verstärkung der Zusam-
menarbeit zwischen den nationalen und den inte-
grierten Stäben des Bündnissystems Faktoren zur 
Verstärkung der westlichen Verteidigungskraft. Dies 
darf bei der Analyse des Kräfteverhältnisses nicht 
außer Ansatz bleiben. Allerdings übersehen wir 
nicht die Probleme, die sich aus dem relativ und 
absolut sehr unterschiedlichen Engagement unserer 
verschiedenen Bündnispartner ergeben. 

An dieser Stelle, den Bundeshaushalt betreffend, 
Herr Kollege Damm, darf ich kurz auf Ihre Ausfüh-
rungen eingehen. Sie haben natürlich als Opposition 
recht, wenn Sie verlangen, daß wir als Vertreter der 
Regierungskoalition unsere Zielwerte nennen. Dies 
haben wir getan. Aber ebenso ist es unser Recht, 
wenn Sie diese unsere Zielvorstellungen kritisieren, 
von Ihnen zu verlangen, uns zu sagen, in welchem 
Umfang und auf welche Weise — sprich: mit welcher 
Reduzierung in welchem anderen Bereich — Sie die 
Ausgaben für die Sicherheitspolitik steigern wollen. 
Darum kommen Sie nicht herum. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

An dieser Stelle möchte ich ebenfalls auf ein Ar-
gument eingehen, daß der Kollege Handlos hier ge-
bracht hat, als er sich mit dem Bundesminister der 
Verteidigung auseinandergesetzt hat. Auch Sie, Herr 
Damm, haben das in einer, wie ich meine, nicht ge-
rade sehr eleganten Weise getan. Wir hören der-
zeit nachhaltig aus allen Staaten des Bündnisses eine 
schon fast bemerkenswerte Anerkennung für die 
Bundeswehr, Anerkennung für diesen Verteidi-
gungsminister, und Sie stellen sich hier im Parla-
ment hin und zerreden diese Position, die wir im 
Bündnis haben. Sie wollen es nicht hundert-, son-
dern tausendprozentig haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich komme zu einem Kapitel, das in der Öffentlich-
keit in der Regel absolut einseitig behandelt wird. 
Gemeinhin werden in der Diskussion die möglichen 
Absichten des Warschauer Paktes und insbesondere 
der Sowjetunion als unkalkulierbar bezeichnet. Ab-
sicht und Intention — so wurde in globaler Vereinfa-
chung hier auch vorhin wieder behauptet — könnten 
sich über Nacht ändern. Wollte man dies übernehmen, 
bliebe als Beurteilungskriterium nur das gegneri-
sche Bedrohungspotential in seiner Qualität und vor 
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allem in seiner Quantität übrig. Auch diese Auffas-
sung muß man, um zu einem objektiven Ergebnis 
zu kommen, nüchtern sehen und relativieren. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Mertes? 

Möllemann (FDP) : Ja. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Möllemann, haben Sie bemerkt, daß in seinem kürz-
lichen Interview NATO-Generalsekretär Luns wie-
derum gerade diese These vertreten hat, daß sich 
die Absichten der Sowjetunion über Nacht ändern 
können, d. h., daß in sicherheitspolitischen Fragen 
die Kapazität, die Fähigkeit derjenige Faktor ist, der 
eigentlich zur Debatte steht? 

Möllemann (FDP) : Ich habe die Thesen von Herrn 
Luns so zur Kenntnis genommen, wie er sie in einem 
Gesamtzusammenhang dargestellt hat. Auch Herr 
Luns hat nichts gesagt — so habe ich ihn verstan-
den —, daß allein die militärische Kapazität ein 
Kriterium für die Beurteilung der Kräfteverhältnisse 
sein kann. Selbst wenn er dies so gesagt haben 
sollte, so ist Herr Luns im übrigen für mich nicht 
der Papst — und selbst wenn er das wäre, hätte ich 
meine eigenen Gedanken zu dieser Frage. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

In Wirklichkeit, glaube ich, lehrt die Analyse der 
sowjetischen Außen- und Entwicklungspolitik, daß sie 
sehr langfristige Interessen ausdrückt und daß es in 
dieser auf lange Sicht angelegten Politik viel weniger 
plötzliche Wandlungen und Kurswechsel gibt als 
z. B. in der Politik westlicher Demokratien, die we

-

sensgemäß häufigeren Regierungs-, Machtwechseln 
und damit auch Strömungswechseln unterliegen. Sol-
che langfristigen Zielvorstellungen sind folgende. Ich 
möchte sie einmal hier aufzählen, weil es hier mei-
nes Erachtens nicht nur um eine einzige Zielvor-
stellung geht. Ich tue dies ohne Wertung, ohne daß 
ich eine Rangfolge bilden will. 

Die Zielvorstellungen sind: das Streben nach An-
erkennung als neben den USA gleichberechtigte 
Weltmacht, das gemeinsame Krisenmanagement mit 
den USA, um einerseits politisch offensiv ein Mit-
spracherecht der Sowjetunion in den sie interessie-
renden Regionen durchzusetzen und um anderer-
seits politisch defensiv die unerwünschte Einbe-
ziehung in beliebige Konflikte abwehren zu können, 
die Verhinderung einer Allianz zwischen den USA 
und der Volksrepublik China bzw. den USA, West-
europa und China, die Möglichkeit zu Abrüstungs-
maßnahmen, um bei Aufrechterhaltung des strategi-
schen Gleichgewichts den sowjetischen Haushalt 
entlasten und Ansprüche der sowjetischen Bevölke-
rung besser befriedigen zu können — denn natürlich 
besteht auch dort vermutlich sehr stark das Bedürf-
nis der Bevölkerung, ein höheres Maß des Erarbei-
teten in den konsumtiven Bereich zu bekommen und 
nicht nur immer Investitionen in den Rüstungssektor 
mit vollziehen zu müssen —, das Streben nach voller 
Anerkennung des Status quo in Ost- und Mitteleu-

ropa durch den Westen, die möglichst lückenlose 
Ausschaltung westlicher Einflüsse auf Emanzipati-
onsbestrebungen im sowjetischen Hegemonialbe-
reich, die Minderung amerikanischer Präsenz und 
amerikanischen Einflusses in Westeuropa, die Ver-
wirrung des westeuropäischen Integrationsprozesses 
durch ständige Offerten sogenannter gesamteuropä-
ischer Zusammenarbeit unter starkem sowjetischen 
Einfluß und — damit verbunden — schließlich auch 
die Ausweitung des Handlungsspielraums westeuro-
päischer kommunistischer Parteien. 

Dem, der diese — zugegebenermaßen nicht lük-
kenlose — Beschreibung sowjetischer Zielvorstel-
lungen analysiert und so begreift, drängen sich, 
wie ich meine, einige Erkenntnisse doch zwangs-
läufig auf: 

Erstens. In wesentlichen Teilen ihrer globalen 
Interessenlage ziehen sowjetische und amerikani-
sche Außenpolitik am selben Strang. Abrupte Kurs-
wechsel sind in diesem Zusammenhang nahezu aus-
geschlossen. 

Zweitens. Fast alle — wenn nicht überhaupt alle 
— diese Zielsetzungen der globalen sowjetischen 
Außen- und Entspannungspolitik lassen sich nur 
dann verfolgen, wenn die Rückkehr zu einer Politik 
des Kalten Krieges vermieden wird und wenn wir 
beharrlich auf dem Weg der Entspannungspolitik 
und dessen fortschreiten, was  die  Sowjetunion un-
ter „Politik der friedlichen Koexistenz zwischen 
Staaten verschiedener Gesellschaftsordnungen" ver-
steht. 

(Blumenfeld [CDU/CSU] : Das fragen wir 
sie schon seit langem!) 

Drittens. Dort, wo wir oft listige Schachzüge und 
schlaue Manöver sowjetischer Diplomatie vermuten, 
handelt es sich meist um die hundertste Wieder-
holung einer Formel aus öffentlichen sowjetischen 
Parteitagsentschließungen, die wir deshalb nicht 
zur Kenntnis genommen haben, weil wir die un-
verdaulich langen Dokumente nicht aufarbeiten 
können oder wollen. 

Viertens. Die sowjetische Führung sucht aus ihrer 
Sicht offenbar ebenso ernsthaft nach nichtkriegeri-
schen Formen der Austragung der Rivalität zwischen 
Ost und West wie wir aus unserer Sicht. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Kei

-

ne kriegerische Ausweitung, sondern eine 
Ausweitung des Einflusses!) 

Keine von beiden Seiten hat ein Patentrezept für 
diese Auseinandersetzung. Beide Seiten aber ver-
fügen noch über unausgeschöpften Handlungsspiel-
raum. Und vor allem wissen beide Seiten: Im Krieg, 
erst recht in einem am Ende nuklearen Krieg, geht 
eben gar nichts. Wer sich also ernsthaft mit Fragen 
des Kräfteverhältnisses beschäftigt, wer nicht auf 
emotionale Art und Weise simple innenpolitische 
Verhaltensmuster auf internationale Probleme über-
tragen will, die man so nicht lösen kann, sollte auch 
diese, wie ich meine, sehr politischen Aspekte mit

-

verarbeiten. 

Meine Damen und Herren, wir sind also sehr da-
ran interessiert, korrekte militärische Fakten, Zah- 
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len und Qualitätsbeurteilungen auf den Tisch zu 
bekommen. Wir weigern uns aber, unsere politische 
Entscheidung ausschließlich und einseitig von dieser 
Bewertung abhängig zu machen. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich habe versucht, anzudeuten, in welchem komple-
xen Rahmen eine aus unserer Sicht ernstzuneh-
mende politische Analyse des internationalen Kräf-
teverhältnisses angelegt werden muß. 

In diesem Zusammenhang drängen sich allerdings 
noch einige weitere Fragen auf: Wie kommt es 
eigentlich, daß unsere strategische Diskussion sel-
ten weitergeht als bis zur Darlegung der Bedro-
hungssituation, die von den Militärbündnissen aus-
geht? Wenn ich auf die Diskussionen im Verteidi-
gungsausschuß zurückblicke, solange ich an den Sit-
zungen dort teilgenommen habe, so stellt sich für 
mich die Frage, ob wir unsere Aufgaben dort wirk-
lich in vollem Umfang wahrnehmen. Ich frage mich, 
ob uns die Beschäftigung mit einzelnen Waffensy-
stemen und Teilsystemen, mit denen wir in diesem 
Ausschuß zu tun haben, nicht daran hindert, die 
wirklichen Grundfragen unserer Sicherheitspolitik 
auf die Tagesordnung zu setzen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich frage darüber hinaus, ob eine Debatte wie die 
heutige nicht Anlaß sein sollte, darüber nachzu-
denken, wie in diesem Parlament und in seinen Frak-
tionen Sicherheitspolitik betrieben, wie sie auf die 
politischen Grundfragen konzentriert und wie sie 
dem affärenhaften, manchmal zu detailliert fach-
lichen Einzelkram entzogen werden kann. Ich be-
grüße von daher den Hinweis meines Kollegen 
Neumann, daß hier auch von seiten der sozial-
demokratischen Fraktion das Bemühen kommen 
soll, mehr sachbezogene, mehr grundfragenorien-
tierte Diskussionen über die Sicherheitspolitik zu 
führen. 

In der Debatte über die Regierungserklärung, 
meine Damen und Herren, habe ich diesbezüglich 
auch eine Anregung zur Diskussion gestellt, die ich 
hier wiederholen möchte: Wäre es nicht sinnvoll, 
eine Institution, ein Gremium — über die Organi-
sation könnte man sicherlich reden — zu schaffen, 
ähnlich bestehenden Institutionen in Schweden, in 
den Vereinigten Staaten oder auch in Frankreich, 
ein Gremium, eine Institution, die in dauerhafter 
Form unter Hinzuziehung von Mitarbeitern der 
verschiedenen Ministerien, aber auch unabhängiger 
Fachleute und Wissenschaftler aus allen sicher-
heitspolitisch relevanten Fachbereichen, losgelöst 
von den Tagesproblemen eines einzelnen Ministe-
riums, die Grundsatzfragen unserer Sicherheits-
politik in einer ständigen Debatte erörtern und 
Antworten erarbeiten kann. Dies würde nach mei-
ner Meinung nicht nur unseren Beitrag auf interna-
tionaler Ebene noch verbessern können, sondern 
darüber hinaus auch bei uns und in unserer Bevöl-
kerung das Bewußtsein für die Probleme der Sicher-
heitspolitik schärfen können. 

(Beifall bei der FDP)  

Da wir es im Verteidigungsausschuß und im Parla-
ment bisher nicht immer zureichend geschafft ha-
ben, könnten in einem solchen Institut Fragen erör-
tert werden, die sich in Fülle aufdrängen und von 
denen ich einige hier nur beispielhaft nennen 
möchte. 

Erstens: Wirkt die in letzter Zeit belebte Strate-
giediskussion eigentlich nutzbringend, so wie sie 
geführt wird, oder beunruhigt sie nur unsere Bevöl-
kerung, weil sie ihr nämlich nicht den vollen Sach-
verhalt schildert und in ihr — ich kann es nur 
wiederholen — bei der Schwarzmalerei, die betrie-
ben wird, einen lähmenden Defätismus auslösen 
muß? 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD — 
Mischnick [FDP]: Sehr richtig!) 

Zweitens: Berücksichtigt die Abschreckungs- und 
Verteidigungsstrategie der Allianz in befriedigen-
dem Maße unsere deutschen Interessen, oder be-
steht im Falle ihrer Anwendung nur und ausschließ-
lich die Gefahr der atomaren Verwüstung? 

Drittens: Können sich die europäischen Staaten 
weiterhin sicherheitspolitisch unter dem NATO-
Dach eine Souveränität vortäuschen, oder müssen 
wir über eine europäische Union nicht auch zwangs-
läufig zu einer europäischen Verteidigungsunion 
kommen? 

Viertens: Wird die Bevölkerung, werden die 
Steuerzahler von allen Bündnisländern gleichmä-
ßig belastet? Sitzen wir wirklich in dieser Frage 
alle in einem Boot, oder gibt es Zahlmeister und 
Nutznießer? 

Fünftens: Sind die in zahlreichen Partnerländern 
und auch bei uns vorgenommenen Wehrstrukturän-
derungen bündnisharmonisch, oder laden wir uns 
mit divergierenden Reformen neue Probleme auf? 

Sechstens: Ist es von Vorteil oder eine Ver-
schwendung, wenn jedes NATO-Mitgliedsland eine 
bunte Palette von Teilstreitkräften unterhält, oder 
wäre eine stärkere Aufgabenverteilung im Bündnis 
nach geostrategischen Gegebenheiten nicht wir-
kungsvoller? 

Siebentens: Sind unsere Schiffahrtswege um 
Afrika zur Heranschaffung von Rohstoffen und 01 
ausreichend geschützt, sind sie gefährdet, und wie 
können wir dieser Gefährdung begegnen? 

Achtens: Welche weiteren vertrauensbildenden 
Maßnahmen können wir dem Warschauer Pakt vor-
schlagen, um gegenseitig das Feindbild weiter ab-
zubauen? 

Neuntens: Welche Veränderung in der entwick-
lungs- und außenwirtschaftspolitischen Konzeption 
des Westens ist notwendig, um nicht neue Krisen-
herde entstehen zu lassen, die unsere sicherheits-
politische Lage weiter komplizieren? 

Meine Damen und Herren, ich glaube, diese Fra-
gen — neben anderen — werden uns in der Folge-
zeit in der sicherheitspolitischen Debatte beschäfti-
gen, und bei deren Beantwortung könnte uns die 
von mir angesprochene Institution sicherlich hel-
fen. Mit einigen dieser Fragen hat sich im inter- 
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nationalen Bereich auch die Nordatlantische Ver-
sammlung befaßt. Auch der Eindruck, daß man sich 
dabei manchmal nur auf den kleinsten gemeinsamen 
Nenner hat einigen können, schmälert nicht den 
Wert dieser Empfehlungen. Lassen Sie mich aus

-

gewählt einige herausgreifen. 

Wir unterstützen nachdrücklich die Entschlie-
ßung 54, in der die Probleme für das Bündnis dar-
gelegt werden, die entstehen würden, wenn es in 
NATO-Staaten zu einer Übernahme von Regie-
rungsgewalt durch kommunistische Parteien käme. 
Wir möchten ausdrücklich unterstreichen, daß es, 
wie es in der Entschließung heißt, das Hauptziel des 
Bündnisses ist, unter Garantie des Selbstbestim-
mungsrechts aller Völker die fundamentalen Prin-
zipien einer freien Gesellschaft zu verteidigen, und 
daß eine solche Verteidigung keine Kompromisse 
zuläßt wegen der Gefahr, die eine Übernahme von 
Regierungsgewalt durch Parteien, deren kollektivi-
stische Lehre diesen Prinzipien diametral entgegen-
steht, darstellen würde. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir un-
terstützen weiter die Feststellungen der Versamm-
lung zu Spanien. Dies gilt besonders für unsere 
Sympathie und unseren Beifall für jene Bemühun-
gen des spanischen Königshauses und der spanischen 
Regierung, die auf die Demokratisierung des Lan-
des abzielen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir möchten diesen Prozeß unterstützen. Alle Frak-
tionen dieses Hauses leisten bereits ihren Beitrag 
hierzu. Wir freuen uns auf den Zeitpunkt, an dem 
wir mit spanischen Kollegen, die ihr Mandat aus 
freien und allgemeinen Wahlen erhalten haben wer-
den, über die weitere Ausgestaltung der Koopera-
tion in Europa und einen Eintritt eventuell auch ins 
Bündnis werden sprechen können. 

Auch zur Situation im südlichen Afrika hat die 
Versammlung Stellung bezogen. Diese Stellung-
nahme — die CSU sollte sich dieses besonders zu 
Herzen nehmen, denke ich — läßt in der Beurtei-
lung der Rassendiskriminierung an Klarheit nichts 
zu wünschen übrig. Wir unterstreichen nachdrück-
lich, daß sich die Staaten der NATO im Blick auf 
das südliche Afrika eine Position der Verantwortung 
gegenüber dieser Situation zu eigen machen müssen, 
die auf der Sorge um die Menschenrechte, einer Ver-
pflichtung für größere wirtschaftliche und soziale 
Gerechtigkeit in der Welt und dem Wunsch nach in-
ternationalem Frieden und internationaler Sicherheit 
beruht. 

Auch wir gehen davon aus, daß alle Regierungen 
des Bündnisses, aber auch alle Parteien hier im Haus 
den friedlichen Bestrebungen von Mehrheitsregie-
rungen in Rhodesien bzw. Zimbabwe und Namibia 
jegliche Unterstützung und Ermutigung geben. 

Abschließend, meine Kolleginnen und Kollegen, 
möchte ich nachdrücklich begrüßen, daß sich auch 
die Versammlung der NATO-Parlamentarier für eine 
Intensivierung der europäischen Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Verteidigung ausgesprochen 
hat, nicht nur um aus ökonomischen und militär-
strategischen Gründen ein höheres Maß an Koopera-

tion im allgemeinen und eine Standardisierung in 
der Ausrüstung im besonderen zu erreichen, son-
dern um in einem einigen und hoffentlich bald wirk-
lich geeinten Europa klare und wirkliche eindeutige 
Positionen zu den Notwendigkeiten, Problemen und 
Lösungen einer gemeinsamen Politik, also auch einer 
gemeinsamen Verteidigungspolitik, zu erlangen. Das 
direkt zu wählende Europäische Parlament wird uns 
hier sicherlich zusätzliche Impulse geben können. 
Wir wollen dabei unseren Beitrag leisten und da-
mit auch einen weiteren Beitrag zum Erfolg unserer 
Friedens- und Sicherheitspolitik. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Abgeord-
nete Blumenfeld. 

Blumenfeld (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte in meinem Beitrag 
auf den außenpolitischen und gesamtpolitischen Teil 
unseres Tagesordnungspunktes zurückführen, d. h., 
ich möchte mich mit der Drucksache 8/27 beschäfti-
gen und feststellen, daß die nüchterne Sprache der 
Drucksache den Blick nicht verstellen kann für die 
deutlich erkennbare Tendenzwende in dieser wich-
tigen parlamentarischen Versammlung der Mitglie-
der des NATO-Bündnisses. Die politische Tendenz-
wende ist ablesbar an den Entschließungen, die dem 
Plenum vorgelegt und — mit Ausnahme einer, auf 
die ich noch zu sprechen kommen werde — mit gro

-ßer Mehrheit angenommen wurden. Daran ändert 
auch nichts die Interpretation, die der Kollege Mat-
tick in seiner Eigenschaft, wenn ich das heute früh 
richtig verstanden habe, als Berichterstatter vorge-
nommen hat. Herr Kollege Mattick hat eine Bewer-
tung der Entschließungen vorgenommen. Ich werde 
meine Bewertungen gleich anschließend machen. 
Herr Kollege Mattick hat beklagt, daß sich die Mit-
glieder der CDU/CSU in den Vereinigten Staaten, 
in Williamsburg, nicht als Mitglieder einer nationa-
len Delegation aufgeführt hätten, sie seien z. B. nicht 
zu einer Vorbesprechung erschienen. Herr Kollege 
Mattick, ich will dieses Hohe Haus hier nicht mit 
Einzelheiten über Organisationsfähigkeiten oder 
Mißhelligkeiten belasten. Aber wenn Sie ein ande-
res Mal eine Delegation zu einer Delegationssitzung 
einladen, dann tun Sie es zu einem Zeitpunkt, zu 
dem alle Mitglieder angereist sind und teilnehmen 
können, nicht zu einem Zeitpunkt, der Ihnen zufäl-
ligerweise paßt. 

(Damm [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Früher hat es in der Tat — ich gehöre ja zu de-
nen, die seit über zehn Jahren an der Nordatlanti-
schen Versammlung fast regelmäßig haben teilneh-
men können — einen Zusammenhalt bei allen na-
tionalen Delegationen gegeben. Dieser ist aber 
durchbrochen worden, Herr Kollege Mattick, seit-
dem sich die sozialistischen europäischen Politiker 
unter Führung deutscher Sozialdemokraten zu einer 
sozialistischen Fraktionsgemeinschaft innerhalb der 
NATO-Versammlung zusammengefunden haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Damm [CDU/ 
CSU]: So ist es!) 
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Damit haben Sie diese Gemeinsamkeit durchbrochen 
und zerbrochen. Nun können Sie sich nicht wun-
dern, wenn sich auch die anderen, die Christdemo-
kraten und die Liberalen — mit Ausnahme der 
Nordamerikaner, die in unser Parteienschema nicht 
einzuordnen sind —, entsprechend verhalten, es zu-
mindest versuchen. 

Ich sage, daß sich Skepsis und Ernüchterung im 
Hinblick auf die weitere Entwicklung nicht nur in 
den Diskussionen der Ausschüsse und in den Ent-
schließungen niedergeschlagen haben. Ich erwähne 
hier beispielsweise die Entschließungen zu den künf-
tigen Ost-West-Beziehungen, zur Entspannung oder 
zur Übernahme von Regierungsgewalt durch kom-
munistische Parteien mit der eindeutigen Absage an 
jede Form des Eurokommunismus oder Volksfront-
regierungen als unvereinbar, wie Herr Kollege Möl-
lemann eben schon gesagt hat, mit den fundamenta-
len Prinzipien einer freien Gesellschaft. Ich erwähne 
ferner die vom Militärausschuß geforderte Ver-
stärkung der Verteidigungskraft unseres Bündnisses 
und die eindrucksvolle Darstellung über die sowjeti-
sche Bedrohung unseres Bündnisses auf den Meeren. 

Einmalig allerdings, meine verehrten Kollegen, 
war die Tatsache, daß der Bericht des Generalbe-
richterstatters im Politischen Ausschuß, des nieder-
ländischen Sozialisten Dankert, von den Mitglie-
dern des Ausschusses gegen die Stimmen einzelner 
europäischer Parteikollegen des Berichterstatters 
verworfen und dem Plenum nicht vorgelegt wurde. 

(Zuruf des Abg. Dr. Corterier [SPD]) 

Der Berichterstatter hatte sich in sehr eigenwilliger, 
für manche europäische, aber auch deutsche Sozial-
demokraten charakteristischer Neubewertung der 
Auswirkung der Entspannungspolitik versucht und 
dabei die sowjetische Politik in einer Weise ver-
harmlost, die höchst beunruhigend auf unsere Be-
völkerungen hätte wirken müssen, wenn wir uns 
das zu eigen gemacht hätten. 

(Damm [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Das hätte mit Sicherheit, so wage ich hier zu sagen, 
jenen Kräften Auftrieb gegeben, die meinen, wir 
können unsere Sicherheits- und Rüstungsanstren-
gungen vermindern. 

Lapidar haben wir dann diesen Betrachtungen 
des Berichterstatters für eine neue Gewichtung der 
politischen Probleme des Bündnisses den vom Ple-
num der Nordatlantischen Versammlung angenom-
menen Satz entgegengestellt, wonach wir erneut un-
sere Entschlossenheit bestätigen, darüber zu wa-
chen, daß die Sicherheitsvorkehrungen des Atlanti-
schen Bündnisses auf einem Niveau gehalten wer-
den, das einen wirksamen Schutz für das Bündnis 
bietet und seine Mitglieder gegen unannehmbaren 
militärischen wie psychologischen Druck schützt, der 
sich durch die andauernde Verstärkung des militäri-
schen Potentials des Sowjetblocks ergeben könnte. 

Ich meine, Herr Präsident, der Realismus und 
das nüchterne Fazit, welches die Mehrheit der Poli-
tiker in der Parlamentarischen Versammlung der 
NATO aus den Erfahrungen mit der Entspannungs-
politik, dem MBFR-Verhandlungsstand in Wien und  

den praktischen Auswirkungen der KSZE-Schluß-
akte von Helsinki gezogen hat, heben sich wohl-
tuend und positiv ab von jenen Stimmen auch hier 
in diesem Hohen Hause, die sich so äußerten wie 
der Kollege Ehmke — der neue außenpolitische 
„Gruppenführer" der sozialdemokratischen Bun-
destagsfraktion, wie er mir soeben mitgeteilt hat —, 
der vor kurzem anläßlich der Debatte zur Regie-
rungserklärung emphatisch feststellte, wenn ich das 
noch richtig im Ohr habe: es gibt keine Alte rnative 
zur Entspannung. 

(Beifall bei der SPD) 

— Ich stimme dem ja auch zu, daß das im atomaren 
Zeitalter ein wichtiger Satz ist. — Danach ermun-
terte er uns tröstlich: wir brauchen einen langen 
Atem. Diesen langen Atem, lieber Herr Ehmke, 
wünsche ich auch einigen Ihrer Kollegen hier im 
Hause und in der sozialdemokratischen Führung, 
angesichts der sowjetischen Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Allerdings haben Sie damals bei der Debatte ver-
gessen hinzuzufügen, Herr Kollege Ehmke, daß wir 
außer einem langen Atem offensichtlich auch viel 
Geld benötigen, um mit der sowjetischen Politik 
gleichzuziehen. Aber vielleicht haben Sie das über-
sehen. 

Wir, die CDU/CSU, haben uns zu keiner Zeit 
gegen die Entspannung gewandt. Ich darf daran 
erinnern, daß Konrad Adenauer in den 50er Jahren 
mit seiner Politik den Grundstein für eine überaus 
erfolgreiche Außen- und Sicherheitspolitik gelegt 
hat. 

(Zuruf von der SPD: Mauer!) 

Freilich war für ihn — und ist auch heute für uns  — 
die  Minderung von Spannungen nur eines von meh-
reren wichtigen Elementen des Sicherheitsbedürf-
nisses und der Sicherheitspolitik zwischen Ost und 
West. Auch dies wurde in Williamsburg von der 
NAV festgehalten. 

Ich stelle fest, daß die außen- und sicherheits-
politischen Ziele wie die an der Haltung unserer 
Gegner weiterentwickelten Aussagen der CDU/CSU 
heute mehr denn je voll in den, englisch ausge-
drückt, „main stream" der politischen Vorstellun-
gen und des Selbstverständnisses unserer euro-
päischen wie nordamerikanischen Partner eingebet-
tet sind. Es ist nicht so, wie Sie, meine verehrten 
Kollegen von der SPD, in den letzten Jahren immer 
wieder versucht haben, uns und der deutschen Öf-
fentlichkeit zu erzählen, daß wir, die CDU/CSU, 
isoliert seien. Nein, wir sind keineswegs isoliert. 
Eher kann man das von einigen politischen Entwick-
lungen bei Ihnen sagen. Wir haben unsere Sorgen, 
unsere Einschätzung der internationalen Lage be-
stätigt gefunden — leider, füge ich hinzu —, wäh-
rend viele aus Ihrer politischen Führung wie Basis 
unrealistische, oft euphorische Erwartungen an Ent

-

spannungs- wie Ostpolitik geknüpft haben. 

Ich für meinen Teil möchte mich jedenfalls über 
diese Fragen mit Ihnen ernsthaft und ohne jede 
Polemik auseinandersetzen, wie wir auch in Ame-
rika diskutiert haben. Für Schlagzeilen oder kurz- 
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atmige Vereinfacher ist die Problemstellung zu 
ernst. Oberste NATO-Befehlshaber, der General-
sekretär der Allianz, Herr Luns, die amerikanischen 
Joint Chiefs of Staff, also die vereinten Stabschefs, 
haben nicht nur die Richtigkeit des ungeschminkten 
und besorgniserregenden Berichts der amerikani-
schen Senatoren Nunn und Bartlett bescheinigt, 
sondern darüber hinaus noch einige eigene, sehr 
kräftige Striche zur militärstrategischen wie politi-
schen Situation hinzugefügt. 

Ich übersehe nun keineswegs, daß der neue ame-
rikanische Präsident glaubt, die Lage erfordere 
neue strukturelle Bemühungen und Abrüstungsini-
tiativen als politischen Anstoß für einen Neube-
ginn. Ich meine jedoch, symbolische Kürzungen 
anzubieten ist ebenso bedenklich wie öffentliches 
Nachdenken des sozialdemokratischen Bundesvor-
sitzenden über westliche Vorleistungsinitiativen, 
um über den toten Punkt der Konferenz über gegen-
seitige ausgewogene Truppenkürzungen in Wien 
hinwegzukommen. Mit diesen oder ähnlichen Signa-
len bestärkt man nur die Sowjetunion in ihrer 
Überzeugung von der Schwäche der westlichen Re-
gierungen. Die sowjetische Militärmacht wird da-
durch an politischem Gewicht gewinnen und das 
westliche Bündnis entsprechend verlieren. 

Ganz offensichtlich haben sich die atlantischen 
Parlamentarier in Williamsburg bei ihren Debatten 
ausweislich der von ihnen verabschiedeten Texte 
sehr viel skeptischer und sehr viel nüchterner 
gezeigt, auch dadurch, daß sie — ich möchte das hier 
erwähnen dürfen — einem von mir vorgelegten An-
trag im politischen Ausschuß zustimmten, eine vom 
Kollegen Mattick vorgelegten Formulierung zu strei-
chen, in der die Aufforderung an die Mitgliedsregie-
rungen zu lesen stand, so bald wie möglich einlei-
tende Schritte bei den Wiener MBFR-Verhandlun-
gen zu ermöglichen, und zwar mit der Begründung 
zustimmten, die ich gegeben habe, daß eine solche 
Initiative eben nicht zur ausgewogenen beidersei-
tigen Streitkräftebegrenzung, sondern zu gefähr-
lichen Fehlschlüssen seitens der Sowjetunion füh-
ren würde. 

Vor einigen Jahren wäre vielleicht noch eine 
wenn auch zögerliche Mehrheit für die Argumente 
von sozialistischer Seite vorhanden oder zu mobili-
sieren gewesen. Diesmal ist es eine klare Absage. 
Ich meine, die sozialdemokratische Bundestagsfrak-
tion sollte darüber und auch über das Wie und das 
Warum nachdenken. Sie sollte dabei auch daran er-
innert werden, daß ideologisch befrachtete Argu-
mente und Vorurteile die Sozialisten Europas so-
wohl in der NATO wie, so füge ich hinzu, auch im 
Europäischen Parlament in das, was ich eine „splen-
did isolation" nenne, versetzen. 

So wurde von dem Generalberichterstatter des 
Politischen Ausschusses, Herrn Dankert, ein Spa-
nien betreffender Entschließungsentwurf vorgelegt. 
Dieser Entschließungsentwurf wurde in seiner Ten-
denz wie in seinem Wortlaut in keiner Weise der 
politischen Lage und den Bemühungen der Regie-
rung Suárez und des jungen spanischen Königs ge-
recht, verkannte sie und entstellte sie. Natürlich 
konnte unser sozialistischer Kollege aus Holland  

nicht vorausahnen, daß knapp sechs Wochen später 
der deutsche Bundeskanzler die von ihm, einem hol-
ländischen Sozialisten, höchst kritisch und negativ 
eingestufte spanische politische Landesführung vor 
der Weltöffentlichkeit mit hohem Lob für verant-
wortungsbewußte staatsmännische Führungskunst, 
erwiesen unter schwierigen Bedingungen, bedachte. 
In aller Bescheidenheit will ich feststellen, daß die 
vom politischen Ausschuß ohne Hilfe des Herrn 
Dankert verabschiedete Spanien-Resolution den 
Fortschritt im Hinblick auf Demokratisierung der In-
stitutionen ausdrücklich feststellt, die Rolle, die Spa-
nien in der Gesamtverteidigungsstrategie Europas 
spielt, erkennt und die Bemühungen des spanischen 
Königshauses und der Regierung um den Aufbau 
der Demokratie in Spanien würdigt. 

Meine Damen und Herren von der SPD und der 
FDP, daß wir, die CDU/CSU, überall auf dieser Welt 
für die Grundfreiheiten und Menschenrechte auf der 
Grundlage der Selbstbestimmung für alle ohne An-
sehen von Rasse, Geschlecht, Sprache und Religion 
eintreten, mögen Sie daraus ersehen, daß wir eine 
Südafrika betreffende Entschließung mitgetragen ha-
ben, Herr Möllemann, die die Apartheid-Politik ver-
urteilt und alle Mitgliedsregierungen der Allianz 
drängt, der friedlichen — ich möchte unterstreichen: 
der friedlichen — Konstituierung von Mehrheitsre-
gierungen in Rhodesien und Südwest-Afrika Unter-
stützung zu geben. Ich erwähne dies besonders an 
die Adresse beider Koalitionsfraktionen und ihrer 
Gruppierungen, die ganz offensichtlich nur in einer 
einzigen politischen Richtung Menschenrechtsverlet-
zungen auszumachen sich in der Lage sehen, z. B. in 
Südafrika, Chile oder Spanien, und Arm in Arm mit 
der sozialistischen Internationale gegen die dort be-
gangenen Menschenrechtsverletzungen lautstark 
protestieren, aber vor ebenso lautstarken Protesten 
gegen dieselben Menschenrechtsverletzungen in der 
DDR und durch deren sowjetische Schutzmacht zu-
rückschrecken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damit bin ich beim letzten und, wie ich offen ge-
stehe, traurigsten Kapitel der Willamsburger NATO-
Tagung. Mein Kollege, der schleswig-holsteinische 
Innenminister Titzck, und ich hatten den Entwurf 
einer Entschließung über Menschenrechtsverletzun-
gen in der DDR und an der innerdeutschen Grenze 
eingebracht und mit einer Bilddokumentation an der 
Todesgrenze untermauert, dieser Grenze, die, wie 
wir unseren Partnern in der NATO noch einmal in 
Erinnerung gerufen haben, ja gleichzeitig die Tren-
nungslinie zwischen der NATO und dem Warschauer 
Pakt bildet und damit eine Grenze ist, die Bedeu-
tung für das gesamte Bündnis und nicht ausschließ-
lich und alleine Bedeutung für die deutsch-deutschen 
Verhältnisse hat. 

(Damm [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die sozialdemokratischen Mitglieder der deut-
schen Delegation stellten sich gegen diesen Ent-
wurf; Herr Mattick hat das erwähnt. Er wie auch 
Herr Pawelczyk als Sprecher begründeten ihre Ein-
wände damit, daß seit 1969 eine neue Politik im 
Gange sei, daß eine schmale Tür zur anderen Seite 
geöffnet worden sei; die Beziehungen zur DDR hät- 
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ten sich gebessert, und seit dem Sommer 1976 habe 
es an der Grenze keine Schießereien mit tödlichem 
Ausgang gegeben. 

Sie fügten hinzu, wenn ein Dokument, wie wir es 
vorlegten, von der Versammlung angenommen und 
von der NATO veröffentlicht würde, würden jene 
Kräfte in der DDR Auftrieb erhalten, die gegen die 
Politik der offenen Tür sind; eine solche Entschlie-
ßung würde die Entwicklung stören. Es sei Sache 
der beiderseitigen deutschen Regierungen, sich um 
diese Fragen zu kümmern; das NATO-Bündnis wür-
de hier nur störend wirken können. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, dies wurde von den 
SPD-Kollegen zu einem Zeitpunkt ausgesprochen — 
justament am selben Tage —, als der Herr Bier-
mann, der Liedersänger aus der DDR, ausgewiesen 
wurde, als ihm von seinen kommunistischen Brüdern 
in der Regierung drüben mitgeteilt wurde, er könne 
nicht mehr in die DDR zurückkehren. Welch ma-
kabrer Zufall, so kann ich nur sagen, daß sich an 
demselben Tage, an dem das hier in Deutschland 
geschieht, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Mattick und Herr Pawelczyk hinstellen und 
sagen: wenn wir darüber in einem internationalen 
Gremium sprechen, dann stören wir die Entwicklung. 
Die Entwicklung scheint ihre Eigenkräfte zu haben 
und sich fortzusetzen. 

Die Argumentationskette des Kollegen Mattick 
gipfelt in der — allerdings nicht von ihm selbst aus-
gesprochenen — These, nur ein selbstbewußtes 
SED-Regime könne zur Entspannung führen. Ich 
frage mich, ob sich Herr Gaus bei seinen Medita-
tionen vor anderthalb Wochen auch hiervon hat 
leiten lassen. Wer weiß, was für Beziehungen da 
überhaupt existieren: Der ehemalige Chefredakteur 
des „Spiegel" gibt dem „Spiegel" ein Interview; ein 
aus der DDR ausgewiesener „Spiegel"-Redakteur 
vertritt im „Vorwärts" Thesen, denen von der SPD-
Führung jedenfalls bislang nicht klar widersprochen 
worden ist und die alle um das Thema kreisen: Wie 
kann man das Regime in der DDR beruhigen, wie 
ihm helfen, innere Schwierigkeiten zu überwinden? 
Nur über eines wird ganz geflissentlich geschwie-
gen, nur über eines wird in der internationalen Öf-
fentlichkeit zu schweigen versucht: darüber, wie 
man die Weltöffentlichkeit in voller Übereinstim-
mung mit der Schlußakte von Helsinki und der Men-
schenrechtscharta der Vereinten Nationen — und 
somit demokratisch legitimiert — auf die flagran-
ten Verletzungen eben dieser Menschenrechte nach-
drücklich hinweist. Das wird verschwiegen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, ich bitte 
Sie, zum Schluß Ihrer Ausführungen zu kommen. 

Blumenfeld (CDU/CSU) : Ja. — Wir haben der Ar-
gumentation von Herrn Mattick mit großem Ernst 
widersprochen und erklärt, daß Entspannung zwi-
schen Ost und West nicht dadurch gefördert werde, 
daß Menschenrechtsverletzungen toleriert oder ver-

schwiegen würden. Wir brauchen eine Offensive für 
die Freiheit! Der Westen und wir Deutschen müssen 
deutlich machen, wofür wir stehen — nicht nur, wo-
gegen wir stehen. Menschenrechte gehen der staat-
lichen Souveränität vor. Wer in Osteuropa, vor al-
lem in der DDR, das Recht der Freizügigkeit wahr-
nimmt, riskiert sein Leben, und anscheinend ist in 
den Augen der kommunistischen Führung die Flucht 
vor der Unfreiheit zur Freiheit ein Verbrechen. 

Meine Damen und Herren, mit dieser Begründung 
brachten wir eine verkürzte Entschließung ein, in der 
alle NATO-Staaten aufgefordert wurden, sich gegen 
diese Praxis in der DDR zu wenden. Die sozialde-
mokratischen Mitglieder der deutschen Delegation 
stellten sich nicht nur nicht hinter diese Resolution, 
sondern mobilisierten ihre sozialistischen Partei-
freunde Europas gegen sie. Es gelang mit Unter-
stützung aller übrigen Partei- und Delegationskol-
legen, die Entschließung in einer Kampfabstimmung 
durchzubringen und damit zum erstenmal vor einem 
großen internationalen parlamentarischen Forum die 
ständige Verletzung der Menschenrechte durch die 
Regierung der DDR anzuklagen. Deutschen Sozial-
demokraten — ich bedaure, dies sagen zu müssen, 
und es fällt mir schwer, es auszusprechen — blieb es 
in dieser Stunde in Williamsburg in den Vereinig-
ten Staaten vorbehalten, ihre sozialistischen euro-
päischen Parteifreunde gegen eine politisch-parla-
mentarische Entschließung zugunsten ihrer eigenen 
deutschen Landsleute in der DDR zu mobilisieren. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Corterier. 

Dr. Corterier (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte mit einigen Bemerkungen 
zu dem beginnen, was Herr Blumenfeld gerade ge-
sagt hat. Herr Blumenfeld, Sie haben es als beson-
ders bemerkenswerte Tatsache dargestellt, daß der 
Bericht des Kollegen Dankert von der Versamm-
lung verworfen worden sei. Sie haben offenbar 
vergessen, daß es auch früher schon mal die Ab-
lehnung eines Berichtes gegeben hat, nämlich eines 
Berichtes Blumenfeld, der wegen seiner völlig ein-
seitigen und tendenziösen Darstellung der Ostpoli-
tik der sozialliberalen Bundesregierung abgelehnt 
wurde. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Blu-
menfeld? 

Dr. Corterier (SPD) : Sehr gern. 

Blumenfeld (CDU/CSU) : Herr Kollege Corterier, 
ist es Ihnen entgangen, daß es sich bei dem Be-
richt, den Sie ansprechen, um den sogenannten 
Zwischenbericht gehandelt hat, der diskutiert wor-
den ist, wie alle Berichte diskutiert werden, und 
daß mein eigentlicher Bericht vom Plenum ange-
nommen wurde? 
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waren eben alle die Dinge, die damals zur Ableh-
nung geführt hatten, entfernt, Herr Blumenfeld; das 
hatten wir nämlich durchgesetzt. 

Ein Wort jetzt zu der Frage „Isolierung der CDU, 
Tendenzwende". Ich glaube, Herr Blumenfeld, es 
reicht nicht aus, daß Sie in einer, wie man bedau-
ernd feststellen muß, zum großen Teil schlecht be-
setzten Nordatlantischen Versammlung — vor 
allem hatten unsere amerikanischen Kollegen, auf 
die Sie sich immer so gern berufen haben, zum 
größten Teil gefehlt — ein paar Abstimmungen ge-
winnen, vor allem diese eine mit der knappen 
Mehrheit von vier Stimmen, um nun gleich fest-
stellen zu können, hier gebe es eine Tendenzwende 
— das ist doch ein großes Wort — und hier sei nun 
plötzlich die außenpolitische Isolierung der CDU/ 
CSU überwunden worden. Herr Blumenfeld, Sie 
sollten sich vielmehr einmal mit den letzten politi-
schen Entwicklungen befassen, wie wir sie gerade 
in den letzten zwei, drei Wochen seit dem Amts-
antritt des neuen Präsidenten der USA feststellen 
können, mit dem, was sich hier an Politik von un-
serer westlichen Führungsmacht her ergibt. Wenn 
Sie sich das ein bißchen näher ansehen — damals, 
in den Tagen von Williamsburg, war ja die neue 
Administration noch nicht an der Macht —, dann 
werden Sie feststellen, daß Ihre Isolierung im 
Augenblick größer zu werden beginnt als je zuvor. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich habe hier ein Zitat des damaligen CDU-
Fraktionsvorsitzenden, Herrn Carstens — Herr Prä-
sident, ich möchte mit Ihrer Erlaubnis zitieren —, 

(Heiterkeit) 

der am 2. November vergangenen Jahres im CDU- 
Pressedienst folgendes erklärt hat — ich zitiere —: 

Bereits im amerikanischen Wahlkampf ist deut-
lich geworden, daß der neue Präsident der bis-
herigen Entspannungspolitik kritisch gegen-
übersteht, weil er sie für einseitig und unaus-
gewogen hält. Diese Beurteilung deckt sich mit 
der der CDU/CSU. 

Nun, daß sich die Beurteilung der Entspannungs-
politik durch die Carter-Administration mit der der 
Opposition decke, wird nun, dreieinhalb Monate 
später, nach dem Amtsantritt Carters und seinen 
ersten außenpolitischen Schritten kaum noch je-
mand behaupten wollen. Das wird schon in seinen 
Personalentscheidungen deutlich: bei Verteidigungs-
minister Braun, bei Außenminister Vance, bei dem 
designierten Chef der Abrüstungsbehörde Warnke 
und beim Sicherheitsberater Breszinski haben wir 
es mit Männern von großer außen- und sicherheits-
politischer Erfahrung und nüchternem Urteil zu tun, 
die, wie Breszinski es formuliert hat — — 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Da würde ich noch 
mal ein Vierteljahr warten! Es steht im 

Protokoll, was sie das sagen!) 

— Gut, aber ich glaube, wir sollten uns recht-
zeitig auf das, was wir von drüben hören, einstellen 
und nicht allzulange abwarten, Herr Kollege Kohl. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Einverstanden, aber 
Sie sollten nicht ein so apodiktisches Urteil 
abgeben, wie Sie das eben getan haben!) 

— Ich will gerade das, was ich hier gesagt habe, 
durch einige Zitate belegen; wenn Sie sich die 
freundlicherweise anhören würden, überzeugt Sie 
das vielleicht sogar. 

Breszinski hat in einem Artikel, der gerade in 
dieser Woche veröffentlicht wird, ausgeführt, er 
sei der Meinung — ich zitiere —, die Ost-West-
Beziehungen müßten verbessert werden, und die 
Entspannung müsse eines der wichtigsten Ziele der 
amerikanischen Außenpolitik werden. Diese Zielset-
zung hat sich doch bereits vor allem auf die Ab-
rüstungsbemühungen Präsident Carters ausgewirkt. 

Was SALT angeht, so wird der neue Präsident 
alles daransetzen, um die bisherige Stagnation zu 
überwinden und bald zu einem zweiten Abkommen 
zu gelangen. Für die Bemühungen, den Rüstungs-
wettlauf der beiden Supermächte einzudämmen und 
das Rüstungsniveau unter Wahrung der Sicher-
heitsinteressen beider Staaten zu vermindern, 
kommt diesen Verhandlungen entscheidende Be-
deutung zu. Wir begrüßen daher diese frühe Initia-
tive des Präsidenten. 

Der Ausgang der SALT-Verhandlungen wird na-
türlich auch von großer Bedeutung für die Wiener 
Verhandlungen über eine Truppenverringerung in 
Mitteleuropa sein. Hierzu hat Außenminister Vance 
erklärt, daß er versuchen werde — Herr Blumen-
feld, da sollten Sie zuhören —, die MBFR-Verhand-
lungen wieder flottzumachen und ihnen einen hö-
heren Vorrang zu geben als bisher. Das als Antwort 
auf das, was Sie eben zu Ihrer Politik gesagt haben. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Damm? 

Dr. Corterier (SPD) : Bitte. 

Damm (CDU/CSU) : Herr Dr. Corterier, unterstellt, 
daß Sie mit ihrer Deutung der amerikanischen Po-
litik für die Zukunft recht haben: Ist es nicht auch 
eine Tatsache, daß das amerikanische Außenamt 
vor zwei Tagen die Geschehnisse um Alexander 
Ginsburg in Moskau öffentlich und mit ausdrückli-
cher Billigung des amerikanischen Präsidenten kriti-
siert und damit eben genau das getan hat, was wir 
mit der in Williamsburg Gott sei Dank mit einer 
Mehrheit verabschiedeten Entschließung beabsich-
tigten und getan haben? 

Dr. Corterier (SPD) : Herr Damm, das, was Sie über 
die Erklärung des amerikanischen Außenministers 
gesagt haben, stimmt. Ich bitte Sie nur, mir noch 
etwas Zeit zu geben. Ich will darauf noch später 
eingehen. Im Augenblick bin ich bei der Abrüstung. 
Das Problem der Menschenrechte werde ich später 
behandeln. Ich bitte um Ihr Verständnis. 
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Jedenfalls, Herr Kollege Blumenfeld, Vance will 

die MBFR-Verhandlungen — um das noch einmal zu 
wiederholen — flottmachen. Sie lehnen jede Initia-
tive des Westens bei MBFR ab. Sie haben Bundes-
kanzler Schmidt und meinen Parteivorsitzenden 
Willy Brandt, als sie ähnliche Forderungen aufstell-
ten, sehr heftig kritisiert. Ich glaube also, der Ge-
gensatz zwischen Ihrer Politik und der der neuen 
Administration ist auch in diesem Punkt überdeut-
lich. 

Was die KSZE angeht, so stellen wir mit Befrie-
digung fest, daß der amerikanische Kongreß inzwi-
schen ein lebhaftes Interesse an dieser Konferenz 
und ihren Folgen entwickelt hat. Der vom Kongreß 
für die Fragen der KSZE eingesetzte Unterausschuß 
hat in einem ersten Bericht sowohl die auf der Kon-
ferenz angenommenen Vereinbarungen wie die bis-
herigen Ergebnisse recht positiv beurteilt. Auch hier 
ergibt sich ein diametraler Gegensatz zu den nega-
tiven Bewertungen, die wir in dieser Frage von der 
Opposition immer wieder zu hören bekommen. Wir 
gehen davon aus, daß diese Haltung des Kongresses 
ihren Niederschlag auch in einer aktiven KSZE-Po-
litik der neuen Administration finden wird, wie 
das von Vizepräsident Mondale in seiner Rede vor 
dem NATO-Rat in Brüssel schon angedeutet worden 
ist. 

Wir können also nach allem, was wir bisher wis-
sen — diese Einschränkung will ich Herrn Kollegen 
Kohl zuliebe gerne machen —, feststellen, daß die 
Übereinstimmung zwischen der sozialliberalen Bun-
desregierung und der neuen Administration in 
Washington in der Beurteilung der Entspannungs-
politik mindestens genauso groß, wenn nicht größer 
als mit der bisherigen Administration ist. Ich sehe 
jedenfalls für die Vorstellung, Herr Blumenfeld, die 
Sie entwickelt haben und mit der Sie aus Ihrer Iso-
lierung herauskommen wollen, bei den Amerikanern 
keinerlei Ansatzpunkte. 

Meine Fraktion begrüßt es übrigens ganz beson-
ders, daß durch die Reise Vizepräsident Mondales 
unmittelbar nach dem Amtsantritt Carters deutlich 
gemacht wurde, wo für den neuen Präsidenten in 
seiner Außenpolitik die Prioritäten liegen: im Bünd-
nis, im Dialog und in der Interessenabstimmung 
mit den Verbündeten. Diese Reise war ein guter 
Auftakt für die „konsultativen Beziehungen", die 
Carter gegenüber den NATO-Verbündeten anstrebt, 
und für ein verstärktes Engagement der USA im 
Bündnis, das wir erhoffen. Soviel zu der Frage Ten-
denzwende und Isolierung. 

Jetzt ein Wort zu den Vorgängen in Williams-
burg. Herr Kollege Blumenfeld, Sie und andere ha-
ben sich ja, wie wir das allzu oft erleben, im Parla-
ment noch verhältnismäßig vornehm ausgedrückt. 
Wenn man sich aber einmal ansieht, was in der Ih-
nen befreundeten Springer-Presse, in Ihren Presse-
diensten und anderswo veröffentlicht worden ist, 
dann muß man sagen, daß es dort sehr üble Ver-
drehungen unseres Verhaltens und Unterstellungen 
gegeben hat, die wir mit Entschiedenheit und Nach-
druck zurückweisen müssen. Die Vorgänge in Wil-
liamsburg sind in einer Weise verzerrt und hochge-
spielt worden, daß der Eindruck enstehen mußte, als  

hätten die sozialdemokratischen Abgeordneten dort 
die Verletzung der Menschenrechte durch die Kom-
munisten in der DDR verschweigen und vertuschen 
wollen. Diese maßlos aufgeheizte Kampagne der 
Opposition trifft jedoch ins Leere. Denn die Resolu-
tion, um die es hier geht, und insbesondere die 
Stelle, in der die flagranten Verletzungen der Men-
schenrechte an der innerdeutschen Grenze offen ver-
urteilt werden, wurde von uns deutschen Sozial-
demokraten akzeptiert und mitgetragen. Das wissen 
Sie doch ganz genau, Herr Blumenfeld. 

Ich darf hier noch einmal den Text, den wir unter-
stützt haben, zitieren. In diesem Text wird die man-
gelhafte Bereitschaft der osteuropäischen Länder be-
dauert, alle Absichten der KSZE-Schlußakte zu ver-
wirklichen, insbesondere im Bereich der Menschen-
rechte, der Familienzusammenführung und der grö-
ßeren Freizügigkeit von Personen, Ideen und Infor-
mationen. Dann wird insbesondere auf das flagrante 
Beispiel der Verletzung der Menschenrechte an der 
innerdeutschen Grenze, die auch die Trennungslinie 
zwischen NATO und Warschauer Pakt bildet, hinge-
wiesen. Soweit waren wir uns also doch völlig 
einig. 

Was an dieser Resolution einzig und allein um-
stritten war, war die Frage, ob darüber hinaus die 
Regierungen der NATO-Staaten, wie Sie es vorge-
schlagen haben, durch die Resolution öffentlich auf-
gefordert werden sollten, durch moralischen und po-
litischen Einfluß auf die DDR-Regierung die Einhal-
tung der Menschenrechte zu erreichen. Hier muß 
ich Ihnen allerdings ganz klar sagen, daß wir So-
zialdemokraten in Williamsburg nicht der Meinung 
gewesen sind, daß durch diese Art von Verbalismus 
den Menschen in der DDR irgendwie geholfen wer-
den könnte. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte Sie einmal ganz ernsthaft fragen, Herr 
Blumenfeld und die übrigen Kollegen von der Op-
position, die Sie diese Entschließung eingebracht ha-
ben: Haben Sie, wenn Sie hier alle NATO-Staaten 
auffordern, bei der DDR-Regierung quasi vorstellig 
zu werden und dort politischen und moralischen Ein-
fluß ausüben, nachdem diese Resolution angenom-
men worden ist, eigentlich inzwischen gehört, daß 
Island oder Luxemburg oder die Vereinigten Staa-
ten demarchiert hätten und ihren Einfluß so, wie 
es hier gefordert worden ist, geltend gemacht hät-
ten? Haben Sie etwas in dieser Richtung gehört? 
Haben Sie die Resolution in dieser Form selber 
ernst genommen? Trägt es wirklich zur Stärkung 
des Westens bei, wenn wir solche verbalen Erklä-
rungen abgeben, denen dann als Konsequenz und 
Substanz nichts folgt? Ich glaube, wir haben richtig 
gehandelt, indem wir diesen Text nicht akzeptiert 
haben. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Blu-
menfeld? 

Blumenfeld (CDU/CSU) : Herr Kollege Corterier, 
ist Ihnen entfallen, daß die Kollegen Ihrer Delega-
tion bei der Behandlung und Verabschiedung dieser 
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Entschließung selber nicht mehr dabei waren, also 
nicht haben mitstimmen können und deswegen sich 
eigentlich auch kein Urteil über die Gewichtung des-
sen erlauben können, was Sie „verbale Erklärung" 
nennen? Hier hat sich die Mehrheit einer großen 
Versammlung hinter eine Entschließung gestellt. 
Das hat eine politische Wirkung. Ich wünschte nur, 
die deutsche Bundesregierung würde mit diesem Do-
kument in der Weltöffentlichkeit nun einmal etwas 
anstellen. Verweisen Sie doch bitte nicht auf Luxem-
burg! 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, ich bitte 
Sie, sich auf eine Frage zu beschränken. 

Dr. Corterier (SPD) : Die deutsche Bundesregierung 
versucht tagtäglich, in den Verhandlungen mit der 
DDR etwas für die Menschenrechte zu erreichen. 
Das tut sie. Aber ich habe Sie gefragt: Haben Sie 
schon etwas davon gehört, daß eine andere Regie-
rung auf der Basis dieser Resolution etwas unter-
nommen hätte? Auf diese Frage habe ich keine Ant-
wort bekommen. 

Bei dem ganzen Streit um die Resolution ging es 
also nicht etwa um die Frage des Verurteilens oder 
des Verschweigens, sondern ganz allein um die ope-
rative Frage, wie der Westen seinen Beitrag zur 
Durchsetzung der Menschenrechte am sinnvollsten 
und wirksamsten leisten kann. Ich glaube, es spricht 
eigentlich für die Konzeptionslosigkeit der Opposi-
munisten in der DDR verschwiegen und vertuschen 
tion, daß sie an diesem untauglichen Objekt ihre 
Konfrontationsstrategie erneut auszuprobieren ver-
sucht. Ich glaube, es war auch keine gute Sache, daß 
Sie das internationale Forum der Nordatlantischen 
Versammlung dazu mißbraucht haben, Ihren Wahl-
kampf praktisch noch einmal um ein paar Wochen 
zu verlängern. 

Was bleibt bei dieser Resolution, abgesehen von 
den Unterstellungen der Opposition, an wirklicher 
sachlicher Meinungsverschiedenheit? Ich glaube, dar-
über sollten wir doch einmal ernsthaft diskutieren 
und uns nicht auf gegenseitige Anklagen beschrän-
ken. 

Wer Verantwortung trägt, weiß doch genau, auf 
welch schmalem Pfad sich unsere Politik zu bewe-
gen hat, wenn wir den Menschen im Osten tatsäch-
lich helfen wollen. Auf der einen Seite geht es dar-
um, zu verhindern, daß der Westen insgesamt auf 
eine egozentrische, selbstzufriedene Politik zurück-
fällt und die Menschen im Osten abschreibt. Auf der 
anderen Seite müssen wir aber auch verhindern, 
daß sich im Osten die Tendenzen der innenpoliti-
schen Verhärtung gegenüber dem Interesse an Ent-
spannung durchsetzen. Dieser schmale Pfad einer 
realistischen Politik, wie wir sie verstehen, hat nichts 
mit Anpassung, Unterwerfung oder Prinzipienlosig-
keit zu tun. Er hat aber auch nichts mit einer Politik 
des Alles oder Nichts zu tun, die schon einmal ge-
scheitert ist und deren Wiederholung vielleicht der 
Opposition Befriedigung verschaffen, aber die 
Chance einer Entspannung zwischen Ost und West 
und damit vor allem die Chance einer Entspannung 
im Osten verschütten würde. Es ist unbestritten, daß 
erst im Zeitalter der Entspannung der Freiheitsraum 
im Osten allmählich, wenn auch stockend und mit 

Rückschlägen, größer geworden ist. Unter Stalin 
wären Solschenizyn und die vielen Dissidenten un-
vergleichlich härter unterdrückt worden, so hart, 
daß ihre Namen uns gar nicht erst bekannt gewor-
den wären. Ich rechtfertige damit nicht das Unrecht, 
dem die Dissidenten heute noch ausgesetzt sind; 
aber ich wende mich gegen die Unterstellung, die 
von Ihrer Seite immer wieder zu hören ist, als ginge 
die Entspannung zu Lasten dieser Menschen und als 
stabilisiere die Entspannung die Herrschaft des Kom-
munismus. Roy Medwedew hat klar festgestellt: 
Entspannung hilft den Dissidenten. Gerade die ver-
stärkte Bürgerrechtsbewegung nach Helsinki zeigte 
jedoch, wie sehr die Dinge durch die KSZE in Be-
wegung geraten sind. Auch der Regimekritiker 
Pljuschtsch warnt davor, auf die Entspannung, auf 
Helsinki zu verzichten, weil seine Kameraden Hel-
sinki im Kampf als Waffe einzusetzen wissen. 

Ich möchte die Opposition an dieser Stelle daran 
erinnern, daß sie es war, die Helsinki für außer-
ordentlich gefährlich ansah und die Ergebnisse der 
KSZE in diesem Hause abgelehnt hat. In ihrer Ge-
sellschaft befanden sich übrigens — auch daran 
möchte ich erinnern — nur noch die Nachlaßver-
walter Stalins in Albanien und die Nachlaßverwal-
ter Mussolinis in Italien, nämlich die Kommunisten 
in Albanien und die Neofaschisten in Italien. So viel 
zu dem Stichwort „Isolierung", Herr Kollege Blu-
menfeld. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Wie kann ein so in

-

telligenter Redner eine derartige Behaup

-

tung ernsthaft aufstellen?) 

— Vielen Dank, daß Sie mir Intelligenz beschei-
nigen. Es ist doch aber eine Tatsache, 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Ein abwegiger Un

-

sinn!) 

daß die CDU/CSU die einzige politische Gruppierung 
in Europa gewesen ist, die außer der albanischen 
KP und den italienischen Neofaschisten die KSZE 
und ihre Ergebnisse abgelehnt hat. Das läßt sich 
doch nicht aus der Welt diskutieren. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Kohl [CDU/ 
CSU] : Sie wissen doch, daß das in diesem 

Zusammenhang barer Unsinn ist!) 

— Nein, das ist für mich eine Tatsache. Sie können 
mir nachher gerne sagen, welche anderen politischen 
Parteien sich ebenfalls gegen die KSZE gewandt 
haben. Diese Information würde mich interessieren. 

(Damm [CDU/CSU] : Trotzdem bleibt es Un

-

sinn, was Sie gesagt haben!) 

Wer sich für die Menschenrechte im Osten einsetzt 
— damit greife ich ein Stichwort auf, das Herr Blu-
menfeld in die Debatte eingeführt hat —, wird seine 
Glaubwürdigkeit allerdings nur dann beweisen kön-
nen, wenn er sich auch für die Menschenrechte in 
anderen Teilen der Welt aktiv eingesetzt hat. 

(Beifall bei der SPD — Blumenfeld [CDU/ 
CSU]: Das tun wir ja!) 

— Ich komme gleich darauf. Ich fürchte, wir erwei-
sen der inneren Opposition im Osten — von Sacha

-

row bis Havemann — keinen Dienst, wenn sie Für- 
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sprecher erhält, die in dieser Beziehung rundum 
weiße Weste haben. So hätte ich mir insbesondere 
gewünscht, daß sich die CSU seinerzeit auch einmal 
mit konsequenter Kritik über die Diktaturen in 
Athen, Madrid und Lissabon geäußert hätte. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Herr Kollege Blumenfeld, Sie haben hier Südafrika 
erwähnt. Es freut mich, daß wenigstens Sie in Wil-
liamsburg der Entschließung zugestimmt haben. Ich 
erinnere Sie aber an das, was der Kollege Strauß 
hier in der Debatte über die Regierungserklärung 
gesagt hat, als er sich in äußerster Schärfe gegen 
die Forderung des Bundeskanzlers nach Verwirk-
lichung der Mehrheitsrechte in Südafrika gewandt 
und diese Forderung sogar als Unsinn abqualifiziert 
hat. 

(Blumenfeld [CDU/CSU] : Es besteht ein gro

-

ßer Unterschied zwischen Südwestafrika 
und Südafrika!) 

— Nein, es ging um ganz Südafrika. Der Bundes-
kanzler hat hier keine Ausnahmen gemacht. Sie 
können das gern im Protokoll nachlesen; dann wer-
den Sie mir zustimmen müssen. 

(Blumenfeld [CDU/CSU] : Das ist auch eine 
unsinnige Behauptung des Bundeskanzlers!) 

Ich komme nun in meinen Ausführungen über die 
Frage der Menschenrechte auf einen Punkt zu spre-
chen, den wir — über die Gegensätze, die sich we-
gen der Resolution von Williamsburg ergeben ha-
ben, hinweg — nicht sehr ernst nehmen sollten. Ich 
möchte die Frage aufwerfen, ob es nicht doch mög-
lich sein könnte — ich denke dabei auch ein bißchen 
an die Diskussion, die wir gestern im Auswärtigen 
Ausschuß hatten —, hier  in  diesem Hohen Hause 
in dieser Frage etwas mehr Übereinstimmung zu 
erzielen, wenn wir uns daran orientieren, wie der 
Erfolg im Kampf um die Menschenrechte gesichert 
werden kann. Ich habe es in der Sache, um die es 
geht, als unangemessen und streckenweise als un-
ehrlich empfunden, so zu tun, als gehe es darum, 
sich entweder mit den Bürgerrechtsbewegungen in 
der DDR, der Sowjetunion und anderen osteuropä-
ischen Staaten oder mit den jeweiligen Regierungen 
zu verbünden, die diese Bürgerrechtsbewegung zu 
unterdrücken versuchten, weil sie sie als innere, 
unter Umständen sogar als äußere Bedrohung emp-
finden. Ich warne vor einer so gestellten Alterna-
tive, weil sie den zahlreichen Menschen, denen wir 
mit unserer Politik praktisch geholfen haben und 
vielleicht weiter helfen können, nicht nutzen, son-
dern im Gegenteil schaden würden. Das Schlimme 
ist ja, daß nicht wir oder irgend jemand von uns 
darunter zu leiden haben würde, sondern die Men-
schen dort, die ein wenig Hoffnung geschöpft haben, 
es würden Verhältnisse zwischen Ost und West ent-
stehen, die ihnen das Leben leichter machen wür-
den. 

Ich messe den Menschenrechten auch im zwischen-
staatlichen, internationalen Bereich einen bedeuten-
den Rang zu. Da ist überhaupt kein Unterschied zu 
der Bewertung, Herr Kollege Damm, wie sie gerade 
von der neuen amerikanischen Regierung vorge-
nommen wurde. Es darf uns nicht gleichgültig las-

sen, wenn Menschenrechte verletzt werden. Wie-
derum stellt sich aber in der Welt, wie sie ist, die 
Frage, was mit diesen Kategorien zu messen und 
unter den Bedingungen, mit denen wir es zu tun 
haben, politisch zu verantworten ist. Ein Land wie 
die Bundesrepublik darf — da besteht ein gewisser 
Unterschied zu den Amerikanern — die Mittel und 
Möglichkeiten, die ihr zur Verfügung stehen, um 
ihre Ziele im auswärtigen Bereich zu verwirklichen, 
nicht überschätzen. 

(Damm [CDU/CSU] : Deswegen brauchen 
wir zu den Menschenrechtsverletzungen 
nicht immer zu schweigen! Das allein ist 

der entscheidende Punkt!) 

— Das haben wir auch gar nicht getan, Herr Damm.. 
Ich habe Ihnen dargelegt, daß wir nicht geschwiegen 
haben, daß wir die Menschenrechtsverletzungen 
durch die DDR verurteilt haben. Wir haben doch die-
ser Resolution zugestimmt. 

(Blumenfeld [CDU/CSU] : Zähneknirschend!) 

Wie oft soll ich das noch wiederholen? Sie können 
doch nicht deswegen, weil wir Ihre Resolution nicht 
von der ersten bis zur letzten Zeile unterschrieben 
haben, behaupten, wir hätten zu Menschenrechts-
verletzungen geschwiegen. Das ist doch unerhört. 

(Beifall bei der SPD — Damm [CDU/CSU]: 
Sie haben der Entschließung Nr. 55 im 

Plenum nicht zugestimmt!) 

Es geht nicht so, daß Sie uns Texte vorlegen und, 
nur weil wir nicht alles fressen, gleich diese An-
klage erheben, die wir über uns ergehen lassen 
müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich bin gerade in einer Phase, in der ich versuche, 
ein Angebot zu einer etwas ruhigeren Auseinander-
setzung über diese Fragen zu machen, die doch nicht 
Gegenstand ständiger parteipolitischer Konfronta-
tion sein können, wenn wir den Menschen wirklich 
helfen wollen. Ich möchte deswegen einfach darum 
bitten, daß Sie sich das einmal anhören; dann kön-
nen wir noch darüber reden. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Wir hören das ja 
an!) 

— Herr Blumenfeld will mir schon wieder die näch-
ste Frage stellen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Das ist doch das 
Wesen des Parlamentarismus, daß man 

Fragen stellen kann!) 

— Ja, gut; aber man muß einmal einen Gedanken-
gang im Zusammenhang vortragen können, ohne 
immer wieder auf diese Resolution zurückkommen 
zu müssen. 

Ich glaube, wir können unsere Vorstellung vom 
Rang der Menschenrechte im Verhältnis zwischen 
den Regierenden und Regierten niemandem auf-
zwingen. Wir können und wollen für die Rechte 
und die Würde des Menschen eintreten; aber wenn 
wir dazu beitragen wollen, sie in anderen Ländern 
verwirklichen zu helfen, ist bloße Anklage unserer 
Meinung nach nicht genug. Wir brauchen in der 
Regel die Beziehungen zu diesen Ländern, um echt 
helfen zu können, und nur selten ist die Isolierung 
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und Bestrafung der erfolgversprechendste Weg. Den 
Bruch zu riskieren heißt doch, sich selbst der Mög-
lichkeit zu berauben, im Sinne der Verwirklichung 
der Menschenrechte zu wirken. Damit ist nieman-
dem gedient, uns selbst nicht, aber auch den Men-
schen nicht, um deren Schicksal es geht. Wer eine 
Politik der Versöhnung, des Ausgleichs und der 
Verständigung als Nachgiebigkeit, Vorleistung und 
einseitiges Zugeständnis ansieht, handelt selbst in 
hohem Maße unmoralisch, weil er unfähig bleibt, 
die notwendigen Instrumente zu entwickeln, um 
den Menschen praktisch zu helfen. 

Wir können uns in unserer Lage methodische Fehl-
schläge in der Entspannungspolitik zwischen Ost 
und West nicht leisten. Von der Frage, wie wir am 
besten dazu beitragen können, Menschenrechte 
praktisch zu verwirklichen, hängt sehr viel ab. Mit 
markigen Worten, die allein für den innenpoli-
tischen Gebrauch bestimmt sind, kommen wir in 
dieser Frage nicht weiter, und Druck und Vorbedin-
gungen bergen angesichts der Mittel, die uns zur 
Verfügung stehen, immer die Gefahr des Scheiterns 
von vornherein in sich. Wenn Sie dies nicht wollen, 
sollten auch Sie daran interessiert sein, meine Da-
men und Herren von der Opposition, eine Form des 
Gesprächs und der Auseinandersetzung um der 
Sache willen zu finden, die uns und den Betroffenen 
weiterhilft. Vielleicht können wir in den Ausschüs-
sen, aber auch hier darüber reden, wie so etwas im 
einzelnen aussehen könnte. 

(Damm [CDU/CSU] : Dürfen wir nun eine 
Zwischenfrage stellen?) 

— Bitte sehr. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, der Ab-
geordnete Damm möchte eine Zwischenfrage an Sie 
stellen. Sie sind damit einverstanden. 

Dr. Corterier (SPD) : Ich hoffe, daß mir das nicht 
auf meine Redezeit angerechnet wird. 

Damm (CDU/CSU) : Herr Dr. Corterier, schließt all 
das, was Sie sagen, zwangsläufig aus, daß Men-
schenrechtsverletzungen in der Sowjetunion und in 
der DDR von uns gemeinsam öffentlich und deutlich 
beim Namen genannt werden, wie es z. B. alle 
sowjetischen Dissidenten immer wieder von uns im 
Westen fordern, daß wir es tun, damit sie drüben 
in der Lage, in der sie sich befinden, Erleichterun-
gen erfahren? 

Dr. Corterier (SPD) : Ich würde mich hier gar nicht 
auf eine so generelle These — weder in der einen 
noch in der anderen Richtung — festlegen wollen, 
sondern, so wie es der amerikanische Präsident ge-
tan hat, sagen: Man muß von Fall zu Fall entschei-
den, was hilft. Das halte ich für sehr viel wichtiger, 
als eine so generalisierende These aufzustellen, wie 
Sie es jetzt gerade wieder versuchen. 

Präsident Carstens: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage, Herr Abgeordneter Corterier? 

Damm (CDU/CSU) : Sind denn z. B. die tödlichen 
Schüsse an der Zonengrenze im letzten Jahr — 
wohlgemerkt, nur die im letzten Jahr — nicht kon-
krete Fälle genug gewesen, um die DDR so anzu-
prangern, wie wir das in Williamsburg getan haben? 

Dr. Corterier (SPD) : Das ist doch gar keine Frage. 
Wir haben das doch immer wieder getan. Wir haben 
es in Williamsburg ja mit Ihnen getan. Diese Frage 
verstehe ich nun wirklich nicht. 

(Damm [CDU/CSU] : Dann wundere ich mich, 
warum Sie am Ende nicht zugestimmt 

haben!) 

— Muß ich Ihnen den Text noch einmal vorlesen? 
Wir haben der DDR in Williamsburg gemeinsam 
flagrante „Verletzungen der Menschenrechte an der 
innerdeutschen Grenze" vorgeworfen. Also, Herr 
Damm, ich verstehe Ihre Frage nicht. Offenbar re-
den wir hier völlig aneinander vorbei. 

Ich möchte jetzt noch zu einer zweiten Frage, die 
in der Debatte bereits eine große Rolle gespielt hat, 
etwas hinzufügen, nämlich der Frage, wie es tat-
sächlich um das militärische Gleichgewicht zwischen 
den Bündnissen in Ost und West bestellt ist. 

Von der zutreffenden Beantwortung dieser Frage 
hängt sehr viel ab, nämlich die Entscheidung dar-
über, ob wir mit der Weiterführung des Ost-West

-

Dialogs die Hoffnung auf konkrete Abrüstungsmaß-
nahmen verbinden können oder zu weiteren viel-
leicht verstärkten Rüstungsanstrengungen gezwun-
gen sind. Letzteres wäre eine schwerwiegende Ent-
scheidung, deren Konsequenzen kaum abzusehen 
sind. Niemand in diesem Hause könnte sie wün-
schen. Auch die Opposition weiß mit Sicherheit, wie 
schwer die Verantwortung für eine solche Entschei-
dung im Innern, aber auch nach draußen wäre. Es 
mag daher für einige aus Ihren Reihen bewußt ein 
Kalkül sein, uns in eben diese Verantwortung zu 
drängen, auch wenn nicht jeder diese Sorge in 
gleichem Ausmaß tatsächlich teilt, das militärische 
Gleichgewicht verschiebe sich für den Westen in 
einer gefährlichen Weise. 

Ich will hier in dieser Frage keiner Gemeinsam-
keit das Wort reden, die das notwendige Streiten 
um die richtige Außen- und Verteidigungspolitik 
ausschaltet. Es gibt jedoch ein grundlegendes und 
uns alle verpflichtendes Interesse daran, das legi-
time und lebenswichtige Sicherheitsbedürfnis unse-
res Volkes zu befriedigen. In bestimmten histori-
schen Situationen mag es keine Alternative zur Ver-
stärkung der eigenen Verteidigungsleistung und 
-fähigkeit geben. Nur, die Frage ist, ob wir uns heute 
militärisch in dieser Situation befinden. 

Wir haben heute von den verschiedenen Seiten im 
Hause gehört, daß diese Frage in den Vereinigten 
Staaten und auch bei uns sehr heftig diskutiert wird 
und daß selbst Militärfachleute und -gremien, die es 
eigentlich genau wissen müßten, zu völlig unterschied-
lichen Urteilen kommen. Ich kann dabei den Ver-
dacht nicht ganz ausschließen, daß es in dieser Debat-
te auch einen interessierten „Alarmismus" gibt, der 
uns den Blick für militärische Realitäten und Ver- 
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handlungsmöglichkeiten ebenso verstellt wie der 
naive Glaube an eine Welt ohne Waffen. 

Was wir in den vergangenen Jahren zusammen 
mit unseren Bündnispartnern versucht haben, ist 
nichts anderes als ein zähes Ringen um die Kon-
trolle der Risiken militärischer Gewaltanwendung, 
mit denen wir ganz besonders hier in Mitteleuropa, 
aber auch weltweit konfrontiert sind. Das Dilemma 
der Sicherheits- und Verteidigungspolitik im Zeit-
alter nuklearer Waffen besteht doch darin, daß beide 
Bündnisse mit denselben Waffen, die sie zur Verfü-
gung haben, die Gesellschaften, die sie vor der 
Bedrohung schützen sollen, auch zerstören können, 
wenn es je zu einer Auseinandersetzung kommt. 
Diese Erkenntnis hat doch zu dem geführt, was wir 
den Prozeß der Entspannung nennen und den wir im 
Interesse der Sicherheit aufrechterhalten wollen und 
müssen, weil wir eine existentielle Gefährdung zu 
vermeiden suchen müssen. Sicherheit im Nuklear-
zeitalter ist ein zu komplexes Thema, als daß man es 
der Bemühung um Ausgleich, Verteidigung und ver-
trauensbildende Abrüstungsmaßnahmen vorschnell 
entziehen könnte. Deshalb halte ich es für erforder-
lich, sorgsamer mit Argumenten umzugehen, die 
eine militärische Gleichgewichtsverschiebung un-
terstellen. Wir werden mit großer Aufmerksamkeit 
verfolgen müssen, welche Schlußfolgerungen die 
neue amerikanische Regierung aus der gegenwärti-
gen Diskussion zieht. Es gibt keinen Grund, ihrem 
Urteil, wenn sie es sich gebildet hat, zu mißtrauen, 
ich glaube, auch für die Opposition nicht. Lassen 
Sie uns deshalb die notwendigen Informationen im 
Ausschuß, möglicherweise in einer gemeinsamen 
Sitzung des Auswärtigen und des Verteidigungs-
ausschusses, beschaffen und diskutieren. Ich halte 
es für denkbar, daß es in der Beurteilung der mili-
tärischen Ausgangslage mehr Übereinstimmung 
gibt, wenn wir im Ausschuß ernsthaft und mit bes-
seren Grundlagen und Daten ausgerüstet, als es 
heute noch möglich war, an dieses wichtige Thema 
herangehen. 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, be-
vor ich zum Schluß komme, noch eine kurze Be-
merkung zu Spanien machen, weil Herr Kollege Blu-
menfeld dieses Thema hier auch besonders hervor-
gehoben hat. Es war in Südeuropa in den letzten 
Jahren für die NATO besonders schwierig, unid 
zwar, wie ich glaube, vor allem deswegen, weil sie 
sich nicht immer klar genug von diktatorischen Re-
gimen abgegrenzt hat, was dann z. B. zum Austritt 
Griechenlands aus der militärischen Organisation 
der NATO geführt hat. Ich glaube, diese Lehre soll-
ten wir uns, was Spanien angeht, merken. Deswegen, 
glaube ich, ist es nicht hilfreich, wenn jetzt gerade 
wieder Herr Strauß mit Politikern verhandelt, die 
durch das Franco-Regime auf schwerste kompro-
mittiert sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich glaube, das nützt der Allianz nicht und das kann 
bei allen Überlegungen über den Beitritt Spaniens 
zur Allianz in Zukunft große Schwierigkeiten ma-
chen. 

Lassen Sie mich zum Schluß feststellen: Die Ta-
gung der Nordatlantischen Versammlung in Wil-

liamsburg hat aus unserer Sicht gezeigt, daß die Al-
lianz es in verschiedenen Bereichen mit großen 
Schwierigkeiten zu tun hat, daß sie in anderen Be-
reichen aber dabei ist, Probleme zu überwinden, die 
uns allen noch vor kurzer Zeit große Sorgen ge-
macht haben. Sicherheit und Entspannung werden 
auch in Zukunft die beiden Hauptziele des Bünd-
nisses sein müssen. Wir sind mit unseren Verbün-
deten darin einig, daß es zur Entspannungspolitik 
keine Alternative gibt und wir sie daher trotz aller 
Schwierigkeiten mit Geduld und Realismus fort-
setzen müssen. Unsere Sicherheit kann nur im Rah-
men des Bündnisses gewährleistet werden, weil nur 
durch die NATO ein relatives Gleichgewicht gegen-
über dem Warschauer Pakt aufrechterhalten wer-
den kann. Hierzu gehört das Engagement der USA 
in Europa. Wir sind sicher, daß dieses Engagement 
auch unter Präsident Carter erhalten bleibt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Abgeord-
nete Jung. 

Jung (FDP): Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Mein Kollege Möllemann hat 
in seinen Ausführungen zur Nordatlantischen Ver-
sammlung in Williamsburg den militärischen Teil 
aus der Sicht der Freien Demokraten abgehandelt. 
Ich hoffe, daß die sehr bemerkenswerten neun 
Punkte, die er hier in die Diskussion eingeführt hat, 
Grundlage der in den nächsten Monaten durchzu-
führenden Debatten über den verteidigungspoliti-
schen  Bereich werden mögen, weil sie auch zur Aus-
füllung und Fortentwicklung der Direktiven, Ent-
schließungen und Empfehlungen von Williamsburg 
sicher einen wertvollen Beitrag leisten werden. 

Lassen Sie mich aber zu den Vorlagen des Poli-
tischen Ausschusses dieser Tagung Stellung neh-
men. Ich will das, wie es sich für einen Liberalen 
geziemt, sehr nüchtern und ohne die hier auch im 
außenpolitischen Teil sichtbar gewordene Kraftmeie-
rei tun. 

Ich darf mit Genehmigung des Herrn Präsiden-
ten ein Zitat des Bundesaußenministers Genscher 
vor der UNO-Vollversammlung am 28. September 
1976 voranstellen, wo er gesagt hat:  

Kein Volk kann an der Zusammenarbeit über 
die Grenzen der Systeme hinweg stärker inter-
essiert sein als das deutsche Volk, daß in zwei 
Staaten zu leben gezwungen ist. Durch Deutsch-
land läuft die Grenze, die Europa teilt. 

Um Erleichterungen für die Menschen und um 
einen Ausbau der Zusammenarbeit ging und 
geht es auch bei unseren Verhandlungen mit 
der DDR. 

Entspannungspolitik in einem geteilten Land 
und für ein geteiltes Land ist eine große, aber 
auch schwere Aufgabe. Aber wir Deutschen wis-
sen, daß es dazu keine vertretbare Alternative 
gibt. 
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Und weiter sagte er dort am 28. September 1976: 

Die Bundesregierung resigniert nicht angesichts 
der Wirklichkeit einer Grenze, an der auf der 
anderen Seite noch in jüngster Zeit Schüsse 
fallen. Damit muß endlich Schluß gemacht wer-
den. Die Bundesregierung wird nicht müde 
werden, mit ihrer Entspannungspolitik auch das 
zu erreichen. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
somit war vor der Weltöffentlichkeit der Standpunkt 
der Bundesrepublik Deutschland in der Frage der 
Entspannungspolitik aus berufenem Munde darge-
legt. Es hätte also des Änderungsantrages zum Ent-
schließungsentwurf Nr. 55 gar nicht bedurft. 

Nun darf ich aber auch einmal feststellen, daß 
der Vorstoß der CDU/CSU-Abgeordneten im Rah-
men der Nordatlantischen Versammlung auch in ei-
nem seltsamen Kontrast zur Haltung der Gesamt-
fraktion der Opposition gegenüber der Repräsen-
tanz der Bundesrepublik Deutschland vor den Ver-
einten Nationen steht. Ich habe ja den Außenmini-
ster aus dieser Sitzung vom 28. September zitiert. 
Die Nordatlantische Versammlung will man seitens 
der Opposition mit Problemen belasten, zu denen 
dieses parlamentarische Gremium Lösungen in der 
gewünschten Form gar nicht erbringen kann. Die 
deutsche UNO-Delegation aber wurde seinerzeit 
von der Opposition boykottiert. Die Sucht nach be-
dingungsloser Konfrontation erweist sich einmal 
mehr als größer als die Unterstützung deutscher In-
teressen, und dafür meine Damen und Herren von 
der Opposition, bietet auch das Wahlkampfklima der 
damaligen Zeit keine Entschuldigung. 

Herr Blumenfeld hat zu erklären versucht, wieso 
die Gemeinsamkeit nicht zustande kam, die Gemein-
samkeit der deutschen Delegation, die in früheren 
Fällen in der Nordatlantischen Versammlung immer 
vorhanden war. Das uneinheitliche Bild, das die 
deutsche Delegation bei der Abstimmung geboten 
hat, wäre leicht zu vermeiden gewesen, wenn das 
sonst auf den Tagungen der Nordatlantischen Ver-
sammlung übliche geschlossene Stimmverhalten der 
nationalen Delegationen auch hier praktiziert wor-
den wäre. In einer vorherigen Absprache der 
deutschen Delegation wäre das leicht zu erreichen 
gewesen, aber die Opposition — und hier müssen 
Sie doch ehrlich sein, Herr Kollege Blumenfeld  — 
stand  anscheinend noch unter starken Nachwirkun-
gen des Wahlkampfes, so daß sie glaubte, diesen — 
zumindest partiell — vor den Gremien der NATO 
fortsetzen zu müssen. Doch nichts wäre falscher, 
als diese kleine Unstimmigkeit bei der Annahme 
der Entschließung Nr. 55 — — 

(Dr.  Kohl [CDU/CSU] : Herr Kollege Jung, 
woher wissen Sie das? — Blumenfeld [CDU/ 
CSU] : Sie waren doch überhaupt nicht da!) 

— Nein, ich war natürlich nicht da, aber ich will ja 
hier — — 

(Lachen bei der CDU/CSU — Blumenfeld 
[CDU/CSU] : Und da reden Sie wie die Kuh 
vom Klavierspielen! — Weiterer Zuruf des 

Abg. Damm [CDU/CSU]) 

— Wir reden ja hier über die Vorlagen, Herr Kol-
lege Damm. 

(Damm [CDU/CSU] : Über die Ehrlichkeit 
und die Unehrlichkeit haben Sie geredet!) 

— Ja richtig, und hier sollten Sie auch einmal ehr-
lich zugeben, daß Sie noch stark unter den Nachwir-
kungen des Wahlkampfes standen, als Sie Ihre Re-
solution dort eingebracht haben. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Aber Kollege Jung, 
Sie sind doch ein leibhaftiges Beispiel da

-

für!) 

— Herr Kollege Kohl, ich will ja versuchen, hier ein 
bißchen Öl auf die Wogen zu gießen, 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Sie reden dauernd 
vom Wahlkampf!) 

denn nichts wäre schlimmer, als diese kleine Un-
stimmigkeit bei der Annahme dieser Entschließung 
Nr. 55 überzubewerten. 

(Blumenfeld [CDU/CSU] : Der Herr Ollesch 
hat aber mit uns gestimmt!) 

Die Geschlossenheit, die die Nordatlantische Ver-
sammlung bei der Verabschiedung vieler anderer 
Entwürfe bewiesen hat — und ich darf hier auf die 
verschiedenen Direktiven — — 

(Blumenfeld  [CDU/CSU] : Herr Ollesch hat 
mit uns gestimmt!) 

— Ich weiß es, Herr Kollege Blumenfeld, ich weiß 
es sehr genau. 

(Blumenfeld [CDU/CSU] : Dann freuen Sie 
sich doch!) 

— Ich versuche, dies doch zu glätten und abzuklä-
ren, damit wir eine gemeinsame Basis für gemein-
sames Handeln finden. Dies ist ja auch schon zum 
Ausdruck gekommen, Herr Kollege Blumenfeld, bei 
der Verabschiedung der anderen Entwürfe, die ge-
meinsam verabschiedet wurden: der Direktiven 17 
und 18, der Entschließungen Nrn. 53 bis 58, von de-
nen hier zum Teil schon die Rede war, und der Emp-
fehlung Nr. 58. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auch in 
der Regierungserklärung vom 16. Dezember 1976, 
also kurz nach dieser Versammlung der NATO-
Parlamentarier, ist der Standpunkt der soziallibera-
len Koalition durch den Bundeskanzler und durch 
den Bundesaußenminister in diesen Fragen hier 
deutlich gemacht worden. Ich darf die wesentlichen 
Gesichtspunkte in drei kurzen Sätzen zusammenfas-
sen. 

Erstens. Die dauerhafte Einordnung der Bundes-
republik Deutschland in den Kreis der freiheitlichen 
Demokratien wurde seit 1969 und wird auch in den 
kommenden Jahren durch die sozialliberale Koali-
tion konsequent weitergeführt! 

Zweitens. Die Ergänzung dieser Integrationspolitik 
durch die Entspannungspolitik ist doch ganz einfach 
deswegen notwendig gewesen, weil sich damit die 
nachbarschaftlichen Verhältnisse auch nach dem 
Osten verbesserten. 
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Drittens. Die Entspannungspolitik muß weiterver-

folgt werden. Die Fortsetzung der Ideologieausein-
andersetzung sollte und muß nur mit friedlichen 
Mitteln geschehen. 

Es wird ja auch nicht geleugnet, daß die von hier 
aus sichtbare Rüstungspolitik der Warschauer-Pakt-
Staaten besorgniserregend ist, aber die vorliegen-
den Anzeichen für sowjetische Intentionen, die das 
gegenwärtige strategische Abschreckungssystem in 
Frage stellen können, sind zwar ernst genug, um 
planungsmäßig berücksichtigt zu werden; es besteht 
aber kein Anlaß zum Alarm, wie dies in verschiede-
nen Beiträgen von Kollegen der Opposition, insbe-
sondere eines CSU-Kollegen, heute hier zum Aus-
druck kam. 

Die bereits laufenden strategischen Programme 
der USA stellen sicher, daß die Sowjetunion das 
Gleichgewicht auf diesem Sektor nicht ernsthaft be-
einträchtigen kann. Auch auf dem Wege über eine 
Verbesserung des Zivilschutzes und der Überlebens-
fähigkeit der Industrie sowie der Entscheidungszen-
tren läßt sich die massive Zweitschlagfähigkeit der 
Vereinigten Staaten nicht unterlaufen. Die Gefahr 
liegt eher darin, daß sich die sowjetische Führung 
dem falschen Eindruck hingeben könnte, die eigenen 
Verluste im Ernstfall so entscheidend verringern zu 
können, daß Risiken vertretbar erscheinen. Es wird 
deshalb, meine Damen und Herren, darauf ankom-
men, die Sowjets zu überzeugen, daß ihr strategi-
sches Denken möglicherweise in eine gefährliche 
Richtung geht und daß sie zwar forciertes Wettrü-
sten, nicht aber Überlegenheit erreichen können. 
Hierfür werden die fortgesetzten SALT-Gespräche 
das geeignete Forum bieten. 

Allen NATO-Partnern gemeinsam stellt sich die 
lebenswichtige Aufgabe, durch angemessene militä-
rische Anstrengungen dafür zu sorgen, daß die Bünd-
nisstrategie der angemessenen Erwiderung funk-
tionsfähig bleibt. Dies erfordert vordringliche Ver-
besserungen im konventionellen Bereich, wie sie in 
Brüssel vom Vorsitzenden des Militärausschusses 
gefordert und von den Verteidigungsministern ge-
billigt wurden. Im taktisch-nuklearen Bereich gilt es, 
das laufende Modernisierungsprogramm zielstrebig 
daran auszurichten, daß die Funktion dieser Waffen 
als Bindeglied zwischen der konventionellen und der 
strategischen Komponente der NATO-Triade erhal-
ten bleibt. 

Unter MBFR-Gesichtspunkten ist darauf hinzuwei-
sen, daß in Mitteleuropa das regionale und konven-
tionelle Kräfteverhältnis nach westlichen Erkennt-
nissen gekennzeichnet ist durch die bei den Mann-
schaftsstärken und den Kampfpanzern bestehenden 
Disparitäten zugunsten des Warschauer Paktes. Die 
westliche Zielsetzung für die MBFR-Verhandlungen 
ist auf die Herstellung der Personalparitäten bei den 
Landstreitkräften und die Verminderung der Dis-
parität bei den Panzern gerichtet. Auch für diese 
Verhandlungen ist die Verteidigungsfähigkeit des 
Bündnisses unbedingt Voraussetzung. Auf dieser 
Grundlage wird das Bündnis in  der Lage sein, ent-
sprechend seiner Zielsetzung auch weiterhin neben 
der Gewährleistung der militärischen Sicherheit den 
Prozeß der politischen Entspannung weiterzuführen. 

Unter Berücksichtigung dieser Gesamtlage sollten 
die Bemühungen und die Vorstellungen über die 
Fortführung der KSZE- und der MBFR-Verhandlun-
gen gestellt werden. Es ist für diese Politik weder 
nützlich noch förderlich, innerdeutsche Probleme in 
Gremien einzubringen, wie sie etwa die Nordatlan-
tische Versammlung darstellt. Denn aktives Einwir-
ken von außen ist unmöglich — das wissen wir —, 
und passives Einwirken von außen führt doch nur zu 
Standpunktverhärtungen. Ich möchte also nochmals 
feststellen: Die Nordatlantische Versammlung als 
parlamentarisches Gremium ist einfach nicht befugt, 
Disziplinierungsmaßnahmen gegen Staaten des War-
schauer Pakts zu beschließen, wie sie durch diesen 
Antrag der Herren Titzck und Blumenfeld zum Aus-
druck kamen. 

Der Kampf der Opposition gegen die Ostpolitik 
der sozialliberalen Koalition ist im Parlament und 
bei der Mehrheit der Wähler gescheitert — dies 
möchte ich als Fazit feststellen —, und es darf auch 
keinen Versuch der Fortsetzung dieser Bekämpfung 
über das verbündete Ausland geben. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Herr Jung, Sie sind 
nicht in einer Wahlversammlung!) 

Die FDP-Fraktion hat sich darauf eingerichtet, kleine 
und kleinste Schritte zu verfolgen, wo innenpoli-
tische Rücksichtnahmen keine großen Erfolgsgaran-
tien hergeben. Ich fordere Sie, meine Damen und 
Herren von der Opposition auf, in diesem Sinne mit 
uns gemeinsame Politik für die Bundesrepublik 
Deutschland zu machen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, 
die Rednerliste ist erschöpft. Es liegt eine Empfeh-
lung des Ältestenrates vor, die Drucksache 8/27 dem 
Auswärtigen Ausschuß — federführend — und dem 
Verteidigungsausschuß zu überweisen. Ich nehme 
an, daß sich diese Empfehlung auch auf den Ent-
schließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU — 
Drucksache 8/110 — bezieht. Ist das zutreffend? — 
Wer dem Vorschlag, diese beiden Drucksachen den 
beiden genannten Ausschüssen zu überweisen, zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Es  ist einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 3 unserer Tagesordnung: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD, FDP eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Gesetzes über Inve-
stitionszuschüsse für Mietwohnungen, Genos-
senschaftswohnungen und Wohnheime im so-
zialen Wohnungsbau 
— Drucksache 8/79 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(federführend) 
Finanzausschuß 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Luster. 

Luster (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In der Sache selbst erscheint die Aus-
nahmeregelung, die der Antrag der SPD und FDP 



644 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 14. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Februar 1977 

Luster 
vorschlägt, für das Land Berlin aus dem im Antrag 
zutreffend geschilderten Sachverhalt berechtigt. 
Dies darf ich für die CDU/CSU-Fraktion ohne Prä-
judiz für die anschließenden Beratungen im Aus-
schuß sagen. 

Wir fügen jedoch hinzu, daß aus Gründen der 
bauwirtschaftlichen Konjunkturdämpfung die Maß-
nahme vor Monaten hätte getroffen werden sollen. 
Damals haben die Organisationen sowohl der Unter-
nehmer als auch der Arbeitnehmer, insbesondere 
auch der Chef der IG Bau, Herr Sperner, persönlich, 
ebenso der Berliner Bausenator Ristock, darauf ge-
drängt. Das Wohnungsbauministerium hat aber ab-
gelehnt, bis in die jüngste Zeit, auch noch in Ant-
worten auf Fragen der Abgeordneten Dr. Schneider 
(CDU/CSU) und Schmitt-Vockenhausen (SPD). Jetzt 
scheint uns dieser Antrag in der Substanz verspä-
tet. Denn erstens sind die Arbeiten des Bauhaupt-
gewerbes abgeschlossen und müssen abgeschlossen 
sein, wenn die Frist des 30. Juni 1977 eingehalten 
werden soll. Die Arbeiten des Baunebengewerbes 
für die in Betracht kommenden Bauvorhaben dürf-
ten angefangen sein. Mindestens liegen hierfür 
Verträge vor, und zwar nicht irgendwelche Ver-
träge. Es müssen ja Verträge sein, die den Bau-
herren die Sicherheit geben, daß sie die Frist des 
30. Juni nicht überschreiten. In den Verträgen 
wird also unter Umständen mit empfindlichen Kon-
ventionalstrafen gearbeitet. 

Das bedeutet: Die Bauherren selber haben in die-
sem Augenblick kaum ein Interesse an der gesetz-
lichen Fristverschiebung. Sie haben — was man 
verstehen muß — jetzt nicht bauwirtschaftliche 
Weisheit, sondern die Vorstellung im Kopf, daß die 
Wohnungen bald bezugsfertig und bald vermietet 
sein sollen. 

So kommt man zu dem Schluß: Es schadet in der 
Sache nicht, nützt aber auch nicht viel, zu diesem 
Zeitpunkt diesen Beschluß zu fassen. 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Was auffällt, ist die unrealistisch hoch angege-
bene Kostensumme als Folge der Gesetzesmaß-
nahme. Im Vorblatt der Drucksache 8/79 gibt es 
den Satz: 

Nimmt man an, daß infolge der Fristverlänge-
rung ein Viertel des jährlichen Bewilligungs-
volumens (etwa 3 000 Mietwohnungen) zusätz-
lich in die Begünstigung gelangt, so ist mit 
einem voraussichtlichen Mehraufwand von 
etwa 30 Millionen DM zu rechnen. 

Die Exegese dieses Satzes ergibt eine Reihe von 
Ungereimtheiten. Die bis zum 30. Juni 1976 be-
willigten und also als solche allein bezuschußbaren 
Bauvorhaben liegen nach A rt, Umfang und Anzahl 
seit diesem Zeitpunkt fest. Bei der Mittelbereit-
stellung war von dafür notwendigen Zuschüssen 
auszugehen. 

(Wohlrabe [CDU/CSU]: So ist es!) 

Bei dieser Sachlage können Bauvorhaben nicht, 
auch nicht infolge Fristverlängerung, wie es im 
Antrag heißt, „zusätzlich in die Begünstigung ge-

langen" und Mehraufwand verursachen. Möglich 
wäre allenfalls, daß durch die Fristverlängerung 
Bauvorhaben das Ziel erreichen, bei denen es um 
eine Art Pannenbeseitigung geht. Aber das würde 
ich nicht als einen Mehraufwand bezeichnen, son-
dern als einen unterbliebenen Minderaufwand, also 
eine nicht erfolgte Ersparnis. Die Formulierung des 
Antrags scheint mir ebenso falsch zu sein, wie 
wenn man sagen würde : Nimmt man an, daß von 
100 geladenen Gästen nicht 75, sondern alle 100 
kommen, dann steigt der Aufwand ihrer Bewir-
tung um ein Drittel. In der gleichen Logik bewegt 
sich diese Antragsformulierung. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

— Vielen Dank! Man ist besonders als „Neuer" für 
jeden Beifall hier sehr dankbar. 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Übrigens liegen mindestens zwei Äußerungen 
vor, bei denen ich mich frage, warum die SPD-
Fraktion sie sich nicht bei ihren Kostenschätzungen 
zu Gemüte geführt hat. Es handelt sich um zwei 
Äußerungen des sozialdemokratischen Senators für 
Bau- und Wohnungswesens in Berlin, Ristock. Die 
eine stammt vom 2. Februar 1977. Er hat sie vor der 
Berliner Presse abgegeben. Die Äußerung lautet: 

Neue Bauvorhaben sind von der Fertigstel-
lungsfrist nicht betroffen, so daß eine zusätz-
liche Belastung der öffentlichen Hand ausge-
schlossen ist. 

So Ristock am 2. Februar 1977. 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Die andere Äußerung: Ristock im Juni 1976 an 
den Bundesminister Ravens — oder wer auch immer 
von seiner Verwaltung hier sein sollte —: — 

(Unruhe bei der SPD und der FPD — Zu

-

rufe von der SPD: Minister Ravens sitzt 
hier auf der Regierungsbank! — Wehner 
[SPD] : Sie sind zwar ein Neuer, aber auch 

Sie sollten höflich sein!) 

— Oh! Entschuldigung, Herr Minister! Von der 
Seite her kenne ich Sie noch nicht so gut! 

(Heiterkeit — Wehner [SPD] : Dann quas

-

seln Sie nicht solchen Quatsch!) 

— Das ist meine Schuld, ja! Ich will versuchen, das 
alles nachzuholen. 

(Wehner [SPD]: In Ordnung!) 

Ich will — mit Genehmigung des Herrn Präsiden-
ten — zitieren, was gegenüber dem Bundeswoh-
nungsbauminister durch den sozialdemokratischen 
Senator Ristock in einem Schreiben vom Juni 1976 
ausgeführt worden ist: 

Das zu erwartende Zuschußvolumen des Bun-
des für Berlin wird demnach selbst bei Ver-
längerung der Ausschlußfristen um ein halbes 
Jahr der Höhe nach unverändert bleiben, da 
die Verlängerung nur für Bauherren der Bau-
vorhaben in Betracht kommt, für die entweder 
die öffentliche Förderung bewilligt oder der 
vorzeitige Baubeginn zugelassen worden ist. 
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Nun ist Ristock ein Linker in der Sozialdemokra-

tischen Partei, aber ich für meine Person erkläre, 
daß ich die Datenangaben von linken Sozialdemo-
kraten nicht weniger schätze als die von anders 
lokalisierten. Ristocks Datenangaben scheinen mir 
richtig zu sein, und ich frage mich: Woher kommt 
die hohe Kostenschätzung im Zusammenhang mit 
Baumaßnahmen im Antrag der Sozialdemokraten? 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Pressepropaganda 
zur Täuschung der Berliner! So ist das!) 

Sonst erleben wir doch immer viel zu niedrige 
Kostenschätzungen. Was hat denn dazu geführt? Es 
lohnt sich, dieser Frage politisch-gedanklich nach-
zugehen, 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

sofern man dazu in der Lage ist; ich gebe mir die 
Mühe. 

Eine Antwort darf man auch unter Berücksichti-
gung des Grundsatzes „cui bono? — Wem nützt es?" 

(Wehner [SPD] : Daß hier über ein Gesetz 
geredet wird, das noch nicht einmal be

-

gründet worden ist! Daß hier gleich gemotzt 
wird! Was ist das für ein Parlament? — 
Gegenruf von der CDU/CSU: Das ist Ihr 

Entwurf!) 
zu geben versuchen. 

Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, ich 
bitte um Ihre Nachsicht. Durch einen Irrtum, den ich 
zu vertreten habe, ist der antragstellenden Fraktion 
nicht als erster das Wort erteilt worden. 

Luster (CDU/CSU) : Es war mir ausgesprochen 
peinlich, Herr Abgeordneter Wehner, daß ich hier 
als erster sprechen mußte, weil es mir angenehmer 
gewesen wäre, die Ausführungen Ihres Fraktions-
kollegen in meine Betrachtungen einzubeziehen. Ich 
hatte es als selbstverständlich angenommen, daß ich 
im Anschluß an eine Begründung sprechen würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber dann hat ja Ihr Fraktionskollege die Chance, 
auf mich zu antworten; umgekehrt wäre es mir, 
ehrlich gesagt, lieber gewesen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich versuche also, mir und Ihnen vielleicht eine 
Antwort auf die Frage zu geben: Woher kommt 
denn die Überschätzung bei den Kosten, nämlich auf 
30 Millionen, und bei der Anzahl, nämlich auf 3 000 
Wohnungen? Da sollte man sich einmal die Berliner 
Pressemeldungen ansehen, die aus Anlaß des Be-
suchs der SPD-Fraktion am 1., 2. und 3. Februar 
1977 erschienen sind. Es heißt da in einer unabhän-
gigen Zeitung vom 1. Februar 1977: 

Zusätzliche Mittel für den Bau von 3 000 Woh-
nungen in Berlin geplant — Initiative der SPD-
Bundestagsfraktion 

Die Fraktion will auch einen Vorschlag des 
Fraktionsvorstandes vom Sonntagabend be-
schließen, ... für 30 Millionen DM zusätzlich 
3 000 Sozialwohnungen in Berlin zu fördern. 

Eine entsprechende Initiative will die Fraktion 
kurzfristig im Bundestag ergreifen. 

Über die sprechen wir gerade. 

Da haben nun also alle gestaunt: 30 Millionen, 
3 000 Wohnungen. Da sehen Sie schon die Identität 
der Zahlen mit denen in dem Antrag, den wir be-
sprechen. Wenn man sieht, daß da eine großartige 
Initiative stattfinden sollte, versteht man auch, daß 
ein bißchen in die Vollen gegangen wurde. Die Sa-
che sollte ja nach etwas aussehen und sollte etwas 
hermachen. 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Propaganda!) 

In der gleichen Meldung heißt es übrigens inter-
essanterweise auch noch: 

Brandt: 1977 neues Engagement für Berlin. 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Ja, mit Täuschung!) 

Diese so insgesamt verpackte Berlin-Show der SPD, 
wie ich sie einmal nennen möchte, hat allerdings 
kurze Beine. Denn am 3. Februar, also zwei Tage 
später, schreibt das gleiche unabhängige Blatt in 
Berlin folgendes: 

In diesem Jahr keine Förderung von zusätz

-

lichen Sozialwohnungen — Ristock korrigiert. 

Bei der Initiative der SPD-Bundestagsfraktion 
gehe es keinesfalls darum, neben den bisher ge-
förderten Sozialwohnungen in Berlin zusätz-
liche 3 000 Wohnungen zu fördern. Meldungen 
von Mitteln für zusätzliche 3 000 Wohnungen 
seien vielmehr das Ergebnis einer mißverständ-
lichen Darstellung des Sprechers der SPD-
Fraktion, 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Aha, immer auf die 
Kleinen!) 

erklärte gestern Bausenator Ristock vor Journa-
listen. 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Ein großangelegtes 
Betrugsmanöver!) 

Ein bißchen später heißt es dann noch: 

Bei einer Fristverlängerung, 

— und nun springen wir wieder in unseren Punkt 
hier — 

durch die keine zusätzlichen Wohnungen in 
die Förderung aufgenommen werden, entstün-
den damit auch keine Mehrkosten. 

Meine Damen und Herren, mit anderen Worten, 
man kann diese 3 000 Wohnungen, glaube ich, nicht 
ein Potemkinsches Dorf nennen; man muß von einer 
Potemkinschen Kleinstadt sprechen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU] : Das ist Berliner 
Schaumschlägerei!) 

Als solche haben sich also diese 3 000 Wohnungen 
erwiesen; bei dem Versuch, das eigene Image, das 
des SPD/FDP-Senats und das des angeschlagenen 
Regierenden Bürgermeisters Schütz aufzupolieren, 
haben sich die Mitglieder der SPD-Fraktion dieses 
Hauses als Potemkinsche Kleinstädter in die Lokal-
geschichte Berlins eingetragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Als glanzvoller Beitrag von Berlin-Politik oder se-
riöser Beitrag von Berlin-Hilfe wird das Ganze wohl 
nicht angesehen werden können. 

Ohne den Beratungen im Ausschuß vorzugrei-
fen und bei allen sonstigen Bedenklichkeiten darf 
ich sagen, daß die CDU-Fraktion aus politischen 
Gründen dem Antrage folgen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Abgeord-
nete Krockert. 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Aber sag die 
Wahrheit!) 

Krockert (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Herr Kollege Luster hat gemeint, nun 
hätte ich ja die Chance, auf Dinge einzugehen, die 
er vorgetragen hat. Dies ist für mich keine sehr 
große Versuchung. Es mag daran liegen, daß der 
Herr Kollege Luster sich noch ein bißchen an die 
Atmosphäre des Hauses gewöhnen muß. Wir haben 
heute eine erste Lesung, 

(Zuruf des Abg. Luster [CDU/CSU]) 

die erste Lesung eines Gesetzentwurfes, über den 
der federführende Ausschuß heute noch beraten 
wird und den wir ganz sicher in der zweiten und 
dritten Lesung hier noch einmal diskutieren wer-
den. Wir hatten unsere ersten Lesungen in solchen 
Fällen nie als große Gelegenheiten angesehen, ein-
ander — ja was denn nun um die Ohren zu hauen? 
— Der Kollege Wohlrabe sagte: „die Wahrheit"; 
ich bitte Sie, was soll's? Ich habe den Eindruck, daß 
einiges von dem, was der Herr Kollege Luster uns 
hat unter die Nase reiben wollen, im Grunde eher 
der Tendenz von Herrn Wohlrabe entspricht, der 
darauf Wert gelegt hat, bei dieser Gelegenheit noch 
einen Zwischenruf ins Protokoll zu kriegen. Er hat's 
geschafft. — Dies ist im Grunde nicht der Sinn sol-
cher ersten Lesungen. Deshalb darf ich mir erlau-
ben, ohne große Seitenschwenker auf den Beitrag 
von Herrn Kollegen Luster zur Sache zu kommen. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion hat in 
der vergangenen Woche in Berlin getagt. Die FDP 
ist ebenfalls dagewesen, und wie ich mir sagen 
ließ, wird die CDU/CSU-Fraktion ebenfalls in Berlin 
tagen. Wenn ich den Kollegen Luster richtig verstan-
den habe, dann ist der Effekt, den wir beispiels-
weise in dieser Frage anstreben, wohl ein „Potem-
kinsches Dorf", aber ein „Potemkinsches Dorf", das 
Sie mitzumachen gedenken; habe ich das richtig 
verstanden? Ich habe verstanden — und das war 
das einzige, was mich wirklich an der Rede interes-
siert hat —, daß wir von der CDU/CSU gegen den 
Entwurf keinen Widerspruch zu erwarten haben 
werden. Dies nehme ich dankbar und mit Vergnügen 
zur Kenntnis! Herr Kollege Luster hat bestätigt, daß 
der Antrag, den wir stellen, in der Sache berechtigt 
ist. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Jahn? 

Krockert (SPD) : Bitte, Herr Kollege Jahn. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Krockert, wie beurteilen Sie denn die Äußerung 
Ihres SPD-Fraktionssprechers Terjung anläßlich der 
Fraktionssitzung, die Sie in Berlin hatten, daß die-
ser Gesetzentwurf für Berlin 3 000 Wohnungen 
bringe? Diese Frage hat Herr Kollege Luster aufge-
worfen. 

Krockert (SPD): Herr Kollege Jahn, ich bin ja 
schon dabei, und ich werde darauf zurückkommen, 
aber auf meine Art und Weise. Ein bißchen Geduld! 

Wir haben aus dieser Berlin-Sitzung und den In-
formationen, die wir dort erhalten haben, Schlüsse 
gezogen. Es war uns wichtig, daß wir, die SPD-Frak-
tion, schon am Anfang der parlamentarischen Arbeit 
unser Wissen über die Entwicklung dieser Stadt er-
gänzen und daß wir weitere Erkenntnisse über das 
Leben der Berliner gewinnen, über ihre Arbeit und 
über ihre Probleme. Wir sind gewillt, daraus Konse-
quenzen zu ziehen, denn Berlin ist uns wahrhaftig 
nicht nur eine Reise wert. Die Fraktion der SPD 
hat deshalb intensive Beratungen darüber aufgenom-
men, welche praktischen Folgerungen sich nicht nur 
auf dem Gebiet, von dem wir heute sprechen, son-
dern auf vielen Gebieten daraus ergeben, für uns 
und für dieses Haus. Als erste und schnelle Reak-
tion, Herr Kollege Luster, haben wir uns entschlos-
sen, den Vorschlag, der aus Berlin kam und den 
auch die Regierung aufgenommen hat, unsererseits 
aufzunehmen und diesen Gesetzentwurf dem Hause 
vorzulegen, gemeinsam mit der Fraktion der Freien 
Demokraten — eine Regelung zugunsten des Ber-
liner Wohnungsbaues. 

Es ist völlig richtig: Die einmalige Fristverlän-
gerung für Investitionszuschüsse, die wir für Berlin 
einräumen wollen, ist ganz gewiß keine spektaku-
läre Sache. Das haben wir nie behauptet. Sie ver-
dient kein großes Aufhebens, und wir wollten das 
deshalb heute auch gar nicht machen, Herr Kollege 
Luster. Aber sie ist immerhin geeignet, dem Berliner 
Wohnungsbau in einer bedrängten Situation Luft 
zu verschaffen und Berliner Arbeitern die Beschäf-
tigung über die Jahresmitte hinaus zu sichern. Das 
ist uns die Sache immerhin schon wert. 

(Beifall bei der SPD und FDP) 

Wir entschließen uns dazu nicht leichten Her-
zens, sondern ausdrücklich und ausschließlich in 
Würdigung der besonderen Probleme dieser Stadt, 
aber auch in Würdigung ihrer besonderen Lei-
stungen. Ich sagte: nicht leichten Herzens. Es ist 
nämlich immer eine mißliche Sache, eine Frist zu be-
stimmen und sie hinterher zu verlängern. Das macht 
man nicht sehr gern, und man sollte in der Tat auf 
allen Gebieten aufpassen, daß so etwas nicht zur Ge-
wohnheit wird. Wird es nämlich zur Gewohnheit, 
gibt es Leute, die sich darauf einrichten, vielleicht 
auch Leute, die damit kalkulieren. Das wollen wir 
nicht. Deshalb unsere ausdrückliche Erklärung, daß 
diese Fristverlängerung als besondere Regelung 
ausschließlich für Berlin von uns gedacht ist. 

In Berlin hat sich in diesen Monaten unter dem 
Druck des Termins ein besonders großer Stau an Fer- 
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tigstellungen mit besonders spürbaren Auswirkun-
gen auf die Kosten für Bau- und Ausbauarbeiten 
und mit besonders bedenklichen Aussichten für die 
zweite Jahreshälfte ergeben. 

Ich sagte: in Würdigung der besonderen Probleme 
dieser Stadt. Arbeitsmarktprobleme sind in Berlin 
aus den jedermann bekannten Gründen immer noch 
ein Stück bedrohlicher als anderswo, weil der Ber-
liner Arbeitsmarkt nicht nur durch Konjunktur-
entwicklungen eingeengt werden kann, sondern weil 
er einer zusätzlichen Begrenzung, einem zusätzlichen 
Mangel an Flexibilität unterliegt, bedingt durch 
die besondere Lage der Stadt. 

Aber schließlich — so sagte ich — auch in An-
betracht der besonderen Anstrengungen dieser 
Stadt: Der öffentlich geförderte, der soziale Woh-
nungsbau, dem die Investitionszuschüsse ja dienen, 
bewegt in Berlin über 90 % des gesamten Woh-
nungsbaugeschehens. Dieser Anteil ist unvergleich-
lich viel höher als der Bundesdurchschnitt mit sei-
nen knapp 30 %, aber auch erheblich höher als in 
anderen Großstädten hierzulande. Berlin ist eben 
auch in dieser Hinsicht nicht „eine Stadt wie andere 
auch". 

Den Behelfscharakter dieses Gesetzentwurfes habe 
ich Ihnen nicht verschwiegen. Die Verlängerung der 
Fertigstellungsfrist um ein halbes Jahr soll be-
wirken, daß alle die Vergünstigungen erhalten, die 
sich rechtzeitig um die Bewilligung der Mittel bzw. 
Genehmigung zum Bau bemüht haben, auch wenn 
sie eventuell trotz erheblicher Anstrengungen und 
großen Leistungsdrucks nicht bis zum 30. Juni 1977 
fertig werden würden. 

Nun komme ich zu der Sache, die Sie angespro-
chen haben. Jawohl, jetzt darf ich Ihnen auch ein-
mal etwas zugeben. Schon der Herr Präsident des 
Deutschen Bundestages hat heute zugegeben, einen 
Fehler gemacht zu haben. Ich konzediere Ihnen, 
Herr Kollege, daß in der Begründung in der Tat eine 
Formulierung enthalten ist, die mindestens mißver-
ständlich ist. Sie ist nicht falsch, aber sie ist miß-
irerständlich. Das bedaure ich. Das will ich Ihnen 
ohne große Einschränkung zugeben; denn der Sach-
verhalt ist der: Nimmt man an, daß es Unternehmen 
gibt, die bis zum 30. Juni nicht fertig werden wür-
den, dann erhielten die aus diesem Programm in der 
Tat nichts, gar nichts, auch nicht für die Aufwen-
dungen, die sie etwa schon bis zum 30. Juni aufge-
bracht hätten. Das ist die Eigenheit dieses Investi-
tionszuschußgesetzes im Unterschied zu dem Inve-
stitionszulagen-Gesetz, das wir damals gleichzeitig 
verabschiedet haben. Wenn wir nun annehmen, daß 
wegen der Fristverlängerung diese Unternehmen 
noch in den Genuß der Vergünstigung kommen, 
dann ist es in der Tat denkbar, daß mehr Aufwen-
dungen fällig sind, als sie fällig gewesen wären, 
wenn wir eisern an der Frist des 30. Juni festgehal-
ten hätten. 

Nun mag einer fragen: Wieviel könnte das denn 
sein? Da hat jemand gesagt: Es gibt wirklich keine 
guten Anhaltspunkte dafür, wie groß diese Marge 
werden könnte. Aber nehmen wir einmal an, das 
würde sich bis zu einem Viertel eines Berliner 
Wohnungsbau-Jahresprogramms erstrecken, dann  

wären das eben 3000 Wohnungen oder 30 Millionen 
DM. Daraus ist die Pressenotiz geworden, die Sie, 
Herr Kollege Jahn, angesprochen haben. Das ist 
mißverständlich, inzwischen aber korrigiert und 
eindeutig klargestellt. Wenn es der Sache hilft, dann 
tue ich das von dieser Stelle aus noch einmal aus-
drücklich. 

Meine Damen und Herren, die Zeit für dieses 
Vorhaben drängt. Die Ausschüsse mögen sich des-
halb bitte bemühen, dem Hause den Gesetzentwurf 
zur zweiten und dritten Lesung sehr bald wieder 
vorzulegen. 

Noch eine Bemerkung zum Schluß. Eine Sonder-
regelung für Berlin ist kein Extrabonbon, kein Er-
weis für bevorzugte Bedienung. Dies ist ja nicht die 
erste Ausnahmeregelung und wird auch nicht die 
letzte sein. Aber der Sinn solcher Sondervorschrif-
ten sollte nicht darin gesucht werden, daß dem 
Land Berlin besondere Vergünstigungen, besondere 
Vorteile verschafft werden. Die Berliner wollen gar 
nicht die Hätschelkinder der Nation sein. Wir müs-
sen aber sehr wohl bemüht sein, die besonderen 
Nachteile ausgleichen zu helfen, in die Berlin infolge 
seiner Lage immer wieder geraten kann und ganz 
sicher geraten wird, wenn wir in unserer Wachsam-
keit nachlassen. 

Ich schließe mit einem Gruß an Berlin und die 
Berliner. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Carstens: Das Wort hat Herr Abgeord-
neter Wurbs. 

Wurbs (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Namens der FDP-Bundes-
tagsfraktion möchte ich zu dem vorliegenden Ge-
setzentwurf Drucksache 8/79 eine Erklärung ab-
geben. Bevor ich dies tue, lassen Sie mich vorab 
bitte noch etwas zu den ominösen 3 000 Wohnungen 
sagen. 

Ich bin Herrn Kollegen Krockert sehr dankbar, 
daß er zu der etwas mißverständlichen Begründung 
im Gesetzentwurf hier gesprochen hat. Ich möchte 
des weiteren anfügen, daß durch die Fristverlänge-
rung nicht zusätzlich 3 000 Wohnungen gebaut 
werden, sondern, daß 3 000 Wohnungen, die kurz-
fristig genehmigt worden sind, nicht aus der Be-
günstigung herausfallen. Sie wissen alle, daß der 
Genehmigungsprozeß eine Zeit in Anspruch nimmt, 
die kaum abzukürzen ist. Mit dieser Vorlage haben 
wir also erreicht, daß in der Zwischenzeit geneh-
migte Wohnungen noch begünstigt werden. Daher 
diese 3 000 Wohnungen! 

Jetzt, meine Damen und Herren, zu der Erklä

-

rung. Die Fristverlängerung für die Fertigstellung 
im sozialen Wohnungsbau in Berlin um ein halbes 
Jahr trägt den besonderen Gegebenheiten der Stadt 
Rechnung. Hier geht es in erster Linie darum, durch 
die Hinausschiebung des Fertigstellungstermins eine 
ausgleichende Wirkung auf konjunkturelle Schwan-
kungen im Bereich des Wohnungsbaus zu erreichen, 
zugleich aber die Zahl der durch dieses Gesetz för-
derungsfähigen Wohnungen im sozialen Wohnungs- 
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bau zu erhöhen. Der Anteil des sozialen Wohnungs-
baus im Mietwohnungsbau ist in Berlin extrem 
hoch. Während der Bundesdurchschnitt bei unter 
30 % liegt, ist der Anteil in Berlin mehr als dreimal 
so hoch, nämlich etwa 90 %. Dies hat auch zur 
Folge, daß sich die Investitionen im sozialen Woh-
nungsbau in einem stärkeren Maße auf die gesamte 
Bautätigkeit auswirken, als das in anderen Bundes-
ländern der Fall ist. 

Ein weiterer Aspekt, der bei der Verlängerung 
eine Rolle gespielt hat, ist der fehlende Arbeits-
kräfteausgleich, bedingt durch das fehlende Um-
land Berlins. Eine kurzfristige Heranziehung aus-
wärtiger Unternehmen ist bei der Lage der Stadt 
nicht möglich. Hinzu kommt, daß ohne die Hinaus-
schiebung der Frist ein Engpaß im Baugewerbe und 
hier insbesondere im Ausbaugewerbe entstanden 
wäre, der zu einer unerwünschten Anheizung der 
Baukonjunktur geführt hätte. Die Fristverlängerung 
sorgt für eine ausgeglichenere Entwicklung in die-
ser Branche und wirkt preisdämpfend, da die ge-
planten Bauarbeiten nunmehr zeitlich gestreckt 
werden können und der Nachfragedruck mit den 
daraus folgenden Baukostensteigerungen abge-
schwächt wird. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich darauf hin-
weisen, daß gerade das Land Berlin die Investitions-
zuschüsse im sozialen Wohnungsbau besonders 
stark in Anspruch genommen hat. Dies ist Ausdruck 
der Investitionsfreudigkeit im Wohnungsbau in Ber-
lin. Die Investitionszuschüsse haben auch bewirkt, 
daß der Trend zur abnehmenden Bautätigkeit im so-
zialen Wohnungsbau gestoppt worden ist. 

Meine Damen und Herren, abschließend möchte 
ich feststellen, daß in Berlin mit Sicherheit nicht 
übersehen wird, daß im Bundestag die Bereitschaft 
zu schneller und praktischer Hilfe für eine Region, 
die auch heute noch Ausnahmecharakter besitzt, 
besteht. 

Die FDP-Fraktion stimmt der Ausschußüberwei-
sung der Vorlage zu. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Präsident Carstens: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
dem Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau — federführend —, dem Finanzausschuß 
— mitberatend — und dem Haushaltsausschuß — 
mitberatend und gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— zu überweisen. Ist das Haus damit einverstanden? 
— Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist es so be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des vom Bundesrat eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Ersten Gesetzes zur Überleitung von Lasten 
und Deckungsmitteln auf den Bund 
— Drucksache 8/65 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 

Eine Aussprache ist zu diesem Tagesordnungs-
punkt nicht vorgesehen. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
dem Haushaltsausschuß — federführend — und dem 
Innenausschuß — mitberatend — zu überweisen. Ist 
das Haus damit einverstanden? Ich bitte diejenigen, 
die damit einverstanden sind, um ein Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Dann  ist auch dies so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Entschließung des Europäischen 
Parlaments zu der Europäischen Konvention 
zur Bekämpfung des Terrorismus 
— Drucksache 8/63 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Innenausschuß 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Siegler-
schmidt. 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Präsident! Meine ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Grundlage der 
kurzen Debatte, die wir hier zu führen haben wer-
den, ist die Entschließung des Europäischen Parla-
ments vom 14. Januar dieses Jahres zu der Euro-
päischen Konvention zur Bekämpfung des Terroris-
mus. Die Empfehlung, die das Europäische Parlament 
den Regierungen und den Parlamenten der Mitglied-
staaten — das war noch vor dem Unterzeichnungs-
termin — gab, lautet kurz und bündig, die Euro-
päische Konvention, von der hier die Rede ist, als-
bald zu unterzeichnen und zu ratifizieren. 

Die Parlamentarische Versammlung des Europa-
rates, der ich noch bis zum 15. März angehören 
werde, hat am 26. Januar eine entsprechende Ent-
schließung gefaßt. Am 27. Januar hat die Unter-
zeichnung der Konvention in Straßburg stattgefun-
den. Von den 19 Mitgliedstaaten des Europarates 
haben 17 die Konvention unterzeichnet. Lediglich 
zwei kleinere, am Rande des Gebietes der Mitglied-
staaten liegende Länder haben aus bestimmten 
Gründen von der Unterzeichnung abgesehen. 

Die internationalen Verflechtungen des Terroris-
mus treten immer stärker zutage. Es ist offensichtlich, 
daß trotz aller Bemühungen auf nationaler Ebene 
der Terrorismus letztlich nur durch eine entspre-
chende internationale Zusammenarbeit erfolgreich 
bekämpft werden kann. Nun ist allen Kennern der 
Materie und auch vielen, die sich darum Sorge ma-
chen, geläufig, daß diese Zusammenarbeit bisher ne-
ben Erfolgen auch immer wieder Rückschläge und 
Fehlleistungen gezeitigt hat. Ich glaube, wir müssen 
hier sehen, daß das nicht nur auf dem schlechten Wil-
len, auf der Lässigkeit der Beteiligten beruhte, son-
dern es gibt hier einfach auch Abgrenzungsschwie-
rigkeiten zwischen dem Terrorismus auf der einen 
Seite und dem legitimen Widerstand oder dem, was 
von anderen nationaler Befreiungskampf genannt 
wird, auf der anderen Seite. Ich will versuchen, es 
an einem zugegebenermaßen extremen Beispiel deut-
lich zu machen. Wenn man zu einer rein mechani-
stischen Definition des Begriffs des Terrorismus 
käme und sie zugrundelegen würde, dann wäre 
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auch Graf Stauffenberg ein Terrorist gewesen; denn 
er hat politisch motiviert eine menschengefähr-
dende Sprengstoffexplosion herbeigeführt. Nun ist 
es offensichtlich, daß dieses Ergebnis falsch sein 
muß. Ich darf in diesem Zusammenhang nur an die 
Ergänzung des Art. 20 des Grundgesetzes durch die-
ses Hohe Haus erinnern. Aber es zeigt die außer-
ordentlichen Schwierigkeiten, die hier für die Ab-
grenzung bestehen, und diese Schwierigkeiten 
haben sich in der Vergangenheit auch bei Vertrags-
instrumenten, die diesen Zwecken dienen sollten, 
gezeigt. Ich möchte hier nur an die Konventionen 
zur Bekämpfung der Luftpiraterie von Montreal und 
von Tokio erinnern. Die praktische Wirksamkeit die-
ser beiden Resolutionen war bisher gering. Aber 
wir sollten uns dadurch nicht entmutigen lassen. 
Wir haben andere Beispiele, bei denen wir auch 
schwierige Wege zu gehen haben. Wir würden doch 
z. B. auch nicht die europäische Integration als Ziel 
aufgeben, weil wir dort Rückschläge erzielt haben 
und weil es dort oft nicht so schnell weitergeht, wie 
wir uns das vorstellen. 

Zusätzlich ist hier zu sehen, daß diese Konvention 
nicht nur ein weiteres Stück Papier ist, sondern 
daß hier ein wesentlicher Unterschied gegenüber 
vorangegangenen Vertragsinstrumenten besteht, 
von dem noch zu sprechen sein wird. 

Worum geht es hier denn? Die bilateralen Auslie-
ferungsverträge zwischen den Staaten enthalten 
gewöhnlich eine Klausel, die dem ersuchten Staat 
das Recht gibt, die Auslieferung zu verweigern, 
wenn es sich um politisch motivierte Straftaten han-
delt. Wir sehen, daß das aus gutem Grunde so ist, 
wenn wir uns vergegenwärtigen, daß in weit mehr 
Staaten auf dieser Erde Menschenrechte nicht ge-
schützt und nicht beachtet werden, als sie in ande-
ren Staaten respektiert werden. Hier muß die Mög-
lichkeit bestehen, zu verhindern, daß eine Ausliefe-
rung nicht deswegen verlangt wird, weil kriminel-
les Unrecht verfolgt, sondern weil der Betreffende 
politisch verfolgt werden soll. Die terroristischen 
Straftaten, um die es hier geht, haben die Besonder-
heit, daß sie in aller Regel politisch motiviert sind 
— daran besteht gar kein Zweifel —, daß sie aber 
gleichzeitig schwer kriminell sind. Um nun Zweifel 
bei der Auslegung jener politischen Klauseln der 
Auslieferungsverträge zu vermeiden, ist in der Kon-
vention in Art. 1 festgelegt, daß bestimmte Kapital-
verbrechen mit terroristischem Einschlag nicht als 
politisch motivierte Straftaten angesehen werden 
sollen. 

Nun muß bedauerlicherweise hinzugefügt werden, 
daß dieser richtige und wichtige Grundsatz auf Be-
treiben einiger Unterzeichnerstaaten in den nachfol-
genden Bestimmungen der Konvention abgeschwächt 
worden ist. Aber, meine Damen und Herren, wir 
sollten dies indessen nicht zum Anlaß für ein dema-
gogisches Spiel nehmen, das auf der Seite der Oppo-
sition von einigen Vertretern leider immer wieder, 
gerade auch im Zusammenhang mit der Inneren Si-
cherheit, getrieben wird. Ich meine folgendes: Der 
Kollege Müller, der wie ich an dieser Debatte in der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarats 
teilgenommen hat, veröffentlicht einen Artikel im 
,,Bayernkurier" mit der schönen Überschrift, die ja  

alles sagt: „Europakonvention als Schaumschläge-
rei". 

(Wehner [SPD]: Überrascht Sie das von 
diesem Koch!) 

— Nein, keineswegs, Herr Kollege Wehner. — Der 
gleiche Kollege Müller hat sich in der gepflegten 
internationalen Atmosphäre 

(Dr. Penner [SPD]: Resozialisiert!) 

der Parlamentarischen Versammlung des Europarats 
zu dem gleichen Thema wie folgt ausgelassen: 

Ich glaube, man kann trotz aller Bedenken, 
die ich gleich anmelden werde, grundsätzlich 
ja zu dieser Konvention sagen. Wir brauchen 
eine solche Konvention als einen ersten 
Schritt zur Bekämpfung des Terrorismus. 

So geht das also extra muros und intra muros. Ich 
glaube, dieses demagogische Spiel kann man nur 
verurteilen, wenn es um eine so fernste Sache wie 
die Innere Sicherheit und die Bekämpfung des Ter-
rorismus geht. 

Nun, meine Damen und Herren, trotz dieser 
Schwächen, die ich hier auch ganz freimütig aufge-
zeigt habe, ist diese Konvention ein erster Schritt 
in die richtige Richtung, und zwar deshalb, weil eben 
ein wesentlicher Unterschied zu anderen Konventio-
nen dieser Art besteht. Es handelt sich nämlich hier 
um ein Abkommen, bei dem alle Unterzeichnerstaa-
ten Vertragsparteien der Europäischen Menschen-
rechtskonvention sind und sich damit den Grundsät-
zen dieser Menschenrechtskonvention verpflichtet 
haben. Das heißt, daß sie, wenn sie etwa einen Aus-
gelieferten politisch verfolgen würden, in bezug auf 
die Menschenrechtskonvention vertragsbrüchig wer-
den würden. Im übrigen haben die meisten von 
ihnen die Individualbeschwerde zur Europäischen 
Menschenrechtskommission in Straßburg zugelas-
sen, so daß hier noch ein zusätzlicher Schutz gegen 
etwaige Mißbräuche besteht. 

Warum sage ich das? Nicht, weil das hier bei uns 
gesagt werden müßte, sondern weil diese Dinge 
international diskutiert werden. Meine Damen und 
Herren, seien wir uns darüber im klaren: Die Maß-
nahmen zur Bekämpfung des Terrorismus in der 
Bundesrepublik stoßen an eine Grenze — das möch-
te ich bei dieser Gelegenheit sagen —, die uns un-
versehens in die Gefahr bringen kann, aus dem 
Konsensus der demokratischen Staaten in Europa 
herauszufallen. 

Und nun noch eine Bemerkung: Es ist in der Tat 
so, daß die Helfershelfer der Terroristen dafür sor-
gen, daß die Anwendung des Rechtsgrundsatzes aut 
dedere aut punire, entweder ausliefern oder bestra-
fen, immer stärker zu einer schweren Belastung für 
die betroffenen Staaten wird, die sich dieser Bela-
stung — wer hätte nicht menschliches Verständnis 
dafür! — nur zu gern entziehen. Dafür gibt es ja 
bekanntlich Beispiele bis in die jüngste Vergangen-
heit hinein, die ich hier nicht beim Namen zu nennen 
brauche. 

Aber trotz der erwähnten Schwächen meine ich, 
daß eben gerade auch diese Konvention es solchen 
Staaten, die etwa solche Absichten, die natürlich 
nicht zu billigen sind, hegen, erschwert, sich ihren 
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Verpflichtungen zu entziehen. Ich sagte, daß es ein 
erster Schritt in eine richtige Richtung ist. Ein erster 
Schritt ist meistens mit Unvollkommenheiten bela-
stet, aber dies sollte uns, meine Damen und Herren, 
nicht daran hindern, diesen ersten Schritt zu tun, 
der Aufforderung des Europäischen Parlaments und 
der Parlamentarischen Versammlung des Europarats 
zu folgen und den Ratifizierungprozeß hinsichtlich 
dieser Konvention unverzüglich einzuleiten und 
durchzuführen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Wittmann. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen, meine Herren! In der europä-
ischen Öffentlichkeit wird zu wenig erkannt, daß 
auch der Europarat mit seinen 19 Staaten auf viel-
fältigen Gebieten nicht nur zur Zusammenarbeit, 
sondern auch zur Harmonisierung des Rechts bei-
trägt. Die Europäische Gemeinschaft hat sich ja bis 
jetzt auf Fragen der Wirtschafts- und Finanzpolitik 
beschränkt. Ich begrüße es daher, daß das Europä-
ische Parlament mit dieser Entschließung jetzt auch 
ein Gebiet betritt, das im Bereich der Neun und 
natürlich auch darüber hinaus der anderen europä-
ischen Staaten, ja, in der Welt überhaupt, dringend 
einer Regelung bedarf. 

Das Europäische Parlament hat erkannt, daß die 
Öffnung der Grenzen und die fortschreitende Libe-
ralisierung auch dazu führen, daß das Verbrecher-
tum international arbeiten kann. Das gilt in beson-
derem Maße auch für Terroristen und ihren Anhang. 
Die CDU/CSU-Fraktion begrüßt daher grundsätzlich 
die Initiative des Europäischen Parlaments, und 
sie wird trotz aller Schwächen, Herr Kollege Siegler-
schmidt — darauf werde ich noch etwas deutlicher 
als Sie zu sprechen kommen —, mit dazu beitragen, 
daß diese Konvention schnellstmöglich von den ge-
setzgebenden Körperschaften verabschiedet wird, 
damit die Bundesregierung die Ratifikationsurkunde 
hinterlegen kann und damit nach Hinterlegung der 
Ratifikationsurkunden zweier weiterer Staaten die-
ses Abkommen dann in Kraft treten kann. Ich bitte 
die Bundesregierung, diesen Entwurf möglichst 
schnell vorzulegen. 

Im Kern besagt dieses Abkommen, daß nicht als 
politische Straftaten privilegiert, also von der Aus-
lieferung ausgenommen werden sollen: Luftpirate-
rie, Entführung, Geiselnahmen oder andere schwere 
Freiheitsentziehungen sowie Straftaten, Herr Kol-
lege Sieglerschmidt, bei denen besonders gefährliche 
Waffen, nämlich Bomben, Maschinenwaffen usw., 
verwendet worden sind. Andererseits aber ver-
pflichtet das Abkommen Staaten, die aus bestimm-
ten Gründen die Auslieferung nicht vornehmen — 
diese Möglichkeit besteht —, selbst zu bestrafen. 

(V o r sitz : Vizepräsident Frau Renger) 

Aber, Herr Kollege Sieglerschmidt, sind Sie nicht 
mit mir der Meinung, daß die Qualifizierung dieser 
Tatbestände nicht so weit gehen kann, daß man, wie  

ich es aus Ihren Ausführungen herausgehört habe, 
sagen kann, ein anderer Fall seien z. B. nationale 
Befreiungsbewegungen? Meine Damen und Herren, 
ich möchte hier für die CDU/CSU klarstellen, daß 
unter dieses Abkommen auch die Methoden, die 
sogenannte nationale Freiheitsbewegungen, ganz 
gleich, wo sie auf dieser Welt stehen, anwenden, 
fallen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn das, was jetzt in Rhodesien geschehen ist, 
Herr Kollege Sieglerschmidt, können Sie mit einer 
nationalen Befreiungsaktion nicht mehr rechtfer-
tigen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Siegler-
schmidt? 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Bitte sehr, 
Frau Präsidentin. 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Kollege Wittmann, 
wenn Sie es nicht meinen Worten entnommen haben 
sollten, weil ich mich vielleicht nicht deutlich genug 
ausgedrückt habe oder Sie es nicht mitbekommen 
haben, werden Sie dem Protokoll entnehmen, daß 
ich mit meinem Hinweis auf diese Tatbestände le-
diglich die Schwierigkeiten bei der Durchsetzung 
einer solchen Konvention umschreiben wollte. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Ich bin Ihnen 
dafür dankbar, daß Sie das aufklären. Ich hatte es 
in der Tat anders verstanden. Ich glaube, wir kön-
nen uns auf dieser Ebene treffen. 

Art. 13 der Konvention, die wir vielleicht noch 
einmal ausführlicher in den Ausschüssen besprechen 
werden — das Interesse an derartigen Dingen ist 
zur Zeit in diesem Hause offensichtlich nicht sehr 
groß, bis einmal wieder etwas in unserem Lande 
passiert ist —, läßt praktisch jedem Staat die Mög-
lichkeit, offen zu erklären, daß eine der strafbaren 
Handlungen, die ich soeben charakterisiert habe, 
eben doch als politische Straftat qualifiziert und 
damit von der Auslieferung ausgenommen, aller-
dings der Strafgerichtsbarkeit dieses Staates un-
terstellt wird. Ich glaube, daß es durchaus legitim ist 
zu sagen, daß ein solches Übereinkommen, vor allem 
seine Überschrift, mit einem solchen Vorbehalts-
artikel nicht das hält, was es verspricht. Insofern 
kann ich nur das unterstreichen, was Kollege 
Dr. Müller, und zwar nicht nur im „Bayernkurier", 
sondern auch noch in anderen Presseorganen, ge-
schrieben hat. Man sollte rechtzeitig darauf hin-
weisen. 

Aufgabe der Politik ist es, möglichst viele Staaten 
dazu zu bringen, von diesem Vorbehalt keinen Ge-
brauch zu machen. Wir sollten mit gutem Beispiel 
voranzugehen und auch keinen Gebrauch davon 
machen, wenngleich ich nicht verkenne — Sie ha-
ben es auch angedeutet, Herr Kollege Siegler-
schmidt —, daß die Maxime der Souveränität und 
die manchmal von vordergründigen Interessen ge-
prägte Staatsräson oft über internationale Verpflich- 
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tungen hinweggehen. Ich denke nur an den Fall 
Abu Daud oder an den Fall der Auslieferung des 
Terroristen Pohle durch Griechenland an uns. Hier 
hat sich, wie ich meine, einiges teilweise in Ver-
kennung der richtigen Auslegung internationaler 
Verpflichtungen abgespielt. Man muß eben bei be-
stimmten Staaten ins Kalkül ziehen, daß sie sich in 
einem für sie politisch entscheidenden Fall einfach 
nicht an Verträge oder an sonstige internationale 
Rechtsnormen halten, wie ja auch bei einem be-
stimmten Staat der Fall Argoud vor etwa 15 Jahren 
gezeigt hat. Darauf hätte man sich im übrigen auch 
einstellen müssen in der Frage der Auslieferung 
des Terroristen Abu Daud. Man konnte sich nicht 
darauf verlassen, daß sie nach den bisherigen Usan-
cen abgewickelt wird, denn das war auch für dieses 
Nachbarland ein hochpolitischer Fall. Aber ich 
möchte darauf im einzelnen nicht eingehen. 

(Wehner [SPD] : Herr Kollege, wer ist 
„man", der sich darauf einstellen muß?) 

— Die Bundesregierung hätte den Haftbefehl diplo-
matisch bestätigen müssen. Das hätte sie tun kön-
nen. 

(Zuruf von der SPD: Wäre es dann anders 
gekommen?) 

Die Bundesregierung sollte auch gegenüber Staaten, 
die Terroristen freilassen oder Terroristen Zuflucht 
gewähren, mit den im Völkerrecht zu Gebote ste-
henden Mitteln entsprechend reagieren. Ich meine, 
daß es einfach nicht angeht, daß Staaten z. B. Poli-
zeihilfe, Entwicklungshilfe usw. erhalten, die ande-
rerseits Terroristen Zuflucht gewähren. 

Meine Damen und Herren, auch wir hier im Bun-
destag haben uns etwas nachlässig verhalten. Ich 
gebe das gern zu. Bei der Gesetzesflut, die gerade 
in der letzten Legislaturperiode auf uns zukam, war 
es uns weniger wichtig, das Abkommen zur Be-
kämpfung von strafbaren Handlungen gegen die Si-
cherheit des Luftverkehrs noch im Rechtsausschuß 
zu behandeln. Ich bitte die Bundesregierung, dieses 
Übereinkommen alsbald zuzuleiten. 

Die CDU/CSU-Fraktion fordert die Bundesregie-
rung auf, durch Maßnahmen zur Terroristenbekämp-
fung auch im Rahmen der Europäischen Gemein-
schaft und im Rahmen des Europarats gerade wegen 
des Abbaus der Grenzkontrollen und vielfacher Li-
beralisierung das dadurch entstehende Defizit aus-
zugleichen. Nicht nur die Harmonisierung von Straf-
vorschriften ist entscheidend, sondern auch Hand in 
Hand damit gehend eine wirkungsvolle Zusammen-
arbeit bei der Verbrechensbekämpfung. Aus diesem 
Grunde halten wir eine europäische Konferenz zur 
Verbrechensbekämpfung für dringend erforderlich. 
Sie hat die Aufgabe, die Rechtsvorschriften für den 
Grenzübertritt zu vereinheitlichen, die Befugnisse 
der Polizei anzugleichen und zu erweitern, das 
Strafverfahrensrecht anzugleichen und die prak-
tische Zusammenarbeit der Polizeien noch mehr zu 
verbessern, als das bisher der Fall war. Wenn das 
nicht flankierend geschieht, bleiben auch Abkom-
men wie dieses, das vielleicht ein erster Schritt ist, 
Makulatur und füllen die internationalen Vertrags-
sammlungen, mehr nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Engelhard. 

Engelhard (FDP) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die Europäische Konvention zur Be-
kämpfung des Terrorismus ist bereits am 27. Januar 
dieses Jahres von 17 der 19 Europaratstaaten unter-
zeichnet worden. Wir Freien Demokraten begrüßen 
ausdrücklich den Appell des Europäischen Parla-
ments, das Abkommen unverzüglich zu ratifizieren. 
Seitens der Bundesrepublik, die in diesem Zusam-
menhang wesentliche Anstöße gegeben hat, sollten 
wir schnellstens das unsere zu dieser Ratifizierung 
beitragen. Die vorliegende Konvention ist ein we-
sentlicher Schritt in die richtige Richtung. Europas 
Einheit wird nur wachsen können, wenn es gelingt, 
gerade in diesem wichtigen Bereich gemeinsame 
fundamentale Überzeugungen auch gemeinsam in 
die Tat umzusetzen. Das gemeinsame Interesse der 
Unterzeichnerstaaten kann doch nur sein, daß die 
Strafverfolgung von Urhebern von Terrorakten er-
leichtert und damit sichergestellt wird, daß diese 
der Bestrafung zugeführt werden. 

Die Konvention — das ist bereits betont wor-
den — schränkt den Begriff der politischen Straftat 
oder der politisch motivierten Straftat recht erheb-
lich ein, und sie sorgt auch ausdrücklich dafür, daß 
bilaterale und multilaterale Auslieferungsverträge, 
wie wir sie heute bereits haben, wo sie inhaltlich 
hinter dem jetzigen Abkommen zurückbleiben, im 
Verhältnis der Vertragsstaaten ausdrücklich als ge-
ändert gelten. 

Wir wissen, daß die Konvention noch Lücken hat, 
daß sie möglicherweise Schlupflöcher hat. Aber sie 
ist ganz sicherlich ein Fortschritt, der von uns ent-
sprechend genutzt werden sollte. Daß allerdings erst 
jüngst ein spektakulärer Auslieferungsfall zwischen 
befreundeten europäischen Staaten auf der Defizit-
seite verbucht werden mußte, war sicherlich kein 
guter Auftakt für eine gemeinsame Bekämpfung des 
Terrorismus in Europa. Aber wir sollten uns von 
diesem Vorfall nicht entmutigen lassen. 

Der weltweite Terrorismus ist eine Herausforde-
rung an uns alle, und dieser Terrorismus ist ja nicht 
neu. Er tritt uns heute in seiner jetzigen Form nur 
in neuem Gewande und mit neuen Möglichkeiten 
entgegen. Es ist vielleicht einmal ganz nützlich, 
einen kleinen Blick in die Geschichte zurück zu tun. 
Dieser Blick gibt uns bereits ein Psychogramm des 
Terrorismus. Der Anarchismus hat durch 100 Jahre 
hin seine blutige Spur in Europa hinterlassen. Der 
philosophische Ansatz eines herrschaftsfreien, von 
Güte und Genügsamkeit geprägten Individuums hat 
sich bald gewandelt in einen Vernichtungskrieg 
gegen die bestehende Gesellschaft unter der schlag-
kräftigen Parole „Propaganda durch die Tat". 

Schon früh wurden auch die Grenzen zwischen 
dem ideologisch motivierten Gewalttäter und dem 
psychisch defekten Kriminellen mit politischer Be-
mäntelung stark fließend, und auch die scheinbare 
Ziellosigkeit vieler Gewaltakte findet in dem Satz 
eines französischen Anarchisten von 1894 „Schlage 
ich den erstbesten Bürger, so treffe ich keinen Un-
schuldigen" ihren Hintergrund. 
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Engelhard 
Terrorismus war schon immer international in der 

Konspiration seiner Akteure. Neu in diesem Zusam-
menhang ist aber, daß Terrorismus als zielgerecht 
gefördertes oder doch geduldetes Mittel und Werk-
zeug internationaler Politik zum Einsatz kommt. 
Diese neue Dimension der Bedrohung existierte 
freilich nicht, wenn wir nicht wüßten, daß so manche 
Terrorgruppe im schützenden und kühlenden Schat-
ten des Palastes eines Etablierten längst ihr Plätz-
chen gefunden hat. 

Den bloß polizeilichen Möglichkeiten der Terroris-
musbekämpfung durch die betroffenen Staaten sind 
damit Grenzen gesetzt. Terrorismus — das müssen 
wir heute einsehen ist zu einem Kalkulationsfak-
tor internationaler Politik geworden. Ich hatte am 
6. September 1972 bei der Trauerfeier nach dein 
Massaker im Olympischen Dorf in München darauf 
hingewiesen, daß es diese Täter kaum gäbe, wenn 
nicht Ideologen und Agitatoren bereit wären, ihre 
Tat anzustiften oder zu verherrlichen, und wenn 
nicht Tausende bereits bereitstünden, zu erklären, 
daß der angeblich so hehre Zweck auch das Mittel 
des Terrors rechtfertigen würde. Dieser Entwicklung 
können wir nur mit weltweiten Sanktionen wirksam 
begegnen. So weit sind wir heute leider noch nicht. 
Die vorliegende europäische Konvention gegen den 
Terrorismus ist nur ein erster Schritt, aber sicher-
lich ein erster Schritt, der uns Hoffnung geben kann. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Justiz. 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Bundesregierung begrüßt die heutige Debatte. 
Diese Debatte lenkt die Aufmerksamkeit auf einen 
Fortschritt, der bei der Bekämpfung des internatio-
nalen Terrorismus erzielt werden konnte. 

Die Bekämpfung des internationalen Terrorismus 
war insbesondere dann erschwert, wenn Täter nach 
Verübung der Tat in ein anderes Land geflüchtet 
sind, weil in aller Regel die Bestimmungen über 
politische Straftaten in Anspruch genommen wur-
den und weil bei politischen Straftaten nach allge-
meinem Auslieferungsrecht nicht auszuliefern ist. 
Einzige Ausnahme war bisher die belgische Atten-
tatsklausel; der Täter konnte sich nicht auf den 
Charakter der politischen Straftat berufen, wenn es 
sich um einen Anschlag gegen ein Staatsoberhaupt 
oder gegen Angehörige der Familie des Staatsober-
hauptes gehandelt hat. 

Diese seit über 100 Jahren praktizierte Rechts-
übung in der Staatengemeinschaft hat durch diesen 
Übereinkommensentwurf eine ganz wesentliche Auf-
lockerung erfahren. Es sind eine Reihe schon von 
den Vorrednern aufgeführte weitere Ausnahmen bei 
der Beurteilung als politische Straftat vereinbart 
worden. Außerdem ist in dem Übereinkommen eine 
Verpflichtung vorgesehen, daß Staaten, die nicht 
ausliefern, weil sie im Einzelfall den Charakter der 
politischen Straftat bejahen, dann verpflichtet sind, 

Nichtausgelieferte vor ihren eigenen Gerichten zu 
verfolgen. 

Es ist richtig, daß das Übereinkommen Schwächen 
aufweist, daß es Lücken aufweist, Herr Kollege 
Wittmann hat insbesondere den Art. 13 Abs. 1 an-
gesprochen. Herr Kollege Wittmann, ich darf Sie 
darauf hinweisen, daß der Art. 13 Abs. 1 erst im 
Laufe der schwierigen Verhandlungen diese Fas-
sung erhalten hat. Der Vorschlag, der ursprünglich 
unterbreitet wurde, insbesondere auch von der Bun-
desregierung, kannte diese Vorbehaltsmöglichkeit 
nicht. Wir standen am Schluß der Verhandlungen 
vor der Frage, ob wir das Abkommen mit dieser 
Einschränkung akzeptieren wollen oder ob wir auf 
dieses Abkommen verzichten. Die Entscheidung der 
Bundesregierung, es mit dieser Einschränkung zu 
akzeptieren, ist richtig, weil erstens eine ganze 
Reihe von Staaten, darunter die Bundesrepublik, bei 
der Unterzeichnung erklärt haben, daß sie von die-
sen Vorbehalten keinen Gebrauch machen, und weil 
auch mit dieser Einschränkung die Verpflichtung zur 
Verfolgung des nicht ausgelieferten Terroristen 
nunmehr im Bereich der europäischen Staaten gilt 
und weil darüber hinaus ein höheres Maß an Ein-
heitlichkeit in der richtigen Richtung erreicht wor-
den ist. 

Sie haben die heutige Debatte zum Anlaß ge-
nommen, Herr Kollege Wittmann, auf den Fall Abu 
Daud einzugehen. Sie haben, wenn ich es richtig 
sehe, als erster aus dem politischen Bereich einen 
Vorwurf gegen die Bundesregierung in diesem Zu-
sammenhang erhoben. Ich bin darüber verwun-
dert, weil Sie gestern im Rechtsausschuß des Deut-
schen Bundestages zugegen waren, als die Bundes-
regierung ausführlich über den Ablauf der Sache 
und über die rechtlichen Gesichtspunkte berichtete. 
Ich habe kein Verständnis dafür, daß Sie in Kennt-
nis all dieser Details einen offenbar unrichtigen 
Vorwurf erheben. Ich muß diesen Vorwurf deut-
lich zurückweisen 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und muß feststellen, daß die Bundesregierung ge-
rade in diesem Fall in voller Übereinstimmung mit 
der bayerischen Staatsregierung alles getan hat, 
was den herkömmlichen Regeln des Auslieferungs-
verkehrs mit der Französischen Republik ent-
spricht. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? — Herr Witt-
mann! 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, Sie haben auch gestern im Rechtsausschuß ein-
geräumt, daß sich die bisherige Praxis eigentlich 
nicht ganz mit dem deckt, 

(Zuruf von der SPD: Frage!) 

was das Abkommen vorsieht. Würden Sie das wie-
derholen? 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Herr Kollege 
Wittmann, ich habe gestern dargelegt, wie sich der 
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Bundesminister Dr. Vogel 
Auslieferungsverkehr mit der Französischen Re-
publik  abspielt, nämlich daß die diplomatische Be-
stätigung für die vorläufige Auslieferungshaft in 
aller Regel innerhalb der 20-Tage-Frist mit dem 
Auslieferungsersuchen verbunden wird. Dies ist 
bisher in keinem Fall beanstandet worden. Wir ha-
ben in der umgekehrten Richtung sogar in aller Re-
gel überhaupt keine diplomatische Bestätigung be-
kommen. Das ganze ist eine Ordnungsvorschrift. 
Ich muß noch einmal in aller Deutlichkeit, Herr 
Kollege Wittmann, diesen Vorwurf zurückweisen. 
Es gibt in dieser Frage auch zwischen der bayeri-
schen Staatsregierung und der Bundesregierung 
völlige Übereinstimmung. 

Im übrigen ist eine Konsultation zwischen den 
beiden beteiligten Regierungen im Vertrag vorge-
sehen. Diese Konsultation ist eingeleitet und wird 
zur Klärung der unterschiedlichen Rechtsauffas-
sungen in diesem Punkt führen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Sieglerschmidt? 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Gern. 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Bundesminister, zu 
dem Vorwurf des Kollegen Wittmann: Mußte die 
Bundesregierung, selbst wenn man auf das Form-
erfordernis des § 9 des Art. 9 des Auslieferungsver-
trags abhebt, nicht sicher damit rechnen können, 
daß sie von dem Nachbesserungsrecht des Art. 11 
Gebrauch machen kann, wenn etwa ein Fehler vor-
gelegen hätte? 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Herr Kollege 
Sieglerschmidt, dies ist ein weiterer relevanter Ge-
sichtspunkt. In Art. 11 ist vorgesehen, daß dann, 
wenn irgendwelche Mängel von der anderen Seite 
angenommen werden, Gelegenheit zur Ergänzung 
oder Vervollständigung gegeben wird. Ich bitte 
aber das Haus um Verständnis, wenn ich mir keinen 
Nutzen davon versprechen kann 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP) 

— insbesondere auch hinsichtlich des europäischen 
Verhältnisses und hinsichtlich des Verhältnisses 
zu einer befreundeten Nation —, wenn wir nun 
die Erörterung von Details dieses Problems in die-
ser Weise fortsetzen. 

Ich möchte feststellen: Das Ü bereinkommen, von 
dem heute gesprochen wurde, ist im wesentlichen 
auf eine Initiative der Bundesregierung zurückzu-
führen, die in einer außerordentlichen Sitzung der 
Justizminister der im Europarat vertretenen Staa-
ten im Mai 1974 ergriffen wurde. Wir begrüßen das 
Ergebnis. Diese Initiative steht im Einklang mit wei-
teren Initiativen, die wir in der Europäischen Ge-
meinschaft zusammen mit anderen ergriffen haben, 
und ist auch im Zusammenhang mit der erfolgrei-
chen Initiative der Bundesregierung in den Verein-
ten Nationen zu sehen, die weltweit ein positives 
und zustimmendes Echo gefunden hat. 

Die Bundesregierung stellt mit Befriedigung fest, 
daß diese Initiativen auch in diesem konkreten 
Fall zu einem Fortschritt geführt haben. Wir wer-
den alles tun, um dem Haus eine rasche Ratifizie-
rung zu ermöglichen. 

Ich unterstreiche zum Abschluß, daß auch der 
moralische Gesichtspunkt der einheitlichen Ver-
urteilung dieser terroristischen Aktivitäten durch 
die 19 im Europarat zusammengeschlossenen Staa-
ten ein erfreuliches politisches Faktum darstellt, das 
die Bundesregierung begrüßt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Debatte. 

Ihnen liegt der Überweisungsvorschlag des Älte-
stenrats vor: federführend Rechtsausschuß, mitbera-
tend Auswärtiger Ausschuß und Innenausschuß. — 
Kein Widerspruch. So beschlossen. 

Ich rufe den Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Beratung der zustimmungsbedürftigen Ver-
ordnung der Bundesregierung zur Änderung 
des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 4/77 — 
Zollkontingente für Walzdraht und Elektro-
bleche — 1. Halbjahr 1977) 
— Drucksache 8/57 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft 

Das Wort wird nicht gewünscht. Der Überwei-
sungsvorschlag des Altestenrates liegt Ihnen vor. 
— Kein Widerspruch. So beschlossen. 

Ich rufe den Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes 

Rechnung und Vermögensrechnung des Bun-
desrechnungshofes für das Haushaltsjahr 1975 
— Einzelplan 20 — 

 — Drucksache 8/34 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß 

Das Wort wird nicht erbeten. Der Überweisungs-
vorschlag des Altestenrates liegt Ihnen vor. — Kein 
Widerspruch. So beschlossen. 

Meine Damen und Herren, um 14 Uhr beginnt die 
Fragestunde. 

(Unterbrechung von 13.39 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, die unterbrochene Sitzung ist wieder er-
öffnet. 

Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung: 

Fragestunde 
— Drucksachen 8/86, 8/109 — 

Auf Drucksache 8/109 liegen zwei Dringlichkeits-
fragen des Abgeordneten Graf Huyn aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bundes-
kanzleramtes vor. Ich rufe die erste Dringlichkeits-
frage des Herrn Abgeordneten Graf Huyn auf: 
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Vizepräsident Frau Funcke 
Entspricht es den Tatsachen, daß das Gästebuch oder eine Ko-

pie oder eine Abschrift des Gästebuchs der offiziellen Aus-
stellung der Bundesrepublik Deutschland in Ost-Berlin über 
Photographie in Wissenschaft und Technik" an Ost-Berliner 

Behörden oder Organisationen zur Einsichtnahme überlas-
sen oder auf andere Weise eine Kenntnisnahme dieser Stel-
len ermöglicht wird? 

Zur Beantwortung Herr Staatsminister Wisch-
newski, bitte schön. 

Wischnewski, Staatsminister beim Bundeskanzler: 
Ich darf Ihre Frage wie folgt beantworten: Es ent-
spricht nicht den Tatsachen, daß das Gästebuch oder 
Kopien oder Abschriften davon Behörden oder Or-
ganisationen der DDR zur Einsichtnahme überlassen 
worden wäre. 

Tatsache ist vielmehr, daß es sich um ein Gäste-
buch des Kulturbundes der DDR handelt, der von 
seiten der DDR als Aussteller aufgetreten ist. Das 
Gästebuch war während und blieb nach der Ausstel-
lung im Besitz seines Eigentümers. Der Kulturbund 
hat das Gästebuch lediglich vorübergehend unserer 
Ständigen Vertretung zur Auswertung überlassen. 
Die Eintragungen im Gästebuch sind nicht von einer 
Art, durch die Besucher der Ausstellung sich selber 
gefährdet hätten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Graf Huyn (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wäre 
es nicht angebracht gewesen, dies deutlich zu kenn-
zeichnen, damit es allen Besuchern möglich gewesen 
wäre, deutlich zu sehen, daß dies ein Gästebuch war, 
welches von DDR-Stellen ausgelegt wurde? 

Wischnewski, Staatsminister: Es ist auf den Plaka-
ten zum Ausdruck gekommen, daß der Kulturbund 
Veranstalter für diese — wie es auf den Plakaten 
hieß — Ausstellung aus der Bundesrepublik war, es 
ist am Eingang der Ausstellung zum Ausdruck ge-
kommen, und auch in dem Gästebuch selbst hat sich 
ein Stempel gefunden, der eindeutig aufgezeigt hat, 
wer der Besitzer dieses Gästebuchs ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Graf Huyn (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, es ist 
aber nach den vorliegenden Informationen offenbar 
so gewesen — und ich möchte gern wissen und Sie 
fragen, ob dies richtig ist —, daß dieser Stempel 
lediglich an einer sehr wenig einsehbaren Stelle im 
Inneren des Gästebuches angebracht war. Ist die 
Bundesregierung deswegen in der Lage, zuzusagen, 
daß in künftigen Fällen Anstalten getroffen werden, 
um ähnliche Pannen zu verhindern? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich glaube, daß über-
haupt gar keine Mißverständnisse entstanden sind. 
Die Bürger in der DDR wissen, daß bei solchen Aus-
stellungen jeweils ein Gästebuch ausliegt, und sie 
wissen auch, daß es sich immer um ein Gästebuch 
des Kulturbundes handelt. Wer die Möglichkeit hat, 
das Gästebuch durchzublättern, wird feststellen, daß 
die Menschen, die das Gästebuch in Anspruch ge-
nommen haben, das auch sehr wohl verstanden 
haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, Sie 
haben gerade gesagt, es sei in dem Gästebuch keine 
Eintragung gewesen, aus der geschlossen werden 
könnte, die Sich-Eintragenden hätten sich gefährdet. 
Wie hätte sich nun die Bundesrepublik verhalten, 
wenn sie hätte finden müssen, daß die Sich-Eintra-
genden sich durch diese Eintragung gefährdet hät-
ten? 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Konjunktiv! 
— Weitere Zurufe von der SPD: Wenn!) 

Wischnewski, Staatsminister: Ich muß ganz ehr-
lich sagen, wir sollten die Menschen in der DDR 
für klüger halten. Sie kennen die Verhältnisse, sind 
mit den Verhältnissen hervorragend vertraut und 
verhalten sich dementsprechend. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
trifft es zu, daß in diesem Gästebuch Eintragungen 
von Besuchern unter Angabe des vollen Namens 
und der Adresse und unter Hinzufügung von kri-
tischen Äußerungen über die Zustände in der DDR 
vorgenommen worden sind? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe in dem Buch 
Eintragungen mit voller Adresse gefunden, die sich 
ausschließlich mit der Ausstellung beschäftigten; in 
den weitaus meisten Fällen sind es sehr positive 
Aussagen über die Ausstellung. Die Menschen haben 
sich sehr über die Ausstellung gefreut; sie bringen 
zum Ausdruck, daß sie öfter solche Ausstellungen 
sehen möchten. 

Ich habe auch Eintragungen anderer Art gesehen. 
Ich kann mich nicht daran erinnern, eine solche an-
dere Eintragung gesehen zu haben, die mit einer 
Adresse versehen war. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Marx. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Danke, entfällt!) 

— Dann eine Frage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Mende. 

Dr. Mende (CDU/CSU) : Herr Kollege Wischnewski, 
hätte der Herr Staatssekretär Gaus bei der intellek-
tuellen Fortbildung, die er jahrelang als Chefredak-
teur des „Spiegel" in Hamburg erfahren hat, nicht 
wissen müssen, daß solche sogenannten Gästebü-
cher keine wirklichen Gästebücher sind, sondern 
Kontrollbücher der jeweiligen Staatssicherheits-
dienste in kommunistischen Staaten? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Wischnewski, Staatsminister: Ich habe vorhin be-
reits ganz eindeutig gesagt: bei allen Ausstellungen 
gibt es solche Gästebücher, und der überwältigende 
Teil des Inhalts beschäftigt sich in der Tat mit der 
Ausstellung, mit Urteilen über die Ausstellung und 
nicht mit anderen Fragen. Ich glaube, es bestand für 
den ständigen Vertreter der Bundesrepublik kein 
Anlaß, anders zu handeln, als er in diesem Falle 
gehandelt hat. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Schmude. 

Dr. Schmude (SPD) : Herr Staatsminister, können 
Sie uns nach Ihren Feststellungen vom Inhalt des 
Gästebuches einmal schildern, in welcher Weise Ver-
fasser kritischer Eintragungen zu erkennen gegeben 
haben, daß sie sich des Gewahrsams und der jeder

-

zeitigen Einsichtmöglichkeit von DDR-Einrichtungen 
durchaus bewußt gewesen sind? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich bitte um Ver-
ständnis dafür, wenn ich hier nicht auf Einzelheiten 
von kritischen Bemerkungen eingehe. Aber ich kann 
in aller Deutlichkeit sagen, daß ich natürlich Ein-
tragungen in dem Buch gesehen habe, unter denen 
einfach stand: Ein Berliner. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Kunz (Berlin). 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
treffen Pressemeldungen zu, denen zufolge die 
Ständige Vertretung das Gästebuch abgelichtet 
hat, bevor sie es übergeben hat, so daß bei dem 
Vorgang der Ablichtung die Ständige Vertretung 
sich hinreichend im klaren sein mußte, was für die 
Menschen entstehen könnte, die kritische Bemer-
kungen in das Gästebuch eingetragen haben? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich möchte noch ein-
mal in aller Deutlichkeit sagen, daß von einem 
Übergeben überhaupt nicht die Rede sein kann. 
Das Gästebuch des Kulturbundes ist für eine kurze 
Zeit zur Auswertung der Ständigen Vertretung zur 
Verfügung gestellt worden. Es handelt sich nicht 
um ein Gästebuch der Ständigen Vertretung, das 
den Behörden der DDR ausgeliefert worden ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Lagershausen. 

Lagershausen (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
ist nicht dennoch seitens der Bundesregierung fest-
gestellt worden, daß dieses Gästebuch von der Ver-
tretung wieder zurückübergeben wurde? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe akustisch 
Ihre Frage nicht verstanden. 

Lagershausen (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
können Sie verneinen, daß das Gästebuch nicht 
dennoch, trotz Ihrer Antwort, die Sie soeben gege-

ben haben, von der Vertretung nach Ablichtung 
des Inhalts wieder an den Kulturbund zurücküber-
geben wurde? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich darf wiederho-
len, was ich zu Beginn bereits gesagt habe: Es 
handelt sich um das Gästebuch des Kulturbundes, 
über das er die ganze Zeit während der Ausstellung 
Tag und Nacht verfügt hat, weil das sein Gästebuch 
war und nicht ein Gästebuch von uns. Dieses Gä-
stebuch hat er für eine gewisse Zeit zur Auswer-
tung der Ständigen Vertretung zur Verfügung ge-
stellt — aus dem einfachen Grunde, weil sehr viele 
Leute erfreulicherweise zur Ausstellung Stellung 
genommen haben, in positiver Weise Stellung ge-
nommen haben, den Wunsch zum Ausdruck ge-
bracht haben, sie möchten des öfteren derartige 
Ausstellungen sehen —, damit die Ständige Ver-
tretung die Möglichkeit hat, das in der Bericht-
erstattung an die Bundesregierung zu verwenden. 
Als diese Auswertung nach kurzer Zeit abgeschlos-
sen war, ist das Gästebuch dem, dem es gehört, 
wieder zur Verfügung gestellt worden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage der Frau 
Abgeordneten Berger. 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, im Anschluß an die Frage meines Kollegen 
Mende hätte ich gern von Ihnen gehört: Auf wel-
che Erkenntnisse stützen Sie Ihre Feststellung, daß 
in allen Ausstellungen Gästebücher ausgelegt wer-
den? 

Wischnewski, Staatsminister: Aus den Erfahrun-
gen, die in dieser Hinsicht bei der Ständigen Ver-
tretung vorliegen, und die Erfahrungen sind um-
fangreich. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, sind Sie der 
Meinung, daß aus den Eintragungen keinerlei Ge-
fährdung irgendeines Besuchers herzuleiten wäre? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe das hier 
klar in der ersten Beantwortung der Frage zum 
Ausdruck gebracht, und ich habe an dieser Antwort 
nichts zu ändern. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Frage. 
— Dann rufe ich die zweite Dringlichkeitsfrage des 
Herrn Abgeordneten Graf Huyn auf: 

Falls diese Gefahr besteht, ist die Bundesregierung bereit, 
dies durch unverzüglich zu treffende geeignete Maßnahmen zu 
verhindern? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich bitte um Ent-
schuldigung, Frau Präsidentin. Ich habe die beiden 
Fragen, die in meinem Exemplar nicht gesondert nu-
meriert sind, zusammen beantwortet. 
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Vizepräsident Frau Funcke: Dann hat Herr 
Abgeordneter Graf Huyn eine weitere Zusatzfrage. 

Graf Huyn (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, da aus 
Ihren Ausführungen ja hervorgeht, daß es sich um 
ein Gästebuch des Ost-Berliner Kulturbundes han-
delt, de facto also um ein Buch, auf Grund dessen 
der Staatssicherheitsdienst jederzeit nachprüfen 
kann, was für Eintragungen dort vorgenommen wor-
den sind, frage ich Sie: Ist die Bundesregierung be-
reit, dafür zu sorgen, daß bei künftigen Ausstellun-
gen im Machtbereich der SED ein zweites Gäste-
buch ausgelegt wird, welches dann deutlich als 
das Gästebuch des freien Deutschland gekennzeich-
net wird? 

Wischnewski, Staatsminister: Sie müssen bitte von 
der Voraussetzung ausgehen: Eine Ausstellung kön-
nen Sie dort nur durchführen — und nach dem Er-
folg dieser Ausstellung, der unbestritten ist, werden 
wir über diese Frage weiter nachzudenken haben —, 
wenn Sie das mit dem Kulturbund zusammen 
machen. Es gibt gar keine andere Möglichkeit, das 
zu erreichen. Ich glaube, wir sollten sehr daran 
interessiert sein, auf diesem Felde noch mehr Mög-
lichkeiten zu nutzen. Wir werden überlegen, ob sich 
etwas Derartiges machen läßt. Ich möchte von mir 
aus nicht so ohne weiteres eine Zusage geben. Aber 
ich bin gerne bereit, über diese Frage nachzudenken. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Marx. 

Dr. Marx (CDU/CSU) : Herr Kollege Wischnewski, 
ich habe eine Lernfrage: Wenn die DDR in der Bun-
desrepublik Deutschland Ausstellungen vornimmt 
und dort ein Gästebuch ausgelegt wird, von wem 
wird dieses Gästebuch dann beansprucht? 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Das kommt 
darauf an, wer sie veranstaltet!) 

Wischnewski, Staatsminister: Ich kann nicht sagen, 
ob es auch in der Bundesrepublik solche Gäste-
bücher gibt. Ich bin gerne bereit, mich darüber zu 
informieren und Ihnen meine Kenntnisse zukommen 
zu lassen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
können Sie uns deutlich machen, in welchen kon-
kreten Einzelmaßnahmen die Ausstellungsleitung 
von seiten der Bundesrepublik die Besucher darauf 
hingewiesen hat, daß sich das dort ausliegende 
Gästebuch nicht in der Verfügungsgewalt von Stel-
len der Bundesrepublik Deutschland befindet, son-
dern daß dieses Gästebuch ausschließlich von sei-
ten der DDR bereitgestellt und unter Kontrolle ge-
halten wird? 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Das ist schon 
dreimal beantwortet worden!) 

Wischnewski, Staatsminister: Ich muß Sie schon 
von vornherein darauf aufmerksam machen, daß von 
einer Ausstellungsleitung, an der wir beteiligt sind, 
nicht die Rede ist. Der Träger dieser Ausstellung 
war der Kulturbund. Er hat die Ausstellung in Zu-
sammenarbeit mit dem Phototechnischen Institut in 
Hofgeismar durchgeführt. Auf diesem Wege hat sich 
also die Zusammenarbeit ergeben. Die Ständige 
Vertretung war an der Vorbereitung der Ausstellung 
durch Verhandlungen mit den zuständigen Behör-
den beteiligt, d. h., um die Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, eine solche Ausstellung, die durchaus 
in unserem Interesse liegt, aber auch dem Informa-
tionsbedürfnis der Menschen in der DDR dient, 
durchzuführen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Schmude. 

Dr. Schmude (SPD) : Herr Staatsminister, sehen Sie 
nicht auch die große Gefahr, in die Besucher einer 
solchen Ausstellung gebracht würden, wollte man 
dem Vorschlag des Kollegen Graf Huyn folgen und 
ein als Eigentum der Ständigen Vertretung oder 
der Bundesregierung gekennzeichnetes Gästebuch 
auslegen, in das sich dann die Besucher eintragen, 
obwohl doch jeder dort Zugang hat, also auch Or-
gane der DDR? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wischnewski, Staatsminister: Das, verehrter Herr 
Kollege, ist der Grund, warum ich der Auffassung 
bin, daß man über diese Frage erst sehr genau nach-
denken muß. Das wird geschehen. Dann werden wir 
den Grafen Huyn entsprechend informieren. Ihre 
Befürchtung, die ich für sehr nachdenkenswert halte, 
werden wir in unsere Überlegungen einbeziehen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Bahr. 

Bahr (SPD) : Herr Staatsminister, ich habe eben-
falls eine Lernfrage: Ist es richtig, daß die Ausstel-
lung dort, wo sie stattgefunden hat, überhaupt zum 
erstenmal als eine solche stattgefunden hat oder ist 
es so, daß bereits viele Ausstellungen anderer Staa-
ten an diesem Ort stattgefunden haben, immer un-
ter  gleichen Bedingungen, immer mit gleichen Bü-
chern, so daß die Besucher davon ausgehen konnten, 
ein solches Gästebuch auch in einer Ausstellung der 
Bundesrepublik Deutschland, der ersten in ihrer 
Art, an der üblichen Stelle zu finden? 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Die 
Bundesrepublik ist kein Ausland!) 

Wischnewski, Staatsminister: Herr Kollege Bahr, 
ich beantworte Ihre Frage wie folgt: Für uns war 
es das erstemal, daß wir eine solche Möglichkeit 
gehabt haben. Viele andere Länder haben schon 
vorher unter den gleichen Bedingungen und am glei-
chen Ort Ausstellungen durchgeführt. 
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Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatzfrage 
mehr. Dann bedanke ich mich vorläufig bei Ihnen, 
Herr Staatsminister; Sie kommen ja gleich noch bei 
den regulären Fragen dran. 

Jetzt kommen wir zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers der Justiz. Zur 
Beantwortung steht der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. de With zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 39 des Abgeordneten Dr. Czaja 
auf: 

Wird der Bundesjustizminister bei dem angekündigten Ge-
spräch mit dem Justizminister der Volksrepublik Polen außer 
der Verfolgung der Verbrechen an Polen auch im Sinne des Le-
galitätsprinzips die Frage ansprechen, ob die Volksrepublik Po-
len nunmehr bereit ist, auch die notwendigen innerstaatlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Strafverfolgung von Mord-
taten an deutschen Heimatvertriebenen in die Wege zu leiten, 
deren besondere Grausamkeit z. B. im Lager Lamsdorf wiederholt 
Gegenstand der Fragestunden im Bundestag und rechtsgültiger 
Urteile war, deren Täter sich im polnischen Machtbereich be-
finden? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Justiz: Wie ich bereits mehrfach und unter 
Darlegung der Rechtslage ausgeführt habe, dürfte es 
angesichts der nach den polnischen Gesetzen beste-
henden Rechtslage nicht sinnvoll sein, die von Ihnen 
genannten Geschehnisse zum Gegenstand von Be-
sprechungen zu machen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Hat sich das Bundesjustiz-
ministerium also nicht im Rahmen der Normalisie-
rung der Beziehungen und bei den jetzigen Gesprä-
chen bemüht, die rechtlichen und tatsächlichen Vor-
aussetzungen zu schaffen — auch unter Beachtung 
des Grundsatzes der Reziprozität und unter Beach-
tung der UNO-Konvention von 1938 —, daß die ge-
richtliche Verurteilung namentlich bekannter Mör-
der bei besonders grausamen Mordtaten an deut-
schen Vertriebenen auch vor polnischen Gerichten 
geschieht? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Herr Czaja, ich 
habe bei der Beantwortung der vorangegangenen 
Fragen — ich glaube, es waren vier an der Zahl — 
deutlich gemacht, daß die Bundesregierung nicht be-
reit ist, sinnlose Sachen anzugehen. Dies gilt auch, 
wenn der polnische Justizminister in der Bundes-
republik zu Besuch ist. Der Sache wäre damit nicht 
gedient. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Meinen Sie also, Herr 
Staatssekretär, daß die Zusammenarbeit zur Auf-
klärung und Bestrafung von Verbrechen nur statt-
finden soll, wenn polnische Opfer betroffen sind, 
und nicht auch dann, wenn deutsche Opfer betroffen 
sind wie im Fall Lamsdorf, wo das Landgericht Han-
nover Namen und Tatumstände für die Ermordung 
von 15 deutschen Säuglingen, das Zutodeprügeln 
von 100 Frauen und das Erschlagen von 90 Männern 
durch Schläge an die Halsschlagader als — von den 
6 480 Toten im Lager Lamsdorf in einem Jahr — 
bewiesen ansah? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Zum einen ist 
das Erforderliche bereits geschehen. Sie wissen — 
ich habe insoweit eine Antwort erteilt—, daß in 
einer Schwurgerichtssache ein Teil schon abgehan-
delt ist. Zum zweiten ist vom Bundesgerichtshof be-
reits ein zuständiges Landgericht, nämlich das Land-
gericht Hagen, nach § 13 a StPO bestellt worden. Im 
übrigen dürfen Sie versichert sein, daß die Bundes-
regierung, soweit es in ihren Kräften steht, alles 
tut, um dafür zu sorgen, daß nach den bestehenden 
Bestimmungen Strafverfolgungen stattfinden. Aber 
ich sage noch einmal: Es ist außenpolitisch nicht sinn-
voll, hier so zu verfahren, wie Sie es angeregt ha-
ben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da, 
wie ich glaube, zum erstenmal ein polnischer Außen-
minister im freien Teil Deutschland war, frage ich, 
ob es da nicht angebracht gewesen wäre, diese Pro-
blematik mit dem polnischen Gast einmal zu bespre-
chen. Für uns ist es sinnvoll, Verbrechen zu verfol-
gen, die Deutsche anderen Völkern zugefügt haben. 
Warum sollte es nicht sinnvoll sein, Verbrechen zu 
verfolgen, die andere an Deutschen begangen ha-
ben? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich habe schon 
mehrfach sehr deutlich gemacht, daß nach unserer 
Kenntnis — unsere Untersuchungen waren sehr 
sorgfältig — davon ausgegangen werden muß, daß 
dort eine Strafverfolgung nicht in Betracht kommt. 
Ich bin gern bereit, Ihnen das Protokoll zuzusenden, 
damit Sie es nachlesen können. Unter diesen Um-
ständen — ich wiederhole mich, und ich bin gezwun-
gen, mich zu wiederholen, nachdem Sie erneut fra-
gen — ist es nicht sinnvoll, dies zum Gegenstand 
von Erörterungen zu machen. 

(Dr. Hupka [CDUCSU] : Wir beugen uns 
also der Unrechtspraxis!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatzfrage 
mehr. Ich rufe die Frage 40 des Herrn Abgeordneten 
Pensky auf: 

Ist das Feilbieten kriegshetzerischer Veröffentlichung in Bild, 
Schrift und Ton — wie das Feilbieten einer Langspielplatte mit 
dem Stukalied, Bomben auf Engeland, Lied der Panzergrenadiere, 
Frankreichlied, Vorwärts nach Osten, Rußland-Fanfare, Rot scheint 
die Sonne — nach geltendem Recht mit Strafe bedroht oder nach 
Vorschriften außerhalb des Strafrechts unzulässig, und wenn 
nein, wird die Bundesregierung eine Initiative ergreifen, um das 
Feilbieten derartiger Veröffentlichungen zu verhindern? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Die Verbreitung 
kriegshetzerischer Veröffentlichungen kann, je nach 
Sachlage, im Einzelfall den Tatbestand einer Straf-
vorschrift erfüllen. Folgende Strafvorschriften kom-
men insbesondere in Betracht: § 86 StGB, der das 
Verbreiten von Propagandamitteln verfassungswid-
riger Organisationen mit Strafe bedroht, § 131 
StGB, der sich gegen die Verherrlichung von Gewalt 
wendet, und die §§ 21 und 6 Nr. 3 des Gesetzes über 
die Verbreitung jugendgefährdender Schriften, die 
bei Schriften, die offensichtlich geeignet sind, Kinder 
oder Jugendliche sittlich schwer zu gefährden, den 
Verstoß gegen Vertriebs- und Werbebeschränkun- 
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Parl. Staatssekretär Dr. de With 
gen strafrechtlich ahnden. Es ist Sache der zuständi-
gen Strafverfolgungsorgane und Gerichte der Län-
der, jeweils zu prüfen, ob ein strafbares Handeln 
vorliegt. Von einer Stellungnahme dazu, ob die 
von Ihnen genannten Lieder darunter fallen, sieht 
die Bundesregierung deshalb ab. Sie haben selbst-
verständlich — wie jeder Bürger — die Möglichkeit, 
die Strafverfolgungsorgane mit der von Ihnen bean-
standeten Publikation zu befassen. 

Darüber hinaus sieht das Gesetz über die Ver-
breitung jugendgefährdender Schriften in seinem § 1 
die Indizierung von solchen Schriften vor, „die ge-
eignet sind, Kinder oder Jugendliche sittlich zu ge-
fährden" . Dazu werden dort ausdrücklich auch „den 
Krieg verherrlichende Schriften" gerechnet. Über die 
Aufnahme in die Liste entscheidet die Bundesprüf-
stelle. Nach Bekanntgabe der Aufnahme werden 
Vertriebs- und Werbebeschränkungen wirksam, de-
ren Verstoß strafrechtlich bewehrt ist. 

Herr Kollege, im Hinblick auf diese Rechtslage 
sieht die Bundesregierung keinen Anlaß, Änderun-
gen oder Ergänzungen der bestehenden Rechtsvor-
schriften vorzuschlagen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Pensky (SPD) : Herr Staatssekretär, haben Sie nicht 
Verständnis dafür, daß eine deutsche Sportangler-
gruppe, die an einem internationalen Treffen im 
westlichen Europa teilgenommen hat, dort wegen 
dieser Veröffentlichungen harter Kritik — etwa in 
der Richtung: Na, ihr Deutschen, seid ihr schon wie-
der soweit? — ausgesetzt war? Herr Staatssekretär, 
ich möchte hier noch die Frage anschließen, ob der 
Einzelfall nur allgemein juristisch beurteilt werden 
sollte oder ob die Bundesregierung hierzu nicht auch 
eine politische Meinung äußern sollte. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Pensky, ich habe angesichts der Erfahrungen, die Sie 
offensichtlich von jener Jugendgruppe mitgeteilt be-
kommen haben, sehr großes Verständnis für Ihre 
Frage. Ich muß aber darauf aufmerksam machen, 
daß nach den Erfahrungen, die wir haben, die be-
stehenden Gesetze voll ausreichen. Die Zielfunktion 
der von mir erwähnten Vorschriften ist, wie ich 
meine, genau bekannt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Pensky (SPD) : Herr Staatssekretär, ich hätte na-
türlich gern Näheres über die Zielfunktion dieser 
Gesetze gehört, die sich auch aus den Materialien 
zu diesen Gesetzen ergeben müßte. Ich hätte gern 
etwas darüber gehört, was sich Parlament und Re-
gierung gedacht haben, als von ihnen Gesetze die-
ser Art vorgelegt wurden. Sind Sie nicht der Mei-
nung, Herr Staatssekretär, daß solche klaren Äuße-
rungen wie beispielsweise „Bomben auf Engeland", 
„Vorwärts nach Osten" und „Rußland-Fanfaren" zu 
kriegshetzerischen Veröffentlichungen zu rechnen 
sind? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Pensky, was die Zielfunktion anbelangt, so verweise 
ich auf § 86 Abs. 1 Nr. 4 StGB, in der deutlich darauf 
hingewiesen wird, was darunter verstanden wird. 
Erfaßt sind Propagandamittel, die nach ihrem Inhalt 
dazu bestimmt sind, Bestrebungen einer ehemaligen 
nationalsozialistischen Organisation fortzusetzen. Es 
ist jeweils im Einzelfall zu prüfen, ob ein schuldhaf-
tes Verhalten vorliegt oder nicht. Danach werden 
die Staatsanwaltschaften ihre Entscheidungen tref-
fen. Nach unseren Erfahrungen gibt es in dieser Hin-
sicht Beschwernisse bisher nicht. 

(Wehner [SPD] : Gibt es denn überhaupt 
solche Fälle?) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Hansen. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, halten Sie 
auch das Antragsrecht für die Aufnahme solcher 
Schriften in das Verzeichnis jugendgefährdender 
Schriften für ausreichend? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ja. Es ist beson-
ders wirksam, weil, wie ich sagte, damit entspre-
chendes Material aus dem Verkehr gezogen wird. 
Es ist wirksamer als die bloße Strafanzeige, die zu 
einer Verurteilung führt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Frage. 
Damit sind die Fragen aus Ihrem Geschäftsbereich 
beantwortet. Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär de With. 

Wir kommen nunmehr zu den Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bun-
deskanzleramtes. Zur Beantwortung steht Herr 
Staatsminister Wischnewski zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 92 des Herrn Abgeordneten 
Spranger auf: 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung im Gegensatz zur ameri-
kanischen und norwegischen Regierung bisher keine konkreten 
Maßnahmen unternommen hat, um der Verletzung der Men-
schenrechte durch kommunistische Staaten entgegenzuwirken, 
und wenn ja, beruht diese Tatsache auf der von Staatssekretär 
Gaus im „Spiegel"-Interview vom 31. Januar 1977 empfohlenen 
Haltung, auf den Gestus als Sachwalter aller Unterdrückten zu 
verzichten, und ist deshalb damit zu rechnen, daß diese Unter-
drückten in kommunistischen Staaten zukünftig die Bundes-
regierung nicht als Sachwalter ihres Rechts empfinden dürfen? 

Wischnewski, Staatsminister beim Bundeskanzler: 
Herr Kollege Spranger, ich beantworte Ihre Frage 
wie folgt. Diese Bundesregierung und ihre Vorgän-
ger haben seit Jahren eine Politik betrieben, die 
sich auf multilateraler und bilateraler Ebene bemüht 
hat und weiterhin bemühen wird, in Abstimmung 
mit ihren Partnern der Europäischen Gemeinschaft 
und des Nordatlantischen Bündnisses zur Einhaltung 
und Verwirklichung der Menschenrechte beizutra-
gen. Auch von dieser Stelle aus hat sie wiederholt 
zur Problematik der Durchsetzung der Menschen-
rechte Stellung genommen und ihre Politik im ein-
zelnen dargelegt. Sie benutzt die angemessenen und 
wirksamen Mittel der Außenpolitik, um auf diesem 
schwierigen Gebiet Fortschritte zu erreichen. In 
Helsinki, New York und bei bilateralen Treffen ha-
ben wir eine solche auf praktische Ergebnisse ge-
richtete Politik geführt. 
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Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, teilt 
die Bundesregierung die Auffassung, man dürfe sich 
nicht als Sachwalter der Unterdrückten gerieren, und 
was gedenkt die Bundesregierung gegenüber dem 
Vertreter der Bundesrepublik Deutschland zu tun, 
der diese Meinung vertreten hat? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich glaube, die Hal-
tung der Bundesregierung ist hier klar und eindeutig 
zum Ausdruck gekommen. Der Ständige Vertreter 
kennt diese Haltung der Bundesregierung und weiß, 
daß auch für ihn diese Politik gilt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, hält 
die Bundesregierung es für tragbar, daß offensicht-
lich zwischen ihrem Ständigen Vertreter und ihr 
erhebliche Differenzen bestehen? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich möchte hier aus-
drücklich feststellen, daß vielleicht nicht jede For-
mulierung in einem bestimmten Interview direkt mit 
der Haltung der Bundesregierung in Übereinstim-
mung ist. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Aber indirekt doch!?) 

Aber es besteht kein Anlaß für die Bundesregierung, 
daran zu zweifeln, daß der Ständige Vertreter der 
Bundesrepublik in Berlin (Ost) sich entsprechend 
der Politik dieser Regierung verhält. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Welches 
ist nun die richtige?) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, Sie ha-
ben soeben erklärt, daß die Bundesregierung sich 
der angemessenen und wirksamen Mittel des Völ-
kerrechts bedient. Darf ich Sie fragen, ob in sorg-
fältiger Abwägung im Einzelfall nach Ihrer Auffas-
sung dazu Einzeldemarchen, Kollektivdemarchen und 
bei schwerer Verletzung Schadensersatzansprüche 
und andere Retorsionsmaßnahmen im Sinne des Völ-
kerrechts zählen? 

Wischnewski, Staatsminister: Herr Kollege Czaja, 
die Bundesregierung wird darüber zu entscheiden 
haben, was sie im Einzelfall für notwendig hält. Ich 
sehe keinerlei Möglichkeit, hier eine Gesamtbeur-
teilung der Situation abzugeben. Ich habe mich ge-
rade mit Fragen des Menschenrechts sehr intensiv 
beschäftigt und weiß, wie unterschiedlich Fälle ge-
legen sein können und wie unterschiedliche Mittel 
man anwenden muß, um im Interesse der betroffe-
nen Menschen zu einem Ergebnis zu kommen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
deutet nicht das praktische Verhalten der Bundes-
regierung gegenüber Bürgerrechtsanhängern in 
Ostblockstaaten, sei es etwa die Verweigerung der 
Kontaktaufnahme mit solchen, die sich hier im 
Westen befinden, sei es die Weigerung, öffentlich 
für diejenigen einzutreten, die drüben inhaftiert 
werden, darauf hin, daß sich die Bundesregierung 
in der Praxis durchaus an die von ihrem Staats-
sekretär Gaus aufgestellte Maxime zu halten be-
gonnen hat? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
wird alle Kontakte wahrnehmen, die sie im eigenen, 
aber auch im Interesse von betroffenen Menschen 
für notwendig hält. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Marx [CDU/CSU] : Das gilt vielleicht für 
die Zukunft, aber nicht für die Vergangen

-

heit!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Graf Stauffenberg. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, ist Ihre Antwort an Herrn Kollegen Spranger 
so zu verstehen, daß die Äußerungen des Herrn 
Gaus zwar mit den Ansichten der Bundesregierung 
in seinen Verlautbarungen nicht in allen Einzel-
heiten deckungsgleich sind, daß aber die Bundes-
regierung in allen wichtigen und grundsätzlichen 
Fragen keinen Unterschied zu den von Herrn Gaus 
geäußerten Meinungen sieht? 

Wischnewski, Staatsminister: Da es noch 13 wei-
tere Fragen zu Einzelproblemen gibt, möchte ich 
die große Chance, die Sir mir geboten haben, mit 
der Beantwortung der 13 Fragen zu jedem einzelnen 
Punkt wahrnehmen. Ich glaube, es ist auch in Ihrem 
Interesse, sehr präzis einzelne Punkte beantwortet 
zu bekommen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Graf Huyn. 

Graf Huyn (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, nach-
dem die Bundesregierung in einem Einzelfall bereits 
sehr deutlich damit hervorgetreten ist, sich für 
Menschenrechte einzusetzen, und zwar anläßlich 
der ersten Rede, die der deutsche Vertreter im 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen gehalten hat, 
wo er für die Menschenrechte in Rhodesien — die 
Bundesregierung hat das als Zimbabwe bezeichnet 
— eingetreten ist, möchte ich fragen: Hält es die 
Bundesregierung nicht für angezeigt, auch für die 
Menschenrechte der Menschen in unserem Lande, 
und zwar in Mitteldeutschland, wie auch in der 
Tschechoslowakei und der Sowjetunion, genauso 
deutlich einzutreten? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
tritt für die Wahrung der Menschenrechte überall in 
der Welt ein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Staatsminister Wischnewski 
Sie wird sich um jeden Einzelfall kümmern, bei dem 
sie eine Chance sieht, im Interesse der betroffenen 
Menschen etwas zu tun. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Also nur dort?) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Mertes. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Herr Staats-
minister, hat sich der Ständige Vertreter der Bun-
desrepublik Deutschland in Ost-Berlin vor Ablegung 
seines Amtseides von seiner folgenden grundgesetz-
widrigen Äußerung im „Spiegel" vom 6. Dezember 
1971 distanziert: 

Für die Bonner Regierung heißt das: Sollte es 
im Fortgang ihrer Ostpolitik je eine Etappe ge-
ben, die nur dann erfolgreich durchschritten 
werden kann, wenn auch die Bundesrepublik 
der DDR die volle uneingeschränkte völker-
rechtliche Anerkennung zuteil werden läßt, so 
spricht politisch alles dafür, ohne Zaudern an-
zuerkennen — voll, uneingeschränkt, völker-
rechtlich. 

Und wie beurteilt die Bundesregierung dieses Zu-
kunftsprogramm des damaligen Redakteurs Günter 
Gaus? 

Wischnewski, Staatsminister: Da Sie keine Frage 
gestellt haben, die auf das Jahr 1971 zurückgeht, 
kann ich die Frage hier auch nicht beantworten. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Mertes [Gerol

-

stein] [CDU/CSU] : Meine Frage bezog sich 
auf den Eid des Staatssekretärs bei seinem 

Amtsantritt, Herr Staatsminister!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich sehe keine weitere 
Frage hierzu. 

Ich rufe die Frage 93 des Herrn Abgeordneten 
Spranger auf: 

Bedeutet diese von Staatssekretär Gaus verkündete Haltung 
nicht den freiwilligen Verzicht der Bundesregierung, darauf zu 
achten, daß die kommunistischen Staaten ihre innerhalb der 
UNO-Charta, der KSZE-Vereinbarungen und der Ostverträge 
eingegangenen Verpflichtungen auch einhalten, und wie will die 
Bundesregierung gegebenenfalls den Vorwurf vermeiden, die 
menschenrechtswidrigen Maßnahmen kommunistischer Regime 
gegenüber Bürgerrechtlern und Ausreisewilligen durch Duldung 
gefördert zu haben? 

Bitte, zur Beantwortung, Herr Staatsminister. 

Wischnewski, Staatsminister: Herr Kollege, diese 
Frage ist im Grunde schon durch meine vorange-
gangenen Ausführungen beantwortet. 

Die Bundesregierung hat nicht darauf verzichtet 
und wird auch in Zukunft nicht darauf verzichten, 
sich in realistischer Weise um die Verwirklichung 
der Menschenrechte zu bemühen. Es gibt wohl kei-
nen deutlicheren Beleg für die Erfolge dieser Politik 
als die Zahlen der im Laufe der letzten Jahre im 
Rahmen der Familienzusammenführung in unser 
Land gekommenen Aussiedler, die ich noch einmal 
in Erinnerung rufen will: Von 1969 bis heute be-
trägt ihre Zahl 208 930; davon allein 43 916 im Jah-
re 1976. 

Da Sie, Herr Abgeordneter, allgemein die Haltung 
der Bundesregierung zu den Menschenrechten zur 
Diskussion stellen, lassen Sie mich die deutliche und 
keine Zweifel lassende Stellungnahme des Bundes-
außenministers wiederholen, die er am 28. Sep-
tember 1976 vor der 31. Generalversammlung der 
Vereinten Nationen namens der Bundesregierung 
abgegeben hat: 

Wir sind uns bewußt, daß auch nach Inkraft-
treten der Menschenrechtspakte in vielen Tei-
len der Welt die elementarsten Rechte des In-
dividuums noch nicht verwirklicht sind, sein 
Recht auf Leben und auf Sicherheit der Person, 
sein Recht auf Gleichheit ohne Ansehen der 
Rasse, sein Recht auf Freizügigkeit, sein Recht 
auf freie Meinungsäußerung, seine wirtschaft-
lichen und sozialen Rechte. 

In einer so bedrohten Welt ist es unsere 
Pflicht, dauerhafte Fundamente des Friedens 
und der Zusammenarbeit zu schaffen. Die Bun-
desregierung sieht in der Verwirklichung und 
der Förderung der Menschenrechte in allen 
Teilen der Welt ein zentrales Problem ihrer 
Mitarbeit in den Vereinten Nationen. Sie wird 
an dieser Auffassung, die sich durch ihre prak-
tische Mitarbeit in den Vereinten Nationen do-
kumentiert hat, auch in Zukunft festhalten. 

Dies war die grundsätzliche Haltung der Bundesre-
gierung, vorgetragen vor den Vereinten Nationen. 
Dies ist auch weiterhin die klare Haltung der Bun-
desregierung. Ich möchte hinzufügen, daß unsere 
Politik der Verwirklichung der Menschenrechte in 
anderen Gremien, vor allem im Rahmen der KSZE, 
von der gleichen Grundlage ausgeht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wenn 
Ihre Behauptung zutrifft, daß sich die Bundesregie-
rung auch zukünftig für die Wahrung der Menschen-
rechte einsetzen wird, wie läßt sich dann damit in 
Einklang bringen, daß Staatssekretär Gaus gerade 
den Verzicht auf diese Haltung empfiehlt? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Haltung von 
Staatssekretär Gaus wird von mir nach dem beur-
teilt, was er auf diesem Gebiet tut. 

(Spranger [CDU/CSU] : Ja, eben! — Dr. 
Marx [CDU/CSU] : Und wie! — Dr. Mertes 

[Gerolstein] [CDU/CSU] : Und sagt!) 

Ich bitte um Verständnis dafür, 

(Straßmeir [CDU/CSU] : Für was alles 
sollen wir noch Verständnis haben?) 

wenn ich hier nicht darauf eingehe. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Eine interessante 
Antwort!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 
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Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, würde 
es nicht der Qualifikation für einen solchen Posten 
eher entsprechen, wenn eine Identität zwischen 
Reden und Handeln gegeben wäre? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Wischnewski, Staatsminister: An der Qualifikation 
des Ständigen Vertreters der Bundesrepublik be-
steht nicht der geringste Zweifel. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Marx 
[CDU/CSU] : Das hat Herr Mertes soeben 
vorgelesen, wie die Qualifikation aus

-

sieht!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Frage. 

Ich rufe die Frage 94 des Herrn Abgeordneten 
Graf Stauffenberg auf: 

Trifft es zu, daß die Ständige Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland in Ost-Berlin die gegenwärtige Regelung des Zu-
gangs zur Ständigen Vertretung als normal bezeichnet hat, ob-
wohl Besucher immer noch nach dem Verlassen kontrolliert und 
ihre Personalien aufgenommen werden, und teilt die Bundes-
regierung die Auffassung, daß Ost-Berlin es als Hinnahme seiner 
rechtswidrigen Praktiken verstehen muß, wenn diese als normal 
bezeichnet werden? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich beantworte die 
die Frage wie folgt: Am 11. Januar 1977 haben 
Volkspolizisten die Ausweise aller Personen kon-
trolliert, die das Gebäude der Ständigen Vertretung 
in Ost-Berlin betreten wollten. Sie haben Besucher 
aus der DDR am Zutritt gehindert. Nach scharfem 
Protest von Staatssekretär Gaus beim Ministerium 
für Auswärtige Angelegenheiten und von mir ge-
genüber dem Leiter der Ständigen Vertretung der 
DDR wurden diese Zugangsbeschränkungen am 
folgenden Tage aufgehoben. Die Besucherzahlen 
hielten sich seit diesem Zeitpunkt wieder im üb-
lichen Rahmen. 

Die Ständige Vertretung hat deshalb nach dem 
12. Januar 1977 Anfragen dahin beantwortet, daß 
der Besucherverkehr wieder normal verlaufe, was 
den Zugang zur Vertretung und die Zahl der Be-
sucher angehe. Sie hat aber auch darauf hingewie-
sen, daß in der Umgebung des Gebäudes weiterhin 
Kontrollen stattfänden und insofern der ursprüng-
liche Zustand noch nicht wiederhergestellt sei. 
Keiner der Anfragenden konnte deshalb den Ein-
druck gewinnen, die Bundesregierung sehe die 
nachträglichen Paßkontrollen als normal an. Dieser 
Eindruck konnte auch bei der DDR nicht entstehen, 
um so weniger, als sich die Ständige Vertretung 
auch gegen die nachträglichen Kontrollen beim 
DDR-Außenministerium unverzüglich und entschie-
den verwahrt und sie als einen Schritt bezeichnet 
hat, der der Normalisierung der Beziehungen ent-
gegensteht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, bezeichnet die Bundesregierung den Zugang 
als normal, wenn die Besucher damit rechnen müs-
sen, sei es vor dem Zutritt oder beim Herauskom-
men, daß sie von den Behörden der DDR festge-
halten und ihre Personalien notiert werden? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich glaube, ich muß 
noch einmal auf folgendes hinweisen. Eine Kon-
trolle hinterher gibt es seit einer gewissen Zeit in 
einem erheblichen Abstand von unserem Gebäude. 
Der Zugang ist lediglich an dem einen Tag kontrol-
liert worden, den ich hier erwähnt habe, nämlich 
am 11. Januar 1977. Vom 12. Januar an ist diese 
Kontrolle wieder abgeschafft worden, so daß die 
Menschen jetzt wieder die Möglichkeit haben, un-
kontrolliert die Vertretung der Bundesrepublik zu 
betreten. 

Unverändert ist die Situation, was das Verlassen 
der Vertretung anbetrifft. Hier gehen unsere Bemü-
hungen weiter dahin, daß auch diese Überprüfungen 
nicht mehr stattfinden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU): Herr Staatsmini-
ster, es geht um das Wort „Zugang", und vielleicht 
gibt es darüber verschiedene Auffassungen. Das 
möchte ich meiner Frage vorausschicken. Glauben 
Sie wirklich, daß man sagen kann, der Zugang zur 
Ständigen Vertretung sei normal, wenn alle Be-
sucher nach den gemachten und den noch zu machen-
den Erfahrungen damit rechnen müssen, sich einer 
Verfolgung auszusetzen? 

Wischnewski, Staatsminister: Einer Kontrolle aus-
zusetzen: Dieses Wort aus dem einfachen Grunde, 
weil uns kein einziger Fall bekannt ist, daß ein 
Bürger der DDR, der die Ständige Vertretung be-
sucht hat, anschließend dadurch Nachteile gehabt 
hat. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Marx. 

Dr. Marx (CDU/CSU) : Herr Kollege Wischnewski, 
können Sie uns, können Sie diesem Hause sagen, 
was eigentlich vor sich geht, wenn diejenigen Leute, 
die die Vertretung der Bundesrepublik Deutschland 
verlassen, angehalten werden? In was besteht die 
Kontrolle, wonach werden sie gefragt? Nach den 
Motiven ihres Besuchs? Werden ihre Namen auf-
geschrieben? Das würde uns doch sehr interessie-
ren. 

Wischnewski, Staatsminister: Ich bin gerne bereit, 
im Ausschuß darüber genau Auskunft zu geben. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich glaube, es liegt nicht im Interesse der Betroffe-
nen, hier so darüber zu reden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Schmöle. 

Schmöle (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, würden 
Sie denn nicht zustimmen, daß es mehr im Interesse 
der Betroffenen liegt, wenn man die eindeutigen 
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Schmöle 

Einschüchterungsversuche in der gebotenen Klar-
heit zurückweist? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Marx 
[CDU/CSU] : Dort geschieht alles auf offe

-

ner Straße!) 

Wischnewski, Staatsminister: Ich möchte sagen, 
daß dem Hause die Haltung der Bundesregierung 
doch bekannt ist. Wir haben hier mehr als einmal 
darauf hingewiesen, welche Proteste wir sowohl in 
Berlin als auch hier in Bonn gegenüber dem Stän-
digen Vertreter erhoben haben. Ich gehe davon 
aus, daß das dazu beigetragen hat, daß die Kontrol-
len beim Zugang jetzt nicht mehr stattfinden. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Das nützt 
doch nichts, wenn sie beim Zugang aufge

-

hoben werden! Das ist doch unglaublich!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
Kontrolle von Besuchern unserer Ständigen Vertre-
tung in Ost-Berlin, sei es vor, sei es nach dem Be-
such, im Widerspruch steht zu den vertraglichen 

. Vereinbarungen, die wir im Hinblick auf die Errich-
tung dieser Ständigen Vertretung mit der DDR ge-
troffen haben? 

WisChnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
teilt die Auffassung, daß eine solche Kontrolle nicht 
dazu angetan ist, das Ziel zu erreichen: eine Norma-
lisierung herbeizuführen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Jä

-

ger [Wangen] [CDU/CSU] : Ist das vertrags

-

widrig oder nicht? Das ist doch keine Ant

-

wort!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage der Frau 
Abgeordneten Berger. 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsmi-
nister, zur Frage meines Herrn Kollegen Marx nach 
den Fragen, die man unseren Mitbürgern aus der 
DDR nach Besuchen unserer dortigen Vertretung 
stellt, haben Sie geantwortet, daß es nicht im In-
teresse der Betroffenen läge, wenn Sie hierzu etwas 
sagten; Sie müßten es im Ausschuß tun. Deswegen 
möchte ich Sie fragen, worin denn eigentlich die 
Verletzung des Interesses der Betroffenen besteht, 
da doch die DDR selber die Fragen stellt, sie also 
besser kennt als wir, die sie gerne wissen möchten. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Wischnewski, Staatsminister: Verehrte Frau Kol-
legin, ich habe bereits ein andermal gesagt, daß ich 
gerne bereit bin, im Ausschuß über die Arbeits-
weise, die Möglichkeiten, die Probleme der Ständi-
gen Vertretung umfangreich zu berichten. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Es besteht ein öffent

-

liches Interesse, ein breites Interesse der 
ganzen Öffentlichkeit!) 

Ich darf daran ausdrücklich erinnern. Aus dem 
Jahre 1963 gibt es eine Verordnung der DDR  — 

(Dr.  Marx [CDU/CSU] : Er tut so, als ob das 
Geheimsache sei!) 

also zu einem Zeitpunkt lange vor Abschluß 
des Grundlagenvertrages —, in der nicht etwa ge-
genüber der Bundesrepublik, sondern für alle fest-
gelegt worden ist, daß diejenigen, die eine Vertre-
tung betreten, dafür eine besondere Genehmigung 
brauchen. Das gibt es auch in anderen Ländern. Sie 
ist uns gegenüber bisher nicht angewandt worden, 
andern gegenüber schon. Aus dem Grunde sage ich: 
Ich bin gerne bereit, im Ausschuß sehr genau dar-
über zu informieren. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Kunz. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, wollen Sie diesem Hohen Hause nun eindeutig 
sagen, ob das Verhalten der DDR-Behörden in die-
sem Punkte eine Verletzung des Vertrags darstellt 
oder nicht? 

Wischnewski, Staatsminister: Wenn das Verhalten 
der DDR in dieser Frage in Ordnung gewesen wäre, 
hätte kein Anlaß von seiten der Bundesregierung 
bestanden, in aller Eindeutigkeit zu protestieren. 
Darin kommt die Haltung der Bundesregierung zum 
Ausdruck, daß das mit dem Vereinbarten nicht in 
Einklang zu bringen ist. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Ist es eine 
Vertragsverletzung, Herr Staatsminister?) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Mertes. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Herr Staats-
minister, da der Begriff der Normalisierung in den 
Ausführungen der Bundesregierung und auch kürz-
lich im „Spiegel"-Interview des Herrn Gaus eine so 
zentrale Rolle spielt, möchte ich Sie fragen: Was 
versteht die Bundesregierung eigentlich präzise un-
ter „Normalisierung"? Vor allen Dingen interessiert 
mich die Frage: Bedeutet Normalisierung die Anpas-
sung der menschenrechtlichen Normen an die ge-
waltpolitischen Fakten, oder bedeutet Normalisie-
rung die schrittweise Anpassung der Machtverhält-
nisse an die menschenrechtlichen Normen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wischnewski, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
glaube, die Haltung der Bundesregierung zu diesen 
Fragen ist klar. Ich habe vorhin die Haltung der 
Bundesregierung zu den Menschenrechten klar und 
eindeutig zum Ausdruck gebracht, und dieses gilt 
selbstverständlich auch für diesen Fall. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Mertes [Gerol

-

stein] [CDU/CSU] : Das ist keine Antwort!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Straßmeir. 
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Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, Sie 
haben soeben ausgeführt, daß der Ständigen Vertre-
tung und der Bundesregierung kein Fall bekannt-
geworden sei, daß der Besuch unserer Vertretung 
nachteilige Folgen nach sich ziehe. Wenn das so ist, 
weshalb können Sie dann eigentlich hier im In-
teresse der Betroffenen nicht darlegen, welcher Art 
die  Kontrollen sind und was es damit auf sich hat? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe konkreten 
Anlaß, mich so zu verhalten, wie ich das hier getan 
habe. 

(Straßmeir [CDU/CSU]: Sehr deutlich!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wie ist Ihre 
Auslassung hinsichtlich der Mißbilligung der Kon-
trollen durch die DDR in Einklang zu bringen mit 
den Auslassungen des Herrn Staatssekretärs Gaus? 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Was soll 
das?) 

Wischnewski, Staatsminister: Ich möchte hier aus-
drücklich feststellen, daß Herr Staatssekretär Gaus 
den Protest gegenüber den Behörden der DDR zum 
Ausdruck gebracht hat, d. h., die Notwendigkeit die-
ses Protestes stimmt völlig mit seiner Auffassung 
überein. Daran gibt es nicht den geringsten Zweifel. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Schmude. 

Dr. Schmude (SPD) : Herr Staatsminister, kann sich 
die Bundesregierung aus ihrer Kenntnis der Zusam-
menhänge um den Besuch der Ständigen Vertretung 
in Ost-Berlin vorstellen, daß andere Kenner dieser 
Zusammenhänge die Bundesregierung hier in dieser 
öffentlichen Sitzung nötigen, über die Entwicklung 
des Besucherstroms und die Wirksamkeit der Kon-
trollen zu berichten, in der Absicht, die Ständige 
Vertretung in ihrer Aktionsfähigkeit zu unterstüt-
zen, oder sieht die Bundesregierung nicht vielmehr 
die Gefahr, daß dadurch Störungen und Verschär-
fungen der schon aufgebrochenen Konflikte mut-
willig oder bewußt herbeigeführt werden? 

(Beifall bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU]: Unter der Überschrift „Dann können 
wir das Parlament ja abschaffen" ! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
ist an allem interessiert, was eine normale Tätig-
keit unserer Ständigen Vertretung erleichtert. Ich 
bestreite nicht, daß es Diskussionen gibt, welche die 
Tätigkeit der Ständigen Vertretung auch erschweren 
können. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU] : Aber sicher nicht diese Fragestunde, 

Herr Wischnewski!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Stercken. 

Dr. Stercken (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, ist 
die Bundesregierung bei Abschluß ihres Vertrags 
mit der DDR davon ausgegangen, daß solche Kon-
trollen vor der Ständigen Vertretung der Bundes-
republik Deutschland in Ost-Berlin stattfinden? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
hat bei Abschluß des Vertrages gewußt, daß eine 
Reihe von Dingen nicht zu regeln ist. Man denke 
insbesondere daran, daß aus rechtlichen Erwägun-
gen, auf die wir später zu sprechen kommen, nicht 
die Möglichkeit gegeben ist, nur für einen bestimm-
ten Personenkreis Regelungen zu vereinbaren. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Lagershausen. 

Lagershausen (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
stimmt die Bundesregierung mit mir überein, daß 
die ausweichende und verharmlosende Art, mit der 
Sie hier z. B. die vom Kollegen Jäger (Wangen) prä-
zise gestellte Frage beantwortet haben, die DDR-
Behörden ermuntern könnte, mit ihrem vertrags-
widrigen Verhalten fortzufahren? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich bin erstens kei-
ner Frage ausgewichen 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wider

-

spruch bei der CDU/CSU) 

und habe jede Frage präzise beantwortet. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

Da, wo ich Ihnen keine Antwort gegeben habe, 
habe ich sie Ihnen für den Ausschuß angeboten, und 
ich sage noch einmal: im Interesse der Sache. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Letzte Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Böhm. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, ist Ihnen bekannt, daß noch ungefähr vor Jah-
resfrist Herr Staatssekretär Gaus darauf hingewie-
sen hat — und zwar öffentlich —, daß es ein ganz 
besonders großer Erfolg der Ost- und Deutschland-
politik dieser Bundesregierung sei, daß jederzeit der 
ungehinderte und unkontrollierte Zugang zur Stän-
digen Vertretung in Ost-Berlin gewährleistet sei? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich glaube, daß er 
damit auch recht hat. Ich habe Ihnen hier eine ge-
naue Information über den Vorgang an dem einen 
Tag gegeben. Im übrigen ist die Bundesregierung 
weiterhin darum bemüht, alles zu tun, was den völ-
lig normalen Zugang zur Ständigen Vertretung in 
Berlin möglich macht. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Dem dienen auch 
unsere Fragen!) 
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Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 95 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hupka auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Qualität der Verbind-
lichkeit des Bundesverfassungsgerichtsurteils vom 31. Juli 1973 
für die Bundesregierung angesichts der Feststellung von Staats-
sekretär Günter Gaus, daß „wir uns davor hüten müssen, das 
Karlsruher Urteil als Fessel und nicht als Rahmen zu nehmen"? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich beantworte Ihre 
Frage wie folgt: Die Bindungswirkung des Grund-
lagenvertragsurteils des Bundesverfassungsgerichts 
steht für die Bundesregierung außer Zweifel. Das 
haben Vertreter der Bundesregierung von dieser 
Stelle aus schon mehrfach deutlich gemacht. Die Bin-
dungswirkung nach § 31 Abs. 1 des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht bestimmt die Qualität 
der Verbindlichkeit des genannten Urteils. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wie 
können Sie dann erklären, daß Herr Staatssekretär 
Gaus von einer „Fessel" gesprochen hat, die das 
Urteil von Karlsruhe für ihn sein könnte und die er 
abwerfen möchte? 

Wischnewski, Staatsminister: Herr Staatssekretär 
Gaus hat journalistische Ausdrücke gebraucht, keine 
juristischen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
und Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Darf ich aus Ihren Äuße-
rungen schließen, Herr Staatsminister, daß die Bun-
desregierung diese Ausführungen des Staatssekre-
tärs widerruft, nicht billigt und rügt? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich möchte hier sa-
gen, daß ich eben zu der von Ihnen angesprochenen 
Frage eine klare und eindeutige Auskunft über die 
Haltung der Bundesregierung gegeben habe. 

(Zuruf des Abg. Dr. Hupka [CDU/CSU]) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Marx. 

Dr. Marx (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, da Sie, 
wie ich glaube, mit vollem Recht gesagt haben, daß 
die Bindungswirkung des Karlsruher Urteils ohne 
Zweifel für die Bundesregierung feststehe, und die 
hier im Zitat widergegebene Äußerung des Herrn 
Gaus als eine journalistische qualifiziert haben, 
möchte ich gern wissen — um mich jetzt einen 
Augenblick in den Bereich der Semantik zu be-
geben —: Herr Staatsminister, was liegt der For-
mulierung „Bindungswirkung" näher, das Wort 
„Fessel" oder das Wort „Rahmen"? 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Das ist 
auch journalistisch!) 

Wischnewski, Staatsminister: Ich sehe meine Auf-
gabe nicht darin, mich an der Diskussion über 
mehr journalistische Begriffe zu beteiligen, ver-
ehrter Herr Kollege Dr. Marx. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr gut! — 
Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Marx [CDU/CSU] : Darauf werden wir zu

-

rückkommen!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, werden 
Sie zugestehen, daß für alle Beamten der Bundes-
republik Deutschland, auch für Herrn Gaus, im 
Sinne Ihrer Ausführungen die Sätze des Grundver-
tragsurteils verbindlich sind, wonach die Bundes-
republik Deutschland auch künftig keinen recht-
lichen Unterschied zwischen Bewohnern der Bun-
desrepublik Deutschland und anderen deutschen 
Staatsangehörigen machen darf, daß durch keine 
Maßnahme von Einzelpersonen oder der Bundes-
republik Deutschland der Rechtsstatus der deut-
schen Staatsangehörigen gemindert werden darf 
und daß jeder deutsche Staatsangehörige, der sich 
innerhalb oder außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes an Dienststellen der Bundesrepublik 
Deutschland wendet, den vollen Schutz zur Durch-
setzung seiner Grundrechte genießen muß? 

(Zurufe von der SPD) 

Wischnewski, Staatsminister: Herr Kollege Dr. 
Czaja, die Beamten der Bundesregierung sind mit 
dem Urteil voll vertraut. Sie kennen darüber hin-
aus sehr genau den § 31 Abs. 1 des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr prä

-

zise, richtig! — Dr. Czaja [CDU/CSU]: Das 
ist keine Antwort!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Weber. 

Dr. Weber (Köln) (SPD) : Herr Staatsminister, sind 
Sie mit mir der Meinung, daß das Bundesverfas-
sungsgericht die Bundesregierung nicht fesseln 
wollte, sondern ihr die Pflicht zum Tätigwerden 
auferlegte, als es im Urteil vom 31. Juli wörtlich 
ausführte, es wolle keine Politik treiben, d. h. in 
den von der Verfassung geschaffenen und begrenz-
ten Raum freier politischer Gestaltung eingreifen, 
sondern es ziele darauf ab, den von der Verfassung 
für die anderen Verfassungsorgane garantierten 
Raum freier politischer Gestaltung offenzuhalten? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich teile Ihre Auf-
fassung, Herr Kollege. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Klein. 
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Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, würden Sie mir darin zustimmen, daß in dem 
Amt, das Herr Staatssekretär Gaus bekleidet, weni-
ger journalistische als vielmehr diplomatische Fä-
higkeiten erforderlich sind? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU — 
Dr. Marx [CDU/CSU] : Das könnte auch für 

andere gelten!) 

WisChnewski, Staatsminister: Ich kenne eine Reihe 
von hervorragenden Diplomaten, die ihre Laufbahn 
als Journalisten begonnen haben. 

(Heiterkeit — Beifall bei der  SPD und der 
FDP — Zuruf von der CDU/CSU: Dem 
kann man nicht widersprechen! — Dr. 
Marx [CDU/CSU] : Die Kunst der Formulie

-

rung beibehalten!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn (Abgeordneten Kunz. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
können Sie, nachdem Sie soeben liebenswürdiger-
weise auf § 31 des Gesetzes über das Bundesver-
fassungsgericht hingewiesen haben, eindeutig be-
kräftigen, daß die Bundesregierung ebenso wie das 
Gericht in seinem Urteil alle Gründe des Urteils 
zum Grundvertrag und nicht nur bestimmte für bin-
dend hält? 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wischnewski, Staatsminister: Ich glaube, ich habe 
hier vorhin die Haltung der Bundesregierung gegen-
über dem Urteil klar und eindeutig zum Ausdruck 
gebracht. Ich brauche dem nichts hinzuzufügen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Sieglerschmidt. 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Staatsminister, nach-
dem von seiten der Opposition geäußert worden ist, 
es gehe hier um eine Frage der Semantik, 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Das ist nicht exakt!) 

frage ich: Können Sie mir darin zustimmen, daß Se-
mantik nicht eine glaubhafte Alternative zur 
Deutschlandpolitik der Bundesregierung ersetzen 
kann? 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Marx [CDU/CSU] : Wir haben doch Herrn 
Gaus zitiert! Da sieht man, wie dumm man

-

cher ist!) 

Wischnewski, Staatsminister: Ich kann Ihnen gern 
zustimmen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 96 des Herrn Abgeordneten 
Kunz (Berlin) auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung von Staatssekretär 
Gaus, daß die Bundesrepublik Deutschland die Bereitschaft ent-
wickeln müsse, sich von der DDR „sagen zu lassen, was sie der-
zeit für möglich hält und derzeit für nicht machbar ansieht", und 
bedeutet dies nicht bejahendenfalls, daß es ins Belieben der 
DDR gestellt wird, wie weit sie ihre vertraglichen Verpflichtun-
gen erfüllen will? 

Wischnewski, Staatsminister: Herr Kollege, ich be-
antworte Ihre Frage wie folgt: Der von Ihnen zi-
tierte Passus steht im Zusammenhang mit der Aus-
sage von Staatssekretär Gaus im gleichen Inter-
view an etwas früherer Stelle, daß die Bundes-
regierung bereit ist, Gespräche über das, was jetzt 
möglich ist und derzeit nicht möglich ist, zu führen. 
Die Gesprächsbereitschaft der Bundesregierung ge-
genüber der Regierung der DDR besteht unverändert 
fort. Die Erfüllung vertraglicher Verpflichtungen ist 
weder in das Belieben der DDR noch in das der 
Bundesrepublik Deutschland gestellt. Verträge sind 
zu halten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
treffen Meldungen zu, daß Herr Staatssekretär Gaus 
Sie telefonisch befragt und das beabsichtigte Inter-
view bei dieser Befragung Ihnen in seinen Grund-
zügen mitgeteilt hat? 

Wischnewski, Staatsminister: Es entspricht den 
Tatsachen, daß Herr Staatssekretär Gaus mich vor-
her telefonisch informiert hat, daß er die Absicht hat, 
ein Interview zu machen. Mir hat kein Satz vorgele-
gen; auch die Grundzüge haben mir nicht vorgelegen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Könnte es sein, daß 
die Grundzüge Ihnen zwar nicht schriftlich vor-
gelegen haben, Ihnen aber mündlich eröffnet wor-
den sind? Könnte es weiterhin sein, daß Sie Herrn 
Staatssekretär Gaus drei Auflagen gegeben haben? 
Und hätten Sie die Freundlichkeit, dem Haus diese 
drei Auflagen mitzuteilen? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe ausdrück-
lich gesagt, daß mir keine Passagen vorgelegen 
haben. Aber ich gebe zu, er hat mich vorher gefragt, 
ob ich damit einverstanden bin, und ich habe ge-
sagt, ich bin damit einverstanden, daß er ein Inter-
view macht. Der Inhalt konnte bei dem kurzen Tele-
fongespräch keine Rolle spielen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Konn

-

te keine Rolle spielen? — Weiterer Zuruf 
von der CDU/CSU: Auflagen nicht?) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Abelein. 

Dr. Abelein (CDU/CSU) : Herr Minister, davon aus-
gehend, daß das Interview von Staatssekretär Gaus 
weder mit Ihnen noch mit irgend jemand anderem 
abgestimmt war, möchte ich Sie fragen: Können 
Sie uns Auskunft darüber geben, wer denn über- 



666 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 14. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Februar 1977 

Dr. Abelein 
haupt in dieser Bundesregierung verantwortlich die 
Grundlinien der Deutschlandpolitik formuliert? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wischnewski, Staatsminister: Sie wissen, wie die 
Organisation der Bundesregierung in dieser Frage 
ist. Für die Deutschlandpolitik hat natürlich die 
Bundesregierung in ihrer Gesamtheit die Verant-
wortung, im besonderen der zuständige Bundes-
minister. Beim Kanzleramt ist — aus Gründen, die 
Ihnen bekannt sind — die Zuständigkeit für die 
Ständige Vertretung gegeben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Kunz. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, hätten Sie die Freundlichkeit, uns darüber 
Auskunft zu geben, ob die Bundesregierung oder 
auch Sie dem Herrn Staatssekretär Gaus bei der 
Rückfrage vor diesem Interview Auflagen erteilt 
haben? 

Wischnewski, Staatsminister: Wir haben ein Ge-
spräch nicht über Auflagen in bezug auf Sach-
fragen, sondern generell über das Interview gehabt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Graf Huyn. 

Graf Huyn (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, ange-
sichts Ihrer Darstellung der Verantwortlichkeit für 
die Deutschlandpolitik im Rahmen der Bundesregie-
rung möchte ich Sie fragen: Sind Sie dann bereit, 
die Verantwortung für den vollen Wortlaut des In-
terviews, das Staatssekretär Gaus gegeben hat, zu 
übernehmen? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe eben ganz 
klar und eindeutig gesagt, daß ich meine Zustim-
mung zu einem Interview gegeben habe, daß wir 
aber an dem Tage auch gar keine Möglichkeit ge-
habt haben, uns über den Inhalt zu unterhalten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weiteren Fra-
gen. Dann rufe ich Frage 97 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Abelein auf: 

Worauf führt die Bundesregierung zurück, daß, entsprechend 
den Äußerungen des Leiters der Ständigen Vertretung der Bun-
desrepublik Deutschland in Ost-Berlin, „die Schwierigkeiten, die 
wir derzeit mit der DDR haben, . . . größer (sind) als irgend-
wann in den letzten Jahren"? 

Wischnewski, Staatsminister: Der Bundeskanzler 
hat in seiner Rede am 19. Januar 1977 vor diesem 
Hohen Hause dargestellt, wel che Maßnahmen der 
Regierung der DDR zu einer Belastung der Bezie-
hungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der DDR geführt haben. Er hat dabei erläutert, 
daß diese Maßnahmen nicht aus der Politik der 
Bundesregierung, sondern vielmehr aus der Situa-
tion der DDR und ihrer Führung zu erklären sind. 

Ich wiederhole die Feststellung, die der Bundes-
kanzler damals getroffen hat: Die Qualität der  Be-

ziehungen zwischen den beiden deutschen Staaten 
ist nicht allein an den wirtschaftlichen Bindungen 
zu messen — diese entwickeln sich, so hat er wört-
lich gesagt, befriedigend —, sondern bedürfen drin-
gend einer Ergänzung im Bereich des Politischen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatzfragen? — 
Dann  rufe ich Frage 98 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Abelein auf: 

Seit wann sind dieser oder früheren Bundesregierungen seit 
1969 entsprechende Hinweise und Informationen über die Ver-
gangenheit des Leiters der Ständigen Vertretung der DDR in 
Bonn, Dr. Michael Kohl, bekannt? 

Wischnewski, Staatsminister: In der Fragestunde 
am 3. Februar 1977 habe ich vor dem Hohen Hause 
ausgeführt, daß es nicht den Gepflogenheiten ent-
spricht, über die Person des offiziellen Vertreters 
eines anderen Staates im Parlament des Empfangs-
staates zu diskutieren. Ich habe dem nichts hinzuzu-
fügen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Abelein (CDU/CSU) : Herr Minister, können 
Sei uns, wenn Sie jetzt schon keine inhaltlichen An-
gaben zu diesem Fall machen wollen, wenigstens 
darüber Auskunft geben, ob Sie bei dem in der 
Presse berichteten Gespräch mit Michael Kohl über 
diese Angelegenheit gesprochen haben? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich bin nicht bereit, 
in dieser Angelegenheit die geringste Auskunft zu 
geben. Ich nehme an, auch Sie kenen die Wiener 
Konvention ganz genau und erwarten nicht, daß wir 
dagegen verstoßen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Abelein (CDU/CSU) : Herr Minister, würden 
Sie — unterstellt den Fall, die in der Öffentlichkeit 
diskutierten Behauptungen träfen zu — darin nicht 
ebenfalls eine untragbare Belastung für die inner-
deutschen Beziehungen sehen? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe bereits ge-
sagt, daß ich aus den genannten Gründen nicht die 
Absicht habe, mich hier zu äußern. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Graf Huyn. 

Graf Huyn (CDU/CSU) : Herr Minister, sind Sie 
dann bereit, in einer Sitzung des Ausschusses hier-
über Auskunft zu geben? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich bin auch nicht 
bereit — entsprechend der rechtlichen Verpflich-
tung —, zu dieser Frage im Ausschuß Auskunft zu 
geben. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 14. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Februar 1977 	667 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
bedeutet diese Weigerung der Bundesregierung, 
dem Parlament über diese Dinge Auskunft zu geben, 
daß die Bundesregierung auch eine zweifelhafte 
Vergangenheit des Ständigen Vertreters der DDR 
in der Bundesrepublik Deutschland deckt und billigt? 

(Oho-Rufe von der SPD — Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe dem, was 
ich gesagt habe, nichts hinzuzufügen. Ich kann nur 
dringend davon abraten, meiner Haltung eine solche 
Auslegung zu geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Klein. 

Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU) : Herr Staatsmi-
nister, können Sie mir bitte sagen, gegen welche 
Bestimmungen der Wiener Konvention bzw. wel-
chen sonstigen Gesetzes konkret Sie zu verstoßen 
fürchten, wenn Sie die erbetenen Auskünfte ertei-
len? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich glaube, Sie soll-
ten sich insbesondere Art. 29 der Wiener Konven-
tion anschauen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe Frage 99 des Herrn Abgeordneten Straß-
meir auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Leiters der Stän-
digen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland in der DDR, 
Staatssekretär Gaus, daß für die Staatsangehörigkeitsfragen ab-
weichend von der bestehenden Rechtslage neue Lösungen und 
Verhaltensweisen gefunden werden müssen? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich beantworte die 
Frage des Herrn Kollegen Straßmeir wie folgt. 

Die Bundesregierung hat wiederholt eindeutig 
klargestellt, daß sie von dem Fortbestand einer ein-
heitlichen deutschen Staatsangehörigkeit ausgeht, 
die das Grundgesetz selbst unter seinen Schutz ge-
stellt hat. Dem entspricht auch die Protokollerklä-
rung der Bundesrepublik Deutschland zum Grund-
lagenvertrag. Sie lautet wie folgt: 

Staatsangehörigkeitsfragen sind durch den Ver-
trag nicht geregelt worden. 

Ich erinnere daran, daß der Bundeskanzler in sei-
nem Bericht zur Lage der Nation am 30. Januar 1975 
bekräftigt hat, daß die Bundesregierung sich selbst-
verständlich vom Auftrag des Grundgesetzes leiten 
läßt, das — worauf der Bundeskanzler damals aus-
drücklich hinwies — in Art. 116 eine einheitliche 
Staatsangehörigkeit unter seinen Schutz gestellt hat. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wenn 
Herr Staatssekretär Gaus bessere Erfolge in der Ent-
wicklung der Beziehungen zur DDR in der Weise 
anstrebt, daß wir dem Verlangen der DDR nach 
einer Regelung der Staatsangehörigkeitsfrage ent-
sprechend der Erklärung der DDR zum Protokoll des 
Grundlagenvertrages nachkommen, ist dann die Bun-
desregierung nicht verpflichtet, ihrem Staatssekretär 
zu untersagen, eine politische Linie zu vertreten, die 
im offensichtlichen Widerspruch zum Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts zum Grundlagenvertrag im 
allgemeinen sowie zu Art. 16 des Grundgesetzes im 
besonderen steht, oder teilt die Bundesregierung 
etwa die Auffassung von Herrn Gaus? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
weiß, daß Herr Staatssekretär Gaus mit seiner Hal-
tung und seiner Arbeit zu den von Ihnen angeführ-
ten Dokumenten nicht in Widerspruch steht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage? 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, kann 
die Bundesregierung heute verbindlich bestätigen --
so wie es durch Herrn Bundesminister Bahr im Ple-
num des Deutschen Bundestages am 15. Februar 
1973 geschehen ist —, daß es eine Änderung des 
deutschen Staatsangehörigkeitsrechtes nicht gibt und 
nicht geben kann? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe hier eine 
klare und eindeutige Aussage zu dieser Frage ge-
macht, und ich möchte ausdrücklich das bestätigen, 
was Herr Minister Bahr damals gesagt hat. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
hat die Bundesregierung inzwischen von Herrn 
Staatssekretär Gaus darüber Aufschluß bekommen, 
welche im Einklang mit unserer Verfassung stehen-
den Möglichkeiten er angesichts der bekannten 
Haltung der DDR-Regierung sieht, eine Lösung für 
die Staatsangehörigkeitsprobleme zu finden, die, wie 
er sich hier äußert, nicht immer wieder neue politi-
sche Konflikte zwischen den beiden deutschen Staa-
ter heraufbeschwört? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
hat ständigen und intensiven Kontakt mit Herrn 
Staatssekretär Gaus. Sie hat von diesem Kontakt in 
den letzten Tagen besonders oft Gebrauch gemacht. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Und wie 
sieht es aus?) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Graf Stauffenberg. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, ist Ihrer Antwort zu entnehmen, daß die Bun-
desregierung der Meinung ist, daß das Interview 
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Graf Stauffenberg 
von Herrn Staatssekretär Gaus außerhalb der Er-
füllung seiner Aufgabe als Ständiger Vertreter ge-
währt worden ist? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe vorhin be-
reits bei anderer Gelegenheit darauf hingewiesen, 
daß es in diesem Interview mit Sicherheit jounali-
stische Formulierungen gibt, die uns nicht gefallen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Schmude. 

Dr. Schmude (SPD) : Herr Staatsminister, ungeach-
tet aller Formulierungsunterschiede frage ich Sie, 
ob die Bundesregierung nicht der in den Interview-
äußerungen zum Ausdruck kommenden Auffassung 
des Staatssekretärs Gaus durchaus zustimmt, daß 
alle in diesem Zusammenhang stehenden Regelun-
gen nur denkbar und möglich sind im Einklang mit 
dem Grundgesetz und dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Grundlagenvertrag? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich möchte das aus-
drücklich bestätigen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Bitte schön, Herr Ab-
geordneter Graf Huyn. 

Graf Huyn (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, darf 
ich Ihren Ausführungen entnehmen, daß die Bundes-
regierung in Zukunft nicht nur nach, sondern auch 
vor der Abgabe von Interviews durch Herrn Staats-
sekretär Gaus mit diesem einen engen und ständi-
gen Kontakt pflegen wird? 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
wird mit dem Ständigen Vertreter der Bundesrepu-
blik Deutschland in der DDR immer einen ausge-
zeichneten ständigen Kontakt haben; vorher und 
hinterher. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten von Wrangel. 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, würden Sie so freundlich sein und präzisieren, 
welcher Unterschied zwischen journalistischen und 
politischen Formulierungen besteht? 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Herr von 
Wrangel fühlt sich betroffen!) 

Wischnewski, Staatsminister: Ich glaube, es gibt, 
wenn man über ein Urteil spricht, sehr konkrete 
Rechtsbegriffe. Es gibt aber auch die Möglichkeit, 
das mehr journalistisch auszudrücken. Ich glaube, 
daß derjenige, der hier zu Fragen Stellung genom-
men hat, die sehr diffizil sind, an zwei, drei Stellen 
Formulierungen gebraucht hat, die ich jedenfalls 
eher als journalistisch bezeichnen würde. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. — Dann rufe ich die Frage 100 des Herrn Ab-
geordneten Jäger (Wangen) auf: 

Was bedeutet nadi Auffassung der Bundesregierung die Be-
merkung von Staatssekretär Gaus über den Verzicht auf den 
„Gestus des Sachwalters aller Unterdrückten", und wie ist eine 
solche Bemerkung mit der Schutzpflicht vereinbar, die der Bun-
desregierung gegenüber allen Deutschen obliegt? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Antwort auf den 
ersten Teil Ihrer Frage können Sie bereits dem In-
terview von Herrn Staatssekretär Gaus selbst ent-
nehmen. Dem von Ihnen zitierten „Verzicht ... auf 
den Gestus des Sachwalters aller Unterdrückten" 
schließen sich die von Ihnen nicht zitierten Worte 
„vom sicheren Studio aus" an. Der Sinn des Satzes 
ist nach seinem Wortlaut und nach seinem Zusam-
menhang mit den vorangegangenen Sätzen eindeu-
tig. Nur die tatsächliche Änderung ihrer Lage nützt 
den betroffenen Menschen. Eine Politik, die darauf 
hinwirken will, muß die Umstände beachten, unter 
denen sie durchgesetzt werden kann. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Das ist 
eine Binsenweisheit!) 

Gute Absichten, die an den tatsächlichen und recht-
lichen Möglichkeiten vorbeigehen, bleiben wir-
kungslos. 

Im übrigen werden Sie, Herr Abgeordneter, wis-
sen, daß die Schutzpflicht gegenüber allen Deutschen 
nur im Rahmen des tatsächlich und rechtlich Mög-
lichen ausgeübt werden kann. Die von Ihnen zitierte 
Bemerkung von Herrn Staatssekretär Gaus berück-
sichtigt das und zeigt den Weg für ihre wirksame 
Ausübung. Die von Ihnen im zweiten Teil Ihrer 
Frage vorausgesetzte Unvereinbarkeit der Bemer-
kung mit der Schutzpflicht besteht daher nicht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
bedeuten Äußerungen wie die von mir in meiner 
Frage angesprochenen des Herrn Staatssekretär 
Gaus nicht ein Signal an die Regierung in Ost-Berlin, 
daß sie eine sehr weitgehende Bereitschaft der Bun-
desregierung zu erwarten hat, auf die Durchsetzung 
der mit der Schutzpflicht verbundenen Aufgaben zu 
verzichten? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregie-
rung hat alles getan, um ihre Haltung auch der 
DDR genau bekanntzumachen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
bedeuten die Ausführungen von Herrn Staatssekre-
tär Gaus angesichts der Diskussion in der Bundes-
republik Deutschland nicht eine Stärkung derjeni-
gen Kräfte, die die Wahrnehmung der nationalen 
Schutzpflicht für alle Deutschen als lästigen Ballast 
ansehen und sich allmählich von der Verpflichtung 
für ganz Deutschland lossagen wollen? 
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Wischnewski, Staatsminister: Ich sehe die Aus-
führungen von Herrn Staatssekretär Gaus nicht so 
wie Sie. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr richtig!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Bitte schön, eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Dr. Sperling (SPD) : Herr Staatsminister, ist es 
nicht vielmehr so, daß derjenige, der für die Deut-
schen im anderen Staat durch Arbeit etwas tun will, 
nicht gleichzeitig dauernd in der Pose des bodybil-
denden Muskelprotzes herumstehen kann? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich glaube, ich sehe 
das ähnlich wie Sie. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD — Zu

-

ruf des Abg. Dr. Marx [CDU/CSU] ) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatzfrage 
mehr. 

Dann rufe ich die Frage 101 des Herrn Abgeord-
neten Jäger (Wangen) auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Leiters der Stän-
digen Vertretung in Ost-Berlin, Staatssekretär Gaus, daß es die 
Normalisierung beende, wenn eine Seite versuche, die andere 
Seite absichtsvoll zu schwächen, und bedeutet dies bejahenden-
falls angesichts der mit Millionenaufwand betriebenen absicht-
lichen Unterminierung der Bundesrepublik Deutschland durch die 
Politik der DDR nicht, daß die Normalisierung zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR von letzterer längst 
beendet worden ist? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Entwicklung nor-
maler gutnachbarlicher Beziehungen, wie sie in 
Art. 1 des Grundlagenvertrags als Ziel vereinbart 
ist, bleibt weiter die Aufgabe der beiden deutschen 
Regierungen. Die Bundesregierung steht dement-
sprechend auf dem Standpunkt, daß diese Politik 
fortgesetzt werden sollte. Der Bundeskanzler hat in 
der Aussprache über die Regierungserklärung am 
19. Januar 1977 im Bewußtsein der Gegensätze und 
Unterschiede zwischen beiden deutschen Staaten und 
ihrer Gesellschaftsordnungen die Entschlossenheit 
zur Fortsetzung der Vertragspolitik betont. Die Ver-
tragspolitik zielt ohne Verwischung der Unter-
schiede auf einen Interessenausgleich beider Staaten 
ab, der allen Betroffenen nützt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
nachdem Sie es in Ihrer Antwort nicht gesagt haben, 
möchte ich Sie nochmals fragen, ob Sie der Auffas-
sung sind, daß das, was Herr Staatssekretär Gaus 
geäußert hat, nämlich es beende die Normalisierung, 
wenn einer der beiden Vertragspartner den anderen 
absichtsvoll zu schwächen versuche, von der DDR 
bereits praktiziert wird? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe gesagt, daß 
die Bundesregierung die Politik der Normalisierung, 
die Entwicklung normaler gutnachbarlicher Bezie-
hungen fortsetzt, weil nur sie im Interesse aller Be-
troffenen ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Darf ich daraus 
schließen, daß die Auffassung des Staatssekretärs 
Gaus, daß es die Normalisierung beende, wenn ein 
Teil den anderen absichtsvoll zu schwächen ver-
suche, was ja seitens der DDR im Verhältnis zu uns 
der Fall ist, von der Bundesregierung nicht geteilt 
wird? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich sage: Die Bundes-
regierung wird im Interesse aller Betroffenen jede 
Anstrengung unternehmen, um diese Politik fort-
zusetzen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Das ist keine 
Antwort!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Voigt. 

Voigt (Frankfurt) (SPD) : Ist der Bundesregierung 
bekannt — das frage ich ergänzend zu dieser 
Frage —, daß in Osteuropa mit dem Argument der 
Unterminierung in der gleichen Weise, wie es eben 
der Fragesteller tat, einige Leute Kritik an den Fol-
gen der Entspannungspolitik ausdrücken? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
hat Kenntnis von solchen Vorgängen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Weber. 

Dr. Weber (Köln) (SPD) : Herr Staatsminister, wür-
den Sie vielleicht die Herren der CDU/CSU einmal 
darüber unterrichten, daß unsere westlichen Freunde 
ganz anderer Meinung sind? Z. B. schreibt die ange-
sehene Zeitung „Le Monde" in ihrer Ausgabe vom 
29. Januar 1977 wörtlich: 

Die gegenseitige Verflechtung zwischen den bei-
den deutschen Staaten tritt also deutlich zutage. 
Wenn sie sich in einer Weise vollzieht, daß sie 
die internationale Aufmerksamkeit nicht beson-
ders auf sich lenkt, so vielleicht deshalb, weil 
sie sich des wenig spektakulären Weges sukzes-
siver Abkommen zwischen den beiden deut-
schen Staaten bedient. 

Wischnewski, Staatsminister: Ich bin sehr dankbar, 
daß Sie mir die Aufgabe abgenommen haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich rufe die Frage 102 
des Abgeordneten Baron von Wrangel auf: 

Was bedeutet nach Auffassung der Bundesregierung die Äuße-
rung von Staatssekretär Gaus in seinem „Spiegel"-Interview, daß 
„beide Seiten, die DDR uns und wir die DDR, einander so neh-
men (müssen), wie sie sind", und bedeutet dies den Verzicht der 
Bundesregierung auf eine Einwirkung im Sinn einer Änderung 
des menschenrechtsfeindlichen Systems in der DDR? 
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Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregie-
rung hat nie einen Zweifel daran gelassen, daß sie 
sich auf allen Ebenen — multilateral wie bilateral — 
bemüht hat und weiter bemühen wird, zu einer Ver-
wirklichung der Menschenrechte beizutragen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, um präzise zu fragen: Sind Sie der Meinung, 
daß die friedliche Einwirkung auf das unmenschliche 
System in der DDR politischer Bestandteil unseres 
Verfassungsauftrages ist? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich glaube, bei dem 
Auftrag müssen Sie bitte von dem ausgehen, was 
den Menschen, für die wir eintreten, in erster Linie 
hilft. Davon läßt sich die Bundesregierung leiten, 
und sie hält sich damit auch im Rahmen des Verfas-
sungsauftrages. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, wie verhält sich dieser Teil des Interviews 
von Herrn Staatssekretär Gaus zu Art. 2 des Grund-
lagenvertrages, in dem ja ausdrücklich von der Ver-
wirklichung der Menschenrechte in Deutschland die 
Rede ist? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich glaube, daß der 
Verfasser des Interviews vielleicht den Zusammen-
hang in diesem Punkt nicht so deutlich gesehen hat, 
wie Sie es mit Recht tun. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Mertes. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Herr Staats-
minister, besteht das Problem, das wir gerade dis-
kutieren, nicht darin, daß die DDR-Regierung und 
die Bundesrepublik Deutschland ganz verschiedene, 
ja entgegengesetzte Auffassungen von dem haben, 
was den Menschen nützt, so daß sich die Frage des 
Herrn Kollegen von Wrangel doch weiterhin stellt, 
die Sie in Wirklichkeit nicht beantwortet haben? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe vorhin von 
den Unterschieden der Gesellschaftsordnungen ge-
sprochen. Dabei gibt es sicher auch unterschiedliche 
Auffassungen von dem, was den Menschen nützt. 
Ich bestreite das nicht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Graf Huyn. 

Graf Huyn (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, sind 
Sie nicht der Meinung, daß die Äußerung von Staats-
sekretär Gaus, von der hier die Rede ist, mit dem 
Grundgesetz und dem Bundesverfassungsgerichts-

urteil zum Grundvertrag unvereinbar ist, in 
dem es heißt: Schließlich muß klar sein, daß mit dem 
Vertrag schlechthin unvereinbar ist die gegenwär-
tige Praxis an der Grenze zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der DDR, also Mauer, 
Stacheldraht, Todesstreifen und Schießbefehl? Inso-
weit gibt der Vertrag eine zusätzliche Rechtsgrund-
lage dafür ab, daß die Bundesregierung in Wahr-
nehmung ihrer grundgesetzlichen Pflichten alles ihr 
Mögliche tut, um diese unmenschlichen Verhältnisse 
zu ändern und abzubauen, also den anderen Partner 
nicht so zu nehmen, wie er ist. 

Wischnewski, Staatsminister: Ich möchte hier noch 
einmal das sagen, was ich vorhin schon gesagt habe. 
Die Tätigkeit von Staatssekretär Gaus bewegt sich 
voll im Rahmen des Grundgesetzes und des Verfas-
sungsgerichtsurteils. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Die Tätigkeit!) 

Ich habe dem nichts hinzuzufügen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
nachdem Sie die Frage des Kollegen von Wrangel 
so vorsichtig beantwortet haben, um es ganz vor-
sichtig zu sagen, möchte ich Sie fragen, ob Sie damit 
den Verdacht bestätigen, daß die Bundesregierung 
auf dem Boden der Äußerung des Staatssekretärs 
Gaus steht, und ob sie bereit ist, die DDR so zu 
nehmen, wie sie ist, d. h. mit ihrer ganzen Men-
schenrechtsfeindlichkeit. 

Wischnewski, Staatsminister: Ich muß die Unter-
stellung scharf zurückweisen. Ich möchte hier aus-
drücklich sagen, daß ich zu jedem einzelnen Punkt 
präzise die Haltung der Bundesregierung erläutert 
habe, wie von Ihnen gewünscht. Für eine solche 
Unterstellung besteht nicht der geringste Anlaß. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Lagershausen. 

Lagershausen (CDU/CSU) : Herr Kollege Wisch-
newski, ist die zur Debatte stehende Äußerung 
von Staatssekretär Gaus nach Ihrer persönlichen 
Auffassung eine politische oder eine journalistische 
Äußerung, und ist die Bundesregierung bereit, bei 
zukünftigen Interviews von Staatssekretär Gaus der 
Öffentlichkeit sofort zu erklären, ob es sich um eine 
politische oder um eine journalistische Äußerung 
handelt? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wischnewski, Staatsminister: Ich hoffe, daß wir 
uns in einer Richtung bewegen, die uns keinen An-
laß geben wird, solche Erklärungen in Zukunft ab-
geben zu müssen. 

(Allgemeine Zustimmung — Dr. Marx 
[CDU/CSU]: Das heißt aber viel! Das wäre 
einmal ein Schritt in der richtigen Rich

-

tung!) 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 14. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Februar 1977 	671 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Graf Stauffenberg. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, ist diese Antwort so zu verstehen, daß Herr 
Staatssekretär Gaus demnächst in seinem Amt ab-
gelöst wird? 

Wischnewski, Staatsminister: Meine Antwort ist 
überhaupt nicht so zu verstehen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Sie befinden sich mit dieser Annahme völlig auf 
dem Holzweg. 

Vizepräsident Frau Funcke: Dazu besteht keine 
weitere Frage mehr. 

Die Frage 103 des Abgeordneten Engelsberger 
wird auf Bitte des Fragestellers schriftlich beant-
wortet werden. Die Antwort wird als Anlage ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 104 des Herrn Abgeordneten 
Böhm auf: 

Hat die Bundesregierung in der Zwischenzeit ihren Staatssekre-
tär Gaus, den Leiter der Ständigen Vertretung der Bundesrepu-
blik Deutschland in der DDR, über die Verbindlichkeit von Ur-
teilen des Bundesverfassungsgerichts für die Organe und Be-
hörden der Bundesrepublik Deutschland aufgeklärt? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Verbindlichkeit 
der Urteile des Bundesverfassungsgerichts ist in 
§ 31 des Gesetzes über das Bundesverfassungsge-
richt geregelt. Dies ist Staatssekretär Gaus selbst-
verständlich bekannt. Für eine Aufklärung besteht 
deshalb kein Anlaß. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, nachdem Sie heute mehrfach auf den journa-
listischen Charakter des Interviews des Staatsse-
kretärs hingewiesen haben und die Bezeichnung des 
Urteils durch Herrn Gaus als „Fessel" auf der einen 
Seite und als „Rahmen" auf der anderen Seite so 
interpretiert haben, frage ich Sie: In welcher Weise 
wird die Bundesregierung darauf hinwirken, daß 
künftig Staatssekretär Gaus vom Inhalt des Grund-
gesetzes und vom Inhalt des ergangenen Urteils so 
„gefesselt" sein wird, daß er nicht mehr mit jour-
nalistischen Formulierungen aus dem „Rahmen" 
fällt? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wischnewski, Staatsminister: Der Staatssekretär 
Gaus ist mit den von Ihnen genannten Unterlagen 
in hervorragender Weise bekannt und wird bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben den entsprechenden Ge

-

brauch davon machen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, stim-
men Sie dem Umstand zu oder widersprechen Sie 
ihm, daß nach dem Urteilstenor des Grundvertrags-
urteils, wonach die Verträge nur in der sich aus den 
Gründen ergebenden Auslegung mit dem Grundge-
setz vereinbar sind, alle Sätze und damit auch die 
Sätze über die Staatsangehörigkeit in dieser Aus-
legung verbindlich sind? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe kein einzi-
ges Wort darüber gesagt, daß da etwas steht, was 
nicht verbindlich ist; ich übersehe aber auch nicht 
den Satz, der vorhin mit Recht, wie ich finde, von 
dem Kollegen Dr. Weber hier zitiert worden ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Weber. 

Dr. Weber (Köln) (SPD) : Herr Staatsminister, kann 
ich davon ausgehen, daß die Bundesregierung die 
bisherige Gepflogenheit aufrechterhalten und ihrem 
Staatssekretär nicht auferlegen wird, mit dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts unter dem Arm spa-
zieren zu gehen? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich glaube, Herr Kol-
lege Dr. Weber, Sie können bitte davon ausgehen, 
daß der Staatssekretär Gaus das tun wird, was im 
Interesse der Sache notwendig ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 105 des Herrn Abgeordneten 
Lagershausen auf: 

Wie weit ist der Lernprozeß" im Umgang mit den in Gang 
gekommenen Entwicklungen, den Staatssekretär Gaus im Hin-
blick auf die Beziehungen zwischen der DDR und der Bundes-
republik Deutschland für notwendig hält, bei der Bundesregie-
rung fortgeschritten? 

Wischnewski, Staatsminister: Staatssekretär Gaus 
hat in seinem Interview davon gesprochen, daß alle 
Beteiligten erst lernen müssen, mit den Entwick-
lungen, die in Gang gekommen sind, umzugehen. 
Angesichts der Vielzahl der Veränderungen, welche 
durch die Vertragspolitik der letzten Jahre bewirkt 
worden sind, scheint die Einstellung auf die neue 
Situation eines längeren Prozesses zu bedürfen. Das 
gilt sowohl für den Reisenden, der nach langen Jah-
ren der Trennung zum ersten Mal wieder die DDR 
besucht, und das gilt auch für die Regierungen, die 
nach langen Jahren der Kontaktlosigkeit nun in Ver-
handlungen versuchen, trotz erheblicher Unterschie-
de einen Interessenausgleich zu erreichen. Den ob-
jektiven Fortschritt dieses „Lernprozesses" bei den 
jeweils Beteiligten zu beurteilen — sofern dies über-
haupt möglich ist — überläßt die Bundesregierung 
den Historikern. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Also nicht den Jour

-

nalisten, sondern den Historikern!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Lagershausen (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
sieht die Bundesregierung die in Gang gekommene 
Entwicklung ihres eigenen Standpunktes von der 
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Lagershausen 

Empfehlung des Bundeskanzlers Willy Brandt, z. B. 
die Nationalstiftung in Berlin anzusiedeln, bis zu 
anderen Überlegungen, heute als einen fortgeschrit-
tenen Lernprozeß an? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
sammelt im Laufe der Zeit auch Erfahrungen; denn 
die Bundesregierung besteht ja aus lauter vernünf-
tigen Menschen, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und vernünftige Menschen nehmen jede Gelegen-
heit wahr, Erfahrungen zu sammeln. Ich nähme ja 
eine unmögliche Haltung ein, wenn ich nicht klar 
und eindeutig feststellte, daß die Bundesregierung 
dort, wo die Möglichkeit besteht, Erfahrungen in 
Anspruch zu nehmen, dies selbstverständlich auch 
tut. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD) : Herr Staatsminister, sind 
Sie der Auffassung, daß der nach dem Abschied 
von der Hallstein-Doktrin erforderliche Lernprozeß 
bei der Opposition in dem erforderlichen Maße 
vorangeschritten ist? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich glaube, daß man 
den Begriff des Lernprozesses als einen sehr glo-
balen Begriff betrachten sollte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie der Herr 
Eppler!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Bitte schön, Herr Kol-
lege Lagershausen, eine Zusatzfrage. 

Lagershausen (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
treffen Presseberichte zu, daß die Bundesregierung 
den Herrn Bundespräsidenten bitten will, den Vor-
sitz der Nationalstiftung zu übernehmen, um sie da-
mit in Bonn ansiedeln zu können, und sieht die 
Bundesregierung in dieser Tatsache nicht nur einen 
Trick, sondern auch einen Fortschritt in dem von 
Herrn Gaus empfohlenen Lernprozeß? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
beschäftigt sich mit dieser Frage. Sie mißt der Stif-
tung ganz besondere Bedeutung bei. Deshalb ist es 
durchaus möglich, daß die Bundesregierung den 
Herrn Bundespräsidenten bitten wird, eine solche 
Aufgabe zu übernehmen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
da Sie erklärt haben, daß die Bundesregierung aus 
vernünftigen Menschen bestehe, die bereit seien, 
Erfahrungen zu sammeln, möchte ich Sie fragen: 
Wird die Bundesregierung aus den Erfahrungen die-

ser Fragestunde die Konsequenz ziehen, in Ost-
Berlin künftig einen Staatssekretär zu haben, der 
sie durch Interviews nicht ständig in Verlegenheit 
bringt? 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
hat die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß sie 
nicht in Verlegenheit gebracht wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Marx [CDU/CSU] : Werden wird, Futur! — 

Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, wir sind am Ende der Fragestunde. Ich 
danke Ihnen, Herr Staatsminister Wischnewski. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich darf mich aber auch bei den sonst anwesenden 
Staatsministern und Staatssekretären für deren Be-
reitschaft, zu antworten, bedanken. Die Fragen, die 
jetzt nicht mehr mündlich beantwortet werden 
konnten, werden mit Ausnahme der Fragen 46 und 
47, die vom Fragesteller, dem Abgeordneten Müller 
(Berlin), zurückgezogen worden sind, schriftlich 
beantwortet. 

Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Herr Ab-
geordnete Rawe. 

Rawe (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men! Meine Herren! Der Verlauf dieser Fragestunde 
hat gezeigt, daß durch das Interview von Herrn 
Staatssekretär Gaus Fragen von großem, allgemei-
nem und aktuellem Interesse ausgelöst worden sind. 

(Lachen bei der SPD) 

— Meine Damen, meine Herren, Sie dürfen ruhig 
lachen. Nur, in der Geschäftsordnung stehen für die 
Beantragung einer Aktuellen Stunde präzise Vor-
schriften. Deswegen nenne ich die. Kollegen 
meiner Fraktion haben durch Fragen in der Frage-
stunde versucht, die Meinung der Bundesregierung 
zu der Auffassung des Herrn Staatssekretärs Gaus 
aufzuhellen. Wir wollten natürlich auch hören, wie 
denn nun eigentlich der wirkliche Kurs der Bundes-
regierung in dieser Frage aussieht. Aber, Herr 
Staatsminister Wischnewski, ganz im Gegensatz zu 
Ihrer Meinung, daß Sie präzise und erschöpfend 
geantwortet haben, ist, glaube ich, die Mehrheit 
hier im Plenarsaal der Auffassung, daß dies nicht 
gelungen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will Ihnen gern bestätigen — das tue ich sogar 
mit großer Freude —, daß Sie außerordentlich ge-
schickt versucht haben, um das eigentliche Kern-
problem herumzureden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nur, wir sind der Auffassung, daß dies eben nicht 
genügt. Deswegen beantrage ich, Frau Präsidentin, 
namens meiner Fraktion gemäß Ziffer 2 der vor-
läufigen Bestimmungen über Aussprachen zu Fragen 
von allgemeinem aktuellem Interesse — Anlage 4 
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der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages — 
eine „Aktuelle Stunde". 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, es ist eine Aktuelle Stunde verlangt wor-
den. Sie ist ausreichend unterstützt. Wir beginnen 
damit mit der 

Aktuellen Stunde. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Marx. 

Dr. Marx (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Jedermann in 
diesem Saal und draußen in unserem Volk weiß, 
daß sich seit vielen Monaten die negativen Meldun-
gen über das innerdeutsche Verhältnis häufen. Alles, 
was in letzter Zeit diskutiert werden mußte, die Er-
schwerungen journalistischer Arbeit, das Hinauswer-
fen von Journalisten, das Ausbürgern von Unbot-
mäßigen, Kontrollposten vor unserer Ständigen Ver-
tretung, neue Attacken gegen das freie Berlin, sind 
Dokumente dafür, daß sich die Deutschlandpolitik 
der Bundesregierung festgelaufen hat, daß sie in 
eine Sackgasse geraten ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gaus sagte in seinem berüchtigten „Spiegel"- 
Interview selbst, die Schwierigkeiten mit der DDR 
seien gegenwärtig größer — ich zitiere — „als 
irgendwann in den letzten Jahren". Aber der Schluß, 
den er daraus zieht, ist höchst gefährlich. Er will der 
Überzeugung meiner Fraktion nach eine neue Runde 
der Deutschlandpolitik auf die andere draufsetzen, 
er will sie vorantreiben, er läßt. Ballons steigen, er 
macht Versuche, um zu sehen, was möglich ist, was 
sich in Zukunft in seiner Richtung weiter entwickeln 
kann, und er setzt den Hebel an entscheidenden 
Punkten an: er empfiehlt nämlich neue Vorleistun-
gen. Die deutsche Staatsangehörigkeit, so wie sie 
eindeutig und unverrückbar in unserer Verfassung 
steht und wie sie das Bundesverfassungsgericht noch 
einmal mit einer Wirkung, die für jeden bindend 
ist, festgelegt hat, soll zur Frage, soll zum Kompro-
mißobjekt degradiert werden. 

Um es noch einmal mit aller Deutlichkeit zu sagen: 
Sollte die Bundesregierung versuchen, auf diesem 
Felde an der Verfassung zu manipulieren oder her-
umzuoperieren, wird sie den entschiedensten Wider-
stand der CDU/CSU-Fraktion erfahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es würde sich, meine Damen und Herren — ich will 
es rechtzeitig hier sagen —, dann in der Tat um 
einen Verfassungskonflikt handeln. Wir sehen, daß 
Staatssekretär Gaus, ein Beamter des Bundeskanzler-
amtes, in offenbar geschickter Form versucht — Herr 
Kollege Wischnewski, ich mache auch Ihnen dieses 
Kompliment; ich hätte soeben wirklich nicht gern 
in Ihrer Haut gesteckt; Sie haben eine Sache ver-
teidigen und Andeutungen dazu machen müssen, 
von der Sie wissen, wie viele Untiefen sie hat und 
wie kritisch sie ist —, an den Grundpfeilern des 
Grundgesetzes herumzuarbeiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Jäger [Wan

-

gen] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Der Vorsitzende der SPD-Fraktion, Herr Wehner, 
hat sich, wie ich allerdings glaube, wenn man seine 
gestrigen Pressemitteilungen und den Artikel in 
zwei Zeitungen heute liest, in mehrdeutigen Formu-
lierungen von dem sogenannten Vorpreschen des 
Herrn Gaus distanziert. Aber, ich finde, Herr Weh-
ner, Sie haben sich kaum von dem Inhalt distanziert. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Wenn Sie sprechen, sind wir sehr neugierig zu hö-
ren, was Sie konkret in diesem Saal dazu sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir finden auch, daß die Gedanken von Herrn 
Gaus auf einem Boden gewachsen sind, der im Zen-
trum der Regierung, im Bundeskanzleramt selbst, 
offenbar seit Monaten vorbereitet worden ist. Die 
unglaublich dümmliche Studie 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU] : Sehr rich

-

tig!) 

zur Weiterentwicklung der deutschen Dinge, die vor 
der Wahl, zufällig, das Licht der Welt erblickt hat, 
kam ebenfalls aus dem Hause des Kanzlers. Sie geht 
von ganz absurden Vorstellungen und von einer 
völligen Verkennung der wirklichen Lage in 
Deutschland aus. Man hat auch damals versucht, die 
Sache zu einem unverbindlichen Papier herunterzu-
spielen. Wenn jene Veröffentlichung und wenn 
jetzt das Gaus-Interview tatsächlich nur Privatmei-
nungen von Beamten wären, müßten die Verant-
wortlichen, weil das für uns alle, auch für die Re-
gierung selbst z. B. in ihren Verhandlungen, schäd

-

lich ist, weil es in der Sache ärgerlich und von den 
politischen Prinzipien her unverantwortlich ist, 
schleunigst aus ihren Positionen entfernt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Bundeskanzler selbst, der heute aus verständ-
lichen, persönlichen Gründen nicht bei uns sei n 

 kann, hat jetzt eineinhalb Wochen Zeit gehabt, sich 
persönlich oder durch seinen Sprecher zur Sache zu 
äußern. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU] : Sehr rich

-

tig!) 

Er hat es immer noch nicht getan. Das nährt doch 
den Verdacht, daß zumindest einige bei Ihnen in der 
Regierung, Herr Kollege Wischnewski, einige — 
und ich denke, nicht die unwichtigsten auf der lin-
ken Seite des Hauses — an eine Veränderung der 
Politik denken, an erneute Gefügigkeit. 

Wir erwarten, daß die Bundesregierung nicht 
wiederum Mehrdeutigkeiten pflegt, sondern daß sie 
bei dem, was Herr Wischnewski eben sagte und 
was ich als die Wahrheit, wie er sie vorträgt, ab-
nehme, bleibt, daß sich dann aber auch die Beamten 
der Bundesregierung an die hier im Hause gegebe-
nen Versicherungen halten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Herr Wischnewski, noch eine Bemerkung zum 
Schluß: Wenn dies in Zukunft nicht geschehen soll-
te, dann wird die Fragestunde nicht mehr so ab-
laufen wie heute, und dann wird auch die Aktuelle 
Stunde und dann werden auch die politischen Aus- 



674 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 14. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Februar 1977 

Dr. Marx 
einandersetzungen, die wir mit der Regierung führen 
müssen, allerdings einen weitaus ernsteren Charak-
ter erhalten müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Was bedeutet denn das?) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab-
geordnete Bahr. 

Bahr (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Zu diesem Thema spricht hier einer zu Ih-
nen, der darüber verhandelt hat 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

und der darüber diesem Hohen Hause mehrfach be-
richtet hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bahr-heiten! — 
Weite Zurufe von der CDU/CSU) 

Das Ergebnis dieser Verhandlungen ist vom Bundes-
verfassungsgericht geprüft worden. Die Haltung der 
Bundesregierung damals war völlig einheitlich und 
völlig klar. Der Kollege Mertes hat das bestätigt, 
und Herr Staatsminister Wischnewski hat eben be-
stätigt, daß die Auskunft, die die Bundesregierung 
damals gegeben hat, zu dem Thema Staatsangehörig-
keit genauso bleibt. Meine Damen und Herren, dies 
gehört zu den Punkten, von denen der Grundlagen-
vertrag selbst gesagt hat: ungeachtet tiefgreifender 
Meinungsverschiedenheiten sei man dazu gekom-
men, den Vertrag zu schließen. Wenn man die Pro-
tokollnotiz dazunimmt, dann kann es für Gutwillige 
keinen Zweifel darüber geben, daß niemand beab-
sichtigt, an den Grundpfeilern des Grundgesetzes zu 
arbeiten, wie Herr Kollege Marx sich hier auszu-
drücken beliebt hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wenn es Ihnen um 
Klarheit gegangen wäre, dann hätten Ihnen die Aus-
künfte des Staatsministers Wischnewski insbesondere 
zu diesem Punkte genügen müssen. Eine Reihe von 
Ausführungen, die Sie hier gemacht haben, wirft ja 
geradezu die Frage auf, warum die CDU/CSU denn 
nicht die Steuern von Bürgern der DDR eingetrieben 
hat, als sie in der Bundesregierung war. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Es gab Formulierungen bei Ihnen — das werden Sie 
bitte selbst nachlesen —, die den Eindruck erwecken, 
als ob Sie alle Menschen, die heute in der DDR woh-
nen, mit vollen Rechten und Pflichten als unsere 
Staatsbürger reklamieren wollen. Dies ist, wie Sie 
alle wissen, leider nicht möglich. Wir haben sogar 
die Mitglieder der Ständigen Vertretung der DDR in 
der Bundesrepublik Deutschland, also hier in Bonn, 
nicht zur Bundeswehr eingezogen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Es ist doch nicht 
Karneval hier im Hause! — Zuruf des Abg. 

Rawe [CDU/CSU]) 

Was Sie in Ihrer Frage hier gemacht haben, und 
die Art, in der Sie diese Aktuelle Stunde begründet  

haben, macht klar, daß Sie keinen Sachpunkt klären 
wollen, der für Sie unklar ist, sondern Sie wollen 
dieser Regierung und ihrer Koalition unterstellen, 
daß sie mit dem Gedanken der Verfassungsverlet-
zung spielen 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

oder an den Grundpfeilern des Grundgesetzes her-
umoperieren will. Sie wollen also eine schwierige 
Lage schwieriger machen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist Ihr Recht. Ich muß Ihnen außerdem zugeben: 
Sie dienen damit den Interessen Ihrer Partei. Den 
Interessen unseres Landes dienen Sie damit nicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab-
geordnete Hoppe. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Jetzt kommt 
es hoffentlich geistvoller!) 

Hoppe (FDP) : Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Den Problemen der deutschen Teilung wer-
den wir mit Aktuellen Stunden nicht beikommen, 
selbst dann nicht, wenn sie uns nach Thema und 
Rednerfolge über die Presse angekündigt werden. 
Auch dort, wo es darum geht, einem Staatssekretär 
die Meinung zu einer journalistischen Fehlleistung 
zu sagen, kann man dies ohne die Kulisse des Parla-
ments tun. Die Koalitionsfraktionen haben das ge-
tan, ohne es dabei an Deutlichkeit fehlen zu las-
sen. Wenn aber die Opposition dieses „Spiegel"-
Stück auf parlamentarischer Bühne en suite spielen 
will, raten wir ihr dringend zur Spielplanänderung. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Warum? Mit der Debatte über die intellektuellen 
Fingerspiele, wie ich es genannt habe, gerät der 
Deutsche Bundestag nämlich zwangsläufig in eine 
Diskussion über die Arbeit der Ständigen Vertre-
tung und über die Behinderung der Arbeit. Wir müs-
sen damit unausweichlich über die an den Haaren 
herbeigezogenen Gründe reden, mit denen die DDR 
ihre einschränkenden Maßnahmen zu rechtfertigen 
versucht. 

Die DDR hat dies in der Form eines Aide-mémoire 
getan. Auf diese Erklärung wird die Bundesregie-
rung nach sorgfältiger Prüfung sachlich klar und 
unmißverständlich antworten. Es wäre ein Vorzug, 
wenn diese Stellungnahme nach Abstimmung mit 
allen Fraktionen des Deutschen Bundestages ab-
gegeben werden könnte. Die Opposition ist mit der 
Form ihrer Kritik drauf und dran, das unmöglich zu 
machen. 

Und doch gibt es ein gutes Beispiel des Zusam-
menwirkens von Regierung und Parlament, an das 
ich bei dieser Gelegenheit erinnern möchte. Es han-
delt sich um die TASS-Erklärung der Regierung der 
Sowjetunion vom 22. Mai 1976, die nach Erörterung 
im zuständigen Parlamentsausschuß von der Bundes-
regierung dann am 1. Juli beantwortet werden 
konnte. Die Opposition ist aber offenbar der Mei-
nung, daß ihr die Gemeinsamkeit nicht genutzt hat. 
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Nur daran, so meine ich, kann es liegen, daß jetzt 
aus innenpolitischen Gründen die Konfrontation ge-
sucht wird. 

Meine Damen und Herren, mit Dreschflegelpole-
mik schläg man Wunden, aber man hilft in der Sache 
nicht weiter. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Eine lebendige Demokratie braucht die Kritik der 
Opposition, aber auf verletzende und beleidigende 
Äußerungen kann sie weiß Gott verzichten. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Wer hat die 
denn gemacht, Herr Hoppe?) 

Die Regierung muß, wie vom Bundeskanzler in der 
Regierungserklärung angekündigt, das Gespräch mit 
der Opposition suchen. Die Opposition aber sollte 
die Voraussetzung dazu nicht zerstören. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Können Sie mal sa

-

gen, wer hier beleidigt hat? Wer hat hier 
beleidigt?) 

— Verehrter Herr Kohl, nicht nur der heutige Rede-
beitrag — sehr moderat — des Kollegen Marx ge-
hört zur Diskussion, sondern dazu gehören auch die 
Presseerklärungen, die Mitglieder Ihrer Fraktion 
dazu bereits in den letzten Tagen abgegeben haben, 
darunter die mit der für mich beleidigenden Unter-
stellung, die Bundesregierung verletze das Grund-
gesetz. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich bin gerne bereit, Ihnen diese Äußerungen noch 
einmal vorzulegen. 

Meine Damen und Herren, durch den Grundlagen-
vertrag, die nachfolgenden Vereinbarungen und das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts sind die Ziele 
und Grundpositionen unserer Politik gegenüber der 
DDR klar fixiert. 

Die politischen Wege und Methoden zur Erfüllung 
des Wiedervereinigungsgebots sind es dagegen 
nicht. Bei der Suche nach praktischen Lösungen 
müssen wir deshalb die gesetzten Pflöcke der un-
verrückbaren Rechtspositionen strikt beachten. Es 
bleibt aber uns überlassen, Stil und Art, in denen 
wir diese Aufgabenstrecke der Deutschlandpolitik 
bewältigen wollen, festzulegen. Bei dieser Aufgabe 
sollte die Opposition konstruktiv mitwirken und 
nicht in der betrachtenden Rolle des selbsternannten 
„Oberverfassungsrichters" verharren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Jäger 
[Wangen] [CDU/CSU] : Zu Gaus kein Wort!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Abelein. 

Dr. Abelein (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Es ist nicht das erste Mal, daß 
wir uns hier über Äußerungen des Staatssekretärs 
Gaus unterhalten. In gewisser Hinsicht müssen wir 
vielleicht sogar dafür dankbar sein, daß er journa-
listisch das formuliert, was die Bundesregierung 
denkt und vorhat. Es ist sehr bezeichnend, daß der 
Vertreter der Bundesregierung hier zwar von diffi-

zilen Fragen und journalistischen Formulierungen, 
die man eventuell auch anders formulieren könnte, 
spricht, sich in der Sache aber überhaupt nicht da-
von distanziert und, so vermute ich, auch nicht 
distanzieren kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Bundesregierung ist die schlechte Stimmung 
in der deutschen Öffentlichkeit wegen der Deutsch-
landpolitik natürlich nicht entgangen, und sie ist 
ihr auch sehr unangenehm. Aber es zeigt die Wen-
digkeit der Bundesregierung, daß Herr Gaus fest-
stellt, das liege an dem zu hohen Erwartungshori-
zont, den die deutsche Öffentlichkeit gehabt habe, 
den doch aber diese Bundesregierung über Jahre 
emphatisch und fast missionarisch erzeugt hat. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Der Rausch!) 

Mit anderen Worten: die Bundesregierung be-
schimpft das Publikum, weil es den Erwartungen der 
Bundesregierung geglaubt hat, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

weil es die Versprechungen der Bundesregierung 
über menschliche Erleichterungen, Entspannung, das 
Ende vom Schießen — es fehlt die Zeit, um das alles 
aufzuzählen — ernst genommen hat. In diesem 
Punkt sind wir mit der Bundesregierung völlig einig: 
Wer dieser Bundesregierung glaubt oder ihren Ver-
sprechungen noch glaubt, der ist in der Tat selbst 
schuld. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es gibt noch weitere Beispiele für die Gewandtheit 
der Bundesregierung und der Regierungskoalition. 
Sie ist ein Feind von Law and Order — Gesetz und 
Ordnung —, im Bestreben, eine liberale Gesellschaft 
für freie Menschen, frei von Herrschaft zu schaffen, 
tritt aber jetzt neuerdings ständig für die Aufrecht-
erhaltung der Ordnung und für die Obrigkeit in der 
DDR ein. Daran darf nicht gerüttelt und gezweifelt 
werden, weil das den Zielen der Deutschlandpolitik 
im Wege steht. Während diese Bundesregierung 
mit allen Anzeichen eines fortgeschrittenen Ma-
sochismus ihre Autorität selbst in Frage stellt, sich 
den Ast selbst heruntersägt, tritt sie für eine Stär-
kung des Regimes der SED in Ost-Berlin ein. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir haben immer geglaubt, es gehe dieser Bun-
desregierung bei ihrer Politik und den großen Op-
fern, die sie dazu gebracht hat — bzw. den Opfern, 
die sie auf unsere Kosten, auf Kosten der deutschen 
Bevölkerung, gebracht hat —, um menschliche Er-
leichterungen. Jetzt stellen wir erstaunt fest, daß 
der Vertreter der Bundesregierung sagt: Die DDR-
Führung — und dafür müsse man Verständnis ha-
ben — sei durch die Wünsche nach humanitären Er-
leichterungen überfordert und deswegen zeige sie 
sich restriktiv. Wenn jetzt empfohlen wird, wir müß-
ten einen Verzicht leisten auf den Gestus des 
Sachwalters aller Unterdrückten, so kann die 
resignierende Abkehr von einer Politik, die einmal 
vorgab, für die Menschenrechte in Deutschland ein-
zutreten, nicht mehr deutlicher formuliert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 
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Die wortreich verschnörkelte Aushöhlung des Ur-

teils des Bundesverfassungsgerichts und seiner Ver-
bindlichkeit hat eine lange Tradition. Begonnen 
wurde sie von Herrn Wehner; sie überrascht uns 
gar nicht. Bezeichnend ist — und das sind die Fra-
gen, die hier nicht beantwortet sind —: Was sagen 
Sie denn zur Staatsangehörigkeit? Wieso reden Sie 
denn von der „Frage" der Staatsangehörigkeit? Hier 
ist doch nichts fraglich. Unsere Verfassung geht von 
einer, von d e r deutschen Staatsangehörigkeit 
aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie von einem Kompromiß reden, mit dem 
Sie der berechtigten Forderung der DDR nach einer 
verbrieften Grenzregelung entgegenkommen wol-
len, dann stellen Sie zur Disposition, was von Ver-
fassungs wegen nicht zur Disposition gestellt wer-
den darf. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damit komme ich zum Schluß. 

(Wehner [SPD] : Das ist gut!) 

In der Bereitschaft der Bundesregierung, die For-
derungen des SED-Regimes weitgehend anzuer-
kennen, ihnen entgegenzukommen oder, wie im 
„Vorwärts" geschrieben, jetzt neuerdings das SED-
Regime zu stärken und Verständnis für das Aus-
bleiben menschlicher Erleichterungen zu zeigen, liegt 
weitgehend ein gefährlicher Ansatz für einen Ver-
zicht auf das verfassungsrechtliche und nicht nur 
politische Ziel der staatlichen Wiedervereinigung 
Deutschlands. 

Von da kommt unser Vorwurf — und ich erneuere 
ihn —, daß sich die Bundesregierung auf einen ge-
fährlichen Weg begeben hat, auf einen Weg am 
Rand der Verfassung, 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Aha!) 

wenn sie den Boden der Verfassung nicht gar schon 
verlassen hat. Und davor warnen wir erneut. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab-
geordnete Kreutzmann. 

Dr. Kreutzmann (SPD): Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Reden wie die des Kollegen Abe-
lein, die wir soeben hier gehört haben, lassen einen 
in diesen Aktuellen Stunden immer wieder an die-
ser Opposition verzweifeln. Das möchte ich einmal 
mit aller Härte sagen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Abelein, Sie unterstellen hier einer Bundes-
regierung, daß sie die Interessen dieses Landes 
preisgibt und gegen die Grundsätze der Menschlich-
keit verstößt — einer Bundesregierung, die, das wol-
len wir hier einmal hervorheben, neben den vielen 
spektakulären Fällen, die in der Öffentlichkeit oft 
diskutiert werden, Tausenden von Menschen aus 
den Gefängnissen der DDR herausgeholfen und den 
Weg in die Bundesrepublik geebnet hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie wollen mit dieser Fülle von Attacken und 
Angriffen doch nur die eigene Ratlosigkeit über-
decken. Ihnen geht es in diesen Aktuellen Stun-
den doch im Grunde genommen um nichts anderes 
als um Schaufensteraktionen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich will Ihnen das beweisen. Am Beginn dieser 
Woche haben Sie, Herr Dr. Abelein, in einer Zei-
tung, die ja inzwischen Ihr Amtsverkündungsblatt 
geworden ist, erklärt, 

(Dr.  Marx  [CDU/CSU] : Wie heißt sie?) 

es werde in dieser Woche zu einer Aktuellen Stunde 
über das Interview des Staatssekretärs Gaus kom-
men, falls die gestellten Anfragen von der Bundes-
regierung nicht zufriedenstellend beantwortet wür-
den. Am Mittwoch haben Sie, ehe überhaupt eine 
Erklärung der Bundesregierung vor diesem Parla-
ment erfolgt war, bereits erklärt, daß eine Aktuelle 
Stunde stattfinden werde. Gleichzeitig hat Herr 
Zimmermann am Dienstag, ohne daß eine Erklärung 
der Bundesregierung vor diesem Parlament erfolgt 
war, gefordert, Herr Gaus solle abberufen werden. 
Die CDU hat sofort nachgezogen. Sie wollen ja nicht 
hören, was die Regierung sagt. Sie wollen nur Ihre 
vorgefaßten Urteile bestätigt finden und Stimmung 
machen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Das ist eine 
Erfahrung mit dem Verhalten dieser Re

-

gierung!) 

Das ist das, was Sie unter Deutschlandpolitik ver-
stehen. 

Oder nennen Sie es etwa Deutschlandpolitik, wenn 
Sie in einer schön koordinierten Aktion die Regie-
rung auffordern, Herrn Gaus in die Wüste zu 
schicken, und gleichzeitig zum Generalangriff auf 
Herrn Kohl (DDR) blasen, um so gegebenenfalls zur 
gleichen Zeit die Verhandlungsbasis hier und drüben 
zu zerstören oder zumindest auszuschalten? Sehen 
Sie nicht, daß Sie damit den Wert der Ständigen 
Vertretung der Bundesrepublik demontieren, die ja 
nicht nur Interviews gibt, sondern vor allem vielen 
Bundesbürgern in ihrer Bedrängnis geholfen hat und 
deren Dienst ja auch viele von Ihnen immer wieder 
in Anspruch genommen haben? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gerade darum!) 

Aber Sie fallen damit ja nicht nur der Bundesregie-
rung in den Rücken, sondern auch Ihrem eigenen 
Parteivorsitzenden. Er hat bei der Debatte über die 
Regierungserklärung gesagt: 

Aus der durchaus notwendigen Politik der An-
erkennung der Realität in der DDR ist eine Poli-
tik des Nicht-zur-Kenntnis-Nehmens der Reali-
täten in der DDR durch die DDR geworden. 

Wenn er auch mit dem zweiten Halbsatz versucht, 
den ersten Halbsatz herunterzuspielen, so glaube ich 
doch, daß das anders klingt als das, was wir von 
Herrn Abelein hier gehört haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe dieses Zitat aus der „Süddeutschen Zei

-

tung", in der sich Klaus Dreher mit der Deutschland- 
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) politik der CDU befaßt. Dreher ist für Sie sicherlich 

ein unbestechlicher Zeuge, denn er steht ja in dem 
Ansehen, daß er Ihnen sehr nahesteht. Der Verdacht 
ist nicht von der Hand zu weisen, daß der Artikel, 
den er geschrieben hat, nicht ganz ohne Beeinflus-
sung aus den höheren Rängen Ihrer Parteiführung 
geschrieben worden ist. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Lassen Sie das Spe

-

kulieren, kommen Sie zur Sache!) 

Das Besondere an diesem Artikel ist, daß er ver-
deutlicht, daß die Deutschlandpolitik der CDU — 
von  der CSU gar nicht zu reden — ein Schiff ohne 
Steuer und ohne Kompaß ist. Dreher verweist dar-
auf, wie manövrierunfähig die CDU in der Deutsch-
landpolitik ist, weil sie ihre Deutschlandpolitik im 
Innerdeutschen Ausschuß, wie Dreher es nennt, von 
der „Kampfgruppe Abelein" ausführen läßt; 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

sie hat ja auch aus dem Auswärtigen Ausschuß ein 
Eldorado für die Vertreter eines besonders harten 
Kurses gemacht. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Und nun wollen Sie auf Ihrem Parteitag, wie 
Dreher schreibt, versuchen, eine Deutschlandpolitik 
zu finden. Nichts macht deutlicher als das, wie rat-
los Sie eigentlich sind. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Halten Sie sich an 
das, was wir sagen!) 

Ich wünsche Ihnen viel Glück für Ihren neuen An

-

fang. Wir werden aber aufmerksam beobachten, wer 
I bei dieser neuen Deutschlandpolitik, die Sie nun-

mehr nach so vielen Jahren kreieren wollen, den 
kürzeren zieht. 

(V o r sitz : Vizepräsident Stücklen) 

Die Bundesregierung hat nicht nur vor dem Hinter-
grund dessen, was sich in Ihren Reihen abspielt, 
keinen Grund, ihren Kurs zu ändern. Nicht sie ist 
es, die eine Bestandsaufnahme in der Deutschland-
politik und die Überprüfung ihrer Positionen nötig 
hat. Niemand bestreitet, daß wir auch Rückschläge 
und Enttäuschungen erlitten haben, aber bei der 
Unterschiedlichkeit der Interessen und weltanschau-
lichen Grundhaltungen werden die Beziehungen 
zum anderen deutschen Staat und zu den Kräften, 
denen er sich verpflichtet fühlt, ständig den Charak-
ter von Wechselbädern haben. Wir müssen sie 
durchstehen und dürfen dabei nicht das Ziel aus 
den Augen verlieren, Dieses Ziel aber heißt, den 
Menschen zu helfen und den Frieden zu wahren. 

Unsere Stellung zum Problem der Staatsangehö-
rigkeit ist in den Verträgen eindeutig festgelegt. 
So schwierig es ist, wir müssen mit dem Dissens in 
dieser Frage leben. Wir haben auch die Rechtsnor-
men zu respektieren, die uns das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts gesetzt hat. Nur sollten wir bei 
den deutsch-deutschen Beziehungen immer daran 
denken, daß es hier in erster Linie um Menschen-
schicksale und Menschlichkeit geht. Dabei können 
uns Urteile des Bundesverfassungsgerichts die durch 
das Grundgesetz festgelegten Rechtsnormen verdeut-
lichen; den Zwang zum politischen Handeln kann  

uns auch das Urteil des von uns allen respektierten 
obersten Gerichts unseres Staates nicht abnehmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Wendig. 

Dr. Wendig (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Die Beantwortung 
der Anfrage durch den Herrn Vertreter der Bundes-
regierung war in vollem Maße befriedigend. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Haha! — Zum 
Lachen!) 

— Jawohl! 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Haben Sie 
denn zugehört?) 

Sie stellte klar — und darauf kam es an —, daß 
die geschlossenen Verträge und die Normen unse-
rer Verfassung die unverzichtbare Grundlage un-
serer Deutschlandpolitik sind. Dies war eigentlich 
selbstverständlich, und an diesem Grundsatz hat, 
wie ich meine, die Bundesregierung auch nie einen 
Zweifel gelassen. Damit ist auch die Position so-
wohl hinsichtlich der Staatsangehörigkeitsfrage als 
auch hinsichtlich der Grenzmarkierung ganz eindeu-
tig beschrieben. 

Ich habe überhaupt kein Verständnis dafür, daß 
dann beispielsweise Herr Kollege Abelein so tut, 
als hätte diese Bundesregierung dies alles gar nicht 
gesagt, und ich verstehe es noch viel weniger, 
wenn er formuliert, Herr Gaus habe journalistisch 
formuliert, was die Bundesrepublik denkt und 
vorhat, und sich schließlich dazu versteigt — und 
das ist der Gipfel —, zu sagen, diese Bundesregie-
rung trete für Recht und Ordnung in der DDR ein. 
Meine Damen und Herren, Sie müssen sich bitte 
einmal vorstellen, was das bedeutet! 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Hierbei drängen sich doch wohl für jeden, der 
die Dinge einmal etwas nüchtern betrachtet, zwei 
allgemeine Überlegungen auf, und ich darf sie hier 
anführen. Da wird erstens wieder einmal deutlich, 
wie sehr die Opposition in Formeln, aus denen sie 
nicht herauskommt, argumentiert. 

Das Urteil von Karlsruhe vom 31. Juli 1973 sagt 
unter anderem auch sehr deutlich, wo bei aller 
Verbindlichkeit die Begrenzungen einer verfas-
sungsgerichtlichen Entscheidung liegen. Herr 
Hoppe sprach davon, auch Herr Dr. Weber vorhin. 
Der Weg zu den angegebenen Zielen ist den zum 
politischen Handeln berufenen Organen überlassen. 
Dies stellt auch ganz klar, daß die gerichtliche Ent-
scheidung politisches Handeln nicht ersetzt. 

In dieser Hinsicht ist die CDU/CSU sicher schon 
seit den 50er Jahren nie über eine vorwiegend ju-
ristische Betrachtung der Deutschlandfrage hinaus-
gekommen, und sie blieb dabei zu einer Zeit, als sie 
das Sagen hatte, ohne jeden Erfolg. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dabei haben sich seit 1949 Fakten verändert, nicht 
durch uns hier in diesem Lande, Fakten, die wir 
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nicht mit noch so starken Worten wegdiskutieren 
können. Es wäre sehr gut, wenn die Opposition 
endlich mehr Sinn für solche Fakten und die Gren-
zen des politisch Möglichen entdeckte. 

Ein Zweites! Ist sich eigentlich die Opposition 
klar darüber, wie wenig sie mit so spektakulären 
Aktionen ihren eigenen Ansprüchen nutzt? Oder 
anders herum: wie sehr sie die Verwirklichung der 
Vertragspolitik mit den zugegebenermaßen oft klei-
nen Einzelschritten behindert? Die Arbeit der Bon-
ner Vertretung in Ost-Berlin wird gerade im huma-
nitären Bereich durch ein solches Fehlverhalten 
nicht erleichtert. Ich will mich in keiner Weise 
dagegen aussprechen, daß bei gegebenem Anlaß 
notwendige schwierige Dinge auch offen gesagt 
werden. Bloß tun starke Worte allein noch nichts, 
im Gegenteil, sie schaden. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Mehr als solche starken Worte hat die Opposition 
zur Diskussion weder heute noch in der Vergan-
genheit vorzutragen gewußt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich fasse zusammen. Es zeigt sich, daß die Oppo-
sition immer noch an gewissen Tatsachen vorbei

-

diskutiert und dies in einer Art und Weise, die kein 
Gefühl dafür entwickelt, wie wenig sie denen nutzt, 
deren Position zu verbessern sie vorgibt. Dies war 
heute wieder einmal ein Lehrstück für diese nicht 
neue Erkenntnis. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete von Wrangel. 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Hoppe hat hier von Stil 
und Art Aktueller Stunden gesprochen. Herr Kol-
lege Hoppe, ich muß Ihnen eines sagen. Wo sonst 
sollen wir denn in einer freiheitlichen Demokratie 
die Probleme diskutieren, wenn nicht in diesem Par-
lament? Und wir werden das weiter tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Andere haben gemeint, sie müßten rügen, daß der 
Kollege Abelein und der Kollege Zimmermann eine 
Aktuelle Stunde angekündigt haben. Meine Damen 
und Herren, sie sind doch heute durch die Antwor-
ten der Bundesregierung voll und ganz bestätigt 
worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Wischnewski, mit ein bißchen Ironie 
frage ich mich in diesem Augenblick, warum die 
Bundesregierung, wenn sie sich aus lauter vernünf-
tigen Menschen zusammensetzt, Ausflüchte macht 
und statt klare Antworten zu geben unqualifizierte 
Angriffe gegen die Opposition startet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir als CDU/CSU empfinden es doch als beson-
ders bedrückend, daß Teile der Bundesregierung 
durch das Interview von Staatssekretär Gaus den 
innerdeutschen Beziehungen einen völkerrechtlichen 
Charakter geben wollen. Hier geht es nicht um For-

malien. Hier geht es um die Sorgepflicht, die wir als 
freiheitliche Bundesrepublik Deutschland für alle 
Deutschen wahrzunehmen haben, ob uns das paßt 
oder nicht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Eine Politik der ständigen Gefälligkeiten muß dazu 
führen, daß man fällt und daß damit dann auch die 
Verhandlungsposition der Bundesrepublik Deutsch-
land als Ganzes demontiert wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zum Fragenkomplex „Gästebuch" — oder „Kon-
trollbuch", kann man auch sagen — möchte ich nur 
eine Anmerkung machen. Durch solche Vorgänge — 
wir werden darüber noch sprechen — fühlen sich 
doch eine ganze Reihe, vielleicht Hunderte oder 
Tausende oder noch mehr Menschen im anderen 
Teil Deutschlands getäuscht und im Stich gelassen. 
Und das vor dem Hintergrund der Erwartungen, die 
von Ihnen, Herr Kollege Bahr, seinerzeit erweckt 
worden sind. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Ich möchte Ihnen noch einmal eines sagen: Wir 
haben den Eindruck, daß jetzt wieder einmal auf 
leisen Sohlen, aber sehr deutlich die Weichen in 
eine falsche Richtung gestellt werden. 

Wir haben erkannt — wir müssen das heute be-
tonen, und wir werden das auch künftig erklären —, 
daß die Bundesregierung in der Deutschlandpolitik 
überhaupt keine Zukunftsperspektiven hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD) 

Sie besitzt noch nicht einmal die Weisheit, die Ge-
genwart zu bewältigen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Aber Sie 
haben sie doch!) 

Sie hat eins getan: Sie ist kurzatmig eine Politik der 
kleinen Schritte zurückgegangen, wenn man das an 
dem mißt, was seinerzeit im Grundlagenvertrag fest-
gelegt worden ist. Seien Sie sicher, daß die CDU/ 
CSU diese Aktuelle Stunde als einen Anfang sieht, 
um mit Ihnen über alle Aspekte der Deutschland-
politik zu diskutieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Wenigstens ein Trost!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister Franke. 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich glaube, es ist notwendig und nützlich, die Frage 
zu stellen: Was für eine politische Bedeutung kann 
dieser Aktuellen Stunde zuerkannt werden? Die 
Bundesregierung — und danach wird ja wohl ge-
fragt — hat in den letzten Wochen mehrmals — 
mehrmals! — in abgewogener und verantwortlicher 
Weise zur Deutschlandpolitik Stellung genommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nichtssagend!) 

Das geschah durch den Bundeskanzler von dieser 
Stelle aus. Wer diese Darlegungen gehört oder 
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nachgelesen hat, kann, sofern er nur ein Minimum 
an gutem Willen aufbringt, allen Ernstes nicht be-
haupten, an den Auffassungen und Absichten der 
Bundesregierung zur Deutschlandpolitik sei irgend 
etwas unklar oder gar unbekannt. 

Allerdings scheint das, was der Bundeskanzler er-
klärte, der Opposition zu differenziert gewesen zu 
sein. Sie hätte es wohl gerne lauter und unüberleg-
ter gehabt. Deshalb suchte und sucht sie für sich 
nach Gelegenheiten, dem Thema im Bundestag doch 
noch die rhetorischen Kraftakte abzugewinnen, die 
wir aus früheren deutschlandpolitischen Debatten 
kennen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Herr Mini

-

ster, wann kommen Sie zu Gaus?) 

— Ich komme ja dazu, Herr Kollege. 

Als Anlaß dient nun das Interview von Staatsse-
kretär Gaus. Daß wirklich nur ein Anlaß gesucht 
wurde, um wieder die altbekannten Vorwürfe und 
Verdächtigungen abzuladen, ist doch wohl jeder-
mann nach Ablauf der Fragestunde offenbar. Die 
Bundesregierung hat die Fragen mit einer Präzision 
und Klarheit beantwortet, die nichts zu wünschen 
übrig läßt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU: Zum Lachen!) 

— Ich weiß, daß Sie überhaupt keine klaren Ant-
worten verstehen wollen, weil Sie nicht in Ihren 
Kram passen, weil Sie immer wieder einen Aufhän-
ger suchen müssen, um sich in dieser altbekannten 
Art treu bleiben zu können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dennoch wird so getan — deshalb wird die Aktuelle 
Stunde veranstaltet —, als bedürften die angefrag-
ten Sachverhalte weiterer Aufklärung. Sie bedürfen 
ihrer nicht. Deshalb ist es überflüssig und müßig, 
darüber weiter zu reden; denn es könnten ja doch 
nur Wiederholungen werden. 

Sie können noch so viele Fragen und noch so 
verklausuliert stellen, 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Sie wer

-

den nicht beantwortet!) 

die Auffassung der Bundesregierung und der Koali-
tionsparteien zur Deutschlandpolitik ist eindeutig. 
Sie paßt Ihnen nicht in den Kram, weil für Sie nichts 
übrigbleibt. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
niemandem kann verborgen bleiben, warum Sie die 
emphatische Form der Auseinandersetzung mit dem 
Thema der innerdeutschen Beziehungen suchen. 

(Schmöle [CDU/CSU] : Der Gaus hat doch 
recht!) 

Sie brauchen Anlässe, um mit pathetischen Reden 
über Ihren Mangel an sachlicher Alternative zur 
Politik der Bundesregierung hinwegzutäuschen. 
Meine Damen und Herren, ich höre von Ihnen im-
mer nur kraftvolle Ausdrücke und Vorstellungen, 
als wenn Sie auf einer ganz anderen Welt lebten 

und so nichts an Brauchbarem für die praktische 
Politik einbringen können. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Und das ist in meinen Augen der Sinn der Veran-
staltung, die Sie an diesem Nachmittag wieder vom 
Zaun gebrochen haben. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Es wird Ihnen und auch 
sonst niemand gelingen, die Bundesregierung davon 
abzubringen, die Politik des partiellen Interessen-
ausgleichs mit dem anderen deutschen Staat mit 
Vernunft und Besonnenheit weiterzuführen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Ein paar Worte zur 
Sache, wenn es ginge!) 

Es nützt nichts, Herr Kollege Kohl — um auch an 
Sie einige Worte zu richten —, hier mit Kategorien 
von Mut und Feigheit zu operieren. Das sind Ritter-
spielvorstellungen von Politik, die in der Wirklich-
keit leicht das Gegenteil von dem produzieren kön-
nen, was Sie beabsichtigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Guter Wille allein ist auch in der Wirklichkeit der 
Politik oft das Gegenteil von Kunst. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Die laute Stimme 
auch!) 

Hier geht es vielmehr um Interessen, um Zweck-
mäßigkeitserwägungen und um das Abwägen von 
Risiken. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Nichts anderes habe ich in jener Rede vor Bundes-
wehrangehörigen dargelegt, wegen der Sie mich am 
19. Januar von dieser Stelle aus der Feigheit be-
zichtigten. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Wann reden 
Sie denn endlich zum Gaus-Interview, Herr 

Minister?) 

— Das habe ich schon getan. Sehen Sie, Sie haben 
nicht einmal das mitgekriegt. Herr Kollege Jäger, 
Sie sind doch dafür bekannt, daß Sie, selbst wenn 
man tagelang mit Ihnen gesprochen hat, immer 
wieder zum Ausgangspunkt Ihrer Frage zurück-
kommen. Sie sprechen anscheinend eine andere 
Sprache, als wir es hier gewohnt sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Die trennende Wirkung der Gegensätze und 
Unterschiede, die zwischen den beiden deutschen 
Staaten bestehen, kann nur dann gemildert und er-
träglicher gemacht werden, wenn die beiden Staa-
ten miteinander verhandeln und ihre Interessen da, 
wo es geht, zum Ausgleich bringen. 

Verhandeln zwischen Staaten aber bedeutet die 
gegenseitige Zubilligung von Gleichberechtigung. 
Indem wir mit der DDR verhandeln, billigen wir 
ihr das Recht zu, ihre eigenen Interessen uns gegen-
über zur Geltung zu bringen. Das ist das gleiche 
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Recht, das selbstverständlich auch wir uns ihr 
gegenüber nehmen und genommen haben. So ver-
halten sich Verhandlungspartner, die voneinander 
unabhängig sind. Wo es um die beiderseitigen Le-
bensinteressen geht, ist die Bundesrepublik Deutsch-
land nicht von der DDR abhängig und die DDR 
nicht von uns. Wer die Dinge anders darstellt, wie 
es hier im Haus geschieht, streut sich und anderen 
Sand in die Augen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Und wie ist 
es mit den Menschenrechten drüben?) 

Niemand sollte die Mechanik verkennen, der eine 
Politik des begrenzten Interessenausgleichs zu fol-
gen hat. Niemand sollte so tun, als ob das jeweils 
Erreichbare nicht auch von der Fähigkeit der an-
deren Verhandlungsseite abhinge, pragmatische 
Wege zu gehen. Denn es ist doch ganz offensicht-
lich, daß diese Politik auf beiden Seiten eine prag-
matische ist. Die geschichtlichen Ziele und Erwar-
tungen beider Seiten gehen auseinander. Der Bun-
deskanzler hat in seiner Regierungserklärung vom 
16. Dezember letzten Jahres davon gesprochen. 
Aber das sollte uns um des Friedens und, wie wir 
sagen, auch um der Nation willen nicht daran hin

-

dern, dort zusammenzuarbeiten, wo gemeinsame 
Interessen vorliegen oder wo ein Ausgleich unter-
schiedlicher Interessen möglich ist. Das ist der Ent-
schluß zu pragmatischer Politik, zu einer Verhand-
lungs- und Vertragspolitik, die nur da zum Erfolg 
führen kann, wo abgewogene und für beide Seiten 
tragbare Lösungen gefunden werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Kunz. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Soeben hat Herr Bundesminister 
Franke bezweifelt, daß ein Anlaß zu dieser Debatte 
bestehe. Den Anlaß gibt es in überdeutlichem Sinn. 
Er besteht erstens darin, daß, obwohl das Recht 
klare Bestimmungen kennt, ein Staatssekretär, der 
wider die erklärte Politik seiner Regierung Dinge 
sagt und daher zu entlassen ist, nicht entlassen 
worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daraus kann man nicht nur einen Schluß ziehen; 
daraus muß man einen Schluß ziehen. Dieser Schluß 
ist relativ eindeutig, wenn man nachliest, was Herr 
Wehner — veröffentlicht im „Sozialdemokratischen 
Pressedienst" — in diesem Zusammenhang gesagt 
hat — ich zitiere, Herr Präsident —: 

Wir haben jetzt erneut unseren Standpunkt ver-
deutlicht, daß die Grenze zwischen beiden deut-
schen Staaten genauso Teil der deutschen Nach-
kriegswirklichkeit ist wie die auf Grund unserer 
Verfassung nicht zu ändernde Problematik der 
Staatsangehörigkeit. Politik in Deutschland im 

Interesse der Menschen ist ein Navigieren 
zwischen den Klippen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Ist die Verfassung 
eine Klippe?) 

Wenn irgendwo nicht navigiert werden darf, dann 
bei der deutschen Staatsangehörigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bahr, Sie haben vorhin die Frage gestellt: 
Wem wird eigentlich womit gedient? Diese Frage 
geht auf Sie zurück. Wem dient eigentlich der 
Staatssekretär Gaus, wenn er sagt, Maßstab für die 
Deutschlandpolitik sei, wie stark — ich sage es im 
Klartext — das jeweilige Selbstbewußtsein der SED 
entwickelt ist? Verehrtes ehemaliges Mitglied der 
Bundesregierung, Herr Bahr, dies war doch der 
Keimgedanke, den Sie, zumindest für Ihre Ost-
politik, entwickelt haben. Dieser Keimgedanke wirkt 
ersprießlich und zu Lasten der Menschen in diesem 
Interview weiter. Deshalb ist dieses Interview in der 
Tat ein Anlaß zu großer Sorge, und deshalb bedarf 
es jeder nur möglichen Klarstellung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unsere Alternative besteht darin, daß wir auf der 
Basis der einen deutschen Staatsangehörigkeit fol-
gendes für notwendig halten. 

Erstens. Die vertraglichen Bestimmungen, die zum 
Teil unter erheblichen Konzessionen ausgehandelt 
worden sind, müssen bis auf Punkt und Komma 
genau eingehalten werden. 

Zweitens. Diejenigen Bestimmungen, die mehr 
oder weniger nicht eindeutig formuliert sind, müs-
sen durch die Praxis so mit Leben erfüllt werden, 
daß ihr Inhalt nicht ins Nichts abgleitet. 

Drittens. Die Bundesregierung und insbesondere 
das Bundeskanzleramt muß sich darüber im klaren 
sein, daß eine Konzeption auf den Tisch dieses Hau-
ses gehört, deren Hauptpunkt es ist, zu überlegen, 
inwieweit Interessen der Bundesrepublik Deutsch-
land und sicherlich auch Interessen der DDR so sinn-
voll verknüpft werden können, daß der menschliche 
Aspekt bei den Folgeverträgen zum Grundvertrag 
nicht untergeht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gern gehört wird dies nicht. In der deutschland-
politischen Studie werden solche Überlegungen als 
unrealistisch abqualifiziert und als deutschnational 
diffamiert. Ich halte das schlechthin für eine Unver-
schämtheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich möchte einen letz-
ten Gedanken vortragen. Ich möchte hervorheben, 
wie gefährlich das Herumbasteln an der deutschen 
Staatsangehörigkeit gerade im Hinblick auf Berlin 
ist. Wir alle wissen darüber hinaus, wie gefährlich 
dies für die Sache des ganzen Deutschland ist. Ich 
bin betroffen darüber, daß ausgerechnet der Senator 
für Bundesangelegenheiten aus Berlin, Stobbe, sich 
nicht zu schade ist, dieses Interview des Herrn 
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Gaus — wenn auch mit einigen Abstrichen — ins-
gesamt als großartig zu bezeichnen. Ich muß sagen, 
ich kann überhaupt nichts Großartiges daran finden. 
Ich finde, daß dies ein Stoß gegen die Sicherheits- 
und Freiheitsinteressen des freien Berlin ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich wundere mich darüber, daß ausgerechnet diesel-
ben, die es für unmöglich erklären, die Deutsche 
Nationalstiftung nach Berlin zu verbringen, sich da-
zu bereit finden, an der deutschen Staatsangehörig-
keit herumzubasteln, was für Berlin doch wirklich 
größte Gefahren mit sich bringen würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Schmude. 

Dr. Schmude (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit Recht ist von einigen Kollegen mei-
ner Fraktion die Frage aufgeworfen worden, ob es 
dieser Aktuellen Stunde in der Tat inhaltlich be-
durft hätte. Über die Geschäftsordnung braucht man 
uns nicht zu belehren: Daß eine Aktuelle Stunde be-
antragt werden kann, wissen wir. Zugrunde liegt ein 
Interview, das vor etwa zehn Tagen erschienen ist 
und zu dem wir heute in der Fragstunde eineinhalb 
Stunden lang die sehr klaren, die in rechtlicher und 
politischer Hinsicht eindeutigen Stellungnahmen von 
Herrn Staatsminister Wischnewski gehört haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Wüßten wir es nicht, wie Herr Kollege Kreutz-
mann ausgeführt hat, schon durch die Presse, dann 
würden wir durch diesen Ablauf erkannt haben, 
daß es Ihnen darum geht, hier wiederum eine Ihrer 
beliebten Runden der Auseinandersetzung um 
Deutschlandpolitik zu veranstalten, und nicht dar-
um, Fragen zu klären. In der Tat sagt Herr Marx 
uns, mit Applaus seiner Fraktion bedacht, man er-
warte, daß die Bundesregierung bei dem bleibe, was 
Staatsminister Wischnewski heute gesagt habe. Also 
kann das wohl nicht falsch, sondern nur zutreffend 
sein, was er gesagt hat. 

(Zuruf des Abg. Dr. Marx [CDU/CSU]) 

Herr Abelein, der von vornherein einer anderen 
Gruppierung zuzurechnen ist, erklärt sehr kühl, 
Gaus habe nur formuliert, was die Bundesregierung 
vorhabe; in der Sache habe sich die Bundesregierung 
nicht distanziert. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Herr Schmude, wir 
haben keine Jusos, die haben Sie!) 

Auch er bekommt Applaus; denn jeder bekommt bei 
Ihnen Applaus, der die Politik der Bundesregierung 
polemisch angreift. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nur ist der Widerspruch offenkundig. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Der Wider

-

spruch kommt nur von einer falschen Zitie

-

rung, Herr Schmude!) 

Ich möchte mich mit Herrn Kollegen Abelein auch 
gar nicht weiter als über den einen Punkt ausein-
andersetzen, in dem er sagt, den Versprechungen 
der Bundesregierung in bezug auf menschliche Er-
leichterungen könne nun auch ganz und gar nicht 
geglaubt werden, und das sei offenkundig. Als vor 
knapp fünf Jahren im Herbst 1972 aus Ihren Reihen 
das böse Wort von den „paar Bräuten" fiel, die man 
im Wege der Familienzusammenführung damals her-
überholen konnte, hielt ich das für eine einmalige 
Entgleisung, für einen einmaligen Ausrutscher. In-
zwischen zeigt sich, daß dies offenbar Ihre Grund-
haltung gegenüber diesem Problem ist. Ich sage 
dazu ganz klar: Die Deutschlandpolitik der Bundes-
regierung geringzuschätzen ist Ihr gutes Recht als 
Opposition. Wenn Sie aber so argumentieren, als 
sei in der Zwischenzeit nichts geschehen, als gebe es 
nicht die vielen tausend Familienzusammenführun-
gen, als gebe es nicht die in Millionengrößenord-
nung auf das Dreifache angestiegene Zahl von Rei-
sen, Telefonkontakte und vieles andere mehr, das 
ich hier nicht aufzählen will, dann spricht daraus 
eine Geringschätzung der menschlichen Problematik, 
die in diesem Bereich liegt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Jäger 
[Wangen] [CDU/CSU] : Das ist eine ganz 

bösartige Unterstellung!) 

Das ist eine Geringschätzung, die der parteipoliti-
schen Auseinandersetzung dienlich sein mag, in der 
Sache jedoch immer nur neuen Schaden anrichten 
kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Marx hat sich auch bezeichnenderweise dar-
auf beschränkt, im Konjunktiv von den möglichen 
Absichten der Bundesregierung zu sprechen und zu 
sagen: Wenn sie würde, wenn sie dies in Erwägung 
zöge oder wenn sie dieses in Betracht ziehen könn-
te, dann würden wir ... 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Aber Herr Franke 
hat darauf leider nicht eine einzige Ant

-

wort im Indikativ gegeben!) 

— Herr Kollege Marx, Sie haben das in der Tat 
praktiziert, und ich muß dazu sagen, daß der Kon-
junktiv hier zum Instrument der Verdächtigung ge-
macht worden ist; aber auch das kennen wir. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Marx [CDU/CSU] : Kommen Sie einmal 

zum Thema Gaus!) 

Was den wichtigen Punkt der Staatsangehörigkeit 
anbelangt, so hat die Bundesregierung nicht nur 
heute, sondern immer wieder deutlich gemacht, daß 
ihr Handeln insoweit eine ganz klare Rechtsgrund-
lage im Grundgesetz, im Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Grundlagenvertrag und auch in 
dem nach wie vor unverändert geltenden Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetz hat. Dies ist auch in den 
Protokollerklärungen zum Grundlagenvertrag ein-
deutig festgestellt worden. Natürlich kann man nun 
unter allen Auslegungsmöglichkeiten, die die Äuße-
rung von Herrn Gaus hat, die negativste, die un- 
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günstigste herausgreifen, diese groß aufbauschen 
und dann so tun, als sei hier etwas in Gefahr. 

Wir können nur wiederholen und bekräftigen: 
Hier ist nichts in Gefahr. Die einheitliche deutsche 
Staatsangehörigkeit bleibt bestehen, wird in keiner 
Weise in Frage gestellt. Sie ist nicht nur eine recht-
liche, sie ist auch eine politische Selbstverständlich-
keit unseres täglichen Lebens geworden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Engelhard. 

Engelhard (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Um das Fazit dieser Aktuellen Stunde 
vorwegzunehmen: Was zu Mißverständnissen oder 
Mißdeutungen an dem Interview hätte Anlaß geben 
können, ist durch die Bundesregierung in einer Wei-
se klargestellt worden, die jeden Zweifel ausräumen 
mußte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn das so ist, dann muß es einen anderen Grund 
haben, daß wir uns heute hier erneut zu dieser Ak

-

tuellen Stunde mit diesem Thema versammelt haben. 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

Es ist der, daß Sie — und das ist Ihr Problem, meine 
Damen und Herren von der Opposition  — 

(Dr.  Jobst [CDU/CSU] : Aber der Herr Gaus 
ist noch da!) 

in Ihrer eigenen Haltung ein zwiespältiges Verhält-
nis zur innerdeutschen Politik haben. Denn Sie 
waren es, die diese Politik über Jahre hin bis zum 
heutigen Tage in einem Frontalangriff bekämpft 
haben und die nun expressis verbis — auch das ist 
heute von Sprechern Ihrer Partei gesagt worden — 
offensichtlich die größten Erwartungen in diese Po-
litik gesetzt haben, weit über das hinaus, was je-
mals von Regierungsseite oder von seiten der 
Koalition 

(Baron von Wrangel [CDU/CSU]: Ach nee!) 

auch nur als Wunschtraum, als in der nächsten Zeit 
erreichbarer Wunschtraum angesprochen worden 
wäre. 

(Schmöle [CDU/CSU]: Lesen Sie einmal frü

-

here Interviews nach! Lesen Sie nach, was 
versprochen worden ist!) 

— Wir waren es doch nicht, Herr Kollege, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Natürlich! — 
Schmöle [CDU/CSU] : Aber Herr Bahr! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

die der Sache etwa eine Darstellung dahin gegeben 
hätten, als sei diese Politik ein D-Zug zur Lösung 
aller innerdeutschen Probleme. Immer ist von der 
Bundesregierung und gerade auch von uns Libe-
ralen deutlich gemacht worden, daß dies ein schwie-
riger und langer Marsch ist, belastet mit Schwierig-
keiten, die bis ins Detail vorauszusehen der einzelne 
noch keine Vorstellungen haben mag. Und trotzdem: 

Dies hat viele Erfolge gebracht. Es ist vorher ge-
rade auf die Häftlingsentlassungen verwiesen wor-
den. 

(Baron von Wrangel [CDU/CSU] : Die gab's 
schon vorher!) 

— Sie gehören zwar nicht dazu, Herr Kollege von 
Wrangel, aber es gibt in Ihrer Fraktion Vertreter, 
die gerne möchten, daß dies von uns jeweils mit 
einem Triumphgeheul als ein Sieg gefeiert wird. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Ach was! Wer 
denn?! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Ich glaube, gerade dadurch würden wir für künftige 
Politik Wege verbauen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Wege!) 

Hier gilt es eben, in anderer Weise vorzugehen, als 
im Wege der Konfrontation ein Gefecht auszutra-
gen, das der Sache nicht nützen kann. 

Wir werden uns nicht sagen lassen, daß wir Ihnen 
das Wort verkürzen wollen. Wir werden es zu 
schätzen wissen, wenn Sie die Politik der Bundes-
regierung und dieser Koalition kritisch begleiten. 
Nur: Wenn bei allen diesen Aktuellen Stunden ein 
Kollege wie Herr Professor Abelein auftritt, so ist 
dies bedenklich. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Abelein 
[CDU/CSU] : Für die Bundesregierung! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Denn jeder, der dies miterlebt, weiß: Dieser Auftritt 
nützt nicht der innerdeutschen Politik. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dieser Auftritt bringt keinen Nutzen für unser 
Land. Ich wage — aber das ist Ihr Problem —, die 
Frage zu stellen, ob er Ihrer Fraktion und Ihrer 
Partei nützt. Denn wenn hier mit der letzten Ver-
bissenheit, mit dem irrlichternden Blick eines Glau-
benskämpfers gefochten wird, 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Lachen 
bei der CDU/CSU) 

dann muß man die Frage stellen, ob diese ungeheu-
ren Anschuldigungen, die hier erhoben werden, näm-
lich die Bundesregierung bewege sich am Rande 
der Verfassung, wenn sie diesen Rand nicht bereits 
überschritten habe, sie beschimpfe das Volk, das 
Glauben in das setze, was diese Bundesregierung an 
Erwartungen habe, nicht schon das erträgliche Maß 
überschritten haben. Was ist das für ein Stil, Herr 
Kollege! Hier fröstelt es einen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr gut!) 

weil ein Ton in dieses Haus kommt, den dieses Haus 
nicht verdient hat und auch — innerlich jedenfalls — 
nicht dulden sollte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie haben rechtliche Fragen angeschnitten. Ich 
sage Ihnen eines: Was am Grundlagenvertrag zu in-
terpretieren war, hat das Bundesverfassungsgericht 
interpretiert. Hier die Opposition über ihre Politik 
ins Rechtliche hinein als eine weitere Instanz anzu-
erkennen, dagegen wehren wir uns. Dies zuzulassen, 
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gibt es keinen Grund. Die Opposition — das wird 
sie sich sagen lassen müssen und dazu wird sie sich 
bequemen müssen — wird in diesem Lande die 
Rolle eines Bundesverfassungsgerichts zweiter In-
stanz nicht spielen können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Wehner. 

Wehner (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Herr Kollege Engelhard hat durchaus 
recht mit dem, was er über Ihre Situation soeben 
gesagt hat. Sie sind heute so schwach gewesen, weil 
Sie so tun wollten, als seien Sie die legitimen Anklä-
ger derjenigen, die sich angesichts der schwierigen 
Lage des getrennten deutschen Volkes für die Poli-
tik der Verträge entschieden haben, da Sie nichts 
Alternatives dagegenzusetzen haben, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Das ist doch 
ein altes Märchen!) 

sondern weil Sie eine Krise wollen, 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Unglaub

-

lich!) 

und sei es um den Preis, daß viele dafür vieles be-
zahlen müssen, 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Das ist 
ja unglaublich! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

und sei es „nur" das, was Sie und wir bisher mit 
der Politik der Verträge für die Menschen heraus-
geholt haben. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Un

-

glaublich! — Zurufe von der CDU/CSU: 
Aufhören!) 

— Sie können mich doch nicht erschüttern, Sie wol-
len doch hier nur „Mob" spielen. 

(Weitere erregte Zurufe von der CDU/CSU) 

In diesen Fragen haben Sie den Offenbarungseid 
geleistet. 

(Beifall bei der SPD — Fortgesetzte Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Sie wollen doch die Verträge nicht. 

(Niegel [CDU/CSU] : Lesen Sie mal Ihre 
Rede von 1926 vor!) 

Sie tun so, als seien Sie deren Wächter. Sie brau-
chen eine Krise, wie ich soeben sagte, und tun, was 
Sie können, um sie herbeizureden. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU] : Pfui, kann man nur sagen! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Da sitzt doch derjenige, der sie sogar schon wieder 
um Berlin flackern sieht; das hat man doch wohl ge-
stern lesen können. Hier sitzen ja eine ganze Menge, 
die lesen und nicht nur schwätzen. 

(Erneuter Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, mir erscheint es richtig, 
daß ein Mann, der, jedenfalls was uns Sozialdemo-
kraten betrifft und wohl auch was Sie betrifft, d. h. 
was unsere Form des Staates in diesem Teil des ge-
trennten Deutschlands betrifft, unser politischer 
Gegner ist, unsere Vertragsgegenfigur, z. B. an jenen 
Sätzen festgehalten wird: 

Jeder, der ein Interesse daran hat, daß Frieden, 
Sicherheit, Zusammenarbeit und sozialer Fort-
schritt das Wichtigste im Leben der Völker sind, 
muß auch dafür eintreten, daß trotz aller Que-
relen Vernunft und guter Wille in den Bezie-
hungen zwischen der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Bundesrepublik Deutschland 
stets die Oberhand behalten. 

Daran möchte ich den Mann festgehalten wissen, der 
im anderen Teil Deutschlands als Staatsratsvorsitzen-
der und Generalsekretär der dortigen Regierungs-
partei die Verantwortung hat, statt ihn durch das, 
was Sie hier treiben, meine Damen und Herren, aus 
dieser Verantwortung zu entlassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Jäger 
[Wangen] [CDU/CSU] : Reden Sie doch mal 
zum Interview von Gaus! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

— Was Gaus betrifft, meine Herren, brauchen Sie 
mir doch nichts zu erzählen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

— Nein, entschuldigen Sie. Das Interview des Herrn 
Gaus ist für mich nicht diskutabel. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : In der Form? — Vo

-

gel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Auch im Inhalt?) 

Ich habe das wegen der amtlichen Aufgabe, die Herr 
Gaus hat, und wegen des Zeitpunkts seines Erschei-
nens gesagt. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

— Jawohl, aus beiden Gründen! Aber Sie, die Sie 
hier johlen, sind doch nicht die Vertreter einer Poli-
tik, die die Verträge und jene Beamten, die dazu da 
sind, dafür zu sorgen, daß Verträge bestmöglich ein-
gehalten werden und funktionieren, zu kritisieren 
haben. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie wollen doch die Verträge nicht, Sie wollen doch 
die Regierung nicht, Sie wollen doch die ganzen Be-
ziehungen nicht: Wo stehen Sie denn? Auf dem, was 
man Kopf nennt bei normalen Menschen? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
der FDP — Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/ 
CSU] : Sagen Sie mal was zu dem Inhalt des 

Interviews!) 

Im übrigen, meine Herren, daß der Herr Gaus 
als Person seine eigenen Gedanken zu wichtigen 
Problemen unseres Volkes hat, ist sein Recht. Das 
werden Sie ihm ja nicht abstreiten, die Sie die Vor-
kämpfer der Gedankenfreiheit — „Freiheit oder So-
zialismus" — sind. 

(Erneute Heiterkeit und Beifall bei der SPD 
und der FDP — Zurufe von der CDU/CSU) 
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Daß er im übrigen seine amtlichen Pflichten im 
Sinne der Verträge zu erfüllen bemüht ist, halte ich 
für gegeben — bei allem Tadel, den ich daran übe, 
daß ein Mann in dieser Stellung ein Interview über 
seine eigenen persönlichen Ansichten auch in  Be-
ziehung zu seinen Aufgaben gibt. Das wird man ja 
wohl sagen dürfen. Nur, wie Sie das angelegt ha-
ben, haben Sie sich selbst um die Möglichkeit ge-
bracht, eine Rolle in der Auseinandersetzung um 
das zu spielen, worum es in der Sache geht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Bei Ihnen findet man ja nichts. 

Man muß schon — und damit will ich meine Aus-
führungen beschließen — zu einem Bericht aus dem 
amerikanischen Kongreß greifen, wenn man wissen 
will, worum es geht. Da steht: 

Wir haben kein Interesse daran, das Belgrader 
Treffen abgleiten zu lassen in einen Austausch 
von Vorwürfen und Polemiken. Die Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit muß in 
Perspektive gesehen werden. Sie war keine Er-
satzfriedenskonferenz, noch konnte man er-
warten, daß die grundlegende Natur der Ost-
West-Beziehungen oder der östlichen Gesell-
schaft über Nacht verändert werden. Wir glau-
ben, sie kann zu einer Verminderung von 
Spannungen zwischen Staaten und zu prakti-
schen Verbesserungen im täglichen Leben der 
Menschen beitragen als Teil einer fortlaufenden 
diplomatischen Bemühung, die Ost-West-Be-
ziehungen zu verbessern, die Sicherheit, die 
Stabilität, die Zusammenarbeit in Europa zu 
stärken. 

Das hat seine Beziehungen zu dem Land, von dem 
wir ein Teil sind, zum getrennten Deutschland, und 
wo wir eine Aufgabe haben, die noch die, die nach 
uns kommen werden, versuchen müssen zu erfüllen, 
soweit das menschenmöglich ist. Die werden sich 
dann wundern, wie Sie hier in Zeiten herumgetobt 
haben, in denen man noch weit davon entfernt war, 
die richtigen Methoden des Miteinander-Umgehens 
zu haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat als letzter 
Redner in der Aktuellen Stunde Dr. Zimmermann. 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Engelhard, 
es drängt sich natürlich auf, daß man Sie jetzt noch 
einmal an Ihre Belehrungen zu Stilfragen, was den 
Kollegen Abelein betrifft, erinnert, nachdem wir hier 
gerade vom Kollegen Wehner wieder eine Blüten-
lese seines Stils erlebt haben: 

(Zurufe von der SPD) 

„Wie Sie hier herumtoben", „Sie wollen doch nur 
mogeln", „Sie wollen eine Krise", „Sie brauchen 
eine Krise, die Sie herbeireden wollen". Das waren 
nur ein paar Auszüge aus den letzten fünf Minuten. 

(Wehner [SPD] : Können Sie das Gegenteil 
beschwören? — Heiterkeit und Beifall bei 

der SPD) 

— Herr Wehner, Sie haben es so gemeint und ge-
sagt, wie ich es hier sinngemäß zitiert habe. Sie ha-
ben Ihren Autor, Staatssekretär Gaus, nur kritisiert 
und für nicht diskutabel gehalten, weil er dieses 
Amt hat und weil er das zu diesem Zeitpunkt gesagt 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese außerordentlich bedeutsame Einschränkung — 
und wir können schon noch zuhören, Herr Kollege 
Wehner — verdient doch festgehalten zu werden. 

Ein paar Kollegen von der Koalition, die Herren 
Engelhard und Schmude, haben gesagt, die Bundes-
regierung hätte ja heute durch Herrn Staatsmini-
ster Wischnewski alles klargestellt und ausgeräumt. 
Nun, Herr Staatsminister Wischnewski, mir ist aus 
diesen eineinhalb Stunden, in denen Sie Fragen be-
antwortet haben, aufgefallen, daß Sie ganze zwei-
mal in diesen anderthalb Stunden zu den Formulie-
rungen von Staatssekretär Gaus Stellung genom-
men haben, und zwar wie folgt. Einmal haben Sie 
gesagt, Sie teilten nicht jede Formulierung direkt, 
und das zweite Mal haben Sie gesagt, es gebe in 
diesem Interview journalistische Formulierungen, 
die Ihnen nicht gefielen. 

Herr Staatsminister, Sie werden doch zugeben, 
daß das nun wirklich keine Antwort auf die Frage 
war, die wir Ihnen gestellt haben in puncto Staats-
angehörigkeit und in puncto Demarkationslinie. Sie 
haben nicht geantwortet, sondern Sie haben drum-
herum geantwortet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Staatssekretär Günter Gaus ist ja nicht 
irgendwer, ist auch nicht irgendein Beamter, er ist 
nicht irgendein Botschafter; er ist ein Mann, der 
dem Bundeskanzler direkt untersteht, der unter 
dem Bundeskanzleramt eine Schlüsselstellung deut-
scher Politik in Ost-Berlin zu vertreten hat und an 
dessen Verantwortungsgefühl und an dessen Ver-
pflichtung zu unserer gesamtdeutsch verpflichteten 
Verfassung man ganz besonders hohe Anforderun-
gen zu stellen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Staatssekretär Gaus hat — das will ich dem 
- Zitat des Kollegen Mertes noch hinzufügen — in 
seinem damaligen Organ — dem gleichen, dem er 
diesmal ein Interview gegeben hat — am 1. Juni 
1970 folgendes geschrieben — ich zitiere —: 

Das einfache Konzept besteht in der öffentlichen 
und politisch praktizierten Einsicht, daß zwei 
deutsche Staaten existieren. Das Akzeptieren 
dieser Realität ist schlüssig mit der vollen An-
erkennung der DDR durch Bonn verbunden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Völkerrechtlich eindeutig muß diese Anerken-
nung sein, und keinerlei Zugeständnis ist für 
ihren Vollzug zu erwarten. 

Nachdem Ihr Staatssekretär, Herr Staatsminister, 
wie nachgewiesen seit vielen Jahren eine solche 
Linie vertritt und wir ihn bei diesem Interview dabei 
ertappt haben, was er heute wohl wirklich denkt, 
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Dr. Zimmermann 
dürfen wir uns doch wohl die Frage stellen, ob das 
wieder einer jener Versuchsballone gewesen ist, der 
hier gestartet wurde, weil andere, wie Herr Brandt, 
wie Herr Wehner, wie Herr Bahr, ihre wirklichen 
Absichten noch nicht offenbaren wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] :. 
Das nehmen Sie unter Ihren Eid, nicht?) 

Sehen Sie, meine Herren von der Bundesregie-
rung, das ist der Grund, warum wir diese Deutsch-
landpolitik, die Sie da betreiben wollen, nicht mit-
machen und warum nicht wir, Herr Wehner, in  

der Krise sind, sondern Ihre Deutschlandpolitik. Die 
ist in der Krise! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Wir sind am Ende der Ta-
gesordnung angelangt. 

Ich berufe die nächste Sitzung für Mittwoch, den 
2. März 1977, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.49 Uhr) 

Berichtigung 

11. Sitzung, Seite 504 D: In der letzten Zeile sind 
die Worte „Nürnberger Verhandlungen" in Anfüh-
rungsstriche zu setzen. 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/86 Frage A 15) : 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost rechtskräftig ver-
urteilt worden ist, für über 10 000 in der Sowjetunion beschlag-
nahmte Postsendungen Schadensersatz (in welcher Höhe) zu lei-
sten, und was unternimmt die Bundesregierung, um an der So-
wjetunion Regreß zu nehmen? 

Das Oberlandesgericht Frankfurt am Main hat am 
28. Oktober 1976 rechtskräftig entschieden, daß die 
Deutsche Bundespost für 49 Einschreibsendungen 
Schadenersatz zu leisten hat. Es handelt sich um 
Einschreibsendungen, die an jüdische Empfänger in 
der Sowjetunion gerichtet waren und bei denen die 
Deutsche Bundespost auf Grund von Mitteilungen 
der sowjetischen Postverwaltung der Überzeugung 
ist, daß die Sendungen durch sowjetische Behörden 
beschlagnahmt worden sind. Das Gericht vertrat die 
Auffassung, die Deutsche Bundespost habe den Be-
weis für eine Beschlagnahme der Sendungen nicht 
erbracht. 

Nach den Bestimmungen des Weltpostvertrages 
für Einschreibsendungen haftet diejenige Postver-
waltung, der die Sendungen nachweislich überge-
ben worden sind. Die Deutsche Bundespost wird 
daher den an den Kläger gezahlten Ersatzbetrag in 
Höhe von rund 2 000 DM der sowjetischen Postver-
waltung in Rechnung stellen. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höhmann auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Hösl (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage A 19) : 

Trifft es zu, daß Ost-Berlin Einwohnern von West-Berlin 
immer häufiger die Einreise verweigert, so daß die Zahl der 
Zurückweisungen im Januar bis jetzt schon höher ist als in den 
ersten drei Monaten des vergangenen Jahrs, und zu welchen 
Schlußfolgerungen gibt dies - bejahendenfalls - der Bundes-
regierung Anlaß? 

Es trifft zu, daß die Anzahl der Fälle, in denen 
DDR-Behörden Einwohnern von Berlin (West) die 
Einreise verweigerten, im Januar 1977 höher war 
als die Zahl der Zurückweisungen von Westberli-
nern während der ersten drei Monate des Jahres 
1976. 

Der Berliner Senat prüft alle Fälle, in denen West-
berlinern die Einreise nach Ost-Berlin oder in die 
DDR verweigert worden ist; die einzelnen Fälle wer-
den ggf. in den Beauftragtengesprächen auf der 
Grundlage der Reise- und Besuchervereinbarung ge-
genüber der DDR-Regierung angesprochen. 
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Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (Mün-
chen) (CDU/CSU) (Drucksache 8/86 Frage A 34) : 

Erwägt die Bundesregierung, Deutsche aus der .DDR" wegen 
in der „DDR" begangener Straftaten nicht mehr zu verfolgen 
und sie nach einer Festnahme wieder in die ,,DDR" abzuschie-
ben, und wenn ja, will die Bundesregierung auf diese Weise die 
Betroffenen einerseits der Strafverfolgung der „DDR"-Behörden 
unter Umständen wegen völlig anderer Delikte ausliefern und 
andererseits von der Strafverfolgung auf Grund von Erkenntnis-
sen der Zentralen Erfassungsstelle in Salzgitter freistellen? 

Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts vom 31. Juli 1973 (Grundlagenvertragsurteil) 
hat jeder Deutsche, der „in den Schutzbereich der 
staatlichen Ordnung der Bundesrepublik Deutsch-
land gelangt, — solange er nicht darauf verzichtet — 
einen Anspruch darauf, nach dem Recht der Bundes-
republik Deutschland vor deren Gerichten sein Recht 
zu suchen". 

Damit sind auch die verfassungsrechtlichen Gren-
zen für die Gewährung von Rechts- und Amtshilfe 
auf strafrechtlichem Gebiet abgesteckt; zugleich wür-
digt die Entscheidung mit dieser Feststellung die bis-
herige Praxis der Gerichte und Strafverfolgungsbe-
hörden der Bundesrepublik Deutschland in der An-
wendung des Gesetzes über die innerdeutsche 
Rechts- und Amtshilfe in Strafsachen vom 2. Mai 
1953. Nach diesem Gesetz ist eine Zulieferung, keine 
Auslieferung, von Straftätern an die Strafverfol-
gungsbehörden der DDR auf deren Ersuchen nur 
nach Maßgabe des § 2 des Gesetzes zulässig. § 2 des 
Gesetzes über die innerdeutsche Rechts- und Amts-
hilfe in Strafsachen ist durch die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 27. März 1974 aus-
drücklich als geltendes verfassungsrechtlich nicht zu 
beanstandendes Recht bestätigt worden. Die Bun-
desregierung erwägt keine Änderung des Gesetzes. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Graf Lambsdorff 
(FDP) (Drucksache 8/86 Fragen A 41 und 42) : 

Trifft es zu, daß durch die neue Abgabenordnung die bis 1976 
geltenden Aufbewahrungsfristen von zehn Jahren für Handels-
bücher und sieben für Handelsbriefe durch Verknüpfung mit 
anderen Fristen so relativiert wurden, daß heute eine Maxi-
malfrist nicht errechnet werden kann, auf die sich die deut-
schen Unternehmen verlassen können, und gedenkt die Bundes-
regierung gegebenenfalls, eine entsprechende Aufbewahrungs-
frist einzuführen, die die notwendige Rechtssicherheit gewähr-
leistet? 

Trifft es zu, daß die deutschen Unternehmen in der Übergangs-
zeit von der alten auf die neue Abgabenordnung durch zweierlei 
Fristen ihre Organisation doppelspurig einrichten müssen — und 
zwar für die der alten Fristenregelung unterliegenden Handels-
bücher und Handelsbriefe aus der Zeit vor dem 1. Januar 1977 
und für die neuen Handelsbücher und -briefe aus der Zeit nach 
dem 1. Januar 1977 —, und welche Maßnahmen gedenkt die Bun-
desregierung gegebenenfalls zur Entlastung der Unternehmen zu 
treffen? 

Zu Frage A 41: 

Die neue Abgabenordnung hat die Aufbewah-
rungsfrist von bisher 7 Jahren auf 6 Jahre verkürzt. 

Schon bisher war es üblich, daß Vorgänge, die noch 
für eine Betriebsprüfung oder ein Rechtsmittelver-
fahren benötigt wurden, bis zum Ende dieses Ver-
fahrens aufbewahrt wurden. 

Diese Praxis hat der Gesetzgeber bei der neuen 
Abgabenordnung zur gesetzlichen Regel erklärt, um 
Beweisschwierigkeiten für die Steuerpflichtigen wie 
für die Finanzverwaltung zu beheben. Nach der 
neuen Vorschrift endet die Aufbewahrungsfrist nicht 
vor Ablauf der Steuerfestsetzungsfrist. Die Steuer-
festsetzungsfrist beträgt 4 Jahre. 

In der Regel wird daher der Ablauf der 6jährigen 
Aufbewahrungsfrist durch die 4jährige Festsetzungs-
frist nicht beeinträchtigt. Die Aufbewahrungsfrist 
verlängert sich also z. B., wenn der Steuerpflichtige 
seine Erklärung besonders spät abgegeben hat oder 
wenn kurz vor Ende der Festsetzungsfrist eine Be-
triebsprüfung stattfindet. Die betroffenen Vorgänge 
sind weiterhin aufzubewahren. 

Das Bundesfinanzministerium beabsichtigt, in 
Kürze die Verbände zu den angeblichen Schwierig-
keiten zu hören und wird sodann mit den obersten 
Finanzbehörden der Länder klären, ob und ggf. 
welche Vereinfachungsregelung getroffen werden 
kann. 

Zu Frage A 42: 

Der Gesetzgeber mußte eine Bestimmung treffen, 
für welches aufbewahrungspflichtige Schriftgut die 
Neuregelungen anzuwenden ist. Er hat entschieden, 
daß die Neuregelung für solche Unterlagen gilt, die 
nach dem 1. Januar 1977 anfallen. Daß in einer 
Übergangszeit unterschiedliches Recht anzuwenden 
ist, folgt aus der notwendigen Abgrenzung zwischen 
neuer und alter Regelung. 

Konkrete Erschwernisse in der Organisation der 
Betriebe sind dem Bundesministerium der Finanzen 
bisher nicht vorgetragen worden. Sollten Ihnen ent-
sprechende Informationen zur Verfügung stehen, 
wäre ich Ihnen für eine Mitteilung dankbar. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekrtärs Offergeld auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Häfele (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage A 43) : 

Wann wird die Bundesregierung entsprechend dem Auftrag 
des Bundestages vom 10. Juni 1976 den Bericht über die Auswir-
kungen der Besteuerung von Stiftungen im Verhältnis zu den 
Destinatären vorlegen? 

Die Bundesregierung ist bemüht, den Bericht so 
bald wie möglich vorzulegen. Die notwendigen Res-
sortgespräche über die zu klärenden Fragen sind 
noch nicht abgeschlossen. Im Anschluß daran ist eine 
Anhörung der interessierten Verbände vorgesehen. 
Nach der Anhörung und ihrer Auswertung wird die 
Bundesregierung dem Deutschen Bundestag über das 
Ergebnis berichten. 
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Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Handlos (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/86 Fragen A 44 und 45) : 

Wie viele Südtiroler haben bisher Anträge nach dem Repara 
tionsschädengesetz eingereicht, und wie viele der Antragsteller 
sind bereits gestorben, ohne daß bisher entschieden wurde? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um eine schnellere 
Bearbeitung und Verabschiedung der Anträge sicherzustellen? 

Zu Frage A 44: 

Nach Mitteilung des für die Durchführung des 
Reparationsschädengesetzes zuständigen Bundes-
ausgleichsamtes haben etwa 4 600 Südtiroler An-
träge nach dem Reparationsschädengesetz gestellt. 
Wie viele der Antragsteller bereits gestorben sind, 
ohne daß über ihre Anträge entschieden wurde, 
kann nicht festgestellt werden. Statistische Erhebun-
gen werden insoweit von der Ausgleichsverwaltung 
nicht angestellt. Der Tod eines Antragstellers nach 
Antragstellung wird ebenfalls von den Ausgleichs-
ämtern statistisch nicht besonders erfaßt. Derartige 
statistische Erhebungen würden die Arbeit der Aus-
gleichsverwaltung im Hinblick darauf, daß fast 
8 Millionen Personen Vermögensschäden im Rah-
men des Lastenausgleichsgesetzes geltend gemacht 
haben, über Gebühr verzögern und erschweren. 

Zu Frage A 45: 

Das Reparationsschädengesetz wird wie alle La-
stenausgleichsgesetze im Bereich des Bundes vom 
Bundesausgleichsamt und im Bereich der Länder 
von den Landesausgleichsämtern und von den ört-
lichen Ausgleichsämtern auf Kreisebene durchge-
führt. Der Bundesregierung steht keine Sachaufsicht 
über die Ausgleichsverwaltung zu. Das Bundesaus-
gleichsamt hat aber die Ausgleichsverwaltung mit 
allen für die Entscheidungen wesentlichen Weisun-
gen versehen. 

Im übrigen nehmen die Südtiroler innerhalb der 
durch den Krieg und seine Folgen Geschädigten 
keine Sonderstellung ein. Sie werden so behandelt 
wie alle anderen — etwa 8 Millionen — Betroffenen. 

Ich werde Ihre Anfrage zum Anlaß nehmen, das 
Bundesausgleichsamt um beschleunigte Abwicklung 
zu bitten. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/86 Frage A 48) : 

Wird die Bundesregierung aus gegebenem Anlaß darauf hin-
wirken, daß bei Inbetriebnahme öffentlicher Gebäude des Bun-
des und seiner Behörden den Geistlichen der Kirchen die Mög-
lichkeit gegeben werden sollte, ein kurzes Segensgebet zu spre-
chen, insbesondere in Gebieten, in denen die Bevölkerung der 
Religion sehr eng verbunden ist? 

Die Veranstaltung von Einweihungsfeiern im Rah-
men der Bauübergabe öffentlicher Gebäude des 
Bundes ist im einzelnen nicht geregelt, da sie auch 
nur selten stattfinden. 

In den Richtlinien für die Durchführung von Bau-
aufgaben des Bundes im Zuständigkeitsbereich der 
Finanzbauverwaltungen ist dazu ausgeführt, daß 
die Durchführung und der Umfang von Einweihungs-
feiern von der zuständigen obersten Bundesbehörde 
bestimmt wird. 

Dabei kann davon ausgegangen werden, daß bei 
der Ausgestaltung derartiger Feiern das regionale 
Brauchtum und die ortsüblichen Gepflogenheiten Be-
rücksichtigung finden. Das schließt die Teilnahme 
von Geistlichen ein. 

Soweit bekannt, verfahren die Bundesländer in 
gleicher Weise. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Evers (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Fragen A 49 und 50) : 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung, den zu Recht mit im-
mer größerem Nachdruck vorgebrachten Forderungen nachzu-
kommen und dem Bundestag eine zeitgemäße Erhöhung des seit 
20 Jahren festgeschriebenen lohnsteuerlichen Freibetrags von 100 
DM für die Zahlung des Weihnachtsgelds vorzulegen, um damit 
nicht nur der inzwischen eingetretenen Geldwertentwicklung son-
dern auch der Tatsache Rechnung zu tragen, daß die Zahlung des 
Weihnachtsgelds in immer größerem Umfang tarifvertraglich ab-
gesichert worden ist? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß eine ange-
messene Erhöhung des lohnsteuerlichen Freibetrags in Verbin-
dung mit einer gleichzeitigen Erhöhung der Mehrwertsteuer 
nicht zu dem notwendigen Entlastungseffekt führen könnte, weil 
die Lohnsteuerzahler bei einer derartigen Regelung durch höhere 
Mehrwertsteuerzahlungen, denen sie nicht ausweichen können, 
einen etwa verbleibenden höheren Teil des Weihnachtsgelds 
aus eigener Tasche finanzieren würden, und wenn ja, welche 
Folgerungen zieht sie daraus? 

1. Den Weihnachtsfreibetrag von 100 DM erhalten 
alle Arbeitnehmer, und zwar unabhängig davon, ob 
sie eine Weihnachtszuwendung von ihrem Arbeit-
geber erhalten. Das hat zur Folge, daß eine Ver-
doppelung des Weihnachtsfreibetrages zu Steuer-
mindereinnahmen von 720 Millionen DM jährlich 
und eine Erhöhung auf 500 DM sogar zu Steuer-
mindereinnahmen von rd. 2,8 Mrd. DM führen 
würde. 

Wie ich bereits Herrn Dr. Jobst auf seine ent-
sprechende Anfrage zur Fragestunde für die Woche 
ab 17. Januar 1977 mitgeteilt habe, haben diese Zah-
len die Bundesregierung davon abgehalten, in den 
Katalog der in der Regierungserklärung vom 16. De-
zember 1976 vorgesehenen steuerlichen Entlastungs-
maßnahmen auch die Anhebung des Weihnachts-
Freibetrages aufzunehmen. 

Im übrigen sollte nicht übersehen werden, daß 
erst im Jahre 1975 mit der Steuerreform steuerliche 
Entlastungen von ca. 15 Mrd. DM in Kraft getreten 
sind, die insbesondere Arbeitnehmern mit kleinen 
und mittleren Einkommen zugute gekommen sind. 
Damals wurde auch der Arbeitnehmer-Freibetrag 
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von 240 DM auf 480 DM erhöht, der dem Weih-
nachts-Freibetrag in etwa vergleichbar ist. 

2. Hiervon unabhängig ist die beabsichtigte Er-
höhung der Mehrwertsteuer zum 1. Januar 1978. 
Die Bundesregierung strebt damit zwei Ziele an: 

Die öffentlichen Haushalte von Bund und Ländern 
müssen dauerhaft konsolidiert werden, um den er-
forderlichen Handlungsspielraum wiederzugewin-
nen. Mit einem Teil des Mehraufkommens sollen 
Verbesserungen beim Kindergeld, bei der Lohn- und 
Einkommensteuer sowie im Bereich der ertrags-
unabhängigen Steuern finanziert werden. 

Da eine Erhöhung des Weihnachtsfreibetrages in 
diesem Katalog nicht vorgesehen ist, erübrigt sich 
eine Untersuchung der damit verbundenen Entla-
stungswirkung. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Schmöle (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage A 51) : 

Kennt die Bundesregierung das Urteil des Bundesfinanzhofs 
(Az. IR 148/73) vom 12. März 1975, wonach Aufwendungen für 
die Ausbildung von Amateursportlern bei Vereinen, die eine 
Fußballizenzspielerabteilung unterhalten, unter das Abzugsver-
bot des § 12 Nr. 1 KStG fallen, und hält die Bundesregierung 
es für sachlich gerechtfertigt, daß danach zwar Spenden von 
Bundesligavereinen an andere Vereine nach § 11 Nr. 5 a KStG 
abzugsfähig sein können, nicht aber die Zuschüsse an die 
eigenen Amateurabteilungen, und was gedenkt die Bundes-
regierung zu tun? 

Der Bundesregierung ist das von Ihnen zitierte 
Urteil des Bundesfinanzhofs aus dem Jahre 1975 
bekannt. Die Entscheidung enthält keine neuen 
Grundsätze, sondern entspricht der langjährigen 
Übung der Finanzverwaltung. Danach dürfen bei 
der Ermittlung des Einkommens aus dem wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieb eines Lizenzspielervereins 
Ausgaben nur insoweit abgezogen werden, als sie 
mit steuerpflichtigen Einkünften in unmittelbarem 
Zusammenhang stehen. Ausgaben für die Ausbil-
dung von Amateurspielern gehören dagegen bei 
einem gemeinnützigen Sportverein bereits zu den 
satzungsmäßigen Aufgaben und sind daher nicht 
abziehbar. 

Auch unter dem Gesichtspunkt des Spendenab-
zugs kommt ein Abzug derartiger Aufwendungen 
nicht in Betracht. Der wirtschaftliche Geschäfts-
betrieb eines gemeinnützigen Sportvereins ist kein 
selbständiges Steuersubjekt. Eine Spende ist eine 
Zuwendung an einen Dritten. 

Spenden an sich selbst sind nicht möglich und 
können daher auch nicht abgezogen werden. Dieser 
Grundsatz gilt für alle Fälle der partiellen Steuer-
pflicht. So dürfen z. B. auch Betriebe gewerblicher 
Art von Körperschaften des öffentlichen Rechts 
Spenden an die öffentlich-rechtliche Körperschaft 
nicht von ihrem Gewinn absetzen. Die Gleichstel-
lung der Gewinnverwendung einer gemeinnützigen 
Einrichtung für ihre eigenen gemeinnützigen 
Zwecke mit Spenden an dritte Personen, die Ihnen, 

Herr Kollege, offenbar vorschwebt, liefe aber ge-
nau darauf hinaus. 

Die Bundesregierung beabsichtigt deshalb nicht, 
die bestehende Rechtslage zu ändern. 

Sollten Sie aufgrund meiner Ausführungen an 
wechselseitige Spenden denken, so muß ich Sie 
darauf hinweisen, daß dies nach meiner Auffassung 
eine unzulässige rechtliche Gestaltung wäre. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Zeitel (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/86 Fragen A 52 und 53) : 

In welchem Umfang wurden die vorläufigen Daten über die 
Auftragseingänge in der Wirtschaft und in den einzelnen Bran-
chen in den Monaten Juni, Juli, August, September, Oktober, 
November auf Grund der endgültigen Angaben für die jeweiligen 
Monate durch das Statistische Bundesamt korrigiert? 

Wie erklären sich gegebenenfalls die großen Korrekturen, und 
inwieweit sind die amtlichen Aussagen zur Konjunkturlage hier-
durch beeinflußt worden? 

Zu Frage A 52: 

Eine nach Branchen gegliederte Übersicht über 
die vom Statistischen Bundesamt im 2. Halbjahr 
1976 vorgenommenen Korrekturen der vorläufigen 
Auftragseingangsindices durch endgültige Angaben 
ist sehr umfangreich. Sofern Sie es wünschen, wer-
de ich Ihnen eine detaillierte Tabelle hierüber 
selbstverständlich zusenden. Beim Gesamtindex lag 
in den Monaten von Juni bis November 1976 die 
Korrektur im September knapp über 3 % und in 
allen übrigen Monaten unter 2 %. 

Zu Frage A 53: 

Zur Methode und damit zu den möglichen Kor-
rektursachen ist folgendes zu bemerken: 

Die Auftragswerte sind in dem von Ihnen ge-
nannten Zeitraum monatlich bei rund 18 000 Be-
trieben der verarbeitenden Industrie mit in der 
Regel 25 und mehr Beschäftigten erhoben worden. 
Die branchenweise zum Bundesergebnis aggregier-
ten Werte wurden auf Betriebe mit 10 und mehr 
Beschäftigten hochgeschätzt und etwa 4 Wochen 
nach Berichtsmonat als vorläufige Indexzahlen ver-
öffentlicht. Da die für die Hochschätzung erforder-
lichen Umsatzangaben zum „vorläufigen" Index-
termin noch nicht vorliegen, mußten die für die 
Weiterrechnung erforderlichen Daten zunächst be-
helfsmäßig ermittelt werden. 

Eine weitere Korrekturursache lag darin, daß der 
Berichtseingang für das Vorab-Ergebnis mehr oder 
weniger unvollständig war, weil die Firmen die 
Zusammenstellung ihrer Daten primär an betriebs-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten orientieren und 
nicht an Kriterien der amtlichen Statistik. Er-
schwert werden termingerechte Meldungen der 
Firmen außerdem dadurch, daß mit dem Einsatz von 
EDV-Anlagen eine flexible Anpassung der Daten-
ausgabe sowohl in zeitlicher als auch fachlicher 
Hinsicht an die Belange der Statistik nicht mehr 
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ohne weiteres möglich ist. Nicht zuletzt wird durch 
die in zunehmendem Maße vergebenen Großauf-
träge für Gesamtanlagen, die oft mehrere Branchen 
betreffen, eine möglichst schnelle, fachlich geglie-
derte Auftragsstatistik vor erhebliche methodische 
Probleme gestellt. 

Im übrigen bin ich der Auffassung, daß an der 
frühzeitigen Terminstellung im Hinblick auf die 
Bedeutung des Auftragsindex als Konjunkturindi-
kator nichts geändert werden sollte, solange ein-
zelne Statistische Landesämter trotz der aufgezeig-
ten Schwierigkeiten in der Lage sind, die bisher 
vorgegebenen Termine einzuhalten. 

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, daß die mit 
der Hochschätzung verbundenen Schwierigkeiten 
entfallen, wenn ab Berichtsmonat Januar 1977 die 
Auftragseingangsstatistik bei allen Betrieben von 
Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten durch-
geführt wird und damit die konjunkturanfällige 
Aufschätzung der Auftragseingangszahlen mit Hilfe 
des Umsatzes nicht mehr erforderlich ist. 

Die amtlichen Aussagen der Bundesregierung zur 
Konjunkturlage sind durch Revisionen vorläufiger 
Ergebnisse der Auftragseingangs-Statistik nicht 
wesentlich beeinflußt worden. Die Bundesregierung 
berücksichtigt bei der konjunkturellen Bewertung 
dieser Daten stets, daß es sich dabei um zunächst 
noch korrekturanfällige Werte handelt. Sie betont 
dies auch regelmäßig bei der Bekanntgabe der 
neuesten Auftragseingangs-Daten in der Presse. 
Außerdem orientiert sie sich bei der Beurteilung 
der Konjunkturlage nicht an Ergebnissen eines ein-
zelnen Monats, sondern vielmehr an der Entwick-
lung in einem Mehrmonatszeitraum. Darüber hin-
aus stützt sich jede umfassende Konjunkturanalyse 
nicht auf eine einzelne Größe wie etwa den Auf-
tragseingang, sondern auf eine ganze Reihe von 
Indikatoren. Das bedeutet auch, daß Korrekturen 
an einem Indikator das Gesamtbild jeweils nur in 
engen Grenzen beeinflussen können. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Simpfendörfer (SPD) 
(Drucksache 8/86 Fragen A 54 und 55) : 

Hat die Bundesregierung im Verlauf der Legislaturperiode 
bald oder später die Absicht, durch ausreichende Statistiken über 
die Einkommens- und Vermögensverteilung die Grundlage für 
eine vorurteilsfreie Diskussion und eine vernünftige Verteilungs-
politik zu schaffen? 

Aus welchen Gründen ist eine derartige Grundlage bisher 
nicht geschaffen worden? 

Zu Frage A 54: 

Im Hinblick auf die wirtschafts- und gesellschafts-
politische Bedeutung der Verteilungsdiskussion ist 
die Bundesregierung zusammen mit den Sozialpart-
nern und sonstigen interessierten Stellen seit lan-
gem bemüht, die über die Einkommens- und Ver-
mögensverteilung vorhandenen Daten soweit wie 
möglich zu ergänzen und zu verbessern. 

Zu dem auch vom Sachverständigenrat wiederum 
gemachten Vorschlag, eine Statistik der Einkom-
mensteuererklärungen einzuführen, ist allerdings zu 
bemerken, daß — nachdem bei einem entsprechen-
den Gesetzentwurf der Bundesregierung im Jahr 
1968 der Einspruch des Bundesrats im Bundestag 
nicht zurückgewiesen wurde und somit das Gesetz 
nicht zustande kam — ersatzweise die inzwischen 
vom Bundesministerium der Finanzen in Zusam-
menarbeit mit den Länderfinanzministerien in die 
Wege geleitete Statistik der maschinellen Veranla-
gungen weiter verfolgt wird. 

Ferner wird im Rahmen der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen angestrebt, die regelmäßig ver-
öffentlichte funktionelle Aufgliederung durch eine 
personelle Einkommensverteilung für den Sektor 
„private Haushalte" zu ergänzen und zu verfeinern. 
Dabei ist zunächst eine Aufgliederung des verfüg-
baren Einkommens privater Haushalte nach sozia-
len Gruppen und nach Einkommensgrößenklassen 
vorgesehen. Erste Ergebnisse beabsichtigt das Sta-
tistische Bundesamt in diesem Frühjahr vorzulegen. 

Branchenspezifische Angaben über die Ertrags-
lage bzw. die Gewinnentwicklung bei Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft können allerdings aus 
den globalen Aggregaten der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung nicht abgeleitet werden, wenn auch 
die Auswertung der aufgrund des Gesetzes über die 
Statistik im Produzierenden Gewerbe vom 6. No-
vember 1975 erstmalig 1976 für 1975 durchgeführ-
ten Jahreserhebung zusätzliche Anhaltspunkte über 
die Ertragslage der Unternehmen in diesem Bereich 
erwarten läßt. Für den angestrebten Zweck müßten 
vielmehr adäquate, statistisch auswertbare Unter-
lagen in Form einheitlicher Bilanzdaten bei den Un-
ternehmen erst geschaffen werden. Denn die gelten-
den Vorschriften der Rechnungslegung sind für eine 
zuverlässige gesamtwirtschaftliche Auswertung nicht 
geeignet, da sie in erster Linie auf die speziellen 
Verhältnisse des Einzelunternehmens zugeschnitten 
und nicht auf überbetriebliche Information unter ge-
samtwirtschaftlicher Zielsetzung ausgerichtet sind. 

Für die Analyse der Vermögensbildung und -ver-
teilung legt die Bundesregierung ebenso großen 
Wert auf eine Vervollständigung des verfügbaren 
Zahlenmaterials. Wenn die vorhandenen Statistiken 
im wesentlichen Teilbereiche erfassen, so liefern sie 
gleichwohl wichtige Ausgangsdaten zur gegenseiti-
gen Ergänzung für weiterführende wissenschaftliche 
Untersuchungen sowie zur Erstellung eines Gesamt-
überblicks, wie sie die Vermögensrechnung im Rah-
men der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung dar-
stellt. 

Zu Frage A 55: 

Zu dieser Frage ist anzumerken, daß die Bundes-
regierung unter Berücksichtigung der bereits genann-
ten Schwierigkeiten der Auffassung ist, daß die für 
die Verteilungsdiskussion erforderlichen Informa-
tionen nicht durch weitere zusätzliche statistische 
Erhebungen geschaffen werden können, sondern 
vielmehr eher durch eine schrittweise, sorgfältige 
Auswertung des vorhandenen Materials zu verbes-
sern sind. 
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Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schöfberger (SPD) 
(Drucksache 8/86 Frage A 56) : 

Wertet die Bundesregierung — wie in der Süddeutschen Zei-
tung vom 1 .  Februar 1977 auf Seite 15 behauptet — den Rück-
marsch" der Lohnquote auf den Wert von 1970 (61,7 %) als Schritt 
in die richtige Richtung, und welchen Zielwert strebt die Bundes-
regierung für 1977 an? 

Die Lohnquote des Jahres 1976 ist zu beurteilen 
auf dem Hintergrund einer mehrjährigen Entwick-
lung. Während z. B. die Bruttoeinkommen aus Un-
ternehmertätigkeit und Vermögen von 1970 bis 1975 
um insgesamt 30 % stiegen, betrug die Zunahme 
der Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
rd. 61 %, war also doppelt so hoch. Im gleichen 
Zeitraum stieg die unbereinigte Lohnquote von 66,7 
auf 71,4 %. Die bereinigte Lohnquote (mit konstan-
ter Beschäftigungsstruktur des Jahres 1960) kletterte 
von 61,7 % im Jahre 1970 auf immerhin 65,2 % im 
Jahre 1975. 

An der Jahreswende 1975/1976 herrschte angesichts 
vorhandener Arbeitslosigkeit und Investitions-
schwäche die einhellige Auffassung vor, daß im 
Jahre 1976 die Einkommen aus Unternehmertätig-
keit und Vermögen deutlich stärker als die Lohn-
einkommen steigen müßten (SVR, Forschungsinsti-
tute, Konzertierte Aktion, Jahreswirtschaftsbericht). 
Tatsächlich hielt sich die Einkommensentwicklung 
1976 mit + 7 % für die Bruttoeinkommen aus un-
selbständiger Arbeit (Jahresprojektion 1976: + 6 1 /2 

 bis + 7 1 /2% ) und + 14 % für die Bruttoeinkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen (Jahres-
projektion 1976: + 12 bis + 14 °/o) im projektierten 
Rahmen. 

Wie für die vorangegangenen Jahre gibt die Bun-
desregierung auch 1977 keine bestimmte Lohnquote 
als Ziel an. Im Jahreswirtschaftsbericht 1977 hat sie 
eine Zunahme des Bruttoeinkommens aus unselb-
ständiger Arbeit von 8 bis 9 %, des Bruttoeinkom-
mens aus Unternehmertätigkeit und Vermögen von 
9 bis 10 % als mit den angestrebten Zielen für Be-
schäftigung, Wirtschaftswachstum und Preisstabili-
sierung vereinbar erklärt. Dies würde bedeuten, daß 
eine allenfalls leichte Rückbildung der bereinigten 
Lohnquote erfolgt, daß sie aber weiter erheblich über 
dem Niveau des Jahres 1970 bleiben würde. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Schäfer (Offenburg) (SPD) 
(Drucksache 8/86 Frage A 57) : 

Wie hoch ist der Anteil der Kernenergie am Gesamtenergie-
verbrauch in der Bundesrepublik Deutschland insgesamt und in 
den einzelnen Bundesländern, und welche Folgen hätte nach 
Auffassung der Bundesregierung die Stillegung sämtlicher in Be-
trieb befindlicher Kernkraftwerke? 

Im Jahre 1975 betrug die Stromerzeugung aus 
Kernenergie 21,4 TWh; das entspricht einem Brenn-
stoffverbrauch von 7 Millionen t SKE. Der Gesamt-

energieverbrauch belief sich auf 347,7 Millionen t 
SKE. Demnach betrug der Anteil der Kernenergie 
am Gesamtenergieverbrauch der Bundesrepublik 
Deutschland 2,0 %. 

Für das Jahr 1976 liegen noch keine endgültigen 
Werte vor. Die Stromerzeugung aus Kernenergie 
wird auf 24,3 TWh entsprechend 8 Millionen t SKE 
geschätzt. Der Gesamtenergieverbrauch der Bun-
desrepublik wird von der Arbeitsgemeinschaft Ener-
giebilanzen mit vorläufig 370,7 Millionen t SKE an-
gegeben, so daß der entsprechende Anteil leicht auf 
2,2 % zugenommen hat. 

Diese Relation zwischen Stromerzeugung aus 
Kernenergie und Gesamtenergieverbrauch hat aller-
dings nur einen bedingten Aussagewert. Dem ge-
samten Energieverbrauch als Summe der einzelnen 
Verbrauchsbereiche entspricht die gesamte Energie-
erzeugung als Summe der einzelnen Primärenergie-
träger. Der Primärenergieträger Kernenergie und 
damit die Sekundärenergie Strom ist aber hinsicht-
lich des Energieverbrauchs in den einzelnen Ver-
brauchssektoren nur zu einem sehr geringen Teil 
durch andere Primärenergieträger substituierbar. 
Eine Substitution ist vielmehr bei der Stromerzeu-
gung durch einen höheren Brennstoffeinsatz in kon-
ventionellen Kraftwerken denkbar. 

Entsprechende Werte für die einzelnen Bundes-
länder sind der Bundesregierung nicht bekannt. Es 
werden auch noch nicht für alle Bundesländer Ener-
giebilanzen erstellt, aus denen diese Relationen 
zu entnehmen wären. 

Gegenwärtig sind in der Bundesrepublik Deutsch-
land 13 Kernkraftwerke mit rd. 6 500 MW in Be-
trieb. Davon sind allein im Laufe des Jahres 1976 
knapp 3 000 MW in Betrieb gegangen, so daß die 
Gesamtleistung nicht voll während des vergangenen 
Jahres zur Stromerzeugung zur Verfügung stand. 
Eine Stillegung sämtlicher in Betrieb befindlichen 
Kernkraftwerksanlagen hätte zur Folge, daß diese 
Kapazitätslücke von rd. 40 TWh durch den zusätz-
lichen Primärenergieeinsatz von rd. 13 Millionen t 
SKE behoben werden müßte. 

Eine Stillegung sämtlicher in Betrieb befindlicher 
Kernkraftwerke würde auf die im Bau und in der 
konkreten Planung befindlichen Kernkraftwerke 
durchschlagen. Auch diese Anlagen müßten durch 
konventionelle Kraftwerke ersetzt werden, die nach 
Lage der Dinge mit Öl, Gas oder Steinkohle befeuert 
werden. Setzte man Öl oder Gas ein, so würde das 
Ziel der Bundesregierung, die Unabhängigkeit der 
deutschen Volkswirtschaft von Importenergien zu 
mindern, durchkreuzt. Ein verstärkter Zubau von 
Steinkohlekraftwerken bringt aus Umweltschutzge-
sichtspunkten größere Probleme mit sich. Auf das 
Beispiel des Kraftwerkes Voerde wird verwiesen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Riesenhuber (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/86 Fragen A 58 und 59) : 
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Was hat die Bundesregierung unternommen, um die positiven 
Erfahrungen im Bereich der Erstinnovationsförderung des Bun-
deswirtschaftsministers in anderen Bereichen der marktnahen 
Förderung von Forschung und Entwicklung zu berücksichtigen, 
und wie beurteilt sie insbesondere den relativ geringen Verwal-
tungsaufwand beim Bundeswirtschaftsminister im Bereich der 
Erstinnovationsförderung im Vergleich zu dem hohen Verwal-
tungsaufwand bei verschiedenen Projekten des Bundesforschungs-
ministers?  

Gedenkt die Bundesregierung, eine Ausweitung der Erst

-

innovationsförderung durch den Bundeswirtschaftsminister in den 
nächsten Jahren durchzuführen, und welche Mittel an Forderun-
gen sind auf Grund der bisherigen Antragstellungen in den 
nächsten Jahren notwendig, um das Programm weiter expansiv 
abzuwickeln? 

Zu Frage A 58: 
Die Bundesregierung begrüßt die in der Frage 

zum Ausdruck kommende positive Beurteilung des 
Programmes zur Förderung von technologischen Erst-
innovationen. Diese positive Einstellung deckt sich 
im übrigen sowohl mit dem Jahresgutachten des 
SVR als auch den Aussagen im Gutachten der  Kom-
mission  für Wirtschaftlichen und Sozialen Wandel. 
Die Erfahrungen mit diesem im Jahre 1971 vom 
Bundesministerium für Wirtschaft ins Leben gerufe-
nen völlig neuartigen Förderungsinstrument haben 
die damit verbundenen Erwartungen bestätigt. Es 
hat sich nämlich gezeigt, daß es mit diesem Pro-
gramm erstmals möglich war, das insbesondere bei 
mittelständischen Unternehmen vorhandene Innova-
tionspotential zu aktivieren, ohne dabei ihre Initia-
tive und Verantwortung für die Durchführung und 
Verwertung zu beeinträchtigen. Mit seiner Hilfe ist 
es gelungen, in den vergangenen 5 Jahren insgesamt 
117 technologische Erstinnovationen von besonde-
rer volkswirtschaftlicher Bedeutung mit einem Ge-
samtvolumen von ca. 120 Millionen DM zu fördern. 

Der von Ihnen zu Recht hervorgehobene relativ 
geringe Verwaltungsaufwand bei der Abwicklung 
dieses Programmes erklärt sich zum einen daraus, 
daß die Antragsteller im Rahmen der durch die 
Förderungsrichtlinien und die Grundsätze des Haus-
haltsrechts gesetzten Grenzen weitgehende Entschei-
dungs- und Handlungsfreiheiten bei der Abwick-
lung ihres Vorhabens behalten. Hinzu kommt, daß 
dieses Programm von vornherein so konzipiert 
wurde, daß die Bundesländer bei der Beratung der 
Antragsteller, bei der Beurteilung der Anträge und, 
im Falle einer positiven Entscheidung, auch bei der 
Projektabwicklung eingeschaltet sind. 

Es liegt auf der Hand, daß sich dieses Verfahren 
nicht ohne weiteres auf andere Förderungsprojekte 
mit anderer Zielsetzung und mit anderen Größen-
ordnungen übertragen läßt. Sofern der BMFT Pro-
jekte fördert, die nach Art und Umfang denen des 
Erstinnovationsprogrammes entsprechen, hält sich 
der dortige Verwaltungsaufwand in vergleichbarem 
Rahmen. 

Zu Frage A 59: 

Die Bundesregierung hat unter Ziffer 19 ihrer Re-
gierungserklärung ihre Absicht mitgeteilt, ein Ge-
samtkonzept für Forschungs- und Technologiepolitik 
für kleine und mittlere Unternehmen vorzulegen, um 
das gerade bei diesen Unternehmen vorhandene In-
novationspotential zu aktivieren. Es versteht sich 
von selbst, daß das Erstinnovationsförderungspro-
gramm des Bundesministers für Wirtschaft in dieser 
Konzeption eine wesentliche Rolle spielen wird. 

Nach der derzeitigen Finanzplanung sollen die 
Mittel für dieses Programm von 10 Millionen DM im 
Jahre 1976 auf rd. 15 Millionen DM im Jahre 1980 
ansteigen. Eine Korrektur dieser Finanzplanung müß-
te gegebenenfalls dann in Erwägung gezogen wer-
den, wenn, z. B. aufgrund einer verstärkten Öffent-
lichkeitsarbeit, der Bekanntheitsgrad dieses Förde-
rungsinstrumentes weiter steigt. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auf die Tat-
sache hinweisen, daß die positiven Erfahrungen mit 
diesem Programm inzwischen in einigen Bundeslän-
dern (Niedersachsen, Baden-Württemberg) zu ähn-
lichen Förderungskonzeptionen geführt haben. Wei-
tere Maßnahmen in anderen Bundesländern (Bayern) 
sind in Vorbereitung. Bund- und Ländermaßnahmen 
wirken somit im Sinne Ihrer Fragestellung expansiv. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/86 Frage A 60) : 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung hinsichtlich der 
weiteren Förderung des Airbus und des VFW 614, und wie 
gedenkt sie sicherzustellen, daß europäische Luft- und Raum-
fahrtprodukte bei internationalen Ausschreibungen nicht dis-
kriminiert werden. 

Die Bundesregierung unterstützt den Airbus und 
die VFW 614 vor allem durch Absatzfinanzierungs-
hilfen sowie durch Verbürgung der Kredite zur Fi-
nanzierung der Serienfertigung. Damit wird die In-
dustrie in die Lage versetzt, ihre Flugzeuge zu glei-
chen Konditionen anzubieten wie ihre Konkurrenz 
am Weltmarkt. Die Bundesregierung ist der Auf-
fassung, daß die vorgesehenen Hilfen durchaus aus-
reichen, um die Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Flugzeughersteller auf dem Weltmarkt sicher-
zustellen. 

Was die Förderung in Form politischer Flankie-
rung angeht, glaube ich, daß es wohl keinen ande-
ren Industriezweig gibt, dessen Produkte mit ähn-
licher Intensität Gegenstand von Weisungen und 
Berichterstattungen zwischen Bonn und den Aus-
landsvertretungen sind. Auch bei bilateralen Treffen 
auf politischer Ebene werden die Produkte der deut-
schen LRI bei jeder sich bietenden Gelegenheit ins 
Gespräch gebracht. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage ist mir nicht ersicht-
lich, ob Sie hier an ganz bestimmte Fälle einer be-
reits eingetretenen Diskriminierung denken; bei 
Airbus und VFW 614 ist der Bundesregierung kein 
konkreter Fall von Diskriminierung bei internatio-
nalen Ausschreibungen bekannt. In diesem Zusam-
menhang möchte ich darauf hinweisen, daß auf EG-
Ebene zur Verstärkung der Marktbasis für europä-
ische Hersteller u. a. eine Verpflichtung der Regie-
rungen erwogen wird, alle zweckdienlichen Maß-
nahmen zu ergreifen, damit die nationalen Luft-
verkehrsgesellschaften wettbewerbsfähigen europä-
ischen Flugzeugen eine angemessene Chance ein-
räumen. 
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Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Regenspurger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Fragen A 61 und 62) : 

Ist die Äußerung des nordrhein-westfälischen Wirtschaftsmini-
sters Dr. Riemer, daß durch eine Verstaatlichung der Elektri-
zitätsversorgung eine Verbesserung der Versorgung mit elektri-
scher Energie sowohl hinsichtlich günstiger Preise für den Ver-
braucher als auch hinsichtlich einer größeren Versorgungssicher-
heit erreicht werden könne, mit dem der gleichen Partei angehö-
renden Bundeswirtschaftsminister Dr. Friderichs abgestimmt oder 
auf noch nicht veröffentlichte Pläne oder Studien im Bundes-
wirtschaftsministerium zurückzuführen? 

Zieht die Bundesregierung in ihrem Entwurf zum Energiewirt-
schaftsgesetz die Überführung von Energieversorgungsunterneh-
men in Gemeineigentum in Betracht, oder kann die Bundesregie-
rung mit Verbindlichkeit erklären, daß derartige Pläne und Vor-
stellungen in keiner Weise erwogen werden? 

Die Bundesregierung beantwortet beide Fragen 
mit Nein. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, mit der Novel-
lierung des Energiewirtschaftsgesetzes insbesondere 
die Aufsicht über die Versorgungswirtschaft zu 
straffen und mögliche Wettbewerbselemente im Be-
reich der leitungsgebundenen Energien zu stärken. 
Damit wird auch eine Verbesserung der Lage auf 
dem Energiemarkt bezweckt. 

Überlegungen zu einer Verstaatlichung der Ener-
giewirtschaft oder von Teilbereichen werden dabei 
nicht angestellt. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Wolfram (Recklinghausen) 
(SPD) (Drucksache 8/86 Frage A 63) : 

Verspricht sich die Bundesregierung durch eine Neuregelung 
der Elektrizitätswirtschaft eine nachhaltige Verbesserung der 
Lage auf dem Energiemarkt, vor allem im Hinblick auf die Siche-
rung der zukünftigen Energieversorgung, und wenn ja, wie 
sollte eine solche Neuordnung aussehen, denkt die Bundesregie-
rung eventuell daran, in ihre Überlegungen eine Verstaatlichung 
der Energiewirtschaft mit einzubeziehen, wie sie vom Landes-
minister für Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr in Nordrhein-
Westfalen, Dr. Riemer, angeregt wurde? 

Die Bundesregierung beabsichtigt mit der Novel-
lierung des Energiewirtschaftsgesetzes insbeson-
dere die Aufsicht über die Versorgungswirtschaft zu 
straffen und mögliche Wettbewerbselemente im Be-
reich der leistungsgebundenen Energien zu stärken. 
Damit wird auch eine Verbesserung der Lage auf 
dem Energiemarkt bezweckt. 

Überlegungen zu einer Verstaatlichung der Ener-
giewirtschaft oder von Teilbereichen werden dabei 
nicht angestellt. 

Anlage 19 

Antwort 

dés Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Ziegler (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Fragen A 67 und 68) : 

Trifft es zu, daß die Bundesversicherungsanstalt für Angestell-
te festgestellt hat, zum ersten Mal seit längerer Zeit sei es 
wieder möglich gewesen, mit dem Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung zu gleichen Rechnungsergebnissen zu kom-
men, und aus welchen Gründen war dies — bejahendenfalls — 
von  wann bis wann nicht möglich? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung allen ihren Berechnun-
gen und Planungen lediglich eine nettolohnbezogene Anpassung 
der Bestandsrenten um jeweils 6,1 % in den Jahren 1979 und 
1980 zugrundelegt, während der Bundeskanzler und der Bun-
desminister für Arbeit und Sozialordnung in der Öffentlichkeit 
den Eindruck erwecken, es sei noch offen, ob es nur zu einer 
solchen Mindestanpassung oder einer höheren komme, und wenn 
ja, warum entspricht die Selbstdarstellung der Bundesregierung 
nicht ihrem tatsächlichen Verhalten? 

Zu Frage A 67: 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung hat seine Vorausberechnungen über die finan-
zielle Entwicklung der gesetzlichen Rentenversiche-
rung mit den Versicherungsträgern abgestimmt. 
Dies ist auch in früheren Jahren geschehen; unter-
schiedliche Ergebnisse ergaben sich dabei aus un-
terschiedlichen Annahmen über die wirtschaftliche 
Entwicklung und die künftige Regelung der Kran-
kenversicherung der Rentner. 

Zu Frage A 68: 

Die Bundesregierung hat wiederholt betont, daß 
die Renten auch in Zukunft auf der Grundlage der 
Bruttolöhne errechnet werden. Sollte es die wirt-
schaftliche Entwicklung erforderlich machen, ist für 
die laufenden Renten in den Jahren 1970 und 1980 
eine Anpassung der Renten unterhalb der Brutto-
löhne möglich, aber mindestens entsprechend der 
Steigerung der verfügbaren Einkommen der Arbeit-
nehmer. Es trifft daher nicht zu, daß die  Bundesre-
gierung allen ihren Berechnungen und Planungen 
eine Anpassung der Bestandsrenten in den Jahren 
1979 und 1980 entsprechend der Entwicklung der 
verfügbaren Einkommen der Arbeitnehmer unter-
stellt. Für die Bundesregierung kommt eine Anpas-
sung der Bestandsrenten in den Jahren 1979 und 
1980 an die Entwicklung der verfügbaren Einkom-
men der Arbeitnehmer nur für den Fall in Betracht, 
daß dies notwendig ist, um die finanzielle Stabilität 
der gesetzlichen Rentenversicherung langfristig zu 
gewährleisten. Der Rentenanpassungsbericht 1977, 
der in Kürze dem Parlament zugeleitet wird, wird 
über die Berechnungen der Bundesregierung im ein-
zelnen Auskunft geben. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündliche 
Frage der Abgeordneten Frau Karwatzki (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage A 69) : 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung beabsichtigt, den Kin-
derzuschuß in der Rentenversicherung auf den jetzigen Betrag 
von monatlich 152,90 DM festzuschreiben und nicht — wie bis-
her — zu dynamisieren? 

Nach dem im Bundesministerium für Arbeit und So-
zialordnung erstellten Referentenentwurf ist vorge-
sehen, den Kinderzuschuß in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung auf dem gegenwärtigen Stand fest-
zuhalten. Dies hat Herr Bundesminister Dr. Ehren-
berg in der Aussprache über die Regierungserklä- 
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rung dem Hohen Haus bereits mitgeteilt. Soweit bei 
den Zugangsrenten des Jahres 1977 der Kinderzu-
schuß höher ist als bei den Bestandsrenten, soll ein 
Schutz des Besitzstandes vorgesehen werden. 

Die Bundesregierung wird ihre Entscheidung hier-
über im Zusammenhang mit der Verabschiedung 
des Entwurfs des 20. Rentenanpassungsgesetzes 
treffen. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Hasinger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/86 Fragen A 70 und 71) : 

War die dienstliche Zuleitung eines 13 Seiten starken Papiers 
des Bundesarbeitsministers Dr. Ehrenberg, das mit dem Satz 
"Sozialdemokratische Reformpolitik sichern" überschrieben ist, an 
alle Angehörigen des Bundesarbeitsministeriums als amtliche 
Weisung gedacht, oder handelt es sich einfach um die Verteilung 
einer sozialdemokratischen Werbeschrift? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Zuleitung des ge-
nannten Papiers unter den Angehörigen des Bundesarbeitsmi-
nisteriums Unruhe und die Besorgnis weiterer Parteipolitisie-
rung dieses Bundesarbeitsministeriums ausgelöst hat, und wenn 
ja, welche Folgerungen wird sie daraus ziehen? 

Das von Ihnen zitierte Papier enthält — wie be-
reits sein Titel „Programm zur Konsolidierung der 
sozialen Sicherung" aussagt — eine ausführliche 
Darstellung und politische Begründung der Koali-
tionsbeschlüsse zur Renten- und Krankenversiche-
rung. 

Diese vom Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung unter seinem Namen herausgegebene 
Argumentation dient der Unterrichtung einer brei-
ten Öffentlichkeit. Sie ist deshalb auch am 21. Ja-
nuar 1977 der gesamten Presse übergeben worden. 

Es ist nicht sinnvoll, die Mitarbeiter des Mini-
steriums von solchen wichtigen Informationen, die 
für deren unmittelbare Facharbeit von Nutzen sind, 
auszuschließen. Diese Argumentation ist deshalb 
auch den Fachabteilungen des Ministeriums zur 
Verfügung gestellt worden. 

Ihre Unterstellung, daß diese Information unter 
den Angehörigen des Ministeriums „Unruhe und 
Besorgnis" ausgelöst habe, entspricht nicht den 
Tatsachen. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Grunenberg (SPD) (Druck-
sache 8/86 Frage A 72): 

Wann ist damit zu redenen, daß die See- und Flußfischer in 
das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte (GAL) einbezogen 
werden? 

Die Zugehörigkeit zur Altershilfe für Landwirte 
ist u. a. davon abhängig, daß das landwirtschaftliche 
Unternehmen eine auf Bodenbewirtschaftung beru-
hende Existenzgrundlage bildet. Das Merkmal der 

Bodenbewirtschaftung hat der Gesetzgeber gerade 
deshalb gewählt, um dieses Sicherungssystem auf 
die eigentliche Landwirtschaft zu begrenzen. Ob 
eine Aufnahme der Fluß- und Seefischer in die 
Altershilfe für Landwirte unter Berücksichtigung 
insbesondere sozialpolitischer Gesichtspunkte ge-
rechtfertigt wäre, bedarf noch einer eingehenden 
Prüfung und Abklärung. Dabei wird u. a. zu berück-
sichtigen sein, daß der hier angesprochene Per-
sonenkreis seit dem Rentenreformgesetz des Jahres 
1972 sowohl die Möglichkeit der freiwilligen Ver-
sicherung als auch der Pflichtversicherung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung hat, der die Kü-
stenschiffer und Küstenfischer ohnehin schon seit 
langem als Pflichtversicherte angehören. Die Durch-
brechung der in der Bodenbewirtschaftung liegen-
den Abgrenzung müßte aber auch dazu führen, daß 
andere Personengruppen die Aufnahme in dieses zu 
einem hohen Prozentsatz vom Bund finanzierte 
Alterssicherungssystem fordern würden. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Braun (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage A 73) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob sich die Novellierung 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes negativ auf die Bereitstellung 
von Stellen für Auszubildende ausgewirkt hat? 

Eine nachweisbar negative Auswirkung des neuen 
Jugendarbeitsschutzgesetzes auf das Angebot an 
Ausbildungsplätzen ist der Bundesregierung nicht 
bekannt. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Horstmeier (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/86 Frage A 74) : 

Entspricht es der rechtlichen Grundlage, daß freiwillig ge-
leistete Dienstzeiten beim Reichsarbeitsdienst in den dreißiger 
Jahren nicht als Ersatzzeiten bei der Rentenberechnung aner-
kannt werden, und wenn ja, sind Änderungen vorgesehen? 

Zeiten eines Arbeitsdienstes können bei Vorlie-
gen der im Gesetz bestimmten versicherungsmäßi-
gen Voraussetzungen als Ersatzzeiten angerechnet 
werden, wenn der Arbeitsdienst aufgrund einer 
gesetzlichen Dienstpflicht oder während eines Krie-
ges geleistet worden ist. Das Bundessozialgericht 
und ihm folgend die Versicherungsträger haben dar-
über hinaus die Anrechnung freiwilliger Arbeits-
dienstzeiten zugelassen, wenn hierdurch die Dienst-
pflicht nach dem Reichsarbeitsdienstgesetz als erfüllt 
galt und der Versicherte einem Jahrgang angehört, 
der tatsächlich zur Ableistung des Reichsarbeits-
dienstes herangezogen worden ist; dies war bei den 
Jahrgängen 1915 und jünger der Fall. 
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Eine allgemeine Anrechnung der Zeiten eines frei-
willigen Arbeitsdienstes als Ersatzzeiten ist damit 
nicht möglich. In vielen Fällen werden diese Zeiten 
jedoch, wenn nicht ganz, so doch teilweise, durch die 
Anrechnung der sogenannten Ausfallzeitenpau-
schale rentensteigernd berücksichtigt. 

Eine Gesetzesänderung, durch die eine allgemeine 
Anrechnung der Zeiten eines freiwilligen Arbeits-
dienstes als Ersatzzeiten ermöglicht würde, wird 
von der Bundesregierung nicht erwogen. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/86 Frage A 75) : 

Hat sich die Bundesregierung eine Meinung zu der Ansicht 
des Vorsitzenden des Deutschen Gewerkschaftsbunds, Heinz 
Oskar Vetter, gebildet, der nach einer Meldung der Süddeut-
schen Zeitung vom 19. Januar 1977 „für seine Organisation ein 
allgemeines politisches Mandat in Anspruch" nimmt, „vergleich-
bar dem der politischen Parteien", und wenn ja, welche Mei-
nung ist dies, und haben sich Vertreter der Bundesregierung be-
reits dazu geäußert? 

Die Bundesregierung kennt den Artikel in der 
Süddeutschen Zeitung vom 19. Januar 1977. Der 
volle Wortlaut der erwähnten Rede des Vorsitzen-
den des Deutschen Gewerkschaftsbundes liegt jedoch 
nicht vor. Es ist daher schwer zu beurteilen, in wel-
chem Zusammenhang die von Ihnen zitierten Aus-
führungen gemacht worden sind. Von der Bundes-
regierung wird allerdings die Auffassung geteilt, 
daß die Gewerkschaften in ihrer Aufgabenstellung 
nicht darauf beschränkt sind, als Tarifpartner die 
Arbeitsbedingungen ihrer Mitglieder zu regeln. 
Vielmehr sind sie unbestritten legitimiert, sich zu 
allen Fragen zu Wort zu melden, die die Gesamt-
heit der Arbeitnehmer und ihrer Lebensbereiche be-
rühren. Der Gesetzgeber hat die Repräsentanz der 
Gewerkschaften für die Interessen der Arbeitneh-
merschaft insgesamt seit Jahrzehnten anerkannt und 
ihnen deswegen zahlreiche Mitsprache-, Benennungs- 
und Entsenderechte für die Arbeitnehmer übertra-
gen. Insofern haben die Gewerkschaften ein allge-
meines politisches Mandat. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Wüster (SPD) 
(Drucksache 8/86 Frage A 77) : 

Ist die Bundesregierung bereit, die bislang veröffentlichte 
jährliche Bundesstatistik über die Zahl der Kriegsdienstver-
weigerer — analog der Arbeitslosenstatistik — in Zukunft auch 
nach regionalen Gesichtspunkten erstellen und veröffentlichen 
zu lassen? 

Ich darf zunächst darauf hinweisen, daß es zur 
Kriegsdienstverweigerung „keine veröffentlichte 
jährliche Bundesstatistik" im Sinne des Gesetzes  

über die Statistik für Bundeszwecke gibt. Es wer-
den jedoch einschlägige Daten auf Bundesebene 
durch das Bundesministerium der Verteidigung er-
mittelt und durch den Informations- und Presse-
stab der Öffentlichkeit bekanntgemacht. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, darüber 
hinaus auch Regionalzahlen über das Aufkommen 
an Anträgen auf Kriegsdienstverweigerung zu ver-
öffentlichen. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Müller 
(Schweinfurt) (SPD) (Drucksache 8/86 Fragen 78 und 
79): 

Trifft es zu, daß das Bundesverteidigungsministerium auf der 
Errichtung eines Wasserübungsplatzes für Pioniere in einer der 
landschaftlich reizvollsten Gegenden Frankens — der Main-
schleife bei Nordheim — besteht, obwohl durch diese Maßnah-
me Belange des Landschaftschutzes verletzt würden und dem 
Bundesverteidigungsministerium bereits andere Standorte ange-
boten worden sind, und wenn ja, aus welchen Gründen? 

Ist das Bundesverteidigungsministerium bereit, erneut in die 
Diskussion über die bereits bekannten bzw. über neu von der 
bayerischen Staatsregierung vorzuschlagende Standorte einzu-
treten? 

Zu Frage A 78: 

Es trifft zu, daß das Bundesministerium der Ver-
teidigung im Einvernehmen mit der Bayerischen 
Staatskanzlei an der Garnisonsplanung Volkach und 
der Errichtung eines Pionier-Wasserübungsplatzes 
für diese Garnison in Nordheim festhält. 

Die Prüfung aller alternativen Geländevorschlä-
ge hat ergeben, daß allein bei Nordheim die Ge-
wässer- und Geländeverhältnisse die Forderungen 
erfüllen, die hinsichtlich Ausbildung und Sicherheit 
für einen Pionier-Wasserübungsplatz wesentlich 
sind. 

Das Bundesministerium der Verteidigung wird je-
doch — wie mehrfach erklärt — den Geländebedarf 
auf das Mindestmaß beschränken und den Wünschen 
nach einer dem Landschaftsbild angepaßten Bebau-
ung und Bepflanzung weitmöglichst Rechnung tra-
gen. 

Zu Frage A 79: 

Das Bundesministerium der Verteidigung sieht 
keinen Anlaß, in eine erneute Diskussion der be-
kannten Standorte einzutreten. Neue Standorte sind 
dem Bundesministerium der Verteidigung von der 
Bayerischen Staatskanzlei nicht vorgeschlagen wor-
den. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Kleinert 
(FDP) (Drucksache 8/86 Fragen A 80 und 81) : 
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Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der letzten Zeit meh-
rere Kreiswehrersatzämter ehemalige Angehörige des Bundes-
grenzschutzes, die dort eine zweijährige Dienstzeit abgeleistet 
haben, zum Grundwehrdienst (für neun Monate) einziehen, ob-
wohl nach früherem Recht diese zweijährige Dienstzeit im Ge-
gensatz zur nunmehr geltenden Regelung von drei Jahren vom 
Grundwehrdienst befreite und der betroffene Personenkreis bei 
Dienstantritt beim Bundesgrenzschutz auf die Befreiung vom 
Wehrdienst vertraute, und wel che Maßnahmen will sie er-
greifen? 

Ist es nach Ansicht der Bundesregierung mit den Grundsätzen 
einer ordnungsgemäßen Verwaltung vereinbar, bei einer er-
kennbar fehlenden Übergangsregelung zu der Änderung von § 42 
des Wehrpflichtgesetzes, sich einfach auf eine Gesetzeslücke zu 
berufen und selbst im Widerspruchsverfahren keine Abhilfe zu 
schaffen? 

Wehrpflichtige, die nach dem 30. Juni 1974 für 
zwei Jahre in den Vollzugsdienst des Bundesgrenz-
schutzes eingestellt wurden — und nur um diese 
geht es —, haben in keinem Fall einen Einberufungs-
bescheid zum Grundwehrdienst erhalten. Lediglich 
ein Kreiswehrersatzamt hat in einigen Fällen die 
Einberufung vorsoglich angekündigt. Dieses Kreis-
wehrersatzamt hat aber den vorgesetzten Stellen 
über die rechtliche Problematik berichtet. 

Der Bundesminister der Verteidigung und der Bun-
desminister des Innern sind daraufhin am 31. Ja-
nuar 1977 übereingekommen, die in Betracht kom-
menden Wehrpflichtigen nicht zum Grundwehrdienst 
heranzuziehen. Die Wehrersatzbehörden sind ent-
sprechend angewiesen. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Schneider 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/86 Fragen A 82 und 83) : 

Kann die Bundesregierung den in einer Wohnungsmarktunter-
suchung des Nürnberger Städtebauinstituts festgestellten Zusam-
menhang zwischen den fehlenden attraktiven Mietwohnungen 
in den Städten und der zunehmenden „Stadtflucht" bestätigen, 
wie beurteilt die Bundesregierung generell die Lage und die 
künftigen Entwicklungsaussichten des Mietwohnungsbaus? 

Kann die Bundesregierung insbesondere auch den immer wieder 
in der Bau- und Wohnungswirtschaft festgestellten Zusammen-
hang zwischen dem praktischen Erliegen des privaten Mietwoh-
nungsbaus und der Gesetzgebung auf dem Mietwoh-
nungssektor bestätigen, auf welche  Gründe sonst führt die Bun-
desregierung die mangelnde Bereitschaft privater Investoren 
zurück, sich noch im Mietwohnungsbau zu engagieren? 

Zu Frage A 82: 

Selbstverständlich spielt die Tatsache, daß die 
Mietwohnungsbestände in den Innenbereichen der 
Städte nicht nur durch den normalen Alterungspro-
zeß, sondern auch durch Beeinträchtigungen des 
Wohnumfeldes an Attraktivität verloren haben, bei 
der anhaltenden Abwanderung aus den Innenbe-
reichen der Städte in das Stadtumland eine wesent-
liche Rolle. Mindestens ebenso bedeutsam sind je-
doch die steigenden Wohnflächen pro Kopf und der 
vor allem in den Mittelschichten festzustellende 
Drang ins Eigenheim, der schon infolge des Einflus-
ses der Bodenpreise im allgemeinen zur Übersied-
lung ins Stadtumland führt. 

Die Bundesregierung ist deshalb der Auffassung, 
daß in den Städten der Bau neuer Mietwohnungen — 
auch im Rahmen des sozialen Wohnungsbaues — 
nach wie vor notwendig ist. Dabei spielt der Ersatz-

wohnungsbau in Sanierungsgebieten eine besondere 
Rolle. 

Daneben ist die Modernisierung des Altwohnungs-
bestandes bedeutsam. Durch konsequente Moderni-
sierung können in den Innenstädten wieder attrak-
tive Mietwohnungen entstehen. Auch in diesem Zu-
sammenhang wird die geplante erweiterte steuer-
liche Abschreibungsmöglichkeit für den Erwerb al-
ter Häuser und Wohnungen die Entwicklung in den 
Städten positiv beeinflussen. 

Im gegenwärtigen Zeitpunkt ist die Lage des Miet-
wohnungsbaues ungünstig. Im Gegensatz zum Eigen-
heimbau bewegt sich der Geschoßwohnungsbau auf 
niedrigem Niveau. 1976 sind rund 120 000 Wohnun-
gen in neu zu errichtenden Mehrfamilienhäusern 
zum Bau genehmigt worden. Die Statistik gibt keine 
Auskunft darüber, zu welchen Anteilen es sich da-
bei um Mietwohnungen und Eigentumswohnungen 
handelt. Schätzt man den Anteil der Eigentums-
wohnungen an den genehmigten Geschoßbauten für 
1977 auf rund 50 %, so verbleibt für den Mietwoh-
nungsbau eine Zahl von rund 60 000 Wohnungen. 
Der überwiegende Teil dieser Wohnungen dürfte 
auf den sozialen Wohnungsbau entfallen. 

Daß der freifinanzierte Mietwohnungsbau beson-
ders stark zurückgegangen ist, liegt auf der Hand, weil 
für freifinanzierte Mietwohnungen bei der heutigen 
Marktkonstellation nur Mieten zu erzielen sind, die 
weit unter der Kostenmiete liegen. Das gegenwärtige 
Verhältnis zwischen den laufenden Kosten neuer 
freifinanzierter Wohnungen und den am Markt bei 
verschärftem Anbieterwettbewerb erzielbaren Mie-
ten erklärt die geringe Investitionsbereitschaft 
im Mietwohnungsbau. 

Die künftigen Entwicklungsaussichten des Miet-
wohnungsbaues lassen sich heute noch nicht genau 
vorausschätzen. Sie werden jedenfalls abhängig sein 
von der Nachfrage, die in den nächsten Jahren zwei-
fellos ansteigen wird. 

Zu Frage A 83: 

Erst wenn sich die in der Beantwortung Ihrer ersten 
Frage geschilderte Marktlage gewandelt hat, kann 
mit hinreichender Sicherheit festgestellt werden, ob 
auch die mietrechtlichen Regelungen des Wohn-
raumkündigungsschutzgesetzes zu einer Dämpfung 
der Investitionbereitschaft im Mietwohnungsbau ge-
führt haben. Hierzu wird im übrigen die Bundesre-
gierung im nächsten Jahr in einem Bericht Stellung 
nehmen. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Wüster (SPD) (Druck-
sache 8/86 Frage A 84) : 

Ist die Bundesregierung bereit, durch eine Änderung des Inve-
stitionszulagengesetzes die Fertigstellungsfristen bei Gebäuden 
so zu ändern, daß bauliche Verzögerungen auf Grund einer an-
haltend schlechten Wetterlage im Einzelfall noch berücksichtigt 
werden können? 
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Die für die Gewährung einer Investitionszulage 
nach § 4 b Investitionszulagengesetz maßgebende 
Fertigstellung für Gebäude endet grundsätzlich am 
30. Juni 1977. Bei Fertigstellung nach Ablauf dieser 
Frist kommt jedoch eine Begünstigung der bis zum 
30. Juni 1977 aufgewendeten Teilherstellungskosten 
in Betracht, wenn das Gebäude bis zum 30. Juni 
1978 fertiggestellt wird. Diese Nachfrist von einem 
Jahr gewährleistet eine hinreichende Flexibilität für 
die Anwendung der Vorschrift. Die Bundesregierung 
hält die bisherigen Witterungsverhältnisse nicht für 
so ungewöhnlich, daß eine Verlängerung der Fristen 
durch eine Gesetzesänderung angezeigt wäre. 

Anlage 31 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Wernitz (SPD) (Druck-
sache 8/86 Fragen A 85 und 86) : 

Ist die Bundesregierung auch nach der Zuordnung des HSB-
Projekts zum Bundesministerium für Forschung und Technologie 
entschlossen, die geplante Versuchsanlage für Verkehrstechniken 
im Donauried zu errichten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Donauried von sei-
ten der bayerischen Staatsregierung für den Fall der Nichtver-
wirklichung des HSB-Projekts bei den Standortüberlegungen 
für künftige Atomkraftwerke eine Rolle spielen soll, und wenn 
ja, welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Zu Frage A 85: 

Unabhängig von einer Zuständigkeitsverlagerung 
zwischen dem Bundesminister für Verkehr (BMV) 
und dem Bundesminister für Forschung und Tech-
nologie (BMFT), über die derzeit verhandelt wird, 
besteht Einigkeit zwischen den Ressorts, daß die 
geplante „Versuchsanlage für Verkehrstechni-
ken" für die langfristig orientierten Forschungs- und 
Entwicklungstätigkeiten im Verkehrswesen und da-
mit für maßgebliche Beiträge zur zukunftssicheren 
Gestaltung des spurgeführten Verkehrs von großer 
Bedeutung ist. Die Bundesregierung hält als Stand-
ort für eine etwaige Anlage das Donauried nach wie 
vor für geeignet. 

Nach Abschluß des Raumordnungsverfahrens im 
April 1976 konnten allerdings keine weiteren kon-
kreten Fortschritte bei der Errichtung der Versuchs-
anlage erzielt werden, da die erforderlichen Finanz-
mittel, die im Einzelplan 12 für 1976 veranschlagt 
waren, durch das Parlament qualifiziert gesperrt wa-
ren. Eine Aufhebung dieser Sperre konnte bis Ende 
1976 nicht erreicht werden. 

Aufgrund der vom BMV vorgeschlagenen Zusam-
menfassung der mit der langfristig orientierten bahn-
technologischen Forschung und Entwicklung zusam-
menhängenden Aktivitäten beim BMFT ist auf eine 
Veranschlagung von Mitteln im Regierungsentwurf 
für den Einzelplan 12 für 1977 ff. verzichtet worden. 

Angesichts der angespannten Finanzlage konnten 
auch im Einzelplan 30 für 1977 keine Mittel für die-
sen Zweck eingestellt werden. 

Zu Frage A 86: 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen 
darüber vor, daß im Donauried neben dem vorhan-
denen Kernkraftwerk Gundremmingen I und der im 
Bau befindlichen Ausbaustufe II weitere Kernkraft-
werke errichtet werden sollen. 

Anlage 32 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/86 Frage A 87) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Versorgung der Bun-
desrepublik Deutschland mit ange reichertem Uran, und wie be-
urteilt sie insbesondere die jüngsten Schwierigkeiten beim Bau 
von Anlagen nach dem GUZ-Verfahren im Rahmen des deutsch-
britisch-niederländischen Abkommens? 

Um die Versorgung der Bundesrepublik mit ange-
reichertem Uran sicherzustellen, fördert die Bundes-
regierung die Prospektion und Exploration von Uran-
vorkommen im Inland und insbesondere im Ausland 
sowie die Technologie der Urananreicherung ins-
besondere nach dem Gaszentrifugenverfahren. 

Die Prototyp-Versuchsanlagen nach diesem Ver-
fahren sind seit 2 Jahren in Betrieb und haben 
die Zuverlässigkeit des Verfahrens erwiesen. Die 
ersten Stufen der Demonstrationskapazität von 
2 X 200 jato UTA (Urantrennarbeit) sind z. Z. in 
Almelo und Capenhurst im Bau. Für die nächsten 
Ausbauschritte ist die Planung im Gange. 

Die gegenwärtigen Schwierigkeiten im Rahmen 
der trilateralen Zusammenarbeit wurden hervorge-
rufen durch das Ausscheiden der niederländischen 
Industriepartner aus der niederländischen UCN und 
daraus entstehende organisatorische und finanzielle 
Probleme. Es wird angestrebt, durch Verhandlungen 
auf Regierungs- und Industrieebene zu einer Behe-
bung der Schwierigkeiten zu kommen. 

Im übrigen wird durch die geringen Bauzeiten 
für Zentrifugenanlagen eine kurzfristige Erweite-
rung bestehender oder die Errichtung neuer Kapa-
zitäten ermöglicht. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Münd-
liche Frage der Abgeordneten Frau Erler (SPD) 
(Drucksache 8/86 Frage A 88) : 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergrei-
fen, um sicherzustellen, daß auch solche Kinder Leistungen des 
BAföG in Anspruch nehmen zu können, deren Eltern getrennt 
leben, ein Elternteil für die Familie aber unerreichbar ist, weil 
der im Ausland lebt und für die Berechnung von Einkommen 
und Vermögen nicht herangezogen werden kann? 

Die Bundesregierung hält daran fest, daß bei der 
Berechnung der Leistungen nach dem BAföG grund-
sätzlich Einkommen und Vermögen auch der Eltern 
bzw. des Elternteils zu berücksichtigen sind, die 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes le- 
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ben. Deshalb muß sie darauf bestehen, auch diese 
Eltern anzuhalten, die für die Berechnung notwen-
digen Angaben über ihre wirtschaftlichen Verhält-
nisse zu machen; andernfalls könnte hier bald eine 
Fallgruppe entstehen, in der ungerechtfertigterweise 
elternunabhängig gefördert wird: Andererseits weiß 
sie, daß die das Gesetz ausführenden deutschen 
Stellen auf diese Eltern nicht mit den Zwangsmitteln 
der Verwaltung einwirken können. 

Den von dieser Sach- und Rechtslage betroffenen 
Auszubildenden, die leicht in die Lage geraten kön-
nen, ihre Ausbildung abbrechen zu müssen, kann 
nur durch eine Änderung des BAföG geholfen wer-
den. Die Bundesregierung hat hierüber bereits mit 
den Ländern beraten und wird einen Formulierungs-
vorschlag bei sich bietender Gelegenheit vorlegen 
oder zur Verfügung stellen. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Schäuble (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/86 Fragen A 89 und 90) : 

Welches sind die genauen Voraussetzungen für die Anerken-
nung von Spitzensportlern als Härtefälle bei der zentralen Ver-
gabe von Studienplätzen in Numerus-clausus-Fächern? 

Trifft es zu, daß bei der Einbeziehung von Spitzensportlern 
in die Härtefallregelung bei der zentralen Vergabe von Studien-
plätzen in Numerus-clausus-Fächern bei Vorliegen aller übrigen 
Voraussetzungen nur solche Spitzensportler berücksichtigt wer-
den, deren schulische Leistungen in den letzten Jahren vor dem 
Abitur nachgelassen haben, und wie beurteilt die Bundesregie-
rung gegebenenfalls diese Regelung angesichts der Tatsache, 
daß für die Beurteilung von Leistungsveränderung durch Kon-
zentration auf den Spitzensport heranzuziehende frühere Ver-
gleichsbenotung ebenfalls schon durch einen hohen sportlichen 
Trainingsaufwand des Schülers beeinflußt war? 

Zu Frage A 89: 

Die Voraussetzungen für die Anerkennung von 
Spitzensportlern als Härtefälle bei der zentralen 
Vergabe von Studienplätzen in Numerus-clausus-
Fächern sind in den Richtlinien des Verwaltungs-
ausschusses der ZVS für Entscheidungen der Zen-
tralstelle über Härtefallanträge nach § 10 Abs. 4 
der Vergabeverordnung definiert. Diese Richtlinien 
sind im „ZVS-Info" abgedruckt. Eine Härtefall-
anerkennung von Spitzensportlern ist nach den 
Fallgruppen II und III möglich. Als Spitzensportler 
sind dabei die Sportler definiert, die mindestens 
ein Jahr lang in ununterbrochener Folge zu den 
A-, B- oder C-Kadern der Bundessportfachverbände 
gehört haben. Die Fallgruppe II soll einen Aus-
gleich möglich machen für besondere Umstände 
des Bewerbers, die zu einer von ihm nicht zu ver-
tretenden Verschlechterung der Durchschnittsnote 
oder Gesamtnote der Hochschulzugangsberechti-
gung geführt haben, ohne die er über die Rangliste 
„Eignung und Leistung" mit hoher Wahrscheinlich-
keit zuzulassen wäre; hierfür wird ergänzend ge-
fordert, daß die Zugehörigkeit zu den A-, B- oder 
C-Kadern während der letzten .3 Jahre vor Erwerb 
der Hochschulzugangsberechtigung bestanden ha-
ben muß. Nach Fallgruppe III ist ein Härteausgleich 
bei der Wartezeit möglich. 

Zu Frage A 90: 

Zwar trifft es zu, daß Spitzensportler, die eine An-
erkennung als Hältefall beantragen, nachweisen 
müssen, daß sich ihre schulischen Leistungen auf-
grund ihrer Zugehörigkeit zu den A-, B- oder C-
Kadern der Bundessportfachverbände in den letzten 
Jahren vor dem Abitur verschlechtert haben, doch 
ist kein bestimmter Zeitraum für den Notenvergleich 
vorgeschrieben. Die Härtefallrichtlinien der ZVS 
legen zwar fest, daß ein Härteausgleich bei der Fest-
stellung der Durchschnittsnote nur möglich ist, wenn 
der Bewerber während der letzten 3 Jahre vor Er-
werb der Hochschulzugangsberechtigung minde-
stens ein Jahr lang ununterbrochen den A-, B- oder 
C-Kadern der Bundessportfachverbände angehört 
hat, doch ist mit dieser Feststellung nicht gesagt, 
daß zur Beurteilung des durch den Leistungssport 
verursachten Abfalls der schulischen Leistungen nur 
Noten aus dem 3-Jahreszeitraum vor dem Erwerb 
der Hochschulzugangsberechtigung herangezogen 
werden dürfen. Die Härtefallrichtlinien der ZVS 
stehen also einem Verfahren nicht entgegen, das 
auf eine frühere Vergleichsbenotung zurückgreift. 
Selbstverständlich wird sich hier jedoch eine Grenze 
ergeben, die von den Härtefallkommissionen der 
Hochschulen bei der Beurteilung des Einzelfalles 
gefunden werden muß. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Büchner (Speyer) (SPD) 
(Drucksache 8/86 Frage A 91) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen der Tat-
sache, daß an berufsbildenden Schulen Sportunterricht nur in ge-
ringem Umfang erteilt wird, und was unternimmt die Bundes-
regierung, um im Zusammenwirken mit den Bundesländern an 
allen berufsbildenden Schulen obligatorischen Sportunterricht 
einzuführen? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
Sportunterricht in den Schulen für alle Jugendlichen 
von großer Bedeutung für ihre physische und psychi-
sche Entwicklung ist. Dies gilt in besonderem Maße 
gerade auch für die in der Berufsausbildung befind-
lichen Jugendlichen. Für viele von ihnen trägt der 
Sportunterricht in der Berufsschule dazu bei, die in 
der Berufsausbildung oder Berufstätigkeit einseitig 
auftretenden Belastungen durch sportliche Betäti-
gung auszugleichen und Anregungen zu weiterer 
individueller sportlicher Aktivität zu geben. 

Im Rahmen ihrer Möglichkeiten setzt sich deshalb 
die Bundesregierung dafür ein, daß Sportunterricht 
an beruflichen Schulen — die in die Zuständigkeit 
der Länder fallen — für alle Jugendlichen erteilt 
wird.  

Die Bundesregierung wird Ihre Anfrage zum Sport-
unterricht in den beruflichen Schulen an die Stän-
dige Konferenz der Kultusminister der Länder mit 
der Bitte weiterleiten, zur Situation des Sportunter-
richts in beruflichen Schulen ausführlich Stellung 
zu nehmen. 
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Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Biechele (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/86 Frage B 9) : 

Liegen neuere Forschungsergebnisse vor, welche Phosphat

-

mengen, von wem und mit welchem jeweiligen Prozentanteil dem 
Bodensee jährlich zugeführt werden, und wie ist deren Wirkung 
auf den Sauerstoffhaushalt des Bodensees zu beurteilen? 

Ein unmittelbar vor der Veröffentlichung stehen-
der Bericht der Internationalen Gewässerschutz

-

kommission für den Bodensee über „Die Belastung 
des Bodensees mit Phosphor-, Stickstoff- und orga-
nischen Verbindungen im Abflußjahr 1971/72" bringt 
neue Daten über die dem See zugeführten Phos-
phormengen. Der jährliche Frachteintrag in den 
Obersee wird aufgrund von Untersuchungsergeb-
nissen und statistischen Erhebungen auf 2 200 Ton-
nen geschätzt. Davon sind 800 Tonnen an Fluß-
schwebestoffe gebunden; dieser Anteil scheidet, da 
er sich im wesentlichen am Seeboden ablagert, als 
Eutrophierungskomponente aus. Der Frachteintrag 
in den Untersee wird mit 570 Tonnen angegeben, 
davon beträgt der an Flußschwebstoffe gebundene 
Anteil 110 Tonnen. 

Nach dem gleichen Bericht werden die Phosphor-
anteile, die aus kommunalen Einleitungen mit den 
Abwässern in den See gelangen, für den Obersee 
auf zwei Drittel, für den Untersee auf drei Viertel 
der jeweiligen Gesamtfracht geschätzt. Die Anteile 
aus natürlichen Bodenabschwemmungen und Ab-
schwemmungen aus landwirtschaftlich genutzten 
Flächen betragen danach ein Drittel im Obersee und 
ein Viertel im Untersee. 

Diese Angaben berücksichtigen jedoch noch nicht 
die Verringerung der Phosphorbelastung durch drit-
te Reinigungsstufen in einer großen Zahl von Klär-
anlagen, die auf deutscher Seite im Rahmen des 
Sonderprogramms zur Sanierung von Rhein und 
Bodensee auch von der Bundesregierung gefördert 
und in den Jahren seit 1972 in Betrieb genommen 
wurden, sowie entsprechenden Anlagen insbeson-
dere im schweizerischen Einzugsgebiet. Ich darf er-
wähnen, daß in den Jahren 1972-1976 für Abwas-
seranlagen im Einzugsgebiet des Bodensees an Zu-
schüssen aus dem genannten Sonderprogramm 
(75 Millionen DM) und an Krediten aus dem ERP-
Sondervermögen (rd. 45 Millionen DM) allein ins-
gesamt rund 120 Millionen DM an Bundesmitteln 
bereitgestellt wurden und daß dadurch ein Mehr-
faches an Investitionen — zum Teil zeitlich vorge-
zogen — verwirklicht werden konnte. 

Neben den von der Internationalen Gewässer-
schutzkommission für den Bodensee zur Abschät-
zung der weiteren Entwicklung in Aussicht genom-
menen ergänzenden Untersuchungen wird zur wei-
teren Klärung der speziellen Fragestellung für den 
Bodensee, insbesondere 'im Hinblick auf die noch 
nicht hinreichend erforschten Fragestellungen des 
Phosphoreintrages durch die landwirtschaftliche 
Nutzung, im Auftrag des Ministers für Ernährung, 

Landwirtschaft und Umwelt des Landes Baden

-

Württemberg derzeit ein Forschungsauftrag von der 
Landesanstalt für Umweltschutz in Verbindung mit 
landwirtschaftlichen Fachstellen durchgeführt. Die 
Ergebnisse sollen im Sommer 1978 vorliegen und 
für die weitere Gesamtbeurteilung der Situation am 
Bodensee herangezogen werden. 

Die Erkenntnis, daß sich vor allem der Phosphor-
eintrag durch Abwassereinleitungen auf den Ge-
wässerzustand und den Sauerstoffhaushalt des Bo-
densees nachteilig ausgewirkt hat, führte zu dem 
international vereinbarten Programm des Kläranla-
genbaues mit dritten Reinigungsstufen. Trotz der 
dadurch inzwischen eingetretenen Verbesserung der 
Gewässerqualität, insbesondere in  den früher be-
sonders stark belasteten Uferzonen, weisen die 
Fachleute darauf hin, daß mit einer grundlegenden 
Verbesserung der Verhältnisse im gesamten See 
erst langfristig gerechnet werden kann, nämlich 
dann, wenn sich die noch nicht abgeschlossenen 
Maßnahmen der Phosphatelimination einige Jahre 
ausgewirkt haben. Ich kann darauf hinweisen, daß 
ich mich mit Nachdruck dafür einsetze, daß das Pro-
gramm zur Sanierung des Bodensees auch künftig 
mit Bundesmitteln gefördert wird. 

Im Zusammenhang mit Ihrer Frage darf ich Sie 
schließlich darüber unterrichten, daß ich den Haupt-
ausschuß „Phosphate und Wasser" der Fachgruppe 
Wasserchemie in der Gesellschaft Deutscher Chemi-
ker Ende 1976 beauftragt habe, eine sogenannte 
„Phosphatstudie" zu erarbeiten, um für das Bundes-
gebiet insgesamt zu einer besseren Beurteilung des 
Phosphatanfalles und seiner Auswirkungen auf die 
Umwelt zu kommen. Die Studie wird den Phosphor-
fluß, beginnend bei Import und Produktherstellung, 
die weitere Verwendung in einer Reihe von Be-
reichen bis hin zum Verbleib darstellen und ver-
suchen, auch evtl. Möglichkeiten einer Wiederver-
wendung aufzuzeigen. Ich verspreche mir von dieser 
Studie, die im übrigen nach Abstimmung mit dem 
BMFT grundsätzlich auch Fragen der Rohstoffsiche-
rung behandelt, wesentliche Anregungen sowohl 
für weitere branchenbezogene Untersuchungen als 
auch für regionale bzw. flußgebietsweise Erhebun-
gen; letztere würden — wie für den Bodensee — 
wieder im besonderen Interesse der Länder liegen. 

Im übrigen haben die von mir geförderten um-
fangreichen Untersuchungen über die Umweltver-
träglichkeit eines neuen Phosphatersatzstoffes schon 
zu positiven Ergebnissen geführt. Damit dürfte die 
Voraussetzung gegeben sein, den Phosphatanteil in 
Wasch- und Reinigungsmitteln in absehbarer Zeit 
zu beschränken (§ 4 Abs. 2 des Waschmittelgeset-
zes) ; eine entsprechende Rechtsverordnung ist in 

 Vorbereitung. Dritte Reinigungsstufen am Bodensee 
behalten trotzdem ihre Bedeutung. Einerseits kön-
nen vorerst nur 50 % der Waschmittelphosphate 
ersetzt werden, zum anderen bleibt in jedem Falle 
der aus den Fäkalien stammende Phosphatanteil zu 
eliminieren. Im übrigen wird eine solche Regelung 
für die anderen Gewässer, für die nicht allgemein 
eine weitergehende Abwasserbehandlung gefor-
dert wird, zu einer spürbaren Entlastung führen. 
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Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Evers 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/86 Fragen B 10 und 11) : 

Welche Gründe sind dafür maßgebend, daß die vom Bund in 
Rechnung gestellte Pauschale von 650 DM je Flugstunde für 
Rettungshubschrauber des ADAC und DRK im November 1976 
um mehr als 20 Prozent auf 800 DM erhöht worden ist? 

Nimmt die Bundesregierung in Kauf, daß durch diese starke 
prozentuale Erhöhung die segensreiche Tätigkeit der Rettungs-
hubschrauber unter Umständen eingestellt werden muß, wie dies 
voraussichtlich mit dem in Villingen-Schwenningen stationierten 
Rettungshubschrauber „Christoph 11" der Fall ist? 

1. Ihre Frage gibt mir zunächst Anlaß zu dem 
Hinweis, daß das Rettungswesen, zu dem auch der 
Luftrettungsdienst gehört, ausschließlich in der Ge-
setzgebungs-, Verwaltungs- und Finanzierungskom-
petenz der Länder liegt. Das geltende Finanzverfas-
sungs- und Haushaltsrecht setzt daher den Mög-
lichkeiten des Bundes für eine finanzielle Unter-
stützung des Luftrettungsdienstes enge Grenzen. 

Trotzdem hat die Bundesregierung unter groß-
zügigster Ausnutzung dieser Möglichkeiten — die 
wegen des humanitären Zweckes vertretbar erschien 
— durch personelle und materielle Unterstützung 
den Aufbau des Luftrettungsdienstes ermöglicht, und 
sie trägt nach wie vor die Hauptlast für den Betrieb 
dieses Systems: 

Der Bund trägt die gesamten Investitionskosten 
für die Beschaffung der Hubschrauber und die Ko-
sten für die Nach- und Umrüstung; er hat dafür bis-
her über 50 Millionen DM aufgewendet. Dies wurde 
dadurch ermöglicht, daß der Bund diese Hubschrau-
ber im Rahmen seiner Zuständigkeit für die zivile 
Verteidigung als Ausrüstungsgegenstände des Kata-
strophenschutzes vorhält und den Ländern ohne 
Kostenersatz für die friedensmäßige Nutzung im 
Luftrettungsdienst zur Verfügung stellt. 

Der Bund stellt weiterhin — ohne Kostenerstat-
tung — das für den Flugbetrieb und die Wartung 
benötigte Personal des Bundesgrenzschutzes zur 
Verfügung, was ihn — ohne Berücksichtigung der 
hohen Aufwendungen für die Ausbildung — mit 
jährlichen Personalkosten von über 150 000 DM pro 
Luftrettungsstation belastet. 

2. Aufgrund dieser Hilfestellung konnten in ver-
hältnismäßig kurzer Zeit bisher 14 Luftrettungssta-
tionen mit Hubschraubern des Katastrophenschutzes 
eingerichtet werden. Die Errichtung von 4 weiteren 
Luftrettungsstützpunkten ist in den Jahren 1977 
und 1978 vorgesehen. Beim Betrieb der bisherigen 
14 Stationen fallen für den Bund Personalkosten von 
rd. 2,2 Millionen DM jährlich an. 

Von den Leistungen des Bundes für die Luftret-
tung ist ferner hervorzuheben, daß 5 zusätzliche 
Luftrettungsstationen ständig mit Rettungshub-
schraubern der Bundeswehr betrieben werden und 
Bundeswehr und Bundesgrenzschutz außerdem bei 
Bedarf jederzeit Reservemaschinen für die Luft-
rettung einsetzen. 

3. Konnte auf diese Weise den Ländern die ge-
samte Last der Investitions- und Personalkosten für  

den Flugbetrieb des Luftrettungssystems abgenom-
men werden, so ist der Bund durch zwingendes 
Haushaltsrecht gehalten, von den Trägern der Luft-
rettung die Erstattung der sog. beweglichen Betriebs-
kosten zu verlangen, die durch den Luftrettungs-
dienst entstehen. Dies geschieht in Form einer Ko-
stenpauschale je Flugstunde. 

Doch auch diese laufenden Betriebskosten werden 
an die Träger nicht in voller Höhe weitergegeben. 
Der Bund trägt — wiederum unter Anlegung groß-
zügiger Maßstäbe — davon 25,7 v. H. als sog. ver-
teidigungsfallbezogene Vorhaltekosten selbst und 
stellt den Trägern nur 74,3 v. H. der durch sie ver-
anlaßten Betriebskosten in Rechnung. 

4. Ich wende mich jetzt der von Ihnen angesproche-
nen Erhöhung dieser Kostenpauschale zu: 

Bei der früheren Berechnung dieser Betriebs-
kosten im Jahr 1973 für die Hubschrauber des Typs 
BO 105 ging man von einem Betrag von DM 875,—
pro Flugstunde aus; die Träger der Luftrettung hat-
ten somit eine Flugstundenpauschale von DM 650,—
an den Bund zu entrichten. Eingehende spätere 
Überprüfungen ergaben, daß die Betriebskosten in 
Wirklichkeit bereits zum 1. August 1975 DM 1 212,—
pro Flugstunde betragen haben. Die Richtigkeit die-
ser Berechnung wird von keiner Seite, auch nicht 
von den Ländern oder den Trägern des Luftrettungs-
dienstes, bestritten. 

Die Notwendigkeit der Neufestsetzung der Ko-
stensätze ergibt sich nicht nur durch allgemeine 
Kostensteigerungen, sondern auch aus Erfahrungen, 
die sich erst aus dem laufenden praktischen Betrieb 
ergeben haben: 

— Die Hubschrauber unterliegen im Laufe ihrer 
Betriebszeit unterschiedlichen periodischen Kon-
trollen, bei denen durch weitgehende Erneuerung 
vieler Teile Kosten in einem Ausmaß anfallen, 
wie es 1973 nicht erwartet werden konnte. 

— Der Kurzstreckenbetrieb in der Luftrettung hat 
sich als besonders kostenaufwendig erwiesen, 
weil z. B. die Lebensdauer der Triebwerke nicht 
nur von den Flugstunden insgesamt, sondern 
auch von der Zahl der Anlaßvorgänge abhängt. 

Bei Betriebskosten von 1 212,— DM pro Flug-
stunde entfällt auf die Träger der Luftrettung ein 
Kostenanteil von DM 900,— (= 74,3 % von DM 
1 212,—). Zur besonderen Unterstützung der Luft-
rettung hat der Bund die Regelung getroffen, daß 

a) der Kostenanteil der Träger der Luftrettung erst 
ab 1. Januar 1977 erhöht wurde, 

b) die Erhöhung in zwei Stufen erfolgt: 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 1977 DM 800,—, 
ab 1. Januar 1978 	 DM 900,—. 

Diese Regelung enthält folgende weitere Leistun-
gen des Bundes zugunsten der Luftrettung: 

a) Der Bund zahlt in den Jahren 1975 und 1976 
von den Betriebskosten pro Flugstunde tatsäch-
lich einen Anteil von DM 562,— (= 46,4 % von 
DM 1 212,—) . 
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b) Während des Jahres 1977 übernimmt er noch 
einen Anteil von DM 412,— (= 34 % von DM 
1 212,—) und geht dann erst ab 1. Januar 1978 
auf seinen üblichen Anteil von DM 312,-
(= 25,7 % von DM 1 212,—) zurück. 

5. Eine Gefahr für Fortbestand und Ausbau der 
Luftrettung kann ich in der notwendigen Erhöhung 
der Flugstundenpauschale nicht sehen. Für das ge-
samte Rettungswesen tragen die Länder die sach-
liche und finanzielle Verantwortung. Dementspre-
chend haben sie in Rettungsdienstgesetzen oder auf 
sonstige Weise bestimmt, wer für die Investitions- 
und Betriebskosten der Luftrettungsstationen auf-
zukommen hat; soweit die Leistungsfähigkeit der 
Kostenträger nicht ausreicht, geben sie Zuschüsse. 

Dieses allgemeine Prinzip läßt sich am Beispiel 
Villingen-Schwenningen wie folgt konkretisieren: 

Das Land Baden-Württemberg hat in seinem Ret-
tungsdienstgesetz vom 10. Juni 1975 u. a. festgelegt, 
daß Patient und Sozialversicherungsträger für jeden 
Notfalleinsatz ein Benutzungsentgelt entrichten müs-
sen, das die Betriebskosten (und damit auch die Er-
stattungsforderungen des Bundes) ausreichend deckt. 
Soweit sich die Träger der Sozialversicherung mit 
den Trägern der Luftrettung über die Höhe der Be-
nutzungsentgelte nicht einigen können, entscheidet 
eine Schlichtungsstelle. Außerdem ist die Landes-
regierung von Baden-Württemberg ermächtigt, Be-
nutzungsentgelte durch Rechtsverordnung festzuset-
zen. Schließlich ist mir bekannt, daß das Land Baden-
Württemberg bereits im Jahr 1976 zusätzlich Be-
triebskostenzuschüsse für die Luftrettungsstation 
Villingen-Schwenningen geleistet hat. Der Bund 
kann deshalb — wie auch die bisher mit den Län-
dern geführten Erörterungen über die Luftrettung 
zeigen — davon ausgehen, daß das Land Baden-
Württemberg entsprechend seiner Zuständigkeit mit 
allen ihm zur Verfügung stehenden Maßnahmen und 
Mitteln für den uneingeschränkten Fortbestand der 
Luftrettungsstation Villingen-Schwenningen Sorge 
trägt, wobei ihm gerade der Bund durch seine — 
Ihnen als Antwort zu Ihrer Frage 1 näher dargeleg-
ten — Leistungen in erheblichem Umfang zu Hilfe 
kommt. 

Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vocken-
hausen (SPD) (Drucksache 8/86 Frage B 12) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die großen Belastungen, 
die der Justiz und der Polizei bei der Erzwingungshaft für zah-
lungsunwillige Verkehrssünder entstehen, und welche gesetz-
geberischen Konsequenzen wird sie gegebenenfalls daraus zie-
hen? 

Es trifft zu, daß sich die Zahl der Fälle, in denen 
bei der Vollstreckung der Geldbuße wegen Ver-
kehrsordnungswidrigkeiten die Erzwingungshaft be-
antragt und angeordnet worden ist, in den letzten 
Jahren ganz erheblich vergrößert hat. Dies zeigt die 
nachstehende Ubersicht, die sich allerdings auf 

sämtliche Bußgeldentscheidungen in der Bundesre-
publik — also nicht nur solche wegen Verkehrsord-
nungswidrigkeiten — erstreckt: 

1971 1972 1973 1974 1975 

Erzwin

-

gungshaft

-

anträge 28 337 42 228 57 305 84 183 106 666 

Anordnung 
der Er

-

zwingungs

-

haft 19 068 27 894 36 905 54 566 69 871 

Ablehnung 
der Er

-

zwingungs

-

haft 865 1 455 1 504 2 284 3 945 

Erledigung 
auf andere 
Weise 8 404 12 879 18 896 27 333 32 850 

Darüber, in wieviel Fällen die Erzwingungshaft 
vollstreckt oder unter Einschaltung der Polizei der 
Versuch dazu gemacht worden ist, liegen der Bun-
desregierung jedoch keine Zahlen vor. Es kann aber 
davon ausgegangen werden, daß schon der Antrag 
auf Anordnung der Erzwingungshaft einen großen 
Teil der Betroffenen dazu veranlaßt, die Geldbuße 
zu zahlen, wie der Spalte „Erledigung auf andere 
Weise" entnommen werden kann. Nach der prak-
tischen Erfahrung kann weiterhin unterstellt wer-
den, daß ein großer Teil der Betroffenen die Geld-
buße nach Anordnung der Erzwingungshaft oder je-
denfalls dann zahlt, wenn die Vorführung zur Voll-
streckung der Erzwingungshaft droht, so daß es 
wohl nur in einem geringen Teil der Fälle zur Voll-
streckung der Erzwingungshaft unter Einschaltung 
der Polizei kommt. 

Der Anstieg der Erzwingungshaftverfahren, der 
die Justiz sicher belastet, ist zu einem großen Teil 
darauf zurückzuführen, daß sich die Zahl der Buß-
geldentscheidungen, die zur Zeit in Verfahren wegen 
Verkehrsordnungswidrigkeiten jährlich über 3 Mil-
lionen beträgt, in den angegebenen Zeiträumen infol-
gen einer intensiveren Verkehrsüberwachung (Ein-
satz von technischen Überwachungsgeräten wie Rot-
lichtkameras, Radargeräten u. a.) und einer ratio-
nelleren Bearbeitung (Einsatz von datenverarbeiten-
den Einrichtungen) nahezu sprunghaft vergrößert (in 
einzelnen Ländern mehr als verdoppelt) hat. Im 
übrigen muß wohl angenommen werden, daß sich 
die Zahlungsmoral verschlechtert hat. Ob Pressever-
lautbarungen über vereinzelte Äußerungen von Ge-
richten, daß die Erzwingungshaft verfassungswidrig 
sei, die Zahlungsbereitschaft zusätzlich gemindert und 
deshalb zu einem weiteren Ansteigen der Vollstrek-
kungsverfahren beigetragen haben, ist offen. Das 
Bundesverfassungsgericht hat übrigens in einer kürz-
lich ergangenen Entscheidung eindeutig klargestellt, 
daß die Regelung über die Erzwingungshaft verfas-
sungsrechtlich unbedenklich ist (BVerfG v. 9. No-
vember 1976, 2 BvL 1/76). 

Die Beseitigung der Möglichkeit, die Erzwingungs-
haft anzuordnen oder ihre Anordnung einzuschrän- 
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ken, würde zwar zu einer Entlastung der Justiz bei-
tragen, jedoch die Zahlungsbereitschaft der Betrof-
fenen erheblich abschwächen. Nach der praktischen 
Erfahrung ist schon die Möglichkeit der Anordnung 
der Erzwingungshaft, erst recht deren Anordnung 
oder deren bevorstehende Vollstreckung ein sehr 
wirksames Mittel, zahlungsunwillige Betroffene zur 
Zahlung zu veranlassen. Dadurch kann ein ganz er-
heblicher Aufwand an Personal- und Sachmitteln er-
spart werden, der sonst in dem üblichen Vollstrek-
kungsverfahren entstehen würde (so die Pfändung 
und Versteigerung beweglicher Sachen, der Antrag 
auf Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung bei 
Gericht nach erfolglosem Pfändungsversuch, der Er-
laß eines Haftbefehls zur Abgabe der eidesstattli-
chen Versicherung, wenn der Betroffene in dem Ter-
min nicht erscheint, die anschließende Pfändung des 
Arbeitsentgelts usw.). Der staatliche Aufwand an 
Personal- und Sachmitteln, der bei einer Beseitigung 
oder Einschränkung der Erzwingungshaft entstehen 
würde, könnte deshalb um ein Mehrfaches vergrö-
ßert werden. 

Im übrigen haben die Bundesländer die Möglich-
keit, durch Weisungen an die zuständigen Verwal-
tungsbehörden darauf hinzuwirken, daß Anträge 
auf Anordnung der Erzwingungshaft in einem ge-
ringeren Umfange gestellt werden, wenn sich in der 
Praxis ergeben sollte, daß die Vollstreckung der 
Geldbuße im Ergebnis mit einem geringeren Auf-
wand an staatlichen Mitteln in dem sonst üblichen 
Verfahren zur Einziehung von Geldforderungen 
durchgeführt werden kann. Daß auf diese Weise 
eine bewegliche Anwendung der gesetzlichen Rege-
lung durchführbar ist, zeigt der Umstand, daß in 
einzelnen Ländern die Zahl der Erzwingungshaft

-

verfahren in den Zeiträumen, die in der Übersicht 
angegeben sind, nur unwesentlich angestiegen oder 
sogar zurückgegangen ist. 

Die Bundesregierung sieht aus diesen Gründen 
keinen Anlaß, eine Änderung der gesetzlichen Re-
gelung vorzuschlagen. 

Anlage 42 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift-
lichen Fragen der Abgeordneten Frau Karwatski 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/86 Fragen B 14 und 15) : 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung beabsichtigt, die 7 b

-

Abschreibung auch für den Erwerb von Altbauwohnungen/Alt-
bauten einzuführen? 

An welche Voraussetzungen wird — bejahendenfalls — die 
Möglichkeit zur Nutzung der 7 b-Abschreibung beim Erwerb von 
Altbauwohnungen/Altbauten gebunden sein, und wann (auch 
rückwirkend?) ist mit einer gesetzlichen Regelung zu rechnen? 

Der Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklä-
rung im Dezember 1976 angekündigt, daß die Bun-
desregierung die Abschreibungsvergünstigung des 
§ 7 b EStG auf Altbauten ausdehnen möchte. An 
einem entsprechenden Gesetzentwurf wird derzeit 
mit Nachdruck gearbeitet. 

Nach dem Gesetzentwurf wird die Herstellung 
und jeder Erwerb von Ein- und Zweifamilienhäu-
sern und Eigentumswohnungen, die zu mehr als 
662 /3 0/0 Wohnzwecken dienen, ohne Rücksicht auf 
das Alter der Gebäude begünstigt. Die Abschrei-
bungshöchstbeträge, der Abschreibungssatz und 
die Dauer der Abschreibung bleiben gegenüber 
dem bisherigen Recht unverändert. 

Die Bundesregierung strebt an, die Neuregelung 
rückwirkend zum 1. Januar 1977 wirksam werden 
zu lassen. Wie ich bereits dem Kollegen Dr. Häfele 
in der Fragestunde am 2./3. Februar 1977 mitgeteilt 
habe, hängt allerdings die Entscheidung über den 
Gesetzentwurf insgesamt und die Möglichkeit, ihn 
rückwirkend in Kraft zu setzen, von den gesetz-
gebenden Körperschaften ab. 

Anlage 43 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Kiechle (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/86 Fragen B 16 und 17) : 

Ist die Bundesregierung bereit, durch eine eindeutige Stellung-
nahme dafür Sorge zu tragen, daß die Bundesvermögensverwal-
tungen dann, wenn Versorgungs- und Entsorgungsleitungen durch 
die Kommunen durch Grundstücke, die im Eigentum des Bundes 
stehen, geleitet werden müssen, für solche Inanspruchnahme 
bundeseigener Grundstücke keine finanziellen Durdileitungsent-
sthädigungen zu fordern? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei ihrer Stellungnahme die 
Befürchtungen der Abwasserverbands Bayerische Bodenseege-
meinden zu berücksichtigen, daß, wenn der Bund für die Durch-
leitung eines überörtlichen Abwasserkanals durch ein ihm ge-
hörendes Grundstück Durchleitungsentschädigung verlangt, auch 
die privaten Grundstückseigentümer, die bisher auf solche Ent-
schädigung verzichtet haben, künftig finanzielle Forderungen 
stellen würden und damit die Kosten für solche Anlagen sich er-
heblich verteuern würden? 

Die Inanspruchnahme von Grundstücken zur Ver-
legung von Ver- und Entsorgungsleitungen hat 
nach der durch höchstrichterliche Rechtsprechung 
bestätigten Auffassung grundsätzlich eine Minde-
rung des Grundstückswertes zur Folge. Im Hinblick 
hierauf ist der Bund nach dem Prinzip der Erhal-
tung des Bundesvermögens — das in hier einschlä-
gigen Geboten der Bundeshaushaltsordnung sei-
nen Niederschlag gefunden hat — grundsätzlich 
gehalten, Leitungsrechte an bundeseigenen Grund-
stücken nur gegen einen angemessenen Ausgleich 
einzuräumen. Dabei ist es ohne Bedeutung, ob 
der Träger der Maßnahme ein privates Unterneh-
men oder die öffentliche Hand ist. 

Bei der umgekehrten Fallgestaltung, nämlich 
wenn sich der Bund Leitungsrechte an fremden 
Grundstücken einräumen läßt, muß auch er eine 
angemessene Entschädigung zahlen. Dabei wird 
zwischen privaten Unternehmen und öffentlicher 
Hand ebenfalls nicht unterschieden. 

Eine Ausnahme von dem Gebot der Entgeltlich-
keit kann nach der Bundeshaushaltsordnung nur 
dann zugelassen werden, wenn der Wert gering ist 
oder ein dringendes Bundesinteresse besteht. Ob 
diese Voraussetzungen in dem von Ihnen ange-
sprochenen Fall des Abwasserverbandes Bayeri-
sche Bodenseegemeinden erfüllt sind, wird zur Zeit 
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geprüft; ebenso, ob eine zwischen dem Verband 
und dem Bund bereits getroffene Entschädigungs-
vereinbarung ohne Verstoß gegen das Haushalts-
recht zugunsten des Verbandes abgeändert werden 
kann. Über das Ergebnis der Prüfung werde ich 
Sie sobald wie möglich unterrichten. 

Anlage 44 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Biechele (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage B 18) : 

Kann die Aussage des Bundesfinanzministers Dr. Apel in der 
letzten Sendung der Fernsehreihe „Journalisten fragen — Poli-
tiker antworten", daß mit Mitteln des in der Regierungserklä-
rung vom 16. Dezember 1976 angekündigten mittelfristigen Kon-
junkturprogramms die Sanierung des Bodensees gefördert wer-
den soll, mit Hinweisen über die Höhe der Förderung präzisiert 
werden? 

Das in der Regierungserklärung angekündigte 
mehrjährige öffentliche Investitionsprogramm zur 
wachstums- und umweltpolitischen Vorsorge („Pro-
gramm für Zukunftsinvestitionen") ist in seinen 
Grundzügen im Jahreswirtschaftsbericht 1977 der 
Bundesregierung umrissen worden. 

Bei dem Programm handelt es sich um die Konzi-
pierung einer längerfristigen Verbesserung der öf-
fentlichen Infrastruktur, die sorgfältig zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden vorbereitet und ab-
gestimmt werden muß. Dabei kommt es entscheidend 
auf die Bereitschaft der Länder (Gemeinden) zur Mit-
finanzierung an. Dies gilt auch für das von Ihnen 
erwähnte Projekt der Sanierung des Bodensees. Das 
erste Gespräch mit den Bundesländern auf politi-
scher Ebene findet am 11. Februar zwischen dem 
Bundeskanzler und den Ministerpräsidenten der Län-
der statt. 

Ich bitte um Ihr Verständnis, daß ich Ihnen im ge-
genwärtigen Zeitpunkt noch keine Auskünfte zu Ein-
zelheiten des mehrjährigen Investitionsprogramms, 
insbesondere über die Höhe der Förderung eines be-
stimmten Projektes, geben kann. 

Sollten Sie nach Verabschiedung des Programms 
weitere Fragen haben, bin ich gern zu ihrer Beant-
wortung bereit. 

Anlage 45 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/86 Frage B 19) : 

Welche Auswirkungen hat der Tarifabschluß in der Metall-
industrie auf die Geldentwertung, und wie erklärt die Bundes-
regierung die unterschiedlichen Beurteilungen durch den Bundes-
wirtschaftsminister und den Bundesarbeitsminister, sowie die 
zwei gegensätzlichen Äußerungen des Bundesfinanzministers? 

Der erste Teil Ihrer Frage, welche Auswirkungen 
der Tarifabschluß in der Metallindustrie auf die 
Geldentwertung hat, läßt sich nicht unmittelbar be-
antworten. Ein Tarifabschluß kann eine Reihe von 
Auswirkungen haben — und zwar nicht nur auf die 
Entwicklung der Preise, sondern zum Beispiel auch 
auf die Beschäftigungslage. Welche Auswirkungen 
ein Tarifabschluß im einzelnen hat und in welcher 
Stärke, hängt jedoch von den jeweiligen wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen und deren weiterer Ent-
wicklung ab. Dazu zählen: die Höhe des Anteils der 
Lohnkosten, die Frage der Überwälzbarkeit von 
Lohnsteigerungen, die nationale und internationale 
Wettbewerbssituation der jeweiligen Branche, die 
Geldpolitik der Notenbank, die Konjunkturlage ins-
gesamt und anderes mehr. 

Wesentlich für die Auswirkungen des Tarifab-
schlusses in der Metallindustrie ist auch, ob dieser 
Abschluß in seiner Höhe Signalfunktion für Ab-
schlüsse in anderen Tarifbereichen hat. 

Die unterschiedlichen Äußerungen des Bundes-
ministers der Finanzen und des Bundesministers für 
Wirtschaft zum Tarifabschluß in der Metallindustrie 
beruhen darauf, daß bereits in den Fragestellungen 
unterschiedliche Belastungszahlen unterstellt wur-
den. 

Der Bundesminister der Finanzen gab auf die Fra-
ge: „Was hält der Wirtschaftspolitiker Hans Apel 
vom Tarifabschluß in der Metallindustrie in der 
Größenordnung von 6,9 Prozent?" die Antwort: 
„Wenn dieses die Zahlen sind, dann ist es ein sehr 
guter Tarifabschluß." 

Den kritischen Äußerungen des Bundesministers 
für Wirtschaft lagen dagegen Zahlen zur Gesamtbe-
lastung in der Metallindustrie für 1977 zugrunde. 
In der ZDF-Sendung „Journalisten fragen — Politi-
ker antworten" am 27. Januar 1977 wurde dem Bun-
deswirtschaftsminister nämlich die Frage gestellt, 
was er im Zusammenhang mit dem Jahreswirt-
schaftsbericht von Nachrichten über einen bevorste-
henden Schlichtungsvorschlag in der Metallindustrie 
hielte, der insgesamt „über 8 %" läge. 

Äußerungen des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung zum Tarifabschluß in der Metallindu-
strie sind mir nicht bekannt. 

Anlage 46 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Kreile (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/86 Frage B 20) : 

Welche steuerlichen Begünstigungen, die befristet waren, sind 
seit 1969 verlängert worden und hinsichtlich welcher dieser Be-
günstigungen sind vor der Verkündung des entsprechenden Ge-
setzes oder der entsprechenden Verordnung Anweisungen an 
die Finanzbehörden ergangen, daß für die Bemessung der Vor-
auszahlungen von einer Verlängerung der Begünstigung ausge-
gangen werden könne? 

Seit 1969 sind die folgenden steuerlichen Begün-
stigungen verlängert worden: 
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§ 13 Abs. 3 EStG — Freibetrag für Land- und 
Forstwirte, 

§ 14 a EStG 	— Freibetrag bei der Veräuße

-

rung des land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebs oder 
einzelner land- und forst-
wirtschaftlicher Grundstücke, 

§ 34 a EStG 1971 	— Steuerfreiheit 	bestimmter 
Zuschläge zum Arbeitslohn, 

§ 75 EStDV 	— Bewertungsfreiheit für ab

-

nutzbare 	Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens priva-
ter Krankenanstalten, 

§ 76-78 EStDV 	— Begünstigung der Anschaf

-

fung oder Herstellung be-
stimmter Wirtschaftsgüter 
durch Land- und Forstwirte, 

§ 80 EStDV 	— Bewertungsabschlag für be

-

stimmte 	Wirtschaftsgüter 
des Umlaufvermögens aus-
ländischer Herkunft, 

§ 81 EStDV 	— Bewertungsfreiheit für be

-

stimmte Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens im Koh-
len- und Erzbergbau, 

§ 82 a EStDV 	— Erhöhte Absetzungen von 
Herstellungskosten für An-
lagen und Einrichtungen bei 
Wohngebäuden, 

§ 82 f EStDV 	— Bewertungsfreiheit für Han

-

delsschiffe, für Schiffe, die 
der Seefischerei dienen, und 
für Luftfahrzeuge, 

§ 82 g EStDV 	— Erhöhte Absetzungen von 
Herstellungskosten für be-
stimmte Baumaßnahmen i. S. 
des Städtebauförderungsge-
setzes, 

§ 19 Außensteuer- — Übergangsregelung für die 
Besetz 	Auflösung von Zwischen

-

gesellschaften, 

Entwicklungshilfe-Steuergesetz, 

§ 32 Kohlegesetz, 

Verordnung über Steuervergünstigungen zur För-
derung des Baues von Landarbeiterwohnungen, 

Verordnung über die einkommensteuerliche Be-
handlung der freien Erfinder vom 30. Mai 1951, 

Verordnung über die steuerliche Behandlung der 
Vergütungen für Arbeitnehmer-Erfindungen vom 
6. Juni 1951, 

Verordnung über die steuerliche Behandlung von 
Prämien für Verbesserungsvorschläge vom 18. Fe-
bruar 1957, 

Verordnung über die steuerliche Begünstigung 
von Wasserkraftwerken. 

Anweisungen an die Finanzbehörden, für die Be-
messung der Vorauszahlungen von einer Verlän-

gerung der Begünstigung auszugehen, sind nicht er-
gangen. 

Anlage 47 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Fuchs (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage B 21): 

Welche  Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um die besonders hohe Arbeitslosigkeit in strukturschwachen 
Gebieten, z. B. im ostbayerischen Grenzgebiet, wirksam abzu-
bauen? 

Das ostbayerische Grenzgebiet wird im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur" gefördert. Nach dem 
Regionalen Aktionsprogramm „Ostbayerisches För-
dergebiet" des 5. Rahmenplans der Gemeinschafts-
aufgabe sind für den Zeitraum 1976 bis 1979 insge-
samt 238,8 Millionen DM an Investitionszulagen und 
232,4 Millionen DM an GA-Mitteln eingeplant. Die 
Investitionszulage und ein Teil der GA-Mittel die-
nen der Förderung privater Investitionen und damit 
der Schaffung neuer und der Sicherung bestehender 
Arbeitsplätze. Weiterhin wird mit Hilfe der GA-
Mittel der Ausbau der regionalen und überregiona-
len Infrastruktur gefördert, um die Voraussetzungen 
für eine erfolgreiche Ansiedlungs- und Fremdenver-
kehrspolitik zu schaffen. Im Planungszeitraum 1976 
bis 1979 sollen insgesamt 40 000 neue Arbeitsplätze 
geschaffen und 13 300 vorhandene Arbeitsplätze ge-
sichert werden. Im Zonenrandgebiet dieses Aktions-
raumes sollen allein 40 300 Arbeitsplätze geschaffen 
bzw. gesichert werden. Dabei kommt es insbeson-
dere darauf an, daß ein möglichst breitgefächertes 
Angebot an Arbeitsplätzen entsteht. 

Anlage 48 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Regenspurger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage B 22) : 

Trifft es zu, daß bei Ostimporten im Christbaumschmuck (Roh-
artikel) durch Veredelungsmaßnahmen der Qualitätsbegriff ,Made 
in Germany" mißbräuchlich verwendet wird, und wenn ja, was 
gedenkt die Bundesregierung dagegen zu unternehmen? 

Die Bundesregierung hat bisher keine konkreten 
Hinweise erhalten, daß die Angabe „Made in Ger-
many" nach (im Inland durchgeführter) Veredelung 
von Christbaumschmuck, der im Rohzustand aus 
dem Osten eingeführt wurde, mißbräuchlich ver-
wendet wird. 

Es kann im allgemeinen davon ausgegangen wer-
den, daß eine mißbräuchliche Verwendung der An-
gabe „Made in Germany" immer dann vorliegt, 
wenn die im Inland durchgeführten Veredelungs-
arbeiten an Importerzeugnissen nicht ausreichen, den 
Endprodukten den deutschen Ursprung zu verleihen. 
In Anlehnung an Art. 5 der Verordnung (EWG) über 
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die gemeinsame Begriffsbestimmung für den Waren-
ursprung vom 28. Juni 1968 ist dies immer dann zu 
bejahen, wenn eine wesentliche und wirtschaftlich 
gerechtfertigte Be- oder Verarbeitung vorgenom-
men wurde, die zur Herstellung eines neuen Erzeug-
nisses geführt hat oder eine bedeutende Herstel-
lungsstufe darstellt. Ob nun bestimmte Verede

-

lungsarbeiten bei Ostimporten von Christbaum-
schmuck diese Kriterien erfüllen, müßte anhand des 
konkreten Falles geprüft werden. 

Um die mißbräuchliche Verwendung der Angabe 
„Made in Germany" zu unterbinden, räumt das Ge-
setz gegen den unlauteren Wettbewerb Verbrau-
cherverbänden, Wettbewerbern und Verbänden zur 
Förderung gewerblicher Interessen die Möglichkeit 
ein, den Vertreiber von irreführend gekennzeichne-
ten Waren auf Unterlassung zu verklagen. 

Die Zollbehörden können außerdem solche Waren 
im Falle ihrer Ein- oder Ausfuhr beschlagnahmen, 
um die irreführenden Kennzeichnungen zu entfernen 
und, wenn dies nicht möglich ist, einzuziehen. Kon-
kreten Hinweisen, die auf eine mißbräuchliche Ver-
wendung der Angabe „Made in Germany" schließen 
lassen, werden die zuständigen Stellen im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten nachgehen. 

Anlage 49 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schwörer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage B 23) : 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der Ausarbeitung des Kon-
junkturprogramms die wirtschaftsschwachen Gebiete besonders zu 
berücksichtigen, vor allem bei Anlagen des Umwelt- und Ge-
wässerschutzes, um damit die Belastung dünn besiedelter Ge-
biete nicht über die der Ballungsgebiete ansteigen zu lassen? 

Der Erfolg des von der Bundesregierung vorgese-
henen mehrjährigen Investitionsprogramms zur 
wachstums- und umweltpolitischen Vorsorge hängt 
in starkem Maße von der Mitwirkung der Länder 
und Gemeinden ab. Um dies sicherzustellen, soll die 
konkrete Ausgestaltung des Programms in enger 
Zusammenarbeit mit Ländern und Gemeinden erfol-
gen. Da die entsprechenden Beratungen erst in die-
ser Woche aufgenommen werden, kann die Bundes-
regierung Art und Inhalt des Programms gegenwär-
tig nur global umreißen. 

Die Bundesregierung mißt allerdings einem Pro-
grammteil Umweltschutz und insbesondere Gewäs-
serschutz hohe Bedeutung bei. Für die regionale 
Verteilung entsprechender Projekte wären dabei 
neben arbeitsmarkt- und regionalpolitischen Krite-
rien vor allem auch wasserwirtschaftliche Prioritäten 
zu beachten. 

In jedem Fall wird die Bundesregierung dafür 
Sorge tragen, daß mit den Maßnahmen des mehrjäh-
rigen Investitionsprogramms den Zielen der regio-
nalen Förderpolitik nicht entgegengewirkt wird. 

Anlage 50 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kreile (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage B 24) : 

Welche Verwaltungsüberlagerungen und Zuständigkeitsver-
flechtungen, die Verfahrensverzögerungen zur Folge haben, er-
geben sich aus den Gemeinsdiaftsaufgabengesetzen, in welchem 
Umfang entsteht dadurch Verwaltungsmehraufwand gegenüber 
einer ausschließlichen Verwaltung der Mittel durch den Bund 
oder ein Land, und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um diesen Verwaltungsmehraufwand zu verringern? 

Nach Art. 91 a GG wirkt der Bund bei der Erfül-
lung der Gemeinschaftsaufgaben durch Beteiligung 
an der Rahmenplanung und an der Finanzierung 
mit. Gemäß Art. 91 a Abs. 3 GG ist das Nähere „über 
das Verfahren und die Einrichtungen für eine ge-
meinsame Rahmenplanung" in den Ausführungsge-
setzen (Gemeinschaftsaufgabengesetzen) geregelt. 
Danach melden die Länder bis zum 1. März eines 
jeden Jahres die von ihnen für die gemeinsame 
Rahmenplanung vorgesehenen Maßnahmen an. Auf-
grund dieser Anmeldungen stellen dann nach Vor-
arbeiten in Unterausschüssen oder Arbeitsgruppen 
die für die jeweiligen Gemeinschaftsaufgaben be-
stehenden Planungsausschüsse aus Vertretern der 
Bundesregierung und der Landesregierungen die 
Rahmenpläne auf. 

Dieses im Grundsatz durch die Verfassung und in 
Einzelheiten durch einfaches Recht vorgeschriebene 
Zusammenwirken von Bund und Ländern bringt 
zwangsläufig Mehrarbeit gegenüber einem Verfah-
ren mit sich, in dem Bund und Länder ihre Aufgaben 
allein und ohne Abstimmung mit der anderen Seite 
erfüllen. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, daß in 
einem Bundesstaat eine völlig isolierte Aufgaben-
wahrnehmung der verschiedenen staatlichen Ebenen 
nicht denkbar ist und eine Zusammenarbeit von Zen-
tralstaat und Gliedstaaten und auch der Gliedstaa-
ten untereinander in vielfältigen Formen und in den 
verschiedensten Aufgabenbereichen erfolgen muß. 
So gab es in den Bereichen der heutigen Gemein-
schaftsaufgaben bereits vor der Einführung durch 
die Finanzreform 1969 ein Zusammenwirken von 
Bund und Ländern. Dieses führte aber häufig nicht 
zu einer ausreichenden Koordinierung der Maß-
nahmen. Außerdem vollzog sich die Mitwirkung des 
Bundes teilweise in Formen, die der Eigenstaatlich-
keit der Länder nicht genügend Rechnung trugen. 
Die Finanzreform 1969 hat diese Zusammenarbeit 
von Bund und Ländern in verfassungsrechtlich ge-
ordnete Bahnen gelenkt. 

Die Bundesregierung beabsichtigt zur Zeit nicht, 
eine Initiative zur Änderung der Gemeinschaftsauf-
gabengesetze zu ergreifen. Sie wird darin bestärkt 
durch die Ergebnisse der Beratungen der vom 6. und 
7. Deutschen Bundestag eingesetzten Enquete-Kom-
mission für Verfassungsreform, die sich eindeutig 
zu der Notwendigkeit von Bund-Länder-Rahmenpla-
nungen und gemeinsamen Finanzierungen bekannt 
hat. Die Vorschläge der Kommission zur „gemeinsa-
men Rahmenplanung und Investitionsfinanzierung" 
sollen im Falle ihrer Verwirklichung nach dem aus-
drücklich erklärten Willen der Kommission nicht zu 
einer unmittelbaren Aufhebung der Gemeinschafts-
aufgaben führen. 
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Anlage 51 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Hasinger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage B 25) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Fällen der Eva-
kuierung während des zweiten Weltkriegs heute Lücken im 
Versicherungsleben auftreten, die häufig nur durch umfangrei-
che Recherchen oder gar nicht geschlossen werden können, und 
hat die Bundesregierung einen Überblick, wie hoch die Zahl der 
betroffenen Versicherten ist? 

Bei der von Ihnen angesprochenen Frage kann es 
sich um Versicherte handeln, die 

a) innerhalb des Gebietes der Bundesrepublik 
Deutschland ihren Wohnort wechseln mußten 
oder 

b) aus dem ehemaligen Reichsgebiet in das Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland kamen oder 

c) von außerhalb des ehemaligen Reichsgebietes 
in das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
vertrieben wurden. 

Darüber hinaus sind bei einzelnen Versicherungs-
trägern im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
die Versicherungsunterlagen ganz oder teilweise 
vernichtet worden, so daß insoweit die Notwendig-
keit, Versicherungsunterlagen wiederherzustellen, 
von der Evakuierung unabhängig ist. 

Über die Größe des betroffenen Personenkreises 
stehen mir Zahlen nicht zur Verfügung. Exakte Zah-
len hierüber dürften auch kaum zu ermitteln sein, da 
die Versicherungsträger nicht sagen können, wie-
viel betroffene Personen im Versichertenbestand 
latent vorhanden sind. 

Trotzdem bin ich gerne bereit, Ihrer Frage bei den 
Versicherungsträgern soweit wie möglich nachzuge-
hen, wäre Ihnen allerdings dankbar, wenn Sie den 
Sie interessierenden Personenkreis näher umreißen 
könnten. 

Um der Beweisnot in den von Ihnen angesproche-
nen Fällen Rechnung zu tragen, hat der Gesetzgeber 
die Glaubhaftmachung von Versicherungszeiten zu-
gelassen, die auch durch Zeugenaussagen oder eine 
eidesstattliche Versicherung des Versicherten selbst 
erfolgen kann. 

Anlage 52 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Burger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Fragen B 26 und 27): 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, ob beab-
sichtigt ist, das Versehrtensportsanatorium Isny aus dem Kur-
ausgleich herauszunehmen, und welche Gründe im einzelnen 
haben zu einer solchen Maßnahme geführt? 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, unter welchen Vor-
aussetzungen eine Fortführung dieses bewährten Sanatoriums für 
heilgymnastische Kuren Schwerbehinderter für die Zukunft ge-
währleistet werden kann? 

Die Bundesregierung hat feststellen müssen, daß 
die Bereitschaft von Kriegsbeschädigten, heilgym-

nastische Kuren durchzuführen, von Jahr zu Jahr 
abnimmt und auch in immer geringerem Maße von 
den begutachtenden Ärzten solche Kuren erstmalig 
verordnet werden. Das hat Überkapazitäten für heil-
gymnastische Kuren zur Folge. 

Die Ursachen hierfür liegen nicht allein in der 
durch die fortschreitende Alterung der Kriegs-
beschädigten bedingten verringerten Bereitschaft, 
Sport zu treiben. Sie sind vor allem darauf zurück-
zuführen, daß bei der modernen Form der Kurdurch-
führung in allen versorgungseigenen und Vertrags-
häusern, entsprechend den heutigen Erkenntnissen 
der Medizin, die aktive Mobilisierung des Kur-
patienten absolut im Vordergrund steht. Hierzu ge-
hören auch vor allem sportliche Übungen in allen 
Formen. 

Selbst Häuser — vor allem für die Behandlung 
von Verletzungsfolgen —, die nicht speziell heil-
gymnastische Kuren unter diesem Namen durch-
führen, haben heute neben Krankengymnasten auch 
Sportlehrer, Sporthallen, Schwimmbäder, Saunen 
und Sportplätze. Dem Träger des Sportsanatoriums 
Isny, dem Verein für Schwerbeschädigten Sport-
heime e. V. Isny, wurde deshalb angeraten, aus die-
ser Entwicklung die Konsequenzen zu ziehen und 
eine Eingliederung seines Hauses in die benach-
barte Behinderteneinrichtung Stephanuswerk anzu-
streben, wenn es dem Verein nicht gelingt, andere 
Gruppen von Kurteilnehmern als bisher für Isny zu 
erschließen. 

Um dem Verein die Chance einzuräumen, ent-
sprechende Verhandlungen zu führen, wurde eine 
weitere Platzzuteilung im Wege des Kurenaus-
gleichs im Rahmen des Möglichen bis zum 31. März 
1978 zugesagt. Mit einer Verlängerung ist nicht zu 
rechnen. 

Die aufgezeigte Entwicklung, verbunden mit 
einem Rückgang der Zahl der Kriegsbeschädigten 
und der fortschreitenden Alterung dieses Personen-
kreises, läßt in Zukunft eine ausreichende Belegung 
des Sportsanatoriums Isny mit Kriegsbeschädigten 
leider nicht mehr zu. 

Im übrigen ist die Angelegenheit mit Vertretern 
des Vereins in einem ausführlichen Gespräch er-
örtert worden. 

Anlage 53 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Peter (SPD) 
(Drucksache 8/86 Fragen B 28 und 29) : 

Plant die Bundesregierung im Gegensatz zu ihrer bisherigen Hal-
tung nunmehr doch die Zusammenfassung der drei Kreiswehr-
ersatzämter im Saarland zu einem Großamt mit Facharztstation 
in Saarbrücken, und wenn ja, welche Gründe veranlassen die 
Bundesregierung dazu, und bis zu welchem Zeitpunkt ist die 
Einrichtung eines Großamts vorgesehen? 

Hält die Bundesregierung die Auflösung der Kreiswehrersatz-
ämter Saarlouis und St. Wendel mit der vom Saarland gefor-
derten Bundespräsenz für vereinbar, und wird die durch die Auf-
lösung dieser beiden Kreiswehrersatzämter in ihren jetzigen Zu-
ständigkeitsbereichen zu befürchtende Verschlechterung des Ar-
beitsplatzangebots in Kauf genommen bzw. werden die Be-
lange der Wehrpflichtigen durch ein Großamt ausreichend be-
rücksichtigt? 
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Die eingehenden Untersuchungen über die Neu-
organisation der Kreiswehrersatzämter im Saarland 
konnten jetzt abgeschlossen werden. Dabei hat sich 
ergeben, daß nach Schaffung der infrastrukturellen 
Voraussetzungen die drei Kreiswehrersatzämter im 
Saarland zu einem Großamt mit Facharztstationen 
(Musterungszentrum) in Saarbrücken zusammenzu-
legen sind. Die infrastrukturellen Voraussetzungen 
werden bis zum Jahre 1982 geschaffen. 

Ausgangspunkt der Überlegungen waren Anre-
gungen von Mitgliedern des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages, das Wehrersatzwesen 
in bestimmten Gebieten durch Zusammenlegung 
mehrerer Kreiswehrersatzämter zu rationalisieren. 
Darüber hinaus fordert der Bundesrechnungshof auf-
grund des Ergebnisses seiner örtlichen Erhebungen 
bei den Kreiswehrersatzämtern in Saarbrücken, 
Saarlouis und St. Wendel die Zusammenfassung die-
ser Ämter zu einem Großamt mit Facharztstationen 
in Saarbrücken. Die vorgesehenen organisatorischen 
Änderungen tragen den Anregungen und der For-
derung des Bundesrechnungshofes Rechnung. 

Die Zusammenlegung der Kreiswehrersatzämter 
im Saarland entspricht der Notwendigkeit, eine ra-
tionelle Verwaltung sicherzustellen. Größere Be-
hörden ermöglichen eine weitgehende Spezialisie-
rung der Bearbeiter, stellen eine einheitliche Ver-
waltungspraxis für einen größeren Bereich sicher 
und sind bei Krankheit und Urlaub der Beschäftig-
ten nicht so störanfällig wie kleine Behörden. Des 
weiteren erzielen größere Behörden ein günstigeres 
Verhältnis zwischen Leistung und Betriebskosten. 
Die in Aussicht genommene Zusammenlegung der 
Kreiswehrersatzämter Saarbrücken, Saarlouis und 
St. Wendel zu einem Kreiswehrersatzamt mit Fach-
arztstationen in Saarbrücken für ein Gebiet mit etwa 
1,1 Millionen Einwohnern bringt eine Verbesserung 
und Straffung der Organisationsform des gesamten 
Wehrersatzwesens im Saarland mit sich. Es werden 
bei der Zusammenlegung der Kreiswehrersatzämter 
Personalkosten, Material- und Sachkosten sowie Be-
wirtschaftungskosten eingespart. 

Das „neue" Kreiswehrersatzamt in Saarbrücken 
wird nach der Einwohnerzahl und nach der Zahl der 
in Wehrüberwachung stehenden Wehrpflichtigen 
größenmäßig den Ämtern in Nürnberg und Frank-
furt entsprechen. 

Ihre weitere Frage, ob die Auflösung der Kreis-
wehrersatzämter Saarlouis und St. Wendel mit der 
vom Saarland geforderten Bundespräsenz vereinbar 
sei, ob die Zusammenlegung der Wehrersatzbehör-
den eine Verschlechterung der Arbeitsmarktlage 
darstelle und ob die Belange der Wehrpflichtigen 
bei der Zentralisierung ausreichend berücksichtigt 
seien, beantworte ich wie folgt: 

Durch die Zusammenlegung der drei Kreiswehr-
ersatzämter zu einem Kreiswehrersatzamt mit Fach-
arztstationen in Saarbrücken werden keine Kompe-
tenzen auf dem Gebiet des Wehrersatzwesens aus 
dem Saarland verlagert. Die Zentralisierung bedeu-
tet deshalb keine Verminderung der Bundespräsenz. 

Bei der beabsichtigten Neuorganisation braucht 
kein Angehöriger der drei Kreiswehrersatzämter  

um seinen Arbeitsplatz bei der Bundeswehr zu fürch-
ten. Freiwerdende Beschäftigte werden unter Be-
rücksichtigung der berechtigten individuellen In-
teressen bei dem neuen Großamt oder bei anderen 
Dienststellen und Einheiten eingesetzt. Durch die 
Zentralisierung des Musterungsverfahrens in Saar-
brücken werden zusätzliche Arbeitsplätze für Ärzte 
und medizinisches Hilfspersonal geschaffen. 

Die Belange der Wehrpflichtigen werden bei einer 
Zusammenfassung der drei Ämter nicht beeinträch-
tigt. Ihre An- und Rückreise zur Musterung und auch 
zur Eignungs- und Verwendungsprüfung beim Kreis-
wehrersatzamt Saarbrücken ist bei den derzeitigen 
Verkehrsverhältnissen an einem Tag gewährleistet. 
Mit der Zentralisierung des Musterungsverfahrens 
werden die organisatorischen Voraussetzungen für 
eine Verbesserung der ärztlichen Untersuchungen 
der Wehrpflichtigen sichergestellt. Dies wird in 
erster Linie durch eine erhebliche Verstärkung des 
ärztlichen Dienstes erreicht. Es werden Fachärzte 
verschiedener Fachrichtungen eingesetzt. Zudem er-
halten die Musterungszentren eine wesentlich ver-
besserte Geräteausstattung, die den modernsten Er-
kenntnissen Rechnung trägt, so daß das bisherige, 
mit hohen Kosten verbundene Verfahren der Fach-
arztüberweisungen weitgehend entfallen kann. 

In Anbetracht dieser Vorteile ist den in den Rand-
gebieten wohnenden Wehrpflichtigen eine etwas 
längere Anreise bei etwas größerem Zeitaufwand zu 
ihrem Kreiswehrersatzamt durchaus zuzumuten. 

Anlage 54 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Jung (FDP) 
(Drucksache 8/86 Fragen B 30 und 31) : 

Weshalb nehmen die Untersuchungen über den Unfall am 
16. Mai 1976, bei dem eine F 4 Phantom der Bundesluftwaffe 
einen Motorsegler rammte, einen so außergewöhnlich langen 
Zeitraum in Anspruch, obwohl das Luftfahrtbundesamt schon 
gleich nach dem Unfall feststellte, daß die Luftwaffen-Phantom 
nicht die in RAC 3.3.2 veröffentlichte Mindestflughöhe für mili-
tärische Strahlflugzeuge von 5 000 ft eingehalten und deshalb 
den vorschriftsmäßig in 3 500 ft fliegenden Motorsegler von rechts 
hinten gerammt hat? 

Wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, daß durch un-
verzügliche Vorlage des Berichts die Versorgungsanspüche der 
hinterbliebenen Familien möglichst rasch erfüllt werden können, 
oder wird sie für den Fall, daß die Berichtsvorlage noch nicht 
absehbar ist, durch angemessen hohe Vorauszahlungen die Not-
lage der Hinterbliebenen mildern? 

Die Untersuchung des Flugunfalls vom 16. Mai 
1976 bei Diepholz ist noch nicht abgeschlossen, weil 
über die üblichen Ermittlungen hinausgehend wis-
senschaftlich untersucht wird, welche Grenzen der 
menschlichen Leistungsfähigkeit zu berücksichti-
gen sind, um auch bei hoher Annäherungsgeschwin-
digkeit Zusammenstöße von nach Sicht fliegenden 
Luftfahrzeugen zu vermeiden. Der abschließende 
Untersuchungsbericht wird in etwa vier Wochen 
vorliegen. Er wird keine Feststellung zur Schuld-
frage treffen, die dem zuständigen Gericht vorbe-
halten ist, sondern sich in seinen Schlußfolge-
rungen auf eine Feststellung der wahrscheinlichen 
Unfallursachen und auf Empfehlungen zur Vermei-
dung künftiger Unfälle beschränken. 



710* 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 14. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Februar 1977 

I Anlage 55 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Gansel (SPD) (Drucksache 
8/86 Frage B 32) : 

Erhält die Gesellschaft für Wehrkunde direkt oder indirekt 
öffentliche Mittel und wenn ja, zu welchen Zwecken und in wel-
cher Höhe? 

Die Gesellschaft für Wehrkunde e. V. wurde seit 
1953 bis 1973 aus Kapitel 0403 — Titel 531 02 — 
und ab 1974 im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster der Finanzen aus einem eigenen Ansatz bei Ka-
pitel 0403 — Titel 685 03 — institutionell gefördert. 
Dies ergibt sich aus den Erläuterungen in den Haus-
haltsplänen der vergangenen Jahre bei Kapitel 0403 
— Titel 685 03 —. Die Zuwendung betrug 1976 
284 000 DM; für 1977 sind 282 000 DM veranschlagt. 

Die Zuwendungen werden der Gesellschaft ge-
währt für die verteidigungs- und sicherheitspoliti-
sche Öffentlichkeitsarbeit der ca. 100 aktiven Sek-
tionen, die in Form von Vorträgen, Seminaren und 
Truppenbesuchen durchgeführt wird. Die Aktivi-
täten sind auf Verlangen des Presse- und Informa-
tionsamtes der Bundesregierung in den letzten Jah-
ren verstärkt auf Multiplikatoren aus dem Bil-
dungsbereich ausgerichtet worden. Im 1. Halbjahr 
1976 fanden 628 Veranstaltungen mit ca. 29 483 
Teilnehmern statt. 

Anlage 56 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Ey (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/86 Frage B 33 und 34) : 

Kann die Bundesregierung die fortschreitende Spezialisierung 
der Führungsfunktionen in modernen Streitkräften konkreti-
sieren, die eine stärkere Entwicklung zu Kooperation und  be-
ratender Mitwirkung bei Führungsstil und Führungsverfahren 
nach Auffassung der Bundesregierung erforderlich macht? 

Hält die Bundesregierung zur Demokratisierung der Bundes-
wehr eine Gesetzesinitiative zur Novellierung oder eine inhalt-
lich neue Auslegungspraxis des Soldatengesetzes für geboten? 

Der Prozeß der Auffächerung der Führung in ver-
schiedene Aufgabenbereiche unterhalb der Verant-
wortung des Inhabers der Befehls- und Komman-
dogewalt beginnt bereits im 19. Jahrhundert. In dem 
Maße, in dem die Technik Zugang in die Streit-
kräfte findet, die Waffen zu komplizierten Waffen-
systemen entwickelt, die Kampfverbände mecha-
nisiert und die Operationen weiträumiger und 
schneller geführt werden, müssen Führungsaufga-
ben von einer immer größeren Zahl von Führungs-
gehilfen und Spezialisten wahrgenommen werden. 
Dies führt zu einem Wandel des Führungsstils und 
der Führungsverfahren; je weniger der Vorgesetzte 
in der Lage ist, alle Einzelheiten seines Verantwor-
tungsbereiches persönlich zu kennen, um so mehr 
sieht er sich genötigt, seinen Mitarbeitern auf ihrem 
Führungsgrundgebiet bzw. Sachgebiet begrenzte 

Verantwortung zu übertragen. Diese Delegation hat 
den Zweck, die Entscheidung des in ungeteilter Ver-
antwortung stehenden Führers auf gesicherte Grund-
lagen zu stellen. Zwei Voraussetzungen sind hierfür 
notwendig. Einmal muß die Kooperation der Mitar-
beiter die Sachkunde jedes einzelnen zur Geltung 
bringen, und zum anderen hat der Vorgesetzte den 
Rat seiner Führungsgehilfen und Spezialisten kri-
tisch zu würdigen und im Sinne des Ganzen seines 
Auftrages zu beachten. Dieser Rat ist allein der 
Sache verpflichtet und bezieht seine Autorität aus 
der Sachentsprechung. 

Führungsstil und Führungsverfahren stärker auf 
Kooperation und beratende Mitwirkung hin zu ent-
wickeln, meint nur dies: Unter den sich verändern-
den Bedingungen in den Streitkräften sind die For-
men und Verfahren zu bestimmen, die gewährlei-
sten, daß die Sachkunde der Mitverantwortlichen 
im Entscheidungsprozeß hinreichende Beachtung fin-
det. Das Prinzip von Befehl und Gehorsam wird 
hiervon nicht berührt. 

Die Bundesregierung beabsichtigt keine Gesetzes-
initiative zur Novellierung und keine inhaltlich 
neue Auslegungspraxis des Soldatengesetzes. 

 

Anlage 57 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Schwörer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Fragen B 35 und 36) : 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Auffassung von 
Dr. Spiegelhalter, Finanzdirektor des Deutschen Caritasver-
bands, daß „die Auswirkungen des geltenden Krankenhausfinan-
zierungsgesetzes und der Bundespflegesatzverordnung" sich im-
mer mehr als ein Instrument zur „Erdrosselung" der freigemein-
nützigen Krankenhäuser statt zu deren Förderung erweisen, und 
daß die Verlagerung aller wichtigen Investitionsentscheidungen 
auf behördliche zentrale Planungsstellen sowie die Vernichtung 
der Eigensubstanz freier Träger jede Initiative lähme, dadurch 
eine schnelle Anpassung an den sich ändernden Bedarf verhin-
dert wird und in vielfacher Weise die sogenannte Kosten-
explosion verstärkt werde, die letztlich zu Lasten des Patienten 
geht? 

Hat die Bundesregierung Ideen, um die eigenverantwortliche 
Initiative der Krankenhäuser zu verbessern und eine vorran-
gige Förderung mittelfristiger Investitionen, die der Rationali-
sierung und Kostensenkung dienen, zu gewährleisten? 

Die Bundesregierung teilt nicht die von Ihnen 
zitierte Auffassung von Dr. Spiegelhalter. Gegen-
über der Ausgangslage vor Inkrafttreten des Kran-
kenhausfinanzierungsgesetzes sind den in einem 
Krankenhausbedarfsplan aufgenommenen Kranken-
häusern seit 1972 mehr als 14 Milliaden DM, also 
jährlich mehr als 3 Millarden DM, zugeflossen. Die-
ser Betrag übersteigt um ein vielfaches die Beträge, 
die von den Krankenhäusern vor 1972 über den Pfle-
gesatz zur Finanzierung von Investitionen jährlich 
zur Verfügung standen. 

Im übrigen habe ich zu diesem Fragenkomplex 
bereits zu einer inhaltlich weitgehend identischen 
Frage von Herrn Abg. Dr. Hermann Schmitt-Vocken-
hausen in der Woche vom 17.-21. Januar 1977 wie 
folgt Stellung genommen: 
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Fragen der wirtschaftlichen Sicherung der Kran-
kenhäuser sind z. Zt. Gegenstand von Beratungen 
der Bundesregierung, die noch nicht abgeschlossen 
sind. Die Bundesregierung wird zu gegebener Zeit 
im Rahmen eines Gesetzentwurfs zu den von ihr 
für vordringlich erachteten Problemen der Kranken-
hausfinanzierung Stellung nehmen. 

Anlage 58 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Spitzmüller (FDP) (Druck-
sache 8/86 Frage B 37): 

Ist die Bundesregierung bereit, die Konsequenzen aus dem auf 
dem 15. Verkehrsgerichtstag in Goslar vorgelegten Gutachten 
von Professor Müller-Limmroth zu ziehen, und gegebenenfalls 
welche, wonach zur Sicherheit im Straßenverkehr eine Neufest-
setzung der Sehschärfentestgrenze auf 1,0 und eine laufende 
Überprüfung der Autofahrer durch Sehtests notwendig sei? 

Ein Referentenentwurf zur Änderung der Straßen-
verkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) sieht vor, 
daß der Anhaltewert für die Tagessehschärfe — mit 
oder ohne Augengläser — auf 0,7 festgesetzt wird, 
soweit es um die Fahrerlaubnisklassen 1, 3, 4 und 5 
geht. Für die Fahrerlaubnisklasse 2 ist ein Wert 
von 1,0 vorgesehen. 

Zwar liegen auch im Bereich von 0,7 bis 1,0 Visus-
minderungen vor, die möglicherweise auf Augen-
erkrankungen beruhen und augenärztlicher Behand-
lung bedürfen. Indessen ist bisher weder hierfür 
noch für den Umstand, daß eine mögliche Visus-
korrektur auf 1,0 ggf. unterbleibt, ausreichend und 
überzeugend dargetan, daß und in welchem Grad 
darin eine unfallrelevante Gefahr liegt. 

Eine andere Beurteilung kann sich bei der Fahr-
erlaubnisklasse 2 ergeben. Bei dieser Gruppe han-
delt es sich in der Regel um Personen, die das Füh-
ren von Kraftfahrzeugen als Beruf erwählen und 
eine weit höhere Jahreskilometerleistung als der 
durchschnittliche Autofahrer aufweisen. 

Der Entwurf wird z. Z. erörtert. Vom Ergebnis der 
Diskussion wird auch abhängen, ob und in welcher 
Weise — abgesehen vom bereits bestehenden Seh-
test für Fahrerlaubnisbewerber — weitere Sehtests 
notwendig sein sollten. 

Anlage 59 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Engelsberger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage B 38) : 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, das Transitab-
kommen mit der Republik Osterreich dahin gehend zu ändern, 
daß der Schwerlastverkehr zukünftig über die Autobahnstrecke 
Salzburg—Rosenheim—Kufstein geleitet und das sog. Deutsche 
Eck vom Durchgangsverkehr weitgehend entlastet wird? 

Herr Kollege Engelsberger, Sie hatten sich in die-
ser Sache bereits am 20. Dezember 1976 unmittel-
bar an den Bundesminister für Verkehr gewandt. 
Sein Antwortschreiben vom 24. Januar 1977 liegt 
Ihnen inzwischen vor. Darin war im einzelnen dar-
gelegt worden, warum es zur Zeit noch nicht zu 
übersehen ist, ob österreichischen Straßenfahrzeugen 
beim — wesentlich längeren — Transit über die ge-
nannten Bundesautobahn-Abschnitte dieselben zoll-
technischen und andere z. T. sehr weitgehenden Er-
leichterungen zugestanden werden könnten, wie es 
auf den seit 1955 vertraglich festgelegten kurzen 
Durchfahrten durch das sog. Deutsche Eck möglich 
ist. 

Im übrigen haben bisher weder die Republik 
Österreich noch der Freistaat Bayern den Bundes-
minister für Verkehr ersucht, Verhandlungen im 
Sinne von Artikel 19 des deutsch-österreichischen 
Vertrages vom 14. September 1955 aufzunehmen mit 
dem Ziel, Änderungen oder Ergänzungen der Ver-
einbarung hinsichtlich der Transitwege vorzuberei-
ten. 

Anlage 60 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Vogt (Düren) (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Fragen B 39 und 40) : 

Wie steht die Bundesregierung zu den Planungen der Deut-
schen Bundesbahn, die auf eine Trassenverlegung für die Strecke 
Köln—Frankfurt abzielen, und wann rechnet die Bundesregie-
rung mit dem Abschluß der Planungen? 

In welchem Umfang ist die Stadt Wesseling/Rhein von den 
Planungen der Deutschen Bundesbahn betroffen, und wie hoch 
schätzt die Bundesregierung die Kosten für die erforderlichen 
Maßnahmen zur Realisierung der Planung einer Trassenführung 
durch die Stadt Wesseling/Rhein im Gegensatz zur Ausführung 
von Alternativplanungen? 

Aufgrund der Zielvorgaben des Bundesministers 
für Verkehr an den Vorstand der Deutschen Bundes-
bahn (DB) erarbeitet die DB alternativ zur soge-
nannten Westerwaldtrasse zur Zeit andere Lösungen 
zur Verbesserung der Verbindung Köln–Frankfurt/ 
Main. 

Die Rheinquerung im Raum Wesseling/Porz ist nur 
als eine von mehreren Lösungen anzusehen. 

Die Bauwürdigkeit und gegebenenfalls die Wahl 
der zweckmäßigsten Trasse hängen vom Ergebnis 
der Bewertungen der verschiedenen von der DB zur 
Zeit untersuchten Lösungen ab. 

Ergebnisse hierzu werden im Laufe des Jahres 
1977 erwartet. 



712• 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 14. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Februar 1977 

Anlage 61 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmidt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 8/86 Frage B 41) : 

Wie ist der Stand der Planungen durch die Deutsche Bundes-
bahn im Hinblick auf die Trassenführung der Bundesbahnstrecke 
Köln—Groß-Gerau—Mannheim, und hat die Bundesregierung alles 
getan, um insbesondere auch die ökologischen Gesichtspunkte bei 
diesen Planungen im gebührenden Maße zu berücksichtigen? 

Aufgrund der Zielvorgaben des Bundesministers 
für Verkehr an den Vorstand der Deutschen Bun-
desbahn (DB) erarbeitet die DB alternativ zur soge-
nannten Westerwaldtrasse andere Lösungen zur 
Verbesserung der Verbindung Köln-Frankfurt/M., 
wobei ökologische Gesichtspunkte eingehen. 

Hierbei werden insbesondere die Untersuchungen 
der Trassenstudie über die Verknüpfung der Neu-
baustrecke Köln-Groß-Gerau mit dem vorhandenen 
Schienennetz im Rhein-Main-Gebiet sowie die Wei-
terführung nach Mannheim mit einbezogen. 

Die Ergebnisse sind im Laufe des Jahres 1977 zu 
erwarten. 

Anlage 62 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/86 Frage B 42) : 

In welchem Umfang beteiligt sich der Bund an der Finanzie-
rung des Ausbaus der Ingolstädter Straße in München zwischen 
Heidemannstraße und Stadtgrenze? 

Dem BMV sind die Vorstellungen der Stadt Mün-
chen, wie diese die erwähnte Straßenbaumaßnahme 
zu finanzieren beabsichtigt, nicht bekannt. 

Anlage 63 

Antwort 

des Parl. Staatsekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage B 43) : 

Kann nach Ansicht des Bundesverkehrsministers wie geplant 
noch im Jahr 1977 mit dem Bau der Autobahn Würzburg—Ulm 
im Bereich Biebelried begonnen werden, und wird der Bundes-
verkehrsminister für den Fall, daß dies entgegen den Erwartun-
gen nicht der Fall sein würde, ersatzweise den Beginn der Bau-
arbeiten beim Feuchtwanger Kreuz veranlassen? 

Aus der Sicht des Bundesverkehrsministers kann 
der Abschnitt Biebelried-Gollhofen der Bundesauto-

bahn Würzburg-Ulm (A 7) — wie vorgesehen — im 
Jahre 1977 begonnen werden. 

Die Bundesautobahn Würzburg-Ulm ist im Be-
reich des „Feuchtwanger Kreuzes" als „möglicher 
weiterer Bedarf" im Bedarfsplan für die Bundes-
fernstraßen ausgewiesen. Hier können somit vor-
erst noch keine Bauarbeiten anlaufen. 

Anlage 64 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Langguth 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/86 Fragen B 44, 45, 46 
und 47) : 

Ist der Bundesverkehrsminister wegen der besonderen Lage 
des Flughafens Stuttgart-Echterdingen, die eine Erfüllung der 
Richtlinien über die Hindernisfreiheit für Start- und Lande-
bahnen auf Verkehrsflughäfen nicht möglich macht, bereit, seine 
im Jahr 1971 bis auf weiteres erteilte Ausnahmegenehmigung 
zu verlängern, z. B. bis zur Einführung eines neuen Landever-
fahrens, welches das jetzt noch praktizierte Instrumentenlande

-

system (ILS) ablösen soll? 

Ist es richtig, daß weder die vorhandene Start- und Landebahn 
des Verkehrsflughafens Stuttgart-Echterdingen noch die mit dem 
sogenannten 4-Phasen-Plan max. vorgeschlagene Verlängerung 
der Bahn um 1 380 m nach Osten den ICAO-Sicherheitsregeln ent-
spricht und deshalb nur eine völlige Verlegung der Bahn den 
ICAO-Sicherheitsregeln entsprechen würde, und bestehen hier 
nach nationalen Vorschriften noch strengere Anforderungen? 

Wird der Bundesverkehrsminister für den Fall, daß die Aus-
nahmegenehmigung nicht verlängert wird, für den Verkehrs-
flughafen Stuttgart-Echterdingen die von der ICAO festgelegte 
Hindernisfreiheitsfläche von 1 : 40 anordnen, oder welche An-
stiegsflächensteigerung wird er zulassen? 

Warum müssen nach Auffassung des Bundesverkehrsministers 
stets die Forderungen nach Hindernisfreiheit für die Betriebs-
stufe I erfüllt sein, auch wenn von vornherein die Einrichtung ei-
nes ILS der Betriebsstufe II geplant sein sollte, und ist es richtig, 
daß der Bundesverkehrsminister die Zielsetzung hat, bei allen 
deutschen Verkehrsflughäfen den Allwetterflugbetrieb der Be-
triebsstufe II einzuführen, nachdem die Betriebsstufe I bei allen 
deutschen Flughäfen erreicht worden ist, jedoch in  Stuttgart-
Echterdingen nur für Landungen von und Starts nach Osten und 
nachdem der IFR-Luftverkehr auch in Zukunft überwiegend nach 
Betriebsstufe I des Allwetterflugbetriebs durchgeführt werden 
wird? 

Zu Frage B 44: 

Die luftrechtliche Genehmigung von Flughäfen 
ist in Bundesauftragsverwaltung Ländersache. Der 
BMV konnte deshalb auch keine Ausnahmegeneh-
migung für den Flughafen Stuttgart erteilen. Die 
genehmigungsrechtliche Verantwortung für die 
Ausnahmesituation am Flughafen Stuttgart trägt 
vielmehr die zuständige Luftfahrtbehörde des Lan-
des Baden-Württemberg. 

Im Jahre 1971 hat der BMV in Ausübung seiner 
Aufsicht über die Bundesauftragsverwaltung dem 
Baden-Württembergischen Ministerium für Wirt-
schaft, Mittelstand und Verkehr mitgeteilt, daß er 
die unbefriedigende Hindernissituation am Flug-
hafen Stuttgart angesichts der von dort angestreb-
ten baulichen Verbesserungen weiterhin — jedoch 
nicht auf Dauer — tolerieren werde. 

Im März wird die Sicherheitssituation von einer 
Sachverständigenkommission erneut daraufhin 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 14. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Februar 1977 	713' 

überprüft werden, ob die Entwicklung des Flug- 
betriebes über die bestehenden flugbetrieblichen 
Einschränkungen hinaus weitere erforderlich macht. 

Die international angestrebte Einführung neuer 
Verfahren für Instrumentenlandesysteme wird nach 
derzeitigem Erkenntnisstand das Hindernisproblem 
Weidacher Höhe nicht beseitigen. 

Zu Frage B 45: 

Die hier bekannte Ausbauplanung für den Flug-
hafen Stuttgart erfüllt nicht die Hindernisfreifor-
derung der ICAO-Flugplatzvorschriften. Sie ist je-
doch geeignet, Voraussetzungen für eine vertret-
bare Dauerausnahme von den oben genannten Vor-
schriften zu schaffen, die trotz der dann immer noch 
unzureichenden Hindernisfreiheit den Einsatz der 
Standardanflughilfen (Anflugbefeuerung mit Gleit-
winkelbefeuerung und Präzisionsanflugverfahren) 
sowie einwandfreie Abflugverhältnisse nach We-
sten ermöglicht. 

Zu Frage B 46: 

Der BMV hat keine unmittelbare Anordnungs-
Kompetenz für den Flughafen Stuttgart. Hierfür zu-
ständig ist die Luftfahrtbehörde des Landes Baden-
Württemberg. 

Die von der Internationalen Zivilluftfahrt-Orga-
nisation im Anhang 14 des Abkommens geforderte 
Hindernisfreifläche für An- und Abflüge steigt im 
Verhältnis 1 : 50 und nicht, wie in Ihrer Frage an-
genommen, im Verhältnis 1 : 40 an. Die Anforderun-
gen gelten für alle Planungen. 

Zu Frage B 47: 

Das Instrumentenlandesystem (ILS) der Betriebs-
stufe 1 ist das Standard-Präzisions-Anflugverfahren, 
das international eingeführt ist und einen sicheren 
nationalen und internationalen Luftverkehr ge-
währleisten soll. Das ILS der Betriebsstufe 2 ist eine 
Weiterentwicklung des Standard-ILS der Betriebs-
stufe 1, das vor allem einer größeren Regelmäßig-
keit des Luftverkehrs bei sehr niedrigen Wolken-
höhen und Landebahnsichten dient. 

Das ILS der Betriebsstufe 2 erfordert einen hohen 
technischen Aufwand nicht nur am Boden (flug-
hafenseitig), sondern auch im Flugzeug, in der In-
standhaltung der Flugzeuge sowie in der Ausbil-
dung der Piloten. Das erklärt, warum nur wenige 
Luftfahrtunternehmen (vor allem Linienunterneh-
men) in der Lage sind und sein werden, Anflüge 
nach Betriebsstufe 2 durchzuführen. 

Weiterhin muß aus Sicherheitsgründen bei Aus-
fall von Systemträgern des ILS der Betriebsstufe 2 
(boden- und bordseitig) ein Anflug nach Betriebs-
stufe 1 beendet werden können. 

Aus diesen Gründen sind auch bei Betriebsstufe 2 
die Voraussetzungen der Betriebsstufe 1 unver-
zichtbar. 

Es ist richtig, daß seitens des Bundesministers 
für Verkehr die Länder aufgefordert wurden, für 
die Einrichtung der flughafenseitigen Vorausset-
zungen für die Betriebsstufe 2 zu sorgen. 

Anlage 65 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schwenk (Stade) (SPD) 
(Drucksache 8/86 Frage B 48) : 

Treffen Zeitungsberichte zu, wonach bei einem Ausbau der 
Hamburger S-Bahnstrecke von Hamburg-Mitte bis Neugraben 
die Bahnhöfe Unterelbe, Tempowerke und Hausbruch aufgelöst 
und für die Einpendler nach Hamburg aus Richtung Stade-Buxte-
hude in Neugraben ein gebrochener Zugverkehr mit erheb-
lichem Zeitverlust entsteht, und wenn ja, welche Folgerungen 
zieht die Bundesregierung daraus? 

Nach den zwischen der Freien und Hansestadt 
Hamburg und der Deutschen Bundesbahn (DB) für 
den Ausbau der S-Bahn von Hamburg Hbf über 
Harburg nach Neugraben abgestimmten Planung 
sollen die bisherigen Haltestellen Unterelbe, Tem-
po-Werk und Hausbruch aufgelassen werden. Dafür 
sind in günstigerer Lage zu den Schwerpunkten des 
Verkehrsaufkommens zwischen Neugraben und 
Bahnhof Harburg 3 neue Haltestellen vorgesehen, 
und zwar Neuwiedenthal, Heimfeld und Harburg

-

Mitte. 

Mit Inbetriebnahme dieser S-Bahnverbindung 
werden aus Cuxhaven immer noch Eilzüge nach 
Hamburg Hbf verkehren. Darüber hinaus sollen in 
den Hauptverkehrszeiten Nahverkehrszüge aus dem 
Raum Stade über Neugraben, Harburg nach Ham-
burg Hbf fahren. 

Im übrigen ist vorgesehen, zwischen Stade und 
Buxtehude nach Neugraben einen Pendelverkehr 
einzurichten. Der Umsteigevorgang in Neugraben 
soll am gleichen Bahnsteig stattfinden. Da die Fahr-
pläne aufeinander abgestimmt werden sollen und 
das Kopfmachen im Bahnhof Hamburg-Harburg ent-
fällt, kann insgesamt von einer Verkürzung der 
Fahrzeit ausgegangen werden, abgesehen davon, 
daß ohne weiteres Umsteigen in Hamburg Hbf die 
Innenstadt von Hamburg erreicht werden kann. 

Die Bundesregierung hat daher keine Veranlas-
sung, auf eine Änderung des zwischen der Freien 
und Hansestadt Hamburg und der Deutschen Bun-
desbahn abgestimmten Konzeptes, das insgesamt 
auch für den Raum Stade eine Verbesserung brin-
gen wird, hinzuwirken. 

Anlage 66 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage der Abgeordneten Frau Dr. Lepsius (SPD) 
(Drucksache 8/86 Frage B 49) : 
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Wie ist der Stand der Planungen für den Ausbau der Kreis-
straße 37/31 bei Sinzheim/Baden mit Beseitigung eines schienen-
gleichen Bahnübergangs an der Bundesbahn Baden-Baden-
Bühl, insoweit der Bund beim Genehmigungsverfahren dieser 
Maßnahme beteiligt ist? 

Der Bundesminister für Verkehr ist im Zusam-
menhang mit der Beseitigung von Bahnübergängen 
für die Genehmigung der von den Beteiligten (Stra-
ßenbaulastträger und Deutsche Bundesbahn) ge-
schlossenen Vereinbarung nach § 5 Eisenbahnkreu-
zungsgesetz (EKrG) zuständig, sofern die kreu-
zungsrechtliche Kostenmasse 3 Millionen DM über-
steigt. Eine derartige Genehmigung für die Beseiti-
gung des Bahnübergangs im Zuge der K 3731 in 
Sinzheim/Baden wurde bisher nicht beantragt. 

Nach Auskunft der Deutschen Bundesbahn liegt 
bisher für die hier angesprochene Maßnahme weder 
eine Planfeststellung noch eine Kreuzungsverein-
barung vor. Die Planungen werden vom Straßenbau-
amt Karlsruhe als Straßenbaulastträger durchge-
führt. 

Anlage 67 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 8/86 Frage B 50) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, das Über-
fliegen von Raffinerien und anderen Firmen, die in großem 
Umfang Äthylene gewinnen, in ähnlicher Weise, wie das bei 
Atomkraftwerken aus Sicherheitsgründen der Fall ist, zu be-
schränken, um besondere zusätzliche Gefahren zu vermeiden? 

Die Bundesanstalt für Flugsicherung stellt durch 
entsprechende Festlegung der An- und Abflugver-
fahren sicher, daß im Bereich der Verkehrsflughäfen 
Raffinerien der von Ihnen genannten Art nicht über-
flogen und damit besondere zusätzliche Gefahren 
vermieden werden. Dies setzt voraus, daß an Ver-
kehrsflughäfen entsprechende „navigatorische" An-
lagen zur Verfügung stehen. 

Anlage 68 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 8/86 Frage B 51): 

Wann werden die erforderlichen technischen Untersuchungen 
abgeschlossen sein, die einer Novellierung der Straßenverkehrs

-

Ordnung zur Klarstellung in § 45 Abs. 1 im Hinblick auf die 
Möglichkeit, zur Herabsetzung des Straßenverkehrslärms Ge-
schwindigkeitsbeschränkungen anzuordnen, vorausgehen? 

Die technischen Untersuchungen über die Aus-
wirkungen von Geschwindigkeitsbegrenzungen auf 
den Straßenverkehrslärm sind bei der Bundesanstalt 
für Straßenwesen abgeschlossen. Deren Ergebnisse  

sind bereits in zwei Richtlinien des Bundesministers 
für Verkehr, die sich mit der Minderung des Stra-
ßenverkehrslärms befassen, verwertet worden. 

Im Bund-Länderfachausschuß für den Straßenver-
kehr und die Verkehrspolizei — StVO — soll am 
15./16. März 1977 erörtert werden, ob es in Anbe-
tracht der gewonnenen technischen Ergebnisse sinn-
voll und juristisch überhaupt erforderlich ist, in § 45 
StVO ausdrücklich die Möglichkeit vorzusehen, 
Geschwindigkeitsbeschränkungen aus Gründen des 
Lärmschutzes anzuordnen. 

Anlage 69 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Laufs (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage B 52) : 

Was unternimmt die Bundesregierung gegen gewerbliche 
Presseerzeugnisse, deren Impressum und Aufmachung den 
Eindruck vermitteln, als handle es sich um amtliche oder 
halbamtliche Organe der Bundesregierung, wie z. B. die „Wand-
zeitung für Verkehrserziehung", wodurch sich gutgläubige In-
serenten bereit finden, für darin erscheinende Anzeigen unan-
gemessen hohe Preise zu bezahlen? 

Die „Wandbildzeitung für Verkehrsbelehrung", die 
im Auftrage der „Gesellschaft zur Förderung der 
Verkehrserziehung m. b. H." herausgegeben und 
vom Zimmer-Verlag KG Lindenfels/Odenwald ver-
legt wird, ist der Bundesregierung bekannt. 

Die fachliche Beratung der „Gesellschaft zur För-
derung der Verkehrserziehung m. b. H." erfolgt z. B. 
durch Mitarbeiter des „Verkehrspädagogischen In-
stituts" in Schorndorf. 

Als für den Bundesminister für Verkehr erkennbar 
wurde, daß ohne seine Zustimmung im Impressum 
der Wandbildzeitung auf das Verkehrssicherheits-
Programm der Bundesregierung hingewiesen wurde, 
sorgte er über den zuständigen Fachberater für Ab-
hilfe, um mögliche Mißverständnisse über den Cha-
rakter der Veröffentlichung auf jeden Fall auszu-
schließen. 

Es ist dem Bundesminister für Verkehr bisher 
kein Fall bekannt, in dem Inserenten sich über den 
Charakter der Wandbildzeitung getäuscht und des-
halb unangemessen hohe Anzeigenpreise gezahlt 
hätten. 

Anlage 70 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Nordlohne (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage B 53) : 
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Ist seitens der Bundesregierung daran gedacht, im angekün-
digten Investitionsprogramm der Bundesregierung wegen der 
hohen Arbeitslosigkeit im Bereich Wilhelmshaven und Fries-
land die Schaffung einer neuen Bahnhofsanlage in der Stadt 
Wilhelmshaven zu berücksichtigen? 

Die Bundesregierung bereitet z. Z. ein mehrjäh-
riges Programm zur wachstumspolitischen und um-
weltpolitischen Vorsorge vor. Welche Einzelmaß-
nahmen im Bereich der Deutschen Bundesbahn 
finanziert werden können, läßt sich derzeit noch 
nicht voraussehen, da die Beratungen zwischen den 
Ressorts und den Ländern noch nicht abgeschlossen 
sind. 

Anlage 71 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/86 Frage B 55) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung den schnellstmöglichen 
Ausbau der Bundesautobahn von Olpe bis Bad Hersfeld, der 
für die Entwicklung dieses Raums von außerordentlicher Be-
deutung ist? 

Der Aus- und Neubau von Bundesfernstraßen 
richtet sich nach dem Gesetz über den Ausbau der 
Bundesfernstraßen in den Jahren 1971 bis 1985 und 
dem diesem Gesetz als Anlage beigefügten, 1975 
unter Mitwirkung aller Fraktionen des Deutschen 
Bundestages überprüften Bedarfsplan. Für die A 4 
von Olpe bis Bad Hersfeld (Hattenbach) sind fol-
gende Dringlichkeiten ausgewiesen: 

Abschnitt Gerlingen (Sauerlandlinie) bis B 54: 
Dringlichkeitsstufe I b 

Abschnitt B 54 bis B 480: 
Erste Fahrbahn: Dringlichkeitsstufe I b 
Zweite Fahrbahn: möglicher weiterer Bedarf 

Abschnitt B 480 bis Hattenbach: 
möglicher weiterer Bedarf 

Mit dem Bau der in Dringlichkeitsstufe I b ein-
gereihten Abschnitte kann nach den derzeitigen 
finanziellen Perspektiven voraussichtlich erst nach 
1985 begonnen werden. Gemäß der Forderung des 
Deutschen Bundesrates werden gegenwärtig die 
Maßnahmen des möglichen weiteren Bedarfs dar-
aufhin untersucht, ob tatsächlich ein Bedarf gegeben 
ist und in welche Dringlichkeitsstufe ggf. die ein-
zelne Maßnahme einzureihen wäre. Das Ergebnis 
der Überprüfung ist abzuwarten. 

Anlage 72 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Jäger (Wangen) (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage B 56) : 

Wird die Bundesregierung dafür eintreten, daß vor Abschluß 
der Beratungen der Staatssekretärskommission über die Ver-
ringerung des Streckennetzes der Deutschen Bundesbahn den 
betroffenen Abgeordneten des Deutschen Bundestages Gelegen-
heit gegeben wird, zum Schicksal der durch ihren Wahlkreis 
führenden Strecken der Deutschen Bundesbahn in der Kommission 
angehört zu werden? 

Der zuständige Ausschuß für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen des Bundestages wird in 
den nächsten Tagen über den ersten Entwurf des 
Staatssekretärberichtes informiert. 

Anlage 73 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/86 Fragen B 57 und 58) : 

Wie hoch liegen die Einnahmen und Ausgaben für die Bundes-
bahnstrecke Grafenwöhr—Eschenbach/Oberpfalz? 

Wie hoch sind die einzelnen Positionen für die Bundesbahn-
strecke Grafenwöhr—Eschenbadi für Betrieb (aufgeschlüsselt nach 
Personal- und reinen Betriebskosten), Streckenunterhalt und Ver-
waltung? 

Die Streckenrechnungen der Deutschen Bundes-
bahn beruhen auf einer Gegenüberstellung der Ko-
sten- und Ertragsänderungen und nicht der Einnah-
men und der Ausgaben der jeweiligen Strecke. 

Die hier vorliegende Wirtschaftlichkeitsberech-
nung weist die Ergebnisse der gesamten Strecke 
Pressath—Eschenbach aus. Nach ergänzenden Anga-
ben der Deutschen Bundesbahn betragen die Ko-
stenminderungen für die Einstellung des Güterzug-
betriebes der Teilstrecke Grafenwöhr—Eschenbach 
278 000 DM/Jahr. Davon entfallen 25 % auf Perso-
nalkosten und 75 % auf sachliche Kosten der Be-
triebsführung sowie die Vorhaltung von Fahrzeu-
gen und Bahnanlagen. Dem stehen Ertragsverluste 
von 140 000 DM/Jahr gegenüber. 

Anlage 74 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Schöfberger (SPD) 
(Drucksache 8/86 Fragen B 59 und 60) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es am deutsch-österrei-
chischen Grenzübergang Kiefersfelden—Kufstein (Landkreis Ro-
senheim) sowohl im Pkw-Verkehr wie auch im Lkw-Verkehr wie-
derholt zu kilometerlangen Stauungen und zu stundenlangen 
Wartezeiten bei der Ein- und Ausreise (Pkw bis zu dreieinhalb 
Stunden, Lkw bis zu vierzig Stunden) kommt, und trifft es zu, 
daß der Lkw-Stau u. a. dadurch entsteht, daß die italienischen 
Abfertigungsbehörden am Brenner nur soviel deutsche Lkw ein-
reisen lassen, wie sich italienische Lkw zur jeweiligen Zeit in 
der Bundesrepublik Deutschland befinden, und welche Folgerun-
gen zieht sie daraus? 

Was kann die Bundesregierung tun, um in Zusammenarbeit 
mit den zuständigen bayerischen, österreichischen und italieni-
schen Behörden diesen Mißständen alsbald abzuhelfen? 
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Ein Teil der ausreisenden Lastkraftwagen muß am 
Grenzübergang Kiefersfelden/Kufstein in der Regel 
lange Wartezeiten in Kauf nehmen. Für die war-
tenden Lkw steht genügend Parkraum zur Verfü-
gung, so daß es nicht zu Stauungen auf der Auto-
bahn kommt. 

Der eingehende Lkw-Verkehr sowie der Pkw-
Verkehr in beiden Richtungen werden normaler-
weise zügig abgefertigt. Vorübergehende Stauungen 
und kürzere Wartezeiten können in Ausnahmefäl-
len saisonbedingt (z. B. Ferienende, Skiwochenen-
den) entstehen. 

Der deutsch/italienische Straßengüterverkehr ist 
— ebenso wie der Straßengüterverkehr zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland unid nahezu allen euro-
päischen Staaten — durch ein Kontingent von Trans-
portgenehmigungen geregelt, das entsprechend in-
ternationalen Gepflogenheiten von beiden Seiten 
in gleicher Höhe in Anspruch genommen werden 
kann. Das derzeitige Kontingent reicht auf deut-
scher Seite nicht aus, um die Nachfrage nach Ge-
nehmigungen voll zu befriedigen. Dies ist der Grund 
für die Wartezeiten der in Richtung Italien fahren-
den deutschen Lastkraftwagen. 

Die Bundesregierung ist bemüht, in Verhandlun-
gen mit dem italienischen Verkehrsministerium eine 
Erhöhung des Kontingents zu vereinbaren. Die Ver-
handlungen sind für den 23. und 24. Februar 1977 
vorgesehen. 

Anlage 75 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage B 67): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die nachweisbare Struk-
turschwäche Westmittelfrankens und Hohenlohe-Frankens wegen 
der im Bundesraumordnungsprogramm vorgenommenen Aufrech-
nung mit den Strukturdaten der Wirtschaftsräume Nürnberg und 
Heilbronn/Stuttgart in der Praxis nicht angemessen berücksichtigt 
wird, und wird die Bundesregierung Bemühungen unterstützen, 
die beiden entwiddungsbedürftigen Regionen Westmittelfranken 
und Hohenlohe-Franken zu einer raumordnungsmäßigen Gebiets-
einheit zusammenzufassen? 

1. Der Bundesregierung ist bekannt, daß die nach-
weisbare Strukturschwäche West-Mittel-Frankens 
und von Hohenlohe—Franken wegen der im Bundes-
raumordnungsprogramm vorgenommenen Aufrech-
nung mit den Strukturdaten der Wirtschaftsräume 
Nürnberg und Heilbronn—Stuttgart nicht zur Aus-
weisung von Schwerpunkträumen mit Schwächen in 
der Erwerbsstruktur für diejenigen Gebieteinheiten 
des Bundesraumordnungsprogramms (Gebietseinheit 
30 „Neckar—Franken" und Gebietseinheit 31 „Ans-
bach—Nürnberg"), in denen diese Gebiete liegen, 
geführt hat. Das bedeutet indessen nicht, daß diese 
Strukturschwäche „nicht angemessen berücksichtigt"  

worden ist, denn das gesamte Gebiet von West-
Mittel-Franken und das Hohenloher Gebiet ist in die 
Fördergebietskulisse der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
eingeschlossen und es nimmt ebenfalls an der Förde-
rung im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
teil. Auch bei anderen Förderungsmaßnahmen des 
Bundes, wie z. B. der Städtebauförderung, sind diese 
Gebiete gebührend berücksichtigt worden. 

2. Die Gebietseinheiten des Bundesraumordnungs-
programms sind das Ergebnis eines Kompromisses 
zwischen Bund und Ländern. Auf die daraus sich er-
gebenden Probleme für strukturschwache Teilge-
biete von Gebietseinheiten hat die Bundesregierung 
bereits im Raumordnungsbericht 1974 (Bundestags-
drucksache 7/3582, Seite 106) hingewiesen: „Das ein-
heitliche Raumraster des Bundesraumordnungspro-
gramms sind 38 nach dem Funktionalprinzip abge-
grenzte Gebietseinheiten. Bei der Abgrenzung war 
es unvermeidlich, daß die unterschiedlichen Auffas-
sungen der Länder ihren Niederschlag im Zuschnitt 
der Gebietseinheiten fanden. So konnten z. B. in ein-
zelnen Fällen nach Maßgabe der strukturellen Ver-
flechtungen Landesgrenzen überschritten werden, in 
anderen Fällen, wie zum Beispiel bei der Gebiets-
einheit Neckar—Franken (30), war dies nicht möglich 
mit der Konsequenz, daß gewisse schwach struktu-
rierte Randräume in Nordbaden und Hohenlohe 
einem expandierendeh Verdichtungsraum (Stuttgart) 
zugeschlagen wurden, mit dem nur geringe funktio-
nale Verflechtungen bestehen." Die Bundesregie-
rung vertritt nach wie vor die Meinung, daß erheb-
liche ländergrenzüberschreitende Verflechtungsbe-
ziehungen bei der Abgrenzung von Gebietseinheiten 
berücksichtigt werden müssen. Bei der Fortschrei-
bung der Abgrenzung der Gebietseinheiten (vgl. 
Bundesraumordnungsprogramm vom 14. Februar 
1975, Abschnitt IV, 2) wird sich erweisen, inwieweit 
die Länder Bayern und Baden-Württemberg diese 
Belange berücksichtigen werden. 

3. Die Größenordnung der Gebietseinheiten hat bei 
der parlamentarischen Diskussion des Bundesraum-
ordnungsprogramms eine wesentliche Rolle gespielt 
und zu der vom Bundestag beschlossenen Aufforde-
rung geführt, „die innergebietliche Differenzierung 
der Gebietseinheiten ... bei der Fortschreibung des 
Bundesraumordnungsprogramms besonders (zu) be-
rücksichtigen" sowie eine „Aktualisierung der Da-
tenbasis, eine Verfeinerung des analytischen Instru-
mentariums sowie die Verbesserung des Katalogs 
der Sozialindikatoren" vorzunehmen. Mit der Ver-
feinerung des Raumrasters und des analytischen In-
strumentariums wird es möglich sein, nicht nur die 
großräumigen Disparitäten, die in erster Linie der 
Ansatzpunkt des Bundesraumordnungsprogramms 
sind, sondern auch die sogenannten innergebietli-
chen Disparitäten festzustellen. Im Bundesministe-
rium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
wird zur Zeit an diesen Aufgaben gearbeitet. Im 
übrigen befaßt sich der Datenausschuß der Minister-
konferenz für Raumordnung mit der Weiterentwick- 
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lung des Indikatorensystems zur Fortschreibung des 
Bundesraumordnungsprogramms. Dabei soll die 
Analyse auf der Grundlage eines mehrstufigen 
räumlichen Bezugssystems unterhalb der Ebene von 
Gebietseinheiten durchgeführt werden. Auf diese 
Weise werden bei der Fortschreibung des Bundes-
raumordnungsprogramms durch die Analyse der 
Raumstruktur, die ja Grundlage für programmatische 
Aussagen sein muß, auch Strukturschwächen für 
Teilräume von Gebietseinheiten dargestellt werden 
können. 

Anlage 76 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/86 Fragen B 69 und 70) : 

Kann die Bundesregierung Auskunft über den Stand der For-
schungsarbeiten auf dem Gebiet der Kohleverflüssigung in der 
Bundesrepublik Deutschland und den USA geben? 

Kann damit gerechnet werden, daß in absehbarer Zeit zur Er-
gänzung der Maßnahmen zur Sicherung der Energieversorgung 
mit der Kohlehydrierung begonnen wird, und wenn nicht, was 
sind die Gründe? 

Zu Frage B 69: 

Kohleverflüssigungsanlagen werden weder in der 
Bundesrepublik noch in den Vereinigten Staaten in 
großtechnischem Maßstab betrieben. 

Mit dem Rahmenprogramm Energieforschung wur-
den in der Bundesrepublik Untersuchungen zu den 
beiden Verflüssigungsmethoden, Fischer-Tropsch-
Synthese und direkte Hydrierung, aufgenommen. 
Beide Verfahrenswege werden heute im Labormaß-
stab erprobt. Über den Stand der verschiedenen Ar-
beiten zur Kohleverflüssigung wird regelmäßig im 
Jahresbericht zum Rahmenprogramm Energiefor-
schung Auskunft erstattet, den ich Ihnen gerne ge-
sondert übersende. 

Der Bau von Pilotanlagen zur Kohleverflüssigung 
ist in der Bundesrepublik geplant. Er wird voraus-
sichtlich noch 1977 oder 1978 in Angriff genommen 
werden. 

Neben den vom Bundesministerium für Forschung 
und Technologie geförderten Maßnahmen unter-
stützt das Land Nordrhein-Westfalen den Bau und 
Betrieb einer Laboranlage zur Entwicklung eines 
Verflüssigungsverfahrens. 

In den Vereinigten Staaten von Amerika wird an 
einer Reihe unterschiedlicher Verfahren zur Kohle-
verflüssigung gearbeitet. Ein entscheidender Durch-
bruch bei der Verfahrensentwicklung ist allerdings 
auch dort bis jetzt noch nicht gelungen. Mit Unter-
stützung der Bundesregierung wurde es einer deut-
schen Firmengruppe ermöglicht, mit einem amerika-
nischen Partner zusammenzuarbeiten, der die am 
weitesten entwickelte Pilotanlage zur Kohleverflüs-

sigung betreibt. Dabei sollen unter anderem Erfah-
rungen für den Aufbau einer Anlage in der Bundes-
republik gesammelt werden. 

Zu Frage B 70: 

Kohleverflüssigung wird auf absehbare Zeit bei 
Fortbestehen der gegenwärtigen Randbedingungen 
in der Bundesrepublik nicht wirtschaftlich betrieben 
werden können. Heute wären Flüssigprodukte aus 
Kohle etwa noch doppelt so teuer wie die entspre-
chenden Mineralölprodukte. Techniken zur Kohle-
verflüssigung erfordern außerdem lange Entwick-
lungszeiten bis zur kommerziellen Reife. Die Bun-
desregierung hält jedoch die begonnenen und ge-
planten Maßnahmen zur Sicherung der zukünftigen 
Energieversorgung und zur Verbreitung der Roh-
stoffbasis der chemischen Industrie für notwendig. 

Anlage 77 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn (Braun-
schweig) (CDU/CSU) (Drucksache 8/86 Fragen B 71 
und 72) : 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß auf dem Sek-
tor der Arbeit von Forschung und Wissenschaft im Verantwor-
tungsbereich des Bundes seit Jahren eine restriktive Personal-
politik betrieben wird, obwohl der wirtschaftliche Fortschritt und 
die soziale Sicherheit in der Bundesrepublik Deutschland weit-
gehend von den Ergebnissen der Arbeit von Forschung und Wis-
senschaft abhängig sind, und ist die Bundesregierung bereit, ihre 
bisherige Personalpolitik auf diesem Sektor einzustellen und für 
das Haushaltsjahr 1978 die Mittel in den Etat einzusetzen, die 
erforderlich sind, z. B. die Bundesforschungsanstalten in Braun-
schweig in die Lage zu versetzen, ihrem gesetzlich festgelegten 
Forschungs- und Wissenschaftsauftrag nachzukommen? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Aufstellung über die Stel-
lenanforderungen der Bundesforschungsanstalten und die Bewilli-
gungen bzw. Ablehnungen dieser Anforderungen durch die Bun-
desregierung für die Jahre 1970 bis 1977 vorzulegen? 

Die Bundesregierung hat in den letzten Jahren 
zur Verringerung des hohen Zuwachses an Personal-
ausgaben unter Zustimmung des Deutschen Bundes-
tages, dessen Vorstellungen sogar zum Teil weiter 
gingen, insgesamt eine zurückhaltende Linie im 
Personalbereich verfolgt. Das hat nicht nur zu einer 
Beschränkung des Ausgabenzuwachses in diesem 
Bereich, sondern auch zu einer Überprüfung der Auf-
gaben und des tatsächlichen Personalbedarfs mit 
strengeren Maßstäben als in früheren Jahren ge-
führt. 

Die Bundesregierung teilt nicht die von Ihnen 
vertretene Auffassung, daß dadurch die Erfüllung 
von Bundesaufgaben gefährdet sei. Das gilt auch für 
Forschung und Wissenschaft, denen die Bundesre-
gierung große Bedeutung zumißt. 

Im Zuständigkeitsbereich des Bundes wurden die 
in Betracht kommenden Forschungseinrichtungen 
personell so ausgestattet, daß die Erfüllung der Auf-
gaben weiterhin gewährleistet ist. Notwendigem 
Mehrbedarf an Personal in einzelnen Bereichen wird 
die Bundesregierung — wie der Haushaltsentwurf 
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1977 z. B. für die physikalisch-technische Bundesan-
stalt in Braunschweig vorsieht — auch in Zukunft 
Rechnung tragen. 

Daneben werden vom Bund auf den Gebieten For-
schung und Wissenschaft Aktivitäten in sehr großem 
Umfang über Zuwendungsempfänger gefördert. Auch 
in diesen Bereichen wurde darauf geachtet, daß zur 
Erfüllung der Aufgaben das notwendige Personal 
vorhanden ist. 

Hinsichtlich Ihrer zweiten Frage bemerke ich, daß 
Haushaltsanforderungen, sei es von Einrichtungen 
des Bundes oder von Bundesministerien, grundsätz-
lich nicht im einzelnen veröffentlicht werden. Die 
Vorstellung der Bundesregierung über den notwen-
digen Personalbedarf ergeben sich aus den Regie-
rungsentwürfen für die jeweiligen Haushaltsjahre. 

Anlage 78 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Voigt (Frankfurt) 
(SPD) (Drucksache 8/86 Fragen B 73 und 74) : 

Über welche Informationen verfügt die Bundesregierung in 
bezug auf die Zahl und berufliche Struktur der Benutzer des Be-
rufsbildungspasses? 

Welche Informationen bezieht die Bundesregierung darüber, 
welche Bildungseinrichtungen ihre Teilnahmebescheinigungen 
bzw. Zertifikate auf eine Einfügung und Nutzung im Rahmen des 
Berufsbildungspasses abgestellt haben? 

Es ist zunächst darauf hinzuweisen, daß der Be-
rufsbildungspaß (BBP) durch die Empfehlung des 
Bundesausschusses für Berufsbildung vom 25. Ok-
tober 1974 eingeführt wurde. In den BBP können 
Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung (Lehr-
gänge und/oder Prüfungen) nach einem bestimm-
ten Kriterienkatalog eingetragen werden. Der BBP 
besteht aus der Paßhülle, dem Stammblatt und sog. 
Maßnahmeblättern (standardisierte Teilnahme- und 
Prüfungsbescheinigungen) . 

Der BBP beruht auf dem Prinzip der Freiwillig-
keit, d. h., der Erwerb des BBP ist dem einzelnen 
freigestellt, und die Eintragung erfolgt nur auf 
Wunsch des Teilnehmers. Außerdem gibt es für die 
Weiterbildungsveranstalter keine rechtliche Ver-
pflichtung, eintragungsfähige Veranstaltungen auch 
tatsächlich einzutragen. 

Druck und Vertrieb des BBP erfolgen durch einen 
Verlag, der den Paß auf Grund von Bestellungen 
an einzelne Interessenten oder an Weiterbildungs-
träger, Verbände etc. auf eigene Rechnung und 
Risiko veräußert. Der vom Bundesausschuß für Be-
rufsbildung empfohlene Vertrieb des BBP erfolgt 
also auf rein privatrechtlicher Basis. Statistiken 
der von Ihnen angesprochenen Art werden daher 
nicht geführt. Es besteht deshalb weder ein Über-
blick über die Zahl und die berufliche Struktur der 
Benutzer des BBP noch darüber, welche Bildungs-

einrichtungen in welcher Form vom BBP tatsächlich 
Gebrauch machen. Es liegen lediglich Informatio-
nen über die insgesamt verkauften Berufsbildungs-
pässe vor. Nach neuestem Stand sind dies ca. 
20 500 Pässe. 

Über das Verhältnis von eigenen Teilnahme- und 
Prüfungsbescheinigungen der Träger zu den ent-
sprechenden Maßnahmeblättern des BBP hat sich 
der Bundesausschuß für Berufsbildung nicht aus-
drücklich geäußert. Durch die Empfehlung sollte 
allerdings die einheitliche Einführung und Anwen-
dung des BBP in allen Bereichen sichergestellt 
werden. Dieses Ziel der Empfehlung hat der Bun-
desausschuß im Jahre 1976 noch einmal ausdrück-
lich bekräftigt. Ob Weiterbildungsträger ihre Teil-
nahme- und Prüfungsbescheinigungen ganz auf die 
BBP-Formulare umgestellt haben, ist mir im einzel-
nen nicht bekannt. Auf Grund der mir vorliegenden 
Informationen gibt es jedoch Bildungseinrichtun-
gen, die zwar den BBP generell eingeführt haben, 
aber neben dem BBP noch eigene Teilnahme- und 
Prüfungsformulare verwenden. 
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Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Engelsberger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/86 Frage B 75) : 

Stimmt die Bundesregierung mit der Forderung des DGB-Vor-
sitzenden Vetter überein, durch einen Untersuchungsausschuß 
„die Praktiken deutscher Investitoren in Westafrika untersuchen" 
zu lassen und an die Regierung in Südafrika keine Kredite und 
Darlehen mehr zu gewähren, da die schwarzen Arbeitnehmer 
nicht weiter „von Unternehmern ausgebeutet" werden dürften, 
obwohl andererseits an Polen, wo sich die Ausbeutung und Un-
terdrüdcung der Arbeiter bereits sehr deutlich in Demonstratio-
nen und Streiks offenbart, ein Milliardenkredit gewährt worden 
ist, und wenn ja, welche Folgerungen zieht sie daraus? 

1. Die Bundesregierung hat keine Anhaltspunkte 
dafür, daß deutschen, in der Republik Südafrika täti-
gen Unternehmen, verantwortungsloses Verhalten 
bei der Behandlung und Bezahlung ihrer schwarzen 
Arbeitskräfte vorgeworfen werden könnte. Die ihr 
vorliegenden Berichte zeigen im Gegenteil, daß sich 
diese Unternehmen aktiv um einen Abbau von Dis-
kriminierungen bemühen. Soweit von hier ein Ein-
blick möglich ist, läßt sich sagen, daß die nicht-
weißen Arbeitnehmer in den Niederlassungen deut-
scher Firmen in der RSA in finanzieller und sozialer 
Hinsicht einen Standard haben, der nicht nur über 
die gesetzlich vorgeschriebenen Mindestnormen hin-
ausgeht, sondern in vielen Fällen auch für Südafrika 
beispielhaft ist. 

Die Bundesregierung sieht daher keine Veranlas-
sung, näher auf die von Herrn Vetter erhobene For-
derung einzugehen. 

2. Die Bundesregierung hat an die Regierung der 
Republik Südafrika keine Kredite gewährt. Soweit 
im Zusammenhang mit Exportgeschäften deutscher 
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Unternehmen Finanzierungen erforderlich waren, 
wurden diese von den deutschen Exporteuren selbst 
oder von Kreditinstituten durchgeführt. 

Die Bundesregierung übernimmt wohl im Rahmen 
der ihr im Haushaltsgesetz eröffneten Möglichkeiten 
Bundesdeckungen für Ausfuhrgeschäfte nach Süd-
afrika. Bei der Entscheidung über die an sie heran-
getragenen Bürgschafts- und Garantieanträge läßt 
sie sich von den Richtlinien leiten, die für die In-
deckungnahme von Ausfuhrgeschäften allgemein 
entwickelt worden sind. Die Gewährung von Aus-

fuhrbürgschaften ist dabei als eine Maßnahme der 
Exportförderung zu verstehen. Ausfuhrbürgschaften 
werden demzufolge entsprechend den Erfordernissen 
unserer Exportwirtschaft und unter Berücksichti-
gung der Wirtschaftskraft, insbesondere der weite-
ren Verschuldungsfähigkeit, des Bestellerlandes ein-
gesetzt. 

Die derzeitige Wirtschaftslage Südafrikas recht-
fertigt nach Auffassung der Bundesregierung die 
weitere Übernahme von Bundesdeckungen für deut-
sche Exporte in dieses Land. 
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